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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





RUNDSCHREIBEN/001: 12.01.2018 - Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 72 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 12. Januar 2018


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer 
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick, geplant 
zum 19.1.2018, wird aus technischen Gründen leider erst ab Freitag, 
den 2.2.2018 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß 
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick 
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de .


Mit den besten Grüßen und Neujahrswünschen in Vertretung Ihrer 
Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

12. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/249: Hambacher Forst - wir stehen zu euch ... (Michael Zobel)


Bundesweiter Aktionstag unter dem Titel #FreeHambi 9

von Michael Zobel, 31. Januar 2018



Guten Abend zusammen,

am Samstag schon etwas vor?

Montag, 22. Januar, Hambacher Wald. Barrikadenräumung. Mit mehreren
Polizeihundertschaften. Reiterstaffel, Hunde, Hubschrauber, Räumpanzer,
Radlader, Hubsteiger und weiteres schweres Gerät auf den Waldwegen
unterwegs. Das alles in Begleitung von Landtagsabgeordneten aus
Düsseldorf, SPD und AfD sind vertreten.... Und was passiert? Es gibt
keine Bilder von Gewalt, keine Steine von den angeblich so militanten
Autonomen "aus Berlin, Hanburg und Leipzig". Sondern es gibt Aktionen
des zivilen Ungehorsams, konsequent und entschlossen, konsequent friedlich.

Trotzdem befinden sich seit dieser Räumung neun Personen in
Untersuchungshaft, sechs in Köln-Ossendorf, drei in Aachen. Unter
fadenscheinigen Vorwürfen. Am 2. Februar gibt es für einen Teil der
Menschen einen Haftprüfungstermin in Düren. Niemand weiß im Moment, wie
es mit den neun Personen weitergeht.

Anlass genug für einen bundesweiten Aktionstag unter dem Titel
#FreeHambi 9.

Deutschlandweit protestieren am 3. Februar tausende Menschen für die
sofortige Freilassung der Waldschützer*innen.

Wir in Aachen sind dabei:

14.00 Uhr Solidaritätsaktion am Münsterplatz

16.00 Uhr 'Rote Krachwache' zwischen Parkhaus Poizeipräsidium und JVA
Aachen am Eulersweg

Sei die Rote Linie, unübersehbar, unüberhörbar, mit roter Kleidung und
roten Gegenständen, mit allem, was laut ist...

#FreeHambi9   hambacherforst.org   #SeidieRoteLinie

Bitte weitersagen, teilen, verbreiten, wir freuen uns auf eine kraftvolle
Solidaritätsaktion.

Bis Samstag am Münsterplatz,

mit freundlichsten Grüßen,

Michael Zobel

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 31. Januar 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/248: Hambacher Forst - Friedfertigkeit beklagt Opfer ... (kommunikatz)


kommunikatz - Pressemitteilung vom 31. Januar 2018

Deutschlandweiter SolidaritätsTag für die inhaftierten Aktiven aus dem
Hambacher Forst:

Sei die Rote Linie, unübersehbar, unüberhörbar, mit roter Kleidung und
roten Gegenständen, mit allem, was laut ist...



Deutschlandweit protestieren am Samstag, dem 3. Februar, tausende
Menschen für die sofortige Freilassung von neun Waldschützer*innen. Um
14 Uhr startet auch in Aachen eine Solidaritätsaktion am Münsterplatz.
Um 16 Uhr findet dann die 'Rote Krachwache' an der JVA Aachen statt.
Nach Angaben der Organisator*innen wird es laut, daher nennen sie es
nicht Mahnwache. Zudem sind alle Teilnehmenden aufgerufen, in roter
Kleidung zu erscheinen. Dies ist eine Hommage an die zur Tradition
gewordenen "rote Linie Aktionen" rund um die Tagebaue und die
Braunkohlekraftwerke im Rheinischen Revier.

Am 22. Januar versuchte die Polizei, besetzte Barrikaden im Hambacher
Wald zu räumen. Begründet wurde das harte Durchgreifen inklusive
Hubschrauber, Räumpanzer und Polizeihunden ohne Maulkorb mit der
Zugänglichmachung von Rettungs- und Sicherheitswegen. Die von vielen
Aktiven vermutete Absicht einer Inszenierung, um den anwesenden
Landtagsabgeordneten von SPD und AfD und der Presse die "gewaltbereiten
Ökoterroristen" vorzuführen, schlug jedoch fehl: Niemand außer der
Polizei übte in irgendeiner Weise Gewalt aus.

Trotzdem wurden 9 Menschen ihrer Freiheit beraubt, dafür, dass sie sich
mit ihren Körpern Maschinen in den Weg stellten, die für die Zerstörung
des Weltklimas mitverantwortlich sind. Drei der Umweltschützer*innen
sind in der JVA Aachen inhaftiert. Noch nie in der Geschichte der
Waldbesetzung waren so viele Aktive gleichzeitig in Haft. "Die Gewalt
gegen sie ist Gewalt gegen uns alle", erklärt ein Aktivist. "Es ist ein
klarer Einschüchterungsversuch und damit ein Angriff auf die gesamte
Klimagerechtigkeitsbewegung".

Der kleine, verbleibende Rest des Hambacher Waldes ist seit fünf Jahren
mit kurzen Unterbrechungen kontinuierlich besetzt. Es gibt wachsende
Baumhausdörfer und ein Wiesencamp. Obwohl RWE diesen Winter gar nicht
roden darf und der Tagebau Hambach trotzdem keineswegs stillsteht,
finden immer wieder Provokationen und Repressionen seitens der Polizei
und der RWE-Security statt.

Alle Aachenerinnen und Aachener, die ebenfalls ihre Solidarität mit der
Waldbesetzung und den inhaftierten Neun ausdrücken wollen, sind herzlich
eingeladen, sich den Protesten anzuschließen: Um 14 Uhr am Münsterplatz
und um 16 Uhr vor der JVA.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / LITERATUR





MELDUNG/093: Jaroslav Rudiš erhält den Preis der Literaturhäuser 2018 (Theater Bremen)


Theater Bremen - Pressemitteilung: 29.01.2018

Jaroslav Rudiš erhält den Preis der Literaturhäuser 2018

Mitglied der Kafka Band und Autor des Stückes "Nationalstraße" -
"Amerika"



Dem tschechischen Schriftsteller, Dramatiker, Drehbuchautoren und
Publizisten Jaroslav Rudiš wird am 15. März im Leipziger Haus des
Buches der Preis der Literaturhäuser 2018 verliehen.

In Bremen ist Rudiš vor allem als Mitglied der Kafka Band
bekannt, die er 2013 mit Sänger Jaromír 99 gründete. Um sich scharten
die beiden fünf der bekanntesten tschechischen Rockmusiker, mit denen
sie eine CD zu Franz Kafkas unvollendetem Roman "Das Schloss"
einspielten. Es folgten Konzerte in ganz Europa und 2015 die erste
Arbeit am Theater Bremen - eine inszenierte Fassung in der Regie von
Alexander Riemenschneider. In der vergangenen Spielzeit wurde dann
Rudiš' jüngster Roman "Nationalstraße" in der Inszenierung von
Theresa Welge in deutscher Sprache erstaufgeführt. In der aktuellen
Spielzeit kam es schließlich zur erneuten Zusammenarbeit mit Alexander
Riemenschneider. "Amerika", eine Adaption von Kafkas Romanfragment
"Der Verschollene", feierte im September letzten Jahres Premiere im
Theater am Goetheplatz. Mit der musikalischen Untermalung der Kafka
Band ist diese Inszenierung zum letzten Mal am 15. Februar um 19:30
Uhr im Theater am Goetheplatz zu erleben.

Die Jury des Netzwerkes der Literaturhäuser lobt Rudiš für sein
"feines Gespür für die Alltagsängste der Menschen", mit dessen Hilfe
er die Gesellschaft anhand von "besonderen Typen, die häufig Opfer
tragikomischer Ereignisse sind" zeichne. Seine Bücher seien "cool,
witzig, kritisch, politisch, poetisch, widerständig, anti-bürgerlich,
berührend und verführerisch - kurzum: literarischer Rock'n'Roll".

Zum letzten Mal "Amerika" am 15. Februar um 19:30 Uhr im Theater am
Goetheplatz

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 29.01.2018

Hrsg.: Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Presse und Kommunikation

E-Mail: presse@theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AKTION/7119: Hamburg - Woche des Gedenkens, zwei Veranstaltungen im Goldbekhaus am 3. und 4.2.2018


Goldbekhaus: Woche des Gedenkens



Auschwitz sollte niemals vergessen werden. Das Goldbekhaus begeht seit
vielen Jahren die Woche des Gedenkens, die von der Bezirksversammlung
Hamburg-Nord ins Leben gerufen wurde.

Obwohl gerade diese Erinnerungen schmerzhaft sind, dienen sie doch als
Inspiration auch für eine kulkturelle Bewältigung dieses Traumas der
deutschen Geschichte. 2018 haben wir zwei schöne Veranstaltungen im
Rahmen dieser Woche für Sie ins Programm genommen.

 * 

Samstag 3. Februar um 20:30 Uhr

Stella's Morgenstern : Beautiful Songs - New & Old Jewish Folk |
Konzert IM RAHMEN DER WOCHE DES GEDENKENS

Fünf Jahre - so schnell verfliegt die Zeit! Fünf Jahre unterwegs mit
einem Programm, das am privaten Esstisch entstand und weiter wächst
und mittlerweile quer durch Europa zu hören ist. Eine Frau, ein Mann,
noch ein Mann und manchmal noch einer. Eine Ukulele, ein Banjo, eine
Gitarre und manchmal noch ein Cello. Eine Stimme, dann noch eine. So
fing alles an.

Stella's Morgenstern feiert fünfjähriges Jubiläum.

Nach wie vor kommen die Lieder von prof*merose (Tel Aviv), landen auf
dem Tisch bei Stella, werden mit Andreas Hecht neu- und umarrangiert,
geknetet, gebacken und mit einer wachsenden Reihe weiterer Instrumente
auf der Bühne serviert.

Unterschiedliche Klänge, Rhythmen und Sprachen, Vielfalt der Launen
und Stimmungen.

Fünf Jahre - und so frisch!

"Diese Künstler muss man live erleben!" (Dagmar Barber/Badische
Zeitung)

"Ein wunderbarare Abend im Universum von Stella's Morgenstern."
(Daniel Gorzalka)

"Ein so stimmiges rhythmisches Musikfundament, dass man sich als
Zuhörer dem Zauber und der Emotionalität nicht entziehen konnte und
wollte." (Doris Hennies/Cellesche Zeitung)

Mit: Stella: Gesang Autoharp, Ukulele), Andreas Hecht (Gitarren,
Lautengitarren, Banjo, Gesang, Perkussion), Matthias Ricardo Müller
(Cello), prof*merose Banjo, Gesang, Perkussion), Matthias Ricardo
Müller (Cello), prof*merose (Beautiful Songs);
http://stellasmorgenstern.de/

Goldbekhaus e.V. | Bühne zum Hof

AK 16,- / 13,- | VVK 13,- / 10,- (zzgl. evtl. anfallender
Vorverkaufsgebühren)

 * 

Sonntag 4. Februar um 16 Uhr (ab 15:30 Uhr Ausstellung)

Ruth Stender: Gertigstraße 56 | LESUNG im Rahmen der Woche des
Gedenkens

Mit musikalischer Begleitung durch Sascha Nedelko Bem und eine
Ausstellung. Die AnwohnerInnen-Initiative-Jarrestadt besteht seit
2004. Sie hat mitgewirkt bei der biographischen Spurensuche
"Stolpersteine in Winterhude' und hat seitdem in mehreren
Ausstellungen Biographien gezeigt und Lesungen durchgeführt.

In der Woche des Gedenkens bietet die Gruppe eine Lesung an und hat
dazu die Autorin Ruth Stender sowie den Musiker Sascha Nedelko Bem
eingeladen.

Die Woche des Gedenkens im Bezirk Nord steht 2018 unter dem Thema
'Politische Verfolgung in der NS-Zeit'. Wie viele mutige Menschen es
in unserem Viertel gab, die im Widerstand gegen den
Nationalsozialismus bereit waren ihr Leben einzusetzen, ist uns
bewusst geworden, als wir an dem Band "Stolpersteine in
Hamburg-Winterhude" mitgewirkt haben.

Vom politischen Widerstand dreier Brüder gegen den Nationalsozialismus
berichtet Ruth Stender, die Tochter des jüngsten Bruders Werner, der
durch seine Flucht nach England überlebte. "Gertigstrasse 56" ist ein
berührendes Dokument der Familiengeschichte von Rudolf, Ernst und
Werner Stender, das bisher nur auf Englisch erschienen ist. Ruth
Stender besucht Hamburg im Februar, um auf die deutsche
Veröffentlichung hinzuarbeiten. Für die Lesung wurde ein Teil der
Geschichte übersetzt.

Viele Geschichten sind immer noch wenig bekannt, z.B. dass die
Verschwörer des 20. Juli in Verbindung zu den Hamburger Kommunisten
Bernhard Bästlein und Franz Jacob (Stolpersteine Goldbekufer 19 und
Jarrestraße 21) standen. Daher werden in einer Ausstellung weitere
Personen vorgestellt, die in Winterhude politischen Widerstand
geleistet haben. Sascha Nedelko Bem hat 2012 seinen künstlerischen
Master in klassischer Gitarre an der Hochschule für Musik und Theater
abgeschlossen und arbeitet seither als freier Musiker,
Instrumentallehrer und Model.

Weiterlesen:

http://www.troubador.co.uk

http://www.stolpersteine-hamburg.de

Weitere Veranstaltungen zur Woche des Gedenkens finden Sie ab Dezember
unter http://www.kulturbank-hh-nord.de/wdg/

VeranstalterInnen: AnwohnerInnen-Initiative-Jarrestadt (Andrea
Krieger, Maike Bruchmann, Ingeborg Brusberg, Renate Bunge, Christine
Meier, Dr. Uwe Puttfarcken) 

Kontakt: anwohner-ini-jarrestadt@hamburg.de in Kooperation mit dem
Goldbekhaus.

Bühne zum Hof | Eintritt frei (Spenden erwünscht)


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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SEMINAR/3142: Herten - Familien-Workshop "Wasser - ein alltägliches Wundermittel" am 10./11.2.


Familien-Workshop: Wasser - ein alltägliches Wundermittel



Schon von klein auf sind Kinder neugierig und wollen ihr Umfeld
erkunden. Naturwissenschaftliche Phänomene werden dabei interessiert
wahrgenommen und bestaunt. Am Beispiel des Naturelements Wasser werden
im Rahmen dieses Workshops am Samstag, 10. Februar, und Sonntag 11.
Februar, von 10 bis 12.30 oder von 14 bis 16.30 Uhr faszinierende
Phänomene der physikalischen und chemischen Welt experimentell
erforscht. Gemeinsam mit einem Eltern- oder Großelternteil gehen die
Fünf- bis Sechsjährigen u. a. den Fragen "Wo bleibt der Zucker im
Tee?" und "Was prickelt in der Brause?" nach.

Crea-Nummer: 1729 (10 bis 12.30 Uhr) oder 1739 814 bis 16.30
Uhr)

Leitung: Dr. Rupert Scheuer (Lehrstuhl für Didaktik der Chemie II,
Technische Universität Dortmund)

 Kosten: pro Familie 16,25 Euro

Vorverkaufsstellen

CreativWerkstatt Jugendkunstschule Herten, Ernst-Reuter-Platz 10-20,
45699 Herten

Glashaus Herten, Hermannstr. 16, 45699 Herten

Preise

Kinder 5 Euro, Erwachsene 7 Euro

Informationen und Anmeldung

Interessierte können sich bei der CreativWerkstatt Jugendkunstschule
Herten unter der Telefonnummer (0 23 66) 307 805 informieren und
anmelden. Weitere Informationen gibt es auch unter
www.creativwerkstatt-herten.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Januar 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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VORTRAG/8283: Saarbrücken - Ringvorlesungen der Saar-Uni in der 6. Kalenderwoche


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Ringvorlesungen der Saar-Universität in der 6. Kalenderwoche



In der sechsten Kalenderwoche enden zwei weitere öffentliche
Vorlesungsreihen der Universität des Saarlandes: Am 7. Februar findet
in der Saarbrücker Schlosskirche der letzte Vortrag zur Herkunft von
Kunstwerken statt. Dabei berichten zwei Mitarbeiterinnen des Instituts
für Kunstgeschichte der Johannes Gutenberg-Universität Mainz über
Bücher, die vermutlich als "NS-verfolgungsbedingt entzogenes
Kulturgut" von Paris nach Mainz gebracht wurden. Zum Abschluss der
Ringvorlesung über den Zufall -ebenfalls am 7. Februar - wird im
Filmhaus der US-amerikanische Science-Fiction-Film "Gattaca" gezeigt.
Alle Interessierten sind eingeladen, der Eintritt zu den Vorträgen ist
frei.

 * 

1. Ringvorlesung in der Schlosskirche Saarbrücken: Herkunft ungewiss? - Kunstwerke und ihre Besitzergeschichte

Mittwoch, 7. Februar, 18 Uhr: "Überreste einer verschollenen Institution - Die Bücher aus der ehemaligen Kunsthistorischen
Forschungsstätte in Paris (1942-1944) in Mainz

(Sabine Scherzinger M.A. und Julia Schmidt M.A., Johannes Gutenberg-Universität Mainz)

Der Vortrag gewährt einen Einblick in das seit Januar 2017 vom
Deutschen Zentrum Kulturgutverluste in Magdeburg geförderte Projekt
"Die Provenienz des Mainzer Buchbestandes aus der Kunsthistorischen
Forschungsstätte Paris (1942-44)" an der Johannes Gutenberg-Universität in Mainz. Thematisiert werden die Überweisung des
Buchbestandes an die im Jahr 1946 neugegründete Universität, die
Gründung und der Aufbau der Kunsthistorischen Forschungsstätte und
ihrer Bibliothek in Paris sowie die verschiedenen Aktivitäten ihres
Direktors Dr. Hermann Bunjes während der Okkupation.

Weitere Infos zum Projekt finden Sie unter:

https://www.kunstgeschichte.uni-mainz.de/dzk-projekt-die-provenienz-des-mainzer-buchbestandes-aus-der-kunsthistorischen-forschungsstaette-paris-1942-44/

www.uni-saarland.de/institut/kunstgeschichte.html

 * 

2. Vortragsreihe über den Zufall im Filmhaus (Mainzer Str. 8): Purer Zufall!

Mittwoch, 7. Februar, 18.30 Uhr: Film: "Gattaca"

Spielfilm, 1997, Regie Andrew Niccol, mit Ethan Hawke, Uma Thurman,
Jude Law (106 Min., FSK 12)

In der düsteren Zukunftsvision Gattaca versucht sich ein natürlich
geborener Mensch in einer genetisch perfektionierten Gesellschaft
durchzusetzen. Er nimmt die Identität eines anderen Menschen an, um
seinen Lebenstraum, die Weltraumfahrt, zu verwirklichen.

Link zum Programm: www.uni-saarland.de/zufall2017

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, Gerhild Sieber, 31.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/266: Türkischer Amnesty-Vorstand Taner Kılıç zurück in Untersuchungshaft


Amnesty International - 1. Februar 2018

Türkischer Amnesty-Vorstand Taner Kılıç zurück in

Untersuchungshaft: 

Internationaler Druck gegenüber türkischer Regierung weiter dringend
gefragt



Keine 24 Stunden nach der richterlichen Anordnung, den türkischen
Amnesty-Vorstand Taner Kılıç aus der Untersuchungshaft zu
entlassen, hat dasselbe Gericht in Istanbul seine eigene Entscheidung
widerrufen. Taner Kılıç muss wieder ins Gefängnis, nachdem es
gestern so schien, als käme er nach 240 Tagen Untersuchungshaft endlich
frei. Der Generalsekretär der deutschen Amnesty-Sektion erinnert daran,
jetzt den internationalen Druck auf die türkische Regierung aufrecht zu
erhalten.

BERLIN, 01.02.2018 - Der Vorstandsvorsitzende der türkischen Sektion von
Amnesty International, Taner Kılıç, muss nach einer Entscheidung
eines Gerichts in Istanbul wieder in Untersuchungshaft.

Dazu äußert sich Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty International
in Deutschland:

"Die dramatischen Geschehnisse der vergangenen Stunden sind zu allererst
ein Schock für die Familie und Angehörigen von Taner Kılıç: Sie
warteten vor dem Gefängnis in Izmir darauf, ihn nach 240 Tagen in Haft
endlich wieder in die Arme nehmen zu können - vergeblich."

"In der Gerichtsverhandlung gestern war noch einmal deutlich geworden, dass
Taner Kılıç vollkommen unschuldig 240 Tage in Untersuchungshaft
saß. Es gibt keinerlei stichhaltige Beweise für die grotesken
Anschuldigungen gegen ihn. Die Nacht-und-Nebel-Aktion der türkischen
Behörden, die jetzt zur Revidierung der Freilassung geführt hat, offenbart
erneut die politische Instrumentalisierung der türkischen Justiz. Dass mit
Taner Kılıç ein hochrangiger Amnesty-Vertreter so offenkundig
willkürlich weiter in Haft gehalten werden soll, ist nicht nur ein
dramatisches Signal für die Menschenrechtslage in der Türkei, sondern auch
für den Menschenrechtsschutz weltweit."

"Die Vorwürfe gegen Taner Kılıç und weitere
Menschenrechtsverteidiger müssen fallengelassen werden; die fälschlich
Beschuldigten müssen sofort und bedingungslos freigelassen werden. Alle
europäischen Regierungen bleiben gefordert, bei der türkischen Regierung
noch konsequenter auf die Einhaltung der Europäischen
Menschenrechtskonvention, auf eine unabhängige Justiz und eine freie Presse
zu drängen."

Hintergrund



Mittwochmittag hatte ein Gericht in Istanbul Taner Kılıçs
Freilassung nach 240 Tagen in Untersuchungshaft angeordnet. Gegen diese
Entscheidung legte die Staatsanwaltschaft Berufung ein.

Ein zweites Gericht in Istanbul gab der Berufung statt und erließ erneut
Haftbefehl gegen Kılıç. Polizisten nahmen ihn um Mitternacht fest,
während seine Familie draußen vor den Mauern des Gefängnisses in Izmir auf
ihn wartete. Kılıç verbrachte die Nacht in Polizeigewahrsam.

Das Gericht, das gestern die Freilassung angeordnet hatte, widerrief
Donnerstagmittag seine eigene Entscheidung: Taner Kılıç
muss wieder in Untersuchungshaft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Februar 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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STANDPUNKT/234: Naher Osten - Verbot von Massenvernichtungswaffen möglich machen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Budapest vom 31. Januar 2018

Naher Osten: Verbot von Massenvernichtungswaffen möglich machen



Edinburgh, Schottland - 31.01.2018. Letzte Woche fand in den
Edinburgher City Chambers eine Vorbereitungskonferenz statt, bei der
Diplomaten, Experten, Akademiker und Vertreter der Zivilgesellschaft
die Gesichtspunkte besprachen, die nötig wären, um ein Abkommen
zwischen allen Ländern des Nahen Ostens für eine Verbot von
Massenvernichtungswaffen (Weapons of Mass Destruction; kurz WMD) auf
den Weg zu bringen. Dies ist entscheidend, um dem Risiko des Einsatzes
und der Gefahren von nuklearen, chemischen und biologischen Waffen in
einer Art und Weise zu begegnen, die alle Staaten der Region
einbindet.

Edinburghs Deputy Lord Provost Joyce Griffiths eröffnete die Konferenz
am Dienstagvormittag mit den Worten: "Die Schottische Aufklärung wurde
in diesen Gemäuern initiiert, in denen sich die wichtigsten Denker der
damaligen Zeit trafen, um Ideen über alle Wissensgebiete hinweg zu
diskutieren und zu hinterfragen: sie forderten Beweise zur Begründung
und zur Rationalisierung aller Theorien, um Wissen zu fördern und den
Nutzen für den Einzelnen und die Gesellschaft als Ganzes
sicherzustellen. Ist es vielleicht an der Zeit, zu einer radikalen
Neubewertung akzeptierter Normen zurückzukehren und unser
Weltverständnis zu überdenken?"

Am Dienstagabend lud Bill Kidd MSP die Teilnehmer ein, schottische
Parlamentarier zu treffen. Er erklärte: "Schottland ist ein sehr
geeigneter Ort für ein Vorbereitungstreffen, einer von mehreren runden
Tischen, die in verschiedenen Ländern außerhalb der Region stattfinden
werden. Unser Parlament und unsere Regierung sind an internationalem
Frieden und internationaler Sicherheit interessiert, auch wenn sie
keine Politik oder politische Agenda zu Sicherheitsdoktrinen im Nahen
Osten machen können."

Sharon Dolev von der israelischen Abrüstungsbewegung sagte: "Seit
Jahren hören wir von Staaten viel über die Unmöglichkeit und die
Hindernisse und warum wir zu unseren Lebzeiten keine WMD-freie Zone
erreichen können. Da aber die Präsenz von Massenvernichtungswaffen in
dieser explosiven Zone unser aller Leben verkürzen könnte, haben wir
als Zivilgesellschaft beschlossen, die Möglichkeiten zu erforschen und
wir glauben, dass eine WMD-freie Zone nicht nur notwendig, sondern
auch machbar ist, sobald sich unsere Regierungen zum Handeln
entschliessen."

Paul Ingram vom British American Security Information Council fügte
hinzu: "Zu lange haben Staaten die Massenvernichtungswaffen als Option
für Sicherheit oder zur Verfolgung politischer Ziele gesehen. Politik
und Konflikte können nicht aus der Region entfernt werden, aber die
Staaten haben die Verantwortung, effektiver zusammenzuarbeiten, um
Vertrauen aufzubauen und Massenvernichtungswaffen aus der Region zu
beseitigen."

Tony Robinson von World without Wars and Violence sagte: "Der Mangel
an Fortschritten hin zu einer Massenvernichtungswaffen-freien Zone ist
sehr enttäuschend und schädlich für den größeren Rahmen des
Nichtverbreitungsabkommen. Eine wachsende Anzahl von Menschen stellt
jetzt diesen Pessimismus in Frage und beteiligt sich aktiv an diesem
Prozess, um einen Mustervertrag zu entwerfen, der einen Weg nach vorne
aufzeigt."


Übersetzung aus dem Englischen von Wendelin Roth und Evelyn
Rottengatter


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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BERICHT/110: Naturbegriffe - rechen-, teil- und handelbar ... (SB)


In practice, REDD+ projects tend to follow a divide-and-rule strategy. Indigenous and
forest-dependent communities are convinced by slick project organizers that they will receive
compensation for not using their forests, or even for just continuing to follow their customary
practices unhindered. In fact, however, communities often find themselves subject to new re-
strictions on their livelihood activities, new accounting burdens, and even overt land grabs and
criminalization, while the promised money is often not forthcoming and internal community
tensions increase.1 Very few communities are even informed that the objective of the contract
they are being offered is to manufacture pollution rights for faraway industries and business
sectors.

Carbon Pricing: A Critical Perspective for Community Resistance [1]



Ein Budget an klimaschädlichen Emissionen zu postulieren, das bis zum Eintreten
des Ernstfalls noch bedenkenlos zu verbrauchen wäre, ist das Ergebnis des
politischen Kalküls, darüber bestimmen zu können, auf wessen Kosten die
Erwärmung der Erdatmosphäre durch Treibhausgase geht. Über die Jahre sukzessive
gesteigerte Grenzwerte sollen Auskunft darüber geben, wieviel durchschnittliche
Erwärmung im Verhältnis zum vorindustriellen Niveau zu tolerieren wäre. Wer
genau dieses Niveau definiert, kann in Anbetracht der Möglichkeit, das pazifische
Inseln bereits im Meer untergehen, während man im europäischen Norden
wärmere Sommer genießt, einen Unterschied ums Ganze machen.

Bei der Begrenzung der Temperaturzunahme auf 1,5 oder 2 Grad werden bereits
schwerwiegende Schäden an den biologischen Grundlagen aller Lebewesen in Kauf
genommen. Sie treffen meist diejenigen Menschen in den Ländern des globalen
Südens am härtesten, die zum einen am wenigsten für den anthropogenen
Klimawandel verantwortlich zu machen sind und zum andern auch deshalb, weil sie
den industriellen Brand niemals in die Höhen der kapitalistischen
Metropolengesellschaften treiben konnten, am wenigsten globaladministrativen
Einfluß besitzen. Das sogenannte 2-Grad-Ziel kann nur insofern als
perspektivische Norm gesetzt werden, als die auf der Strecke ihrer
Verwirklichung liegenden Schäden in Kauf genommen und bestenfalls finanziell
kompensiert werden. Letzteres wird zwar seit langem gefordert, findet aber in
der Konsequenz des in den klassischen Industriestaaten erreichten Wohlstandes
auch deshalb kaum statt, weil dies den dadurch konstituierten Abstand zwischen
hochproduktiven und davon abgehängten Gesellschaften und Regionen tendenziell
wieder einebnete.

Faktisch wollen die Menschen in den wohlhabenderen Ländern des Nordens so wenig
Einbußen an Konsum und Komfort hinnehmen wie nur irgendwie vertretbar. In
Anbetracht der bereits erfolgten und zu bezeugenden Veränderungen des Klimas
kann das Ziel nur lauten, so schnell wie möglich alles nur Denkbare zu tun, um
die weiterhin ungebremste Emission klimaschädlicher Gase zu mindern. Die
Forderung, die noch nicht der Erde entrissenen fossilen Brennstoffe dort zu
lassen, könnte angesichts der durch sie noch anzurichtenden Schäden nicht
vernünftiger sein. Auch drastische Einschränkungen in allen besonders
klimaschädlichen Formen der Mobilität, der Konsumgüterproduktion, des Wohnens
und der Nahrungsmittelproduktion könnten in Anbetracht der in den Fensterreden
der Staats- und Regierungschefs unterstrichenen Dringlichkeit des Ergreifens
wirksamer klimapolitischer Maßnahmen nicht naheliegender sein.

Allein es fehlt der politische Wille, am Status quo so viel zu ändern, daß es
auch denjenigen wehtut, die aufgrund ihres finanziellen und sozialen Kapitals
bislang am wenigsten von konkreten Maßnahmen des Klimaschutzes zu befürchten
haben. Man bedient sich wissenschaftlich erwirtschafteter Prognosen über noch
mögliche Verbrauchshorizonte, die den konkreten Handlungsnotstand in desto
weitere Ferne rücken, je dringlicher die objektive Lage nach effizienten
Eingriffen in Produktion und Konsum verlangt. Statt dessen hat man, um
angesichts ungebrochener Orientierung an Wirtschaftswachstum und
Wettbewerbsfähigkeit den Eindruck zu erwecken, nicht gänzlich untätig
zu sein, bereits angerichtete wie noch zu erwartende Schäden negativ
in Wert gesetzt.

Dem Erwerben sogenannter Verschmutzungsrechte in Form von Emissionszertifikaten
oder Biodiversitäts-Offsets liegt die Quantifizierung der zu vermeidenden
Treibhausgasemssionen in Form von CO2 und seinen zu dieser Grundeinheit ins
Verhältnis ihrer Klimawirksamkeit gesetzten Äquivalente zugrunde. Analog zum
Tauschwertäquivalent des Geldes werden Emissionen zähl- und damit handelbar
gemacht. Das ermöglicht den großen Emittenten klimawirksamer Gase nicht nur,
über die gesetzlich definierten Grenzwerte hinaus CO2-Äquivalente freizusetzen,
indem diese durch vermeintliche Ausgleichsmaßnahmen in anderen Teilen der Welt
oder den Erwerb von Emissionszertifikaten kompensiert werden, sondern eröffnet
dem nach Anlagemöglichkeiten suchenden Kapital auch ein weites Feld an neuen
Verwertungsmöglichkeiten.

Der im Anstieg des Meeresspiegels, der Zerstörung jahrtausendealter biologischer
Strukturen wie Wälder, Korallenriffs, Pflanzen- und Tiergemeinschaften, der
Zunahme gefährlicher Extremwetter und hungererzeugender Dürrekatastrophen
konkret manifest werdenden Schaden wird auf den Nenner einer in jede Richtung
verrechen- und tauschbaren Maßeinheit gebracht. Nur qua dieser Abstraktion
lassen sich konkrete Schadensfälle mit vermeintlichen Guthaben wie der nicht
vollzogenen Zerstörung eines Waldes oder der Schaffung von CO2-Senken in Form
von Baumplantagen gegenrechnen. In der luftigen Sphäre bloßer Mutmaßungen und
Unterstellungen über die Vergleichbarkeit eines Bioorganismus mit einem anderen,
über die Verrechenbarkeit eines Quantums an Kohlenstoffdioxid mit anderen Quanta
klimawirksamer Gase, über die Behauptung, einen Wald auch in fünfzig Jahren
nicht abzuholzen, um mit seinem Aufnahmepotential an Treibhausgasen eine
woanders entstehende Emission zu kompensieren, läßt sich nicht minder
erfolgreich wirtschaften wie mit der Komplexität sogenannter Finanzprodukte, in
denen gebündelte Schulden als finanzielle Guthaben ausgewiesen oder Wetten auf
Gewinnerwartungen geschlossen werden.

Die Suggestion, über Verbrauchsperspektiven und -horizonte zu verfügen, obwohl
das Haus bereits in Flammen steht, kann mit diesem Instrument des in Wert
gesetzten Verbrauchs der Lebensgrundlagen bioorganischer Entwicklung - man
könnte auch vom Umschlag materieller Gebrauchswerte in ihren negativen
Tauschwert sprechen -, auf zudem hoch profitable Weise plausibel gemacht werden.
Am positiven Ertrag dieses paradoxen Aktes kapitalistischer Wertbildung, der
Überakkumulation durch die fortwährende Ausweitung ungedeckten Kredits durch die
Zentralbanken nicht unähnlich, teilhaben können allerdings nur Investoren und
Kapitaleigner. Diejenigen Menschen, die auf unmittelbare und alternativlose
Weise von den natürlichen Lebenswelten abhängig sind, deren Erhalt die
Zerstörung der Natur und Atmosphäre andernorts rechtfertigen soll, werden auf
diese Weise doppelt bestraft. Unmittelbar durch den Klimawandel, den sie nicht
verursacht haben, von dessen destruktiven Auswirkungen sie jedoch in erster
Linie betroffen sind, mittelbar im Namen seiner Begrenzung, mit der ihre nurmehr
eingeschränkt oder gar nicht mehr nutzbaren Lebensgrundlagen in den Dienst von
Akkumulationsprozessen gestellt werden, die auf anderen Kontinenten geldwert zu
Buche schlagen. So greift die Akkumulation, verstanden als räumliche wie soziale
Ausweitung der Warenbeziehungen und der kapitalistischen Eigentumsverhältnisse
in der globalen Enteignungsökonomie (Christian Zeller), auf Gemeinschaften und
Lebensformen über, die ganz andere Wünsche und Ziele haben, als daß ihre
Lebenswelt als Naturkapital dem Diktat des Weltmarktes unterworfen wird.
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Was kostet die Welt diejenigen, denen sie nicht gehört?

"Financialisation of Nature and REDD+" war der Fall überschrieben, der am 7.
November 2017 vor dem International Right of Nature Tribunal in Bonn verhandelt
wurde. Grundlegendes zu dem zentralen Instrument der Green Economy, die Natur
rechen-, teil- und handelbar zu machen, war von Jutta Kill zu vernehmen. Sie
setzt sich seit 17 Jahren mit den neuen Formen der Kommerzialisierung der Natur
auseinander und reiste häufig an Orte in den tropischen Regenwäldern, wo REDD+
(Reducing Emissions from Deforestation and Forest Degradation) als marktbasierte
Maßnahme zum Waldschutz eingesetzt wird. Bei der Untersuchung zahlreicher dieser
Projekte gelangte sie zu dem Schluß, daß die Finanzialisierung der Natur gegen
das Recht von Mutter Erde auf Integrität verstößt, so ihre einleitend vor dem
Tribunal präsentierte Bewertung.

Alles beginnt mit der Unterstellung, man könne die Natur mit Hilfe sogenannter
Ökosystemleistungen einer ökonomischen Leistungsbemessung unterwerfen, um ihre
Nutzung und Zerstörung mit einem Preisschild zu versehen, und sie durch
Emissionszertifikate oder Biodiversität-Offsets konzeptionell marktgängig und
tauschbar zu machen. REDD, das seit 2005 im Rahmen des UNFCCC (United Nations
Framework Convention on Climate Change)-Prozesses diskutiert und
weiterentwickelt wird, soll zwar den Schutz der Wälder und Kampf gegen
Klimawandel miteinander kombinieren, richtet in Wirklichkeit, so Kill, jedoch
mehr Zerstörung an, als ohnehin schon durch Klimawandel und menschlichen Raubbau
verursacht wird. Dabei ist REDD, das für das Tribunal aufgrund der Insistenz,
mit der es als Klima- und Waldschutzmaßnahme propagiert wird, wie der großen
Zahl der davon negativ betroffenen Gemeinschaften zum Fall gemacht wurde, nur
ein exemplarisches Beispiel von mehreren für die negativen Folgen der
Finanzialisierung der Natur.
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Ebensogut hätte man den Clean Development Mechanism (CDM) des Kyoto-Protokolls
oder den Handel mit Biodiversität-Offsets durch Bergbauunternehmen aussuchen
können, um die kontraproduktive Wirkung marktförmiger Methoden des Klimaschutzes
zu präsentieren. So unterschiedlich die Namen dieser Mechanismen sein mögen, so
sehr werden im Kern stets die Einzigartigkeit, Unteilbarkeit und relationale
Komplexität von Mutter Erde negiert. Wann immer behauptet werde, man könne
Mutter Erde als eine Sammlung bemeßbarer und miteinander tauschbarer Einheiten
beschreiben, wodurch an einem Ort zerstörte Einheiten mit an anderem Ort
wiederhergestelle Einheiten austauschbar sein sollen, werde ihre Ganzheit gebrochen.
Entscheidend für den destruktiven Charakter dieser Konzepte sei die Annahme, man
könne abstrakte Einheiten käuflich erwerben, mit Hilfe derer die weitere
Zerstörung von Mutter Erde legitimiert werde.

Davon besonders betroffen sind die VerteidigerInnen von Mutter Erde, also meist
indigene Gemeinschaften, die die Integrität der Natur respektieren und schützen.
Wer als Staat oder Unternehmen sogenannte Verschmutzungsrechte ersteht, meint
zum einen damit das Recht zu erwerben, über bereits festgelegte Begrenzungen der
Zerstörung von Mutter Erde, die ihrerseits bereits eine Verletzung ihrer Rechte
darstellen, hinaus Natur zerstören zu können. Zum andern wird Kontrolle über das
Territorium ausgeübt, auf das sich das jeweilige Emissionszertifikat oder
Biodiversität-Offset bezieht. Für die Durchsetzung des Anspruches, seine
Unversehrtheit langfristig zu garantieren, werden auch diejenigen Menschen
haftbar gemacht, die es seit jeher nutzen. Obwohl allgemein anerkannt ist, daß
indigene Gemeinschaften weltweit am effizientesten für den Schutz der von ihnen
bewohnten Wälder sorgen, werden ihnen Auflagen zur Bewirtschaftung der sie
ernährenden Natur gemacht, ihnen kann bei Strafe hoher Geldzahlungen oder
polizeilicher Gewaltanwendung das Sammeln von Holz oder die Nutzung von Bäumen
zum Bau ihrer Wohnstätten untersagt werden, ihnen werden aufwendige
bürokratische Pflichten abverlangt, und mitunter werden sie ganz und gar
aus dem als Schutzzone ausgewiesenen Gebiet vertrieben. 

Vollständig ignoriert werden ihre kulturellen und spirituellen Verbindungen,
die sie zum Wald unterhalten, der unversehens in einen Aktivposten globaler
Klimaregulation verwandelt wurde. Dazu allerdings muß er als gefährdet gelten.
Nur wenn der Wald tatsächlich Gefahr läuft, zerstört zu werden, kann die
Garantie, daß dies verhindert werde, als geldwerte Kompensation angerechnet
werden. Schon die konventionelle Kritik an dem dieser Kalkulation zugrundeliegenden
Clean Development Mechanism (CDM) besagt, daß fast drei Viertel der in diesem
Rahmen entstandenen Verschmutzungsrechte fiktiv seien, weil ihnen gar keine
zusätzlichen meßbaren Emissionsreduktionen zugrundeliegen. 

Nach der Präsentation einiger Fallbeispiele, die Jutta Kill persönlich
untersucht hat und mit denen sie ihre Ausführungen belegte, appellierte sie an
das Tribunal, die Institutionen, Unternehmen und Organisationen, die diese
Mechanismen propagieren und nutzen, beim Namen zu nennen und anzuklagen.
Insbesondere gelte es diejenigen unter ihnen zur Rechenschaft zu ziehen, die
Instrumente im Namen des Klimaschutzes entwickeln, die ganz anderen Zielen
dienen als dem unterstellten Zweck. 
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Richterin Osprey Orielle Lake
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Auf Nachfrage der Richterin Osprey Orielle Lake, ob Unternehmen die größten
Verursacher dieser Entwicklung seien, erklärte die Expertin, daß es sich aus
ihrer Sicht um die Fortsetzung bisheriger Akkumulationspraktiken in all ihren
möglichen Formen handle. So versuchten Minenkonzerne, über die Illusion eines
grünen Bergbaus hinaus zu anderen Mitteln zu greifen, um noch einige Jahre weiter
wie bisher operieren zu können. Auch die Öl- und Kohleindustrie versuche
angesichts wachsender öffentlicher Kritik, ihr schmutziges Geschäft trotz aller
berechtigten Einwände fortzusetzen. In Zukunft sei auch die kommerzielle
Luftfahrt ein wichtiger Akteur auf diesem Gebiet, könne sie ihre Wachstumsziele
doch nur verwirklichen, wenn sie mit Hilfe des Erwerbs von Verschmutzungsrechten
den Eindruck erwecke, dies erfolge klimaneutral. Dagegen helfe nur Bloßstellung,
so wie es gerade mit Hilfe dieses Tribunals erfolge.
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Die für den Fall zuständige Richterin Ruth Nyambura fragte danach, wie die
Finanzialisierung und Kommodifizierung der Natur als auch die Grundlagen
systemischer, struktureller und intersektionaler Unterdrückung insbesondere für
diejenigen Menschen, die an vorderster Front vom Klimawandel betroffen sind und
in basisaktivistischen Organisationen dagegen kämpfen, besser greifbar und
kritisierbar gemacht werden könnten. Dazu gab Jutta Kill zu bedenken, sie halte
es für eine der gefährlichsten Auswirkungen der Einführung von
Verschmutzungsrechten, daß damit nicht nur große Unternehmen als mögliche Kunden
angesprochen werden sollten, sondern Menschen wie du und ich. Leuten, die mit
schlechtem Gewissen Flugreisen buchen oder klimaschädliche Produkte konsumieren,
werde auf diese Weise Absolution erteilt, und dies werde auch in Anspruch
genommen. Dadurch, daß der einzelne Menschen sich nicht mehr schlecht fühlen
müsse, wenn er seine Ablaßzahlung geleistet habe, komme es zu einer gefährlichen
Normalisierung von Zerstörung. Dabei seien die Ursachen natürlich systemischer
Art und nicht in der individuellen Konsumption begründet.

Während von REDD+ betroffenen Menschen im Globalen Süden lediglich erklärt
werde, es handle sich um eine neue Form des Waldschutzes, und sie von dem
dadurch bewirkten Kompensationsmechanismus nichts erführen, wüßten viele
Menschen hierzulande nichts davon, daß der Kauf eines Emissionsausgleichs in
entlegenen Orten, die schwer zu erreichen, aber leicht zu kontrollieren seien,
dazu führe, daß dort Menschen von der Nutzung des Waldes abgehalten werden. Von
Interesse sei daher ein Mechanismus, der beide Enden der Diskussion
zusammenbringt. Die UrheberInnen von REDD+ täten viel dafür, um genau diesen
Kontakt und die daraus entstehende Auseinandersetzung zu unterbinden, weiß die
Aktivistin aus eigener Erfahrung. Ein solcher Mechanismus werde auch den
öffentlichen Diskurs verändern. Tatsächlich wachse der öffentliche Widerstand,
angeregt durch die Aufklärungsarbeit der REDD+-KritikerInnen in aller Welt,
bereits. Um so mehr gehe es darum, Akteure wie Minenkonzerne und die
Luftfahrtindustrie, die sich dieser Mittel bedienen und die dabei angerichteten
Menschenrechtsverletzungen billigend in Kauf nehmen, bloßzustellen.
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Naturkapital als Lösung? Der Streit ist unausweichlich ...

Aufklärung tut not, denn der Abstraktionsgrad, mit dem Natur in Wert gesetzt und
auf neue Möglichkeiten kapitalistischer Verwertung zugerichtet wird, ist hoch.
So haben das Climate Justice Alliance (CJA) und das Indigenous Environmental
Network (IEN) mit der Broschüre "Carbon Pricing: A Critical Perspective for
Community Resistance", aus der eingangs zitiert wurde, eine nicht nur für
AktivistInnen und LeserInnen in den USA, sondern weltweit interessante Arbeit
zur Entschlüsselung der Untiefen und Abgründe der Finanzialisierung von Natur
vorgelegt [2]. Jutta Kill hat mit der auf deutsch, englisch und französisch
abrufbaren Studie "Ökonomische Bewertung von Natur" [3] einen wichtigen Beitrag
zur kritischen Auseinandersetzung mit dem Thema geleistet, Magdalena Heuwieser
hat mit "Geld wächst nicht auf Bäumen - oder doch?" [4] eine sehr gut
verständliche Einführung in den Problemkreis vorgelegt. Weitere Hinweise zu dem
angesichts der geringen Bereitschaft, grundlegende Maßnahmen gegen den
Klimawandel zu ergreifen, immer bedeutsamer werdenden Diskurs über Green Economy
und Naturkapital finden sich ebenfalls in den genannten Broschüren.


Fußnoten:


[1] aus der Broschüre Carbon Pricing: A Critical Perspective for Community Resistance

2017 herausgegeben von Indigenous Environmental Network und Climate Justice Alliance

http://www.ienearth.org/wp-content/uploads/2017/11/Carbon-Pricing-A-Critical-Perspective-for-Community-Resistance-Online-Version.pdf

in eigener Übersetzung:

REDD+ Projekte folgen in ihrer Anwendung tendenziell einer Strategie des
Teilens und Herrschens. Indigene und vom Wald abhängige Gemeinschaften werden
von cleveren Projektorganisatoren überzeugt, daß sie Zahlungen für die
Nichtnutzung ihrer Wälder erhalten, oder daß sie sogar mit ihren üblichen
Praktiken ungehindert weitermachen können. Tatsächlich jedoch müssen diese
Gemeinschaften häufig feststellen, daß die zu ihrem Lebenserhalt erforderlichen
Aktivitäten eingeschränkt, sie mit neuen Nachweispflichten überzogen und sogar
offenem Landraub und Kriminalisierung ausgesetzt werden, während das zugesagte
Geld auf sich warten läßt und die Spannungen unter ihnen anwachsen. Sehr wenige
Gemeinschaften werden auch nur darüber informiert, daß der Zweck des ihnen
angebotenen Vertrages darin besteht, Verschmutzungsrechte für weit entfernte
Industrien und Geschäftsbereiche zu erzeugen. 

[2] http://www.ienearth.org

[3] Ökonomische Bewertung von Natur. Der Preis für Naturschutz?

https://www.rosalux.de/publikation/id/8338/oekonomische-bewertung-von-natur-der-preis-fuer-naturschutz/

[4] Geld wächst nicht auf Bäumen - oder doch? Wie die Natur und deren 'Leistungen zu Waren gemacht werden

http://www.ftwatch.at/geld-waechst-nicht-auf-baeumen-oder-doch-broschuere/



Bisher im Schattenblick unter BÜRGER/GESELLSCHAFT / REPORT
zum International Rights of Nature Tribunal in Bonn erschienen:

BERICHT/109: Naturbegriffe - Lebensrecht und eine neue Welt ... (SB)

BERICHT/108: Naturbegriffe - blutige Verschiebespiele ... (SB)

BERICHT/107: Naturbegriffe - die immer gleichen Absichten ... (SB)

BERICHT/106: Naturbegriffe - unzureichend im Blick ... (SB)

BERICHT/105: Naturbegriffe - im Kreisverkehr ... (SB)

INTERVIEW/169: Naturbegriffe - Fluchten ...     Ute Koczy im Gespräch (SB)

INTERVIEW/168: Naturbegriffe - Fundamentaler Widerstand ...     Kandi Mossett im Gespräch (SB)

INTERVIEW/167: Naturbegriffe - Universalitätsargumente ...     Linda Sheehan im Gespräch (SB)


1. Februar 2018
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/160: Kiel - "Rechte Mobilisierungen im ländlichen Raum" am 22.2.2018


Rechte Mobilisierungen im ländlichen Raum

Analysen und Gegenstrategien von Kommunalpolitik, Zivilgesellschaft
und kritischer Wissenschaft



Rückt das Dorf nach rechts? Aktuelle Medienberichte stellen
Wahlerfolge rechter Parteien wie der AfD in der Bundesrepublik oder
des Front National in Frankreich als ein ländliches Phänomen dar, das
in engem Zusammenhang mit Fragen der Benachteiligung ländlicher Räume
steht. Auch die Wahl Donald Trumps zum US-amerikanischen Präsidenten
wird durch einen Gegensatz zwischen liberalen, vor allem
großstädtischen und reaktionären, eher ländlichen Milieus erklärt.

Diese Gegenüberstellung zwischen Stadt und Land ist stark vereinfacht
und als Erklärung für die gegenwärtige Präsenz rechter Bewegungen
unzureichend. Dennoch ist nach der ländlichen Dimension des Erfolgs
rechter Mobilisierungen zu fragen: Unterscheiden sich diese
Mobilisierungen zwischen Städten und ländlichen Regionen? Wie werden
Strukturprobleme ländlicher Räume darin aufgegriffen? Daran schließt
die Frage nach den Strategien an, mit denen Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit in Dörfern und Kleinstädten begegnet werden kann.
Die Veranstaltung diskutiert diese Frage aus drei unterschiedlichen
Perspektiven. Erstens, aus der Perspektive einer Politischen
Geographie, die rechte Mobilisierungen als ein räumliches Phänomen zu
verstehen versucht. Zweitens stellen zivilgesellschaftliche
Initiativen Befunde vor, inwieweit rechte Bewegungen besonders in
ländlichen Räumen aktiv sind und was daraus für antirassistisches
Engagement folgt. Drittens berichten VertreterInnen aus der
Kommunalpolitik, wie Gemeinden in Schleswig-Holstein mit rechten
 Mobilisierungen umgehen. Mit diesem Dreiklang möchte die
Veranstaltung damit sowohl zum Verständnis rechter Bewegungen im
ländlichen Raum beitragen als auch zur Diskussion möglicher
Gegenstrategien.

U.a. mit: Christopher Vogel: Mobiles Beratungsteam gegen
Rechtsextremismus - für demokratische Kultur in Hessen.
www.mbt-hessen.org/index.php

Dr. Thomas Bürk: Autor des Titels "Gefahrenzonen, Angstraum,
Feindesland: Stadtkulturelle Erkundungen zu Fremdenfeindlichkeit und
Rechtsradikalismus in ostdeutschen Kleinstädten" 

Prof. Dr. Florian Dünckmann: Professor für Kulturgeographie am
Geographischen Institut der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel
mit thematischen Schwerpunkten Politische Geographie und ländliche
Entwicklung

Die Veranstaltung findet im Rahmen der Jahrestagung des AK Ländlicher
Raum statt, die unter dem Titel "Konstruieren, Analysieren, Gestalten:
Ländliche Räume zwischen Theorie, Empirie und Praxis" an der Kieler
Universität vom 22. bis 24. Februar 2018 stattfindet.

22.02.2018, 19:00 - 22:00 Uhr

Hansa48, Hansastraße 48, 24118 Kiel

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2018

Rosa Luxemburg Stiftung

Regionalbüro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5 / 24103 Kiel

Ulrich Schippels

Tel.: 0431 260 70 43

E-Mail: schippels@rosalux.de

Internet: www.sh.rosalux.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Februar 2018 
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8174: Und morgen, den 2. Februar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 02.02.2018 bis zum 03.02.2018 +++
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Mau und grau,

Regen selten,

Jean-Luc blau,

er schnarcht Welten.
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MEMORIAL/177: Vor 50 Jahren starteten die Befreiungskämpfer in Südvietnam die Tet-Offensive (Gerhard Feldbauer)


Vor 50 Jahren starteten die Befreiungskämpfer in Südvietnam während
des Tetfestes die legendäre Offensive des Affen

Sie leitete die Wende im Krieg gegen die USA ein

von Gerhard Feldbauer, 31. Januar 2018



Seit Juli 1967 befand ich mich mit meiner Frau Irene, die als
Foto-Reporterin arbeitete, für ADN, die Nachrichtenagentur der DDR,
und das "Neue Deutschland" zur Berichterstattung über Vietnam, Laos
und Kambodscha in Hanoi. Am 29. und 30. Januar 1968 erlebten wir unser
erstes Mondjahr, das traditionelle Tetfest. Nach dem alten Kalender
begann das 4.605. Mondjahr, das nach der Folge des Tierkreises im
Zeichen des Affen stand. An diesen Tagen wurden einmal mehr
Lebensmut, Würde und die Kraft sichtbar, welche die Vietnamesen aus
ihrer Kultur und Geschichte schöpften. Hanoi, dem der Krieg so viele
Wunden geschlagen hatte, trug ein, wenn auch bescheidenes,
Festkleid. In den Straßen wurden die bekannten Tet-Blumen verkauft:
Mandelbäumchen mit zarten roten Blüten, Pfirsichblüten und Narzissen,
aber auch Gladiolen, Astern, Stiefmütterchen, farbige Gerbera und
dazwischen Orchideen. Am meisten gefragt waren die etwa einen Meter
hohen Mandarinenbäumchen mit ihren kleinen gelbroten Früchten, die im
Tetfest die Stelle unseres Weihnachtsbaumes einnahmen. Zwischen den
Blumenständen wurden Früchte angeboten: Bananen, Apfelsinen,
Mandarinen und Pampelmusen, große wie kleine Melonen. In einer
Tombola gab es als Hauptgewinn ein Moped. Statt Glückwunschkarten
wurden Spruchbänder aus rotem Papier bevorzugt, darauf Wünsche für das
neue Jahr, die Familie, den Frühlingsanfang.

Trotz kriegsbedingter Rationierung hatten die Handelsorgane
vorgesorgt, dass die traditionellen Festspeisen nicht fehlten. Je
Einwohner, ob groß oder klein, hatte es zwei der etwa ein Kilo
wiegenden Banh Chung, eine Art Kuchen aus Klebereis mit zerstampften
Bohnen und Schweinefleischstücken, gegeben. Das ist für den
Vietnamesen zum Tet das gleiche wie für uns die Weihnachtsstolle oder
der Gänsebraten. Allerdings wurde Ban Chung nicht gebacken, sondern,
in große Dongblätter eingewickelt und gekocht. Als bevorzugte
Festspeisen kamen dazu Fleisch und Fisch in Nuoc Mam, der würzigen
Fischsoße, gesalzene Zwiebeln und Gemüse.

In den Mittelpunkt des Mondjahres 1968 rückte jedoch ein anderes
Ereignis. In der Nacht zum 1. Februar eröffnete die Befreiungsarmee in
Südvietnam ihre bis dahin größte Offensive. Von der am 17. Breitengrad
gelegenen Kreisstadt Dong Ha bis hinunter zur südlichsten Provinz Bac
Lieu griffen die Truppen der Befreiungsfront FNL die über 500.000
Mann starke US-amerikanische Aggressionsarmee und die 700.000
Bajonette zählenden südvietnamesischen Hilfstruppen in zahlreichen
Stellungen und Stützpunkten an. Unter den angegriffenen Positionen
befanden sich 43 Kreis- und Provinzhauptstädte, Hunderte kleinere von
amerikanischen oder südvietnamesischen Truppen besetzte Ortschaften
sowie 20 Stützpunkte und Luftwaffenbasen, darunter die größten wie
Bien Hoa, Da Nang und Pleiku, die wochenlang im Feuer von Raketen und
Granaten der Angreifer lagen. Westliche Presseberichterstatter räumten
ein, dass Kampfhandlungen dieses Ausmaßes nur mit Unterstützung der
Bevölkerung möglich waren und es in vielen Städten zu regelrechten
Erhebungen, darunter in Hue und Saigon, kam. In Hue fanden über
vier Wochen lang erbitterte Straßenkämpfe statt, wehte die Fahne der
FNL auf der Zitadelle der alten Kaiserstadt, ehe es der
1. amerikanischen Luftlandedivision und Marines gelang, die Stadt
wieder unter ihre Kontrolle zu bringen. Die FNL zog sich schließlich
zurück, um weitere Verluste zu vermeiden. Denn dort, wo sie sich
festgesetzt hatte, bombardierte die US-Air Force ohne Rücksicht auf
die Zivilbevölkerung die Stadt. Auf den angegriffenen
Luftwaffenstützpunkten zerstörte die FNL über 100 Flugzeuge und machte
die meisten Startbahnen unbrauchbar.

In Saigon griffen die Befreiungskämpfer das Hauptquartier General
Westmorelands, den Generalstab der Marionettenarmee, den
Präsidentenpalast und die Polizeizentrale an. Ein Stoßtrupp von 19
Kämpfern drang in den schwer bewachten Sitz des US-Statthalters, "das
Weiße Haus von Saigon", wie die amerikanische Botschaft genannt
wurde, ein und schlug sechs Stunden die Angriffe Hunderter Marines
und Special Force zurück. Den meisten Kämpfern gelang es, unterstützt
von Einheiten vor der Botschaft, sich zurück zu ziehen. Bei einem
Angriff auf den Saigoner Flugplatz Tan Son Nhut wurden 20 Flugzeuge
zerstört. Die Straßenkämpfe in Saigon dauerten noch monatelang an. In
den Städten, aus denen sich die FNL nach den Kämpfen zurückzog,
blieben gefestigte oder neue Stützpunkte des Widerstandes zurück. War
der Kampf bis dahin vor allem auf dem Lande geführt worden, so trug
ihn die Tet-Offensive in die Städte, aus denen er nicht mehr verdrängt
werden konnte.


USA verloren strategische Initiative

Eine Schlacht bis dahin ohnegleichen fand um den schwer befestigten
US-Stützpunkt Khe Sanh statt. Er lag auf der Hochebene im nördlichen
Teil Südvietnams an der Straße Nr. 9 etwa 50 km südlich der
Demarkationslinie am Ben Hai und 30 Kilometer von der laotischen
Grenze entfernt. Seine Besatzung zählte 6.000 amerikanische Soldaten
und Offiziere, von denen ein großer Teil während einer 170 Tage
dauernden Belagerung ums Leben kam. Nachdem Khe Sanh nur noch aus der
Luft versorgt werden konnte, evakuierte das US-Oberkommando seine
restliche Besatzung.

Die Planung der Tet-Offensive schloss von Anfang an ein, dass die
eingenommenen Städte, Stützpunkte und Stellungen des Gegners nach
einer gewissen Zeit wieder aufgegeben werden mussten. Das als
Niederlage zu bezeichnen, ging an der Realität vorbei. Es handelte
sich im Gegenteil um die schwerste militärische Niederlage, welche die
Amerikaner bis dahin erlitten. Davon zeugte auch, dass die
Befreiungskämpfer im Verlaufe der Tet-Offensive Saigoner Truppen in
einer Stärke von rund 200.000 Mann vernichteten oder außer Gefecht
setzten, 1.300 Panzer und SPW sowie 90 Kriegsschiffe und Kampfboote
auf Flüssen zerstörten oder schwer beschädigten. In 14 Stützpunkten
kapitulierten die südvietnamesischen Besatzungen. Tausende Soldaten
liefen zu den Befreiungskämpfern über, ebenso viele desertierten.
Bei den Amerikanern verlor die 173. Luftlandebrigade zwei Drittel
ihrer Soldaten. Eine Luftkavallerie- und zwei Infanteriedivisionen
erlitten schwere Verluste.

Die erfolgreiche Tet-Offensive stellte für das Pentagon auch eine
öffentliche Blamage dar. Es hatte immer wieder verkündet, die FNL sei
militärisch erledigt. Heeresgeneralstabschef Harold Johnson hatte
gegenüber UPI am 22. August 1967 von "Fortschritten bei der
Ausschaltung des Viet Cong" gesprochen. Fast täglich wurde in den
Saigoner Medien, die wir in Hanoi verfolgten, derartiger "Optimismus"
über "den baldigen Zusammenbruch des Gegners" verbreitet: "Seine
Streitkräfte bestünden zum großen Teil nur noch aus Frauen und
Kindern; sie hätten nichts mehr zu essen, seien von den ständigen
Bombenangriffen völlig demoralisiert; nur noch durch Terror brächte
der "Vietcong" seine Soldaten zum kämpfen."

Auch die Niederlage während der Tet-Offensive hielt das
US-Oberkommando in Saigon nicht davon ab, nach dem die Kämpfe im Mai
- von Khe Sanh abgesehen - zum Erliegen gekommen waren, erneut "einen
vollkommenen Sieg" zu verkünden. Die Lage sei wieder "völlig unter
Kontrolle", dem "Viet Cong" eine "schwere Niederlage" beigebracht
worden. Davon blieb nichts, aber auch gar nichts übrig, als die FNL
im Mai/Juni zu einer zweiten Offensive antrat. Sie griff gleichzeitig
erneut über 120 Zentren des Gegners an. Einen Schwerpunkt bildete das
Mekong-Delta, wo in 16 Provinzen Kämpfe stattfanden. Auch in Saigon
kam es wieder zu schweren Gefechten. Westlich von Hue erlitten die
Amerikaner und ihre Saigoner Söldner im A-Shau-Tal große Verluste.
Insgesamt wurden 30.000 Mann außer Gefecht gesetzt, etwa 1.000
Flugzeuge abgeschossen oder am Boden zerstört, der Gegner verlor 2.200
Militärfahrzeuge, über 100 Treibstofflager oder Munitionsdepots wurden
gesprengt.

Diese zweite Offensive verdeutlichte ein weiteres Mal, dass die
Amerikaner die strategische Initiative verloren hatten. Zwar fanden
um viele befreite Dörfer in der Ebene weiterhin Kämpfe statt, aber
die FNL bestimmte von nun an die Orte größerer militärischer
Auseinandersetzungen. Gleichzeitig kombinierte sie die militärische
Auseinandersetzung mit ihrem politischen Auftreten und ihren
diplomatischen Aktivitäten auf internationaler Ebene. Ausdruck ihres
herausragenden Erfolges war, dass sie von den USA nach diesen
glänzenden militärischen Siegen in Paris ab November 1968 als
gleichberechtigter Verhandlungspartner zu den Friedensverhandlungen
der vier Seiten (DRV/FNL und USA/Saigoner Regierung) akzeptiert werden
musste. Mit der gleichzeitigen Erklärung über die Einstellung ihrer
Luftangriffe gegen Nordvietnam mussten sie ihre Niederlage in der
Luftschlacht gegen die DRV eingestehen.

Zu den unvergesslichen Eindrücken, die wir von Hanoi behielten,
gehörte die Freude der Menschen, dass den Landsleuten im Süden ein
solcher Sieg gelungen war, den sie mit aller Kraft unterstützten.
Dafür waren sie der Rache der Verlierer ausgesetzt, die täglich
ihre Bomben abwarfen. Die Freude war oft verhalten, denn von so
vielen kämpften die Väter und Mütter, Söhne und Töchter dort mit und
sie wussten, dass so mancher nicht zurückkehren würde.

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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FERIEN/887: Hanau - Erlebnistage "Wild im Park" in den Osterferien, 26.-29.3.


Stadt Hanau

Erlebnistage "Wild im Park" in den Osterferien



Natur, Abenteuer und jede Menge Spaß können 26 Kinder im Alter von
acht bis zehn Jahren in der Aktionswoche "Wild im Park" in den
Osterferien erleben. Vom Montag, 26. März bis Donnerstag, 29. März -
jeweils von 9 bis 16 Uhr - wird vom Fachbereich Bildung, Soziale
Dienste und Integration der Stadt Hanau in Kooperation mit dem
Wildpark und dem Forstmuseum ein tolles Programm im Wildpark" Alte
Fasanerie" in Klein-Auheim geboten. Organisator vor Ort ist das Team
des Familien- und Jugendzentrums Wolfgang.

Das Programm reicht von Bewegungsspielen über Kreativangebote bis hin
zu kniffligen Rätseln. Die Mädchen und Jungen lernen verschiedene
Tiere kennen und sind bei Fütterungen dabei. Sie werden Stockbrot am
Lagerfeuer grillen und können die Angebote des Spielmobils
Augustinchen nutzen.

Anmeldeformulare gibt es im Familien- und Jugendzentrum Wolfgang
(Lehrhöfer Straße 45), den Stadtteilläden sowie in der alten
Fasanerie. Anmeldeschluss ist der 5. März 2018. Die Teilnahme kostet
40 Euro. Wenn mehr Anmeldungen eingehen als Plätze vorhanden sind,
entscheidet das Los zwischen allen eingegangenen Anmeldungen. Nähere
Informationen telefonisch unter 06181 / 574105 (Fax 06181 / 3646943)
oder per E-Mail an victoria.maerz@hanau.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Januar 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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LESUNG - KINDER-UNI/180: Oldenburg - KinderUni startet wieder... Februar und März 2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Soziale Netzwerke, Sammelalben und Nervenzellen: KinderUni startet
wieder

Kartenvorverkauf ab 7. Februar



Oldenburg. Im Februar und März ist es wieder so weit: Der größte
Hörsaal der Universität Oldenburg, das Audimax, öffnet seine Türen für
die KinderUniversität. An drei Nachmittagen nehmen Forscherinnen und
Forscher die Acht-ität. An drei Nachmittagen nehmen Forscherinnen und
Forscher die Acht-bis Zwölfjährigen der Region mit auf
Entdeckungsreise in die Welt der Wissenschaft. Das Frühlingssemester
beginnt am 28. Februar mit der Vorlesung "Was uns soziale Netzwerke
über die Welt verraten". Ob Familie, Freunde oder Nachbarn - sie alle
gehören zu unserem sozialen Netzwerk. Wie und warum man diese
Netzwerke erforscht, erklärt der Sozialwissenschaftler Prof. Dr.
Sebastian Schnettler.

Vorfreude auf die Fußball-WM im Sommer macht die nächste Vorlesung am
7. März, wenn es um die Frage geht "Was hat dein Sammelalbum mit Mathe
zu tun?". Gemeinsam mit dem Mathematiker Prof. Dr. Peter Ruckdeschel
gehen die Nachwuchsforscherinnen und -forscher auf Sammelbildchen-Jagd
- und lernen ganz nebenbei, wie spannend Statistik sein kann.

Die letzte Frühlings-Vorlesung nimmt die Kinder am 14. März mit auf
eine Reise in die Leitzentrale unseres Körpers: ins Gehirn. Genauer
gesagt geht es um die Nervenzellen, aus denen das Gehirn besteht.
Medizinerin Prof. Dr. Anja Bräuer erklärt den KinderUni-Studierenden
in der Vorlesung "Das Netzwerk im Kopf: Wie sich Nervenzellen im
Dunkeln finden", was passiert, wenn wir etwas Neues lernen oder das
Gehirn verletzt wird.

Wer Lust hat, einmal hinter die Kulissen der KinderUni zu blicken,
kann sich online über die KinderUni-Seite bewerben - als Gong- oder
Kamerakind.

Die Vorlesungen beginnen jeweils um 16.30 Uhr. Einlass in das
Hörsaalzentrum (A14) auf dem Campus Haarentor ist ab 16.00 Uhr. Die
Karten (je 2,50 Euro) für die drei Frühlingsvorlesungen sind ab
Mittwoch, 7. Februar, über www.kinderuni-oldenburg.de sowie in den
Geschäftsstellen der Nordwest-Zeitung und allen Vorverkaufsstellen der
Nordwest Ticket GmbH erhältlich.

Erwachsene brauchen keine Eintrittskarte - sie dürfen nicht mit in den
Hörsaal. Sie können die Vorlesungen im Foyer des Hörsaalzentrums auf
einer Leinwand verfolgen.

Neben den Vorlesungen gibt es viele weitere Möglichkeiten, unter dem
Dach der KinderUniversität aktiv zu werden: zum Beispiel im Uni-
Chemielabor CHEMOL, im Lernlabor Wattenmeer, im Lehr-Lern-Labor
physiXS oder online bei "Physik für Kids". Hinzu kommen die "Grünen
Schule" im Botanischen Garten, die "Sinnesschule" und die
Lernwerkstatt Sachunterricht. Das Naturwissenschaftliche Haus
Oldenburg (NAWI-Haus) bietet Kurse zu Physik, Chemie, Biologie und
Technik an.

Kunst hautnah erleben und selbst kreativ werden können Kinder in
Vorstellungen des Oldenburgischen Staatstheaters und in Seminaren der
Kunsthalle Emden, des Horst-Janssen-Museums und des Stadtmuseums
Oldenburg. Auch das Edith-Russ-Haus für Medienkunst ist mit Angeboten
vertreten.

Ohne das Engagement der Sponsoren wäre das Projekt KinderUniversität
nicht möglich. Hauptsponsor ist auch in diesem Jahr die
Landessparkasse zu Oldenburg (LzO). Erhebliche Unterstützung erfährt
das Projekt ebenfalls durch den Arbeitgeberverband Oldenburg e.V., die
EWE Stiftung und die Wirtschaftliche Vereinigung "Der Kleine Kreis
e.V.". Einen großen Beitrag zum Erfolg der KinderUniversität leisten
auch die Medienpartner Nordwest-Zeitung, NDR 1 Niedersachsen und
Bremen Vier.

Weblinks

www.kinderuni-oldenburg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 025/18 vom 31. Januar 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

Redaktion: Dr. Corinna Dahm-Brey

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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SPORT UND SPIEL/221: Bielefeld - Gaming und Gamerspace in der Stadtbibliothek, 6.-27.2.


Stadt Bielefeld

Gaming und Gamerspace in der Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Die Stadtbibliothek am Neumarkt bietet an den
Dienstagen 6., 13., 20. und 27. Februar von 15 bis 17.45 Uhr ihre
Gaming-Nachmittage für Kinder und Jugendliche von sechs bis 15 Jahren
an. Spiele für die Wii, PlayStation und Nintendo stehen im Raum SO2
(2. Etage) zur Verfügung. Ebenfalls im Raum SO2 können Kinder und
Jugendliche ab 12 Jahre im "Gamerspace" an den Donnerstagen 8. und 22.
Februar von 15.30 bis 17 Uhr die PlayStation 4 und VR-Brillen
ausprobieren. Anmeldungen für beide Angebote sind nicht erforderlich,
der Eintritt ist jeweils frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Januar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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THEATER/1314: Unna - Kindertheaterprogramm für das erste Halbjahr 2018


Stadt Unna

Das neue Kindertheaterprogramm für das erste Halbjahr 2018 ist
erschienen! 



Kreisstadt Unna. Das grüne Programmheft liegt an vielen öffentlichen
Orten in Unna aus oder kann bei der Kreisstadt Unna, Bereich Kultur,
angefordert werden. Auf der Homepage steht es zum Download bereit.
Die vier Stücke sind für Kinder ab 3-4 Jahren geeignet. Hier eine
kurze Übersicht:

Den Start macht das Gute-Laune-Stück "Der Schlechte-Laune-Hase" am 13.
Februar 2018. Das Theater "Die Mimosen" erzählt die Geschichte vom
kleinen Hasen Hektor, der sehr schlecht gelaunt ist, und seinen beiden
Freunden, die mit allen Mitteln versuchen, ihr aufzumuntern.

Am 13. März 2018 präsentiert das Theater "Wilde Hummel" das Stück
"Mausekuss für Bär". Es geht um einen Bären, der ein gemütlichen Leben
führt: Alleine! Eines Morgens bringt eine kleine Maus sein Leben
vollkommen durcheinander. Ob Bär und die kleine Maus sich anfreunden?

Im Stück "Finn, der Feuerwehrelch", erzählt vom "Wodo Puppenspiel" am
10. April 2018, geht es um den Elch Finn, der unbedingt Feuerwehrelch
werden will. Doch bis dahin hat er noch einen langen Weg vor sich.
Schafft er es mitzuhelfen, als plötzlich der Alarm angeht?

Vom Theater "Artisjok-Theater" wird am 15. Mai 2018 das Stück
"Lieselotte macht Urlaub" vorgestellt, in dem die Postkuh Lieselotte
beschließt, Urlaub zu machen. Sie packt ihre Tasche und trabt zur
nächsten Bushaltestelle...

Alle Stücke finden in der Stadthalle Unna statt und starten um 15 Uhr.
Die Tageskasse öffnet um 14:15 Uhr. Die maximale Dauer beträgt 45
Minuten. Einzelkarten kosten 5,00 Euro für Kinder und 5,50 Euro für
Erwachsene.

Im Rahmen eines Familien-Abos kosten alle 4 Vorstellungen für das 1.
Kind 18,00 Euro, für die Begleitperson oder das 2. Kind 16,00 Euro,
für jedes weitere Kind oder Begleitung 14,00 Euro.

Info und Anmeldung: Kreisstadt Unna, zib, Bereich Kultur, Angelika
Becker, Lindenplatz 1, 59423 Unna, 02303/103-722
Fotorechte liegen beim Theater "Die Mimosen", dem Theater "Wilde
Hummel", "Wodo Puppenspiel" und dem "Artisjok-Theater".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. Januar 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AUSSTELLUNG/9367: Bonn - "Masterplan/kino" von Thomas Scheibitz


Ausstellung "Masterplan/kino" im Kunstmuseum



BONN - Das Kunstmuseum Bonn zeigt ab Donnerstag, 1. Februar 2018, die
Schau "Masterplan/kino" von Thomas Scheibitz. Scheibitz' Werk bewegt
sich zwischen Malerei und Skulptur.

Seit seinem ersten großen internationalen Auftritt im deutschen
Pavillon auf der Biennale Venedig 2005 hat Scheibitz' stetig an
Aufmerksamkeit und Bedeutung gewonnen. Heute gehört Scheibitz zu den
international beachteten und diskutierten Künstlern seiner Generation.
Im Zentrum seiner Arbeiten steht die Frage nach einem neuen Verhältnis
zwischen Figuration und Abstraktion. Ein großes Bildarchiv, aus dem
Scheibitz unterschiedliches Bildmaterial nach dem Kriterium formaler
und assoziativer Ähnlichkeit kombiniert, dient als Grundlage für
Skulpturen und Gemälde. Mit rund siebzig Arbeiten ist es eine der
umfangreichsten Ausstellungen, die der Künstler in den letzten zehn
Jahren entwickelt hat. Mehr als die Hälfte aller gezeigten Werke sind
neu für die Schau im Kunstmuseum entstanden. Ergänzt werden die
aktuellen Werke durch ausgewählte Arbeiten aus den Jahren 1995 bis
2016.

Weitere Infos zur Schau gibt es unter www.kunstmuseum-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Januar 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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TREFF/651: München - Monatsübersicht der Pinakotheken im Februar 2018


DIE PINAKOTHEKEN IM FEBRUAR 2018



Liebe Besucherinnen und Besucher,

mit einem Auge schon gespannt auf den März blickend, eröffnet auch der
Februar interessante Einblicke in die Pinakotheken: Im Vorfeld zur
großen Ausstellung zu Paul Klee werden in Saal 15 der Pinakothek der
Moderne ausgewählte Werke seines Schülers Fritz Winter zu sehen sein
und Ende Februar widmet sich die Staatliche Graphische Sammlung mit
einem breiten Begleitprogramm der Geschichte des Skizzenbuchs.

Für einige Ausstellungen heißt es aber noch schnell sein! Für einen
Besuch der Ausstellung "...nur Stühle? Kinderstühle der Sammlung
Neuwald" bleiben nur noch wenige Tage. Ebenso neigt sich die dem im
Januar groß gefeierten Georg Baselitz gewidmete Präsentation im
Vitrinengang der Staatlichen Graphischen Sammlung dem Ende zu.

 * 

PINAKOTHEK DER MODERNE | KUNST

FRITZ WINTER

Bis zum 10. Juni 2018 zeigt die Frinz-Winter-Stiftung in der
Pinakothek der Moderne eine kleine Auswahl des neuen Kernbestandes
des wohl bekanntesten Paul-Klee-Schülers. Höhepunkte der Ausstellung
sind zwei Neuerwerbungen aus der Werkgruppe "Triebkräfte der Erde",
die der im Nationalsozialismus als entartet geltende Künstler 1944 im
Verborgenen schuf. Die "Triebkräfte" stehen bis heute für die Qualität
und das Wirkungsvermögen in innerer Emigration entstandener
Kunstwerke.

PINAKOTHEK DER MODERNE | GRAPHIK

SKIZZENBUCHGESCHICHTE[N]

Schreiben und Zeichnen in Skizzenbüchern sind seit Jahrhunderten und
bis heute wesentlicher Bestandteil künstlerischer Praxis. Die
Staatliche Graphische Sammlung, die etwa 260 Skizzenbücher vom 18.
Jahrhundert bis in die Gegenwart bewahrt, stellt dieses Thema ab dem
22. Februar erstmals in den Mittelpunkt einer umfassenden
Präsentation.

Die Ausstellung will die Entwicklungsgeschichte des Mediums
nachzeichnen und - in einer zunehmend durch Digitalisierung geprägten
Lebens- und Arbeitswelt - für Potenzial und Aktualität analoger
Wahrnehmungs- und Schaffensprozesse im Medium Skizzenbuch
sensibilisieren.

Michael Elmgreen & Ingar Dragset, Kuratoren der 15. Istanbul Biennale;
Foto: Muhsin Akgun, Istanbul Foundation for Culture and A

 * 

PINAKOTHEK DER MODERNE | VORTRAG

CONNEXIONS. Künstlergespräch

Michael Elmgreen und Ingar Dragset, die beiden Künstler und Kuratoren
der Istanbul Biennale 2017 berichten über ihr Projekt "A good
neighbour" und ihre Erfahrungen mit der wichtigsten internationalen
Kunstausstellung der Türkei.

"Nachbarschaft" ist auf vielen Ebenen lesbar - vom privaten häuslichen
Umfeld bis zu Beziehungen zwischen Staaten und Kulturen. Wer ist uns
nahe - und warum? Wieviel Nähe ist für eine gute Nachbarschaft
notwendig? Und wieviel Nähe erträgt Nachbarschaft?

DO 08.02. | 18.30

Pinakothek der Moderne | Ernst von Siemens-Auditorium | Eintritt frei

 * 

PINAKOTHEK DER MODERNE | FILM

Satellit 3: Yesterday's Tomorrow

Unter dem Titel Yesterday's Tomorrow präsentiert Die Neue Sammlung in
Kooperation mit der Hochschule für Fernsehen und Film München ein
dreitägiges Filmprogramm zu den Themen Zukunftsvisionen, Leben im
Raumschiff und Supergadgets.

Klassiker treffen auf Dokumentar-/Autorenkino. In kurzen einführenden
Vorträgen erläutern Filmschaffende, welche Techniken, Ideen und
Innovationen hinter den Kulissen steckten.

FR 09. bis SO 11.02. | 18.00

Pinakothek der Moderne, Ernst von Siemens-Auditorium und HFF, München,
Kino 2 | Eintritt frei

 * 

AKTUELLE AUSSTELLUNGEN

... nur Stühle? Kinderstühle der Sammlung Neuwald

Pinakothek der Moderne | Design | bis 04. Februar 2018

Im Blick: Georg Baselitz zum 80. Geburtstag

Pinakothek der Moderne | Graphik | bis 18. Februar 2018

Araki.Tokyo

Pinakothek der Moderne | Kunst | bis 04. März 2018

Seth Price.Social Synthetic

Museum Brandhorst | bis 18. März 2018

Does Permanence Matter? Ephemeral Urbanism: Cities in Constant
Flux

Pinakothek der Moderne | Architektur | bis 18. März 2018

POP PICTURES PEOPLE

Museum Brandhorst | bis 08. April 2018

A GOOD NEIGHBOUR

Pinakothek der Moderne | Kunst | bis 29. April 2018

SkizzenBuchGeschichte(n)

Pinakothek der Moderne | Graphik | bis 21. Mai 2018

FUTURO. A Flying Saucer in Town

Pinakothek der Moderne | Design | bis 03. Juni 2018

Germaine Krull. Métal

Pinakothek der Moderne | Kunst | bis 10. Juni 2018

Fritz Winter

Pinakothek der Moderne | Kunst | bis 10. Juni 2018

Anselm Kiefer - Die Michael & Eleonore Stoffel Stiftung erwirbt fünf
Werke des Künstlers für die Bayerischen Staatsgemäldesammlungen

Pinakothek der Moderne | Kunst | bis 01. Juli 2018

L wie Land und Leute

Neue Pinakothek | bis 09. Juli 2018

Cy Twombly: In the Studio

Museum Brandhorst | bis 26. August 2018

Hella Jongerius & Louise Schouwenberg. Beyond the New

Pinakothek der Moderne | Design | bis 16. September 2018

Olaf Metzel. Reise nach Jerusalem

Pinakothek der Moderne | Kunst | bis 31. Dezember 2018

Friedrich Overbeck | Italia und Germania | Neue Pinakothek München | WAF

 * 

Quelle:

Presseabteilung der Pinakotheken

Tine Nehler M.A. | Leitung Presseabteilung

Pinakothek der Moderne und Bayerische Staatsgemäldesammlungen

Kunstareal | Barer Str. 29 | 80799 München

Tel. + 49 89 23805-1320 | Fax + 49 89 23805-1304

E-Mail: presse@museum-brandhorst.de

Internet: http://www.museum-brandhorst.de
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klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Zürcher Aufstände 1917: Angetrieben von revolutionärer Dynamik



GESCHICHTE. Am 17. November 1917, nur wenige Tage nach Ausbruch
der russischen Revolution, fanden in Zürich die sogenannten
Novemberaufstände statt. Die revolutionäre Dynamik vollzog sich
länderübergreifend - der schweizerische Landesstreik folgte ein Jahr
später.


(az) Den Schwerpunkt unserer letzten Zeitung widmeten wir
der russischen Oktoberrevolution. Um den internationalen Charakter
dieser revolutionären Bewegung darzulegen, lohnt sich ein zweiter
Blick in die Geschichtsbücher. Selbst die ganz lokale Stadtzürcher
Quartiergeschichte - zwischen Zentralstrasse und Helvetiaplatz - ist
für dieses Verständnis geeignet. Und für ZürcherInnen natürlich
besonders anschaulich.

Die schweizerische ArbeiterInnenklasse sah sich um 1917 sehr widrigen
Lebens- und Arbeitsbedingungen ausgesetzt. Zwar blieb die Schweiz
weitgehend kriegsverschont, doch Teuerung und Hunger machten den
Menschen das Leben äusserst schwer. Gleichzeitig hatte die
schweizerische ArbeiterInnenklasse in den Jahren zuvor einiges an
Kampferfahrungen ansammeln können und sich in Parteien und
Gewerkschaften organisiert. Die Sozialdemokratische Partei (und ihre
Jugendbewegung SJO) stellte damals die wichtigste Kraft dar, verhielt
sich jedoch zumeist sehr passiv.


Gruppe Forderung als radikaler Flügel

In verschiedenen Schweizer Städten fanden 1917 Demonstrationen gegen
die Lebensmittelteuerung statt. Das Eintreffen der Neuigkeit der
Oktoberrevolution beflügelte die Stimmung in der Arbeiterschaft in
Zürich und vielen anderen schweizerischen Städten. Die Hoffnung auf
ein besseres Leben erschien plötzlich als fassbar und konkret.

Die Bewegung fand einen seiner radikalen Flügel mit der Gruppe
Forderung um die beiden GenossInnen Leonie Kascher und Joggi Herzog,
welche später die Kommunistische Partei der Schweiz mitbegründen
sollten. Gruppe "Forderung" wurde diese Fraktion innerhalb der
sozialistischen Jugendbewegung (SJO) aufgrund des Namens ihrer
Publikation genannt. Die Gruppe Forderung ihrerseits war zwar relativ
klein, verstand es jedoch, mit ihren offensiven Forderungen und
Aktionsvorschlägen, der Stimmung der ArbeiterInnen gerecht zu werden
und die Initiative zu übernehmen. Mitunter aus diesen Erfahrungen und
Widersprüchen gründeten die Leute der Forderung die Kommunistische
Partei der Schweiz.


"Es gilt die Tat" - Chronologie des 17. November 1917

Am 15. November 1917 sollte eine Kundgebung zum Friedensdekret der
Russischen Sowjets auf dem Helvetiaplatz abgehalten werden. Es tobte
der 1. Weltkrieg, Europa glich einem Blutbad. Auf Weisung des
Stadtrates durfte diese Kundgebung jedoch nur im Volkshaus
stattfinden. Doch es kamen so viele ArbeiterInnen, dass die Kundgebung
auf Druck der Anwesenden auf dem Helvetiaplatz durchgeführt wurde.
Nach dieser Kundgebung zog man als Demonstrationszug über die
Lang- und Badenerstrasse vor die Munitionsfabrik Scholer & Co an der
Zentralstrasse 47. Dort setzte man kurzerhand einen
Produktionsunterbruch durch. Gleiches wurde in der Munitionsfabrik
Bamberger, Leroi & Cie. am Stauffacherquai 42/44 versucht, wo jedoch
die Polizei die Firma abriegelte. Aufgrund des grossen Erfolges dieser
Aktion fand am nächsten Tag eine weitere Kundgebung statt, zu der mit
folgendem Text mobilisiert wurde: "... Internationale Aktion der
Arbeiter gegen Krieg. Arbeiter, erscheint in Massen! Es gilt die Tat!
Es gilt zu wirken, geredet ist genug!..."

Nun kam es erstmals zu Zusammenstössen mit den Bullen, nachdem
verschiedene Exponenten der Bewegung verhaftet wurden. Am
ereignisreichen Samstag, dem 17. November 1917 versammelten sich die
ArbeiterInnen wieder auf dem Helvetiaplatz, wo Reden gehalten wurden.
Nach den Reden setzte sich ein Demonstrationszug in Richtung NZZ in
Bewegung. Dort wollte man gegen das bürgerliche Blatt und dessen
Berichterstattung über den Vortag protestieren. Beim Bullenposten
Kreis 4 versuchte jedoch ein Grossteil der Demonstration die
Gefangenen zu befreien. Es kam zu heftigen Krawallen und zu
Strassenschlachten, bei welchen auch das Militär eingesetzt wurde.
Dabei gab es mehrere Tote und viele Verletzte.

Weniger als ein Jahr später sollte die revolutionäre Unruhe in den
Landesstreik münden. Und auch in den Jahren nach dem Landesstreik kam
es immer wieder zu Aufständen und revolutionären Unruhen. Die
russische Revolution war also in der Lage, europaweit politische
Orientierung zu verschaffen. Die Unmittelbarkeit der revolutionären
Dynamik wird am Beispiel dieser Zürcher Lokalgeschichte besonders
deutlich.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Bern (rab),
Revolutionärer Aufbau Winterthur (raw), Gruppe politischer Widerstand
Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa
Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa Zürich (agafz), Arbeitsgruppe
Klassenkampf Basel (agkkbs), Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich
(agkkz), Arbeitskreis AbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis
Frauenkampf (akfk), Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk),
Rote Hilfe International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)

 * 

Quelle:

aufbau Nr. 91, Januar/Februar 2018, Seite 9

HerausgeberInnen:

Revolutionärer Aufbau Zürich, Postfach 8663, 8036 Zürich

Revolutionärer Aufbau Basel, basel@aufbau.org

Revolutionärer Aufbau Winterthur, winterthur@aufbau.org

Redaktion und Vertrieb Schweiz

aufbau, Postfach 8663, 8036 Zürich

E-Mail: info@aufbau.org

Internet: www.aufbau.org

 

Der aufbau erscheint dreimonatlich.

Einzelpreis: 2 Euro/3 SFr

Abo Inland: 30 Franken, Abo Ausland: 30 Euro,

Solidaritätsabo: ab 50 Franken
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Narendra Modi in Nöten

von Edgar Benkwitz



Es mag müßig erscheinen, sich mit Landtagswahlen im bevölkerungsreichen
Indien zu beschäftigen. Doch neben ihrer regionalen Bedeutung legen sie
immer auch Zeugnis vom Zustand der wichtigsten politischen Kräfte im
gesamten Land ab. Das wurde bei den Wahlen im westindischen Unionsstaat
Gujarat Mitte Dezember besonders deutlich. Politische Brisanz erhielt
dieses Votum noch dadurch, dass in Gujarat seit 22 Jahren die
hindunationalistische Indische Volkspartei (BJP) regiert, davon 13 Jahre
unter dem heutigen indischen Premierminister Narendra Modi als Chef der
Regionalregierung. Er und seine Mitkämpfer machten Gujarat zu "ihrem
Staat", einer Art Laboratorium für das nationalistische Hindutum
(Hindutva). Hier wurde das "Gujarat-Modell" kreiert - die Art und Weise,
wie ganz Indien umgestaltet werden soll.

Doch aus den hochfliegenden Plänen der Partei, im neuen Parlament eine
Zweidrittelmehrheit zu erringen, wurde nichts. Die BJP erhielt zwar knapp
die absolute Mehrheit mit 99 von 182 Sitzen, verlor aber 16 Wahlkreise an
den politischen Rivalen, die Kongresspartei, die ihre Mandatszahl auf 80
steigern konnte. Statt sich als übermächtiger Sieger feiern lassen zu
können, entging die Partei haarscharf einem Debakel. Die dramatische
Situation und ihre möglichen nationalen Auswirkungen wurden am Tag der
Stimmauszählung deutlich. Als zwischenzeitlich die Kongresspartei mit nur
einem Punkt führte, stürzte der Leitindex der Börse in Mumbai um 1000
Punkte ab!

Politische Beobachter in ganz Indien rätseln nun, ob mit dem Ergebnis von
Gujarat der Höhepunkt des landesweiten Aufstiegs der Hindunationalisten,
der 2014 mit dem phänomenalen Sieg der BJP bei den Unterhauswahlen begann,
überschritten wurde. Damals schlug das Pendel in der Zentrale stark nach
rechts aus, von hier ergoss sich der Strom hindunationalistischen
Gedankenguts in alle Landesteile. Mittlerweile bestimmt die BJP die
Geschicke in 19 von 29 Unionsstaaten. Sie besetzt neben dem Posten des
Premierministers auch die des Präsidenten, des Vizepräsidenten und des
Sprechers des Unterhauses. Diese politische Struktur noch weiter auszubauen
ist das erklärte Ziel der BJP.

Doch dessen Umsetzung verläuft nicht mehr reibungslos. Obwohl die BJP nun
zum sechsten Mal die Landesregierung in Gujarat bildet, ist ihre Stabilität
durch die wachsende Unzufriedenheit in einigen Bevölkerungsschichten
gefährdet. Gujarat mit seinen etwa 65 Millionen Einwohnern gilt als einer
der Gewinner der Globalisierung auf indischem Boden. Eine rasche
Industrialisierung schuf riesige Raffinerien mit angeschlossener chemischer
Industrie, eine moderne Autoindustrie wurde aus dem Boden gestampft.
Neuerdings etabliert sich eine Solarindustrie, die bereits jetzt zu den
weltführenden zählt. Mit Krediten und Technologie aus Japan wird hier auch
die erste Hochgeschwindigkeitsstrecke des Landes gebaut, die die Hauptstadt
Ahmedabad mit Mumbai verbinden wird. Dagegen leiden die Kleinindustrie und
das Handwerk, vor allem die Landwirtschaft steht vor enormen Problemen.
Daraus resultiert eine hohe Arbeitslosigkeit. In Indien drängen pro Monat
eine Million neuer Arbeitskräfte auf den Markt. Die moderne Industrie kann
sie nur in begrenztem Maße aufnehmen. Besonders zugespitzt hat sich die
Lage unter den Jugendlichen, die über Perspektivlosigkeit klagen. Es zeigt
sich, dass das gepriesene "Gujarat-Modell" zwar Industrie und Infrastruktur
schafft, jedoch bleiben Bildung, Gesundheitswesen und sozialer Zusammenhang
auf der Strecke.

Indische Medien berichten, dass zwischen BJP und Kongresspartei der
erbittertste Wahlkampf seit langem geführt wurde. Um einen Fall der
hindunationalistischen Festung zu verhindern, wurde als letztes Mittel der
wohl populärste Sohn Gujarats eingesetzt - Premierminister Narendra Modi.
Sein Auftreten ließ es aber an der gewohnten Überlegenheit und
Überzeugungskraft fehlen. Stattdessen schrille Töne, plumper Populismus und
haltlose Beschuldigungen des politischen Gegners. So beschuldigte Modi
seinen Vorgänger im Amt des Premierministers, den integren Manmohan Singh,
der offenen Konspiration mit dem Erzfeind Pakistan. Anlass war eine
Hochzeitsfeier in Gujarat, an der ehemalige Spitzenpolitiker aus Indien und
Pakistan teilnahmen. Zusätzliche Munition für seine Angriffe erhielt Modi
durch die abfälligen Bemerkungen eines führenden Kongresspolitikers über
seine niedrige Kastenzugehörigkeit, die einen Sturm der Entrüstung
hervorriefen. Möglicherweise - so die Meinung vieler Beobachter - haben
diese Schmähungen, die übrigens von Parteipräsident Rahul Gandhi
disziplinarisch geahndet wurden, der Kongresspartei den Wahlsieg gekostet.
Doch insgesamt zeigte sich, dass die primitive hindunationalistische
Rhetorik der BJP - wie Muslim- und Pakistanhass - nicht mehr so recht
griff. Die Mobilisierung der Massen gelang im Vergleich zu früher deutlich
schlechter. Die BJP litt unter einem Mangel an Glaubwürdigkeit. Das ist
sicherlich Resultat ihrer langen Herrschaft, verbunden mit der
ausbleibenden Umsetzung vieler Versprechungen. Verständlicherweise zog die
Kongresspartei nach der Übergabe der Parteiführung von Sonja Gandhi an Sohn
Rahul zusätzliche Aufmerksamkeit auf sich. Doch konnte der
Gandhi-Sprössling bei seinen Auftritten nicht recht überzeugen, es fehlt
neben Charisma vor allem an konstruktiven Überlegungen. Stattdessen
versuchte sich Rahul auf dem Parkett von Religion und Kasten, heiße Eisen
in jedem Wahlkampf. Zum Gespött der Presse besuchte er in wenigen Wochen 27
große Hindutempel (vom Besuch einer Moschee ist nichts bekannt) und ließ
sich dort segnen - der Hinduanteil an der Bevölkerung beträgt hier 89
Prozent. Bisher hatte Rahul, genauso wie seine berühmten Vorfahren aus der
Dynastie der Nehrus und Gandhis, kaum religiöse Neigungen gezeigt - doch
sollte ganz offensichtlich der Zweck die Mittel heiligen.

Offen unterstützte er die Kaste der Patidars oder Patels, eine
insgesamt zwielichtige Angelegenheit. Ihre Angehörigen, zumeist Händler und
Landbesitzer, gehören seit jeher zu den einflussreichen Schichten des
Landes. Mit eindrucksvollen Aktionen thematisieren sie die
Perspektivlosigkeit der jungen Generation, vor allem den Mangel an
Ausbildungsmöglichkeiten. Als Ursache des Übels beklagen sie die staatlich
garantierte Förderung unterer Kasten und Kastenloser mittels eines
Quotensystems, das ihnen angeblich Studien- und Arbeitsplätze raubt. Für
sich fordern sie die gleichen Privilegien, bekannt als "positive
Diskriminierung", und finden dafür Rahul Gandhis Unterstützung. Nach
Meinung von Fachleuten bedarf das System, das übrigens einst von der
Kongresspartei geschaffen wurde, tatsächlich einer Reform; das Eingehen auf
die Forderungen einzelner Gruppierungen heißt aber, die Büchse der Pandora
zu öffnen, denn überall in Indien wünschen sich Politiker hoher Kasten ein
Ende der Förderung für die Unterprivilegierten.

Mit dem Setzen auf Religion und Kaste hat die Kongresspartei zwar Stimmen
und Mandate gewonnen, sich aber gleichzeitig den Ruf eingehandelt, eine
"soft Hindutva" - einen weichen Hindunationalismus - zu bedienen.

In Indien stehen in diesem Jahr weitere Wahlen in wichtigen Unionsstaaten
bevor, im Frühjahr 2019 folgen die Unterhauswahlen, bei denen es um die
Macht in Neu Delhi geht. Mit Blick auf Gujarat wird deutlich, dass es für
die BJP schwieriger wird, Erfolge zu erringen. Die Aufbruchstimmung, die
Narendra Modi einst schuf, ist weitgehend verschwunden. Drängende soziale
Probleme sind in den Vordergrund gerückt und es wird sich zeigen, ob sie
weiterhin durch hindunationalistische Rhetorik und das Schüren von
Konflikten mit Minderheiten überdeckt werden können. Die Kongresspartei hat
zwar an Selbstvertrauen gewonnen, sie muss sich aber als echte Alternative
profilieren. Ihre demonstrative Hinwendung zum Hindutum, nur um der BJP
Wähler abzujagen, dürfte sich als der falsche Weg erweisen.

 * 
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Deutsche Waffenexporte in die Türkei

von Alexander Kleiß



Bei ihrem Angriff auf die nordsyrische Region Afrin nutzt die türkische
Armee auch Waffen aus Deutschland.

In den Medien wurden die Kampfpanzer Leopard2A4 sehr häufig erwähnt: 2005
genehmigte die Bundesregierung den Export von rund 350 Leopard2A4-Panzern
der deutschen Rüstungsfirma Kraus-Maffei-Wegmann an die Türkei. Deutschland
kümmert sich seitdem um die optimale Funktionsfähigkeit der Panzer. Noch im
Januar 2017 wurden Ersatzteile für diese geliefert, obwohl türkische
Streitkräfte schon 2015 und 2016 Panzer gegen die kurdische Minderheit -
auch Zivilist_innen - in der Türkei einsetzten. Dabei kamen mindestens
2.000 Menschen ums Leben und mehr als 30 Städte wurden zerstört. Die
Leopard2A4-Panzer werden nun auch im Angriffskrieg gegen Afrin verwendet.
Dies ist möglich, weil die Bundesregierung die Nutzung nicht wie bei
vorherigen Panzerverkäufen auf Einsätze beschränkte, die der kollektiven
Verteidigung dienen. Eine spätere Nutzung der Panzer für Angriffskriege
oder Inlandseinsätze wurde dadurch von Anfang an zumindest geduldet.
Angaben des Forschungsinstituts Bonn International Center for Conversion
(BICC) zufolge entstammen von den knapp 2.500 Kampfpanzern des türkischen
Heeres mehr als 720 deutscher Produktion.

Doch damit nicht genug: Um zukünftig unabhängiger von den Regierungen
anderer NATO-Staaten agieren zu können, plant die türkische Regierung den
Bau einer Panzerfabrik in der Türkei unter Beteiligung von Rheinmetall. Der
Prototyp des türkischen Kampfpanzers Altay sieht vor, diesen u.a. mit einem
Dieselmotor des deutschen Unternehmens MTU aus Friedrichshafen und einer
Glattrohrkanone von Rheinmetall auszustatten. Das Joint Venture RBSS, das
aus Rheinmetall und dem türkischen Fahrzeughersteller BMC besteht, sieht
die Herstellung von 1.000 dieser Panzer für die Türkei vor. Auch eine
Belieferung anderer Staaten, z.B. Qatar, ist vorgesehen.

Die türkische Armee verfügt außerdem über deutsche Schusswaffen, die sie in
Lizenz produzieren darf. Hierbei handelt es sich insbesondere um die
Sturmgewehre G3 und HK33, das Maschinengewehr MG3 und die Maschinenpistole
MP5. Auch Kriegsschiffe, z.B. U-Boote, Fregatten, Schnellboote oder
Minenjagdboote, kaufte die Türkei aus Deutschland [1]. Zum Transport von
Truppen und Material rollen auch militärische Lkw von Rheinmetall MAN und
Daimler Richtung syrische Grenze [2].


Anmerkungen:

[1] Alle bisherigen Informationen stammen von German Foreign Policy: Panzer
für die Türkei. 22.1.2018.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7508/

[2] NTV: Leopard 2 rollen nach Syrien. Türkei setzt deutsche Panzer ein.
22.1.2018.

https://www.n-tv.de/politik/Tuerkei-setzt-deutsche-Panzer-ein-article20244436.html
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Das große Fressen in Griechenland

von Gregor Kritidis



Gefragt nach der Ursache für das rapide Ansteigen der Staatsschulden,
antwortete der schwergewichtige stellvertretende Ministerpräsident
Theodoros Pangalos auf dem ersten Höhepunkt der Krise 2010 im
griechischen Parlament: "Das haben wir alle gemeinsame verfressen."
Die Bild-Zeitung wusste es freilich besser, das große Fressen
stand erst noch bevor. So verkündete das Blatt das offene Geheimnis
der Griechenland-Rettung: "Verkauft doch eure Inseln, ihr
Pleite-Griechen... und die Akropolis gleich mit." Zur ständigen
Begleitmusik gehört seitdem die Behauptung, die Privatisierungen
öffentlichen Eigentums würden zum Abbau der Staatsschulden beitragen.
Faktisch verhält es sich entgegengesetzt: Mit der aus der staatlichen
Verschuldung resultierenden Zwangslage wird der Verkauf öffentlichen
Eigentums durchgesetzt. Denn bis 2010 waren die Privatisierungen mit
Ausnahme der Telekommunikationsgesellschaft und der Olympic Airways am
Widerstand der Beschäftigten gescheitert. Dass die Erlöse aus den
seitherigen Privatisierungen dem Anwachsen der Staatsschulden
entgegengewirkt hätten, hat sich bisher niemand ernsthaft getraut zu
behaupten.

Bisher war es kein Problem, dass im Zuge der von den Gläubigern
auferlegten Programme die Staatsverschuldung kontinuierlich sowohl
relativ zum Bruttoinlandsprodukt als auch in absoluten Zahlen auf 185
Prozent beziehungsweise 326 Milliarden Euro Ende 2016 angestiegen ist.
Von den ursprünglich 50 Milliarden Euro, die durch die Privatisierung
staatlichen Eigentums erzielt werden sollten, ist schon lange keine
Rede mehr. Das Ergebnis der nach dem Vorbild der deutschen Treuhand AG
gegründeten griechischen Privatisierungsfirma TAIPED, soviel ist jetzt
schon klar, wird ähnlich desaströse Ausmaße annehmen wie das Wirken
der Treuhand in der ehemaligen DDR: Das öffentliche Eigentum ist
futsch, dafür verbleibt ein Haufen Schulden bei der öffentlichen Hand.

Exemplarisch für das Vorgehen der TAIPED, deren Mitarbeiter qua Gesetz
vor jeglicher Strafverfolgung im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit
geschützt sind, ist die Privatisierung von 14 griechischen
Regionalflughäfen, darunter der Flughafen der zweitgrößten
griechischen Stadt Thessaloniki. Den Zuschlag bei dem Geschäft hat mit
der Fraport eine Gesellschaft bekommen, die überwiegend in
öffentlichem Besitz ist. Zu ihren Anteilseignern gehören neben der
Stadt Frankfurt das Land Hessen und die Lufthansa. Die bisher
bekanntgewordenen Bedingungen des Deals haben es in sich. Im
Überlassungsvertrag werden dem griechischen Staat eine Reihe von
Kosten aufgebürdet, während die Fraport von der Immobiliensteuer und
anderen Abgaben befreit worden ist. So trägt die griechische Republik
im Falle von Arbeitsunfällen die Folgekosten, ebenso die Ausfälle, die
durch die Insolvenz von Pächtern entstehen - das betrifft Cafés,
Geschäfte oder Autovermietungen. Zudem gehen etwaige Schulden und
Bankkredite des Unternehmens bei Pachtende an den griechischen Staat
über. Ebenso soll der Staat entlassene Mitarbeiter der bislang
öffentlichen Unternehmen entschädigen, wenn Fraport sie nicht mehr
braucht. Zahlungspflichtig ist die griechische öffentliche Hand auch
bei Streiks, Planungskosten, Umbauten, Reparaturen und der
Instandhaltung von Anlagen. Zudem bleibt der Staat für die
Flughafen-Feuerwehren zuständig. Bereits jetzt ist ein Verfahren
anhängig, da aus Fraport-Sicht Griechenland über 74 Millionen Euro für
Reparaturen von Anlagen zahlen soll, die beim Kauf in einem "nicht
ordnungsgemäßen Zustand" waren.

Für die Arbeitsverhältnisse hat die Privatisierung weitreichende
Folgen. Das Bodenpersonal ist bereits an Subunternehmen ausgelagert
worden. Diese vergeben nur befristete Jobs, da die Fraport mit ihnen
nur kurzfristige Verträge abschließt. Die monatliche Entlohnung
beträgt rund 400 Euro - ein Betrag, von dem man in Griechenland nicht
leben kann. Die Fraport kann außerdem Menschen aus Nicht-EU-Staaten,
zum Beispiel Flüchtlinge ohne Aufenthaltstitel, einstellen. Das wäre
keineswegs abwegig, da bereits eine gesetzliche Regelung besteht, in
den Lagern eingesperrte Flüchtlinge als Arbeitskräfte heranzuziehen.

Ein zentrales Argument, das immer wieder für die Privatisierung ins
Feld geführt wird, lautet, dass dem griechischen Staat die Mittel für
die notwendigen Investitionen zur Erneuerung der Infrastruktur fehlen.
Durch die Veräußerung beziehungsweise Verpachtung kämen Gelder in die
Staatskasse und zusätzliche Investitionen ins Land. Die öffentlichen
Unternehmen werden jedoch weit unter Wert verkauft. Das gilt auch für
die Regionalflughäfen, die für 1,23 Milliarden Euro an die Fraport
gegangen sind. Angesichts der Bedeutung der Flughäfen für den
Tourismus - dazu gehören Rhodos, Santorini, Korfu und Mykonos - ist
der Preis für die 40-jährige Verpachtung ein schlechter Witz. Zwar
kommen noch jährliche Konzessionsgebühren in Höhe von 23 Millionen
Euro und Gewinnabgaben hinzu, aber die ausfallenden Gewinne machen
diese Summen bei weitem nicht wett. Zudem wandert die Pachtsumme laut
Kreditvertrag vom Sommer 2015 komplett in die Tilgung der
Staatsschulden. Im Übrigen stammen 30 Prozent der Summe aus Krediten
griechischer Banken, die bereits mehrfach mit Steuermitteln
rekapitalisiert worden sind. Von einem Kapitalzufluss durch einen
Investor kann also keine Rede sein.

Betrachtet man die zum Verkauf stehenden oder bereits privatisierten
öffentlichen Unternehmen, so handelt es sich durchgehend um äußerst
profitable Infrastrukturmonopole: Versorgungsunternehmen (Strom,
Wasser, Gas), Verkehr (Luftfahrt, Häfen, Flughäfen, Autobahnen,
Eisenbahn, Nahverkehr), Glücksspiel und Telekommunikation. Dabei
kommen vor allem staatliche oder ehemals staatliche Unternehmen zum
Zuge: Neben der Deutschen Telekom die chinesische COSCO, die sich den
Hafen von Piräus gesichert hat, oder die italienische Staatsbahn
Ferrovie dello Stato Italiane (FSI), die 2017 die ehemalige
griechische Staatsbahn OSE gekauft hat. Durchgehend werden die
Unternehmen dabei unter Wert veräußert. So war die OSE zunächst für
300 Millionen Euro angeboten worden, die FSI erwarb sie für 45
Millionen Euro, wobei Altschulden in Höhe von 700 Millionen Euro von
der griechischen öffentlichen Hand getragen werden. Die
Privatisierungsverfahren sind durchgehend dubios - bis zum offenen
Rechtsbruch - und münden regelmäßig in äußerst fragwürdige
Vertragswerke. Symptomatisch dafür ist der Straferlass per Gesetz in
Höhe von 38 Millionen Euro zugunsten des griechisch-russischen
Geschäftsmanns Ivan Savvidis, der wegen Zigarettenschmuggel gegen eine
von ihm gekaufte Firma verhängt worden war. Savvidis, der auch
Besitzer des Fußballclubs PAOK Saloniki ist und über diverse
Medienbeteiligungen verfügt, hat Teile der Hafengesellschaft von
Saloniki gekauft.

Besonders heikel ist die Privatisierung der öffentlichen
Wasserversorgung. In ganz Europa, etwa in Paris oder Berlin, ist die
Wasserversorgung aufgrund der schlechten Erfahrungen mit privaten
Betreibern wieder in kommunale Hände übernommen worden. Entgegen
diesem Trend erzwingt die Troika in Griechenland das Gegenteil, und
zwar gegen den ausdrücklichen Willen der Betroffenen. In Thessaloniki
hat 2014 bei einem Referendum, das die damalige Regierung mit allen
Mitteln zu verhindern suchte, eine breite Mehrheit gegen die
Privatisierung der Wasserversorgung gestimmt.

Nach wie vor wird die Refinanzierung des Schuldendienstes über Steuern
und Abgaben, Renten- und Gehaltskürzungen von der breiten Masse der
Bevölkerung getragen. Auch der verschleppte und geleugnete
(Staats-)Bankrott ist und bleibt ein florierendes Geschäft, erzwungen
von den Gläubigern und politisch vollstreckt vom griechischen Staat
und der ihn regierenden ehemals sozialistischen Syriza. Der Verkauf
öffentlichen Eigentums ist ein Teil dieser Kapitalakkumulation durch
Enteignung. Der Prozess hat freilich irgendwann ein Ende, da die
griechische Ökonomie sich trotz einer vorübergehenden Stabilisierung
insgesamt nach wie vor auf niedrigem Niveau in einer deflationären
Abwärtsbewegung befindet. Da die private Verschuldung aufgrund
sinkender Einkommen und steigender Steuern stetig zunimmt, ist die
Frage der Zwangsversteigerungen von Wohnungen neben den
Privatisierungen zu einem zentralen Konfliktthema geworden. Nur wenn
diese Enteignungen politisch durchgesetzt werden, bleiben Staat und
Banken zahlungsfähig - und das ist die Voraussetzung für den Erfolg
der Griechenland-"Rettung".

 * 
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VORWÄRTS/1349: Das Recht der Stärkeren


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 01/02 vom 18. Januar 2018

Das Recht der Stärkeren



Die Rechte fährt in ihrem Kampf gegen das angeblich sozialistische
Radio- und Fernsehschaffen in der Schweiz die "No Billag"-Initiative
auf. Hinter pseudofreiheitlichen Argumenten werden weitgehende
wirtschaftliche und politische Interessen versteckt. Daher lehnt die
PdA die Initiative entschieden ab.


Das SRG-Fernsehen sei links, da würden nur unfähige Frauen und
Männer mit dem richtigen Parteibüchlein eingestellt, die sonst
nirgends eine Stelle finden würden, fantasiert die
"No Billag"-Abstimmungspropaganda. Fakt ist, die Schweizerische
Radio- und Fernsehgesellschaft SRG gibt sich Mühe, das Spektrum von
der SVP bis zu den Grünen zu repräsentieren, sensationslustigen wie
recherchierten Journalismus sowie Reflexion und Differenzierung zu
bieten. Und Berufspraxis beim gebührenfinanzierten Radio und Fernsehen
hat in der Gesellschaft und in der Arbeitswelt ein hohes Prestige.


Bürgerliche Emotionen

Die Billag bietet ein riesiges Angebot an Sendern und erhebt die
Gebühren für die Teilfinanzierung vieler bürgerlicher Radio- und
TV-Stationen. Dies sind nicht nur die sprachregionalen Sender des
Vereins SRG, sondern auch weitere 34 private regionale Sendestationen.
Inhaltlich werden aber vor allem die SRG-Sender angegriffen. Diese
üben sich entgegen den Vorwürfen ihrer GegnerInnen bei ihrem Bemühen
um Pluralismus ausgiebig in Bücklingen gegenüber den Neoliberalen und
Rechten und kommen sich dabei unabhängig und kritisch vor. Das
Publikum wird ausgiebig in bürgerlich-reaktionären Emotionen gebadet.
Schematischer Antikommunismus grassiert in den Informationssendungen.
Patriotismus wird hochemotional gehypt mit Sport und Volkskultur.
Hollywoodkitsch gehört heute auch in vielen Schweizer Spiel- und
Dokumentarfilmen dazu: Die meisten SRG-Spielfilme sind neoliberale
Boulevardkomödien, in denen jemand wirtschaftlich gebeutelt dasteht
und in eineinhalb Stunden sein finanzielles Glück macht und die Liebe
des Lebens findet.


Konzessionen an Meistbietende

Die "No Billag"-Initiative will die Bundesverfassung in Artikel 93,
Radio und Fernsehen, ändern. Die Gesetzgebung über Radio, Fernsehen
sowie über andere Formen der öffentlichen fernmeldetechnischen
Verbreitung von Darbietungen und Informationen soll laut Initiativtext
Sache des Bundes bleiben, die Unabhängigkeit von Radio und Fernsehen
sowie die Autonomie in der Programmgestaltung sollen gewährleistet
sein. Der Bund soll laut "No Billag" "regelmässig" Konzessionen für
Radio und Fernsehen an die Meistbietenden versteigern und damit dem
Recht der Stärkeren weiter zum Durchbruch verhelfen. Der Bund soll in
Friedenszeiten keine eigenen Radio- und Fernsehstationen betreiben und
keine Radio- und Fernsehstationen subventionieren dürfen, sondern
lediglich Zahlungen zur Ausstrahlung von dringlichen amtlichen
Mitteilungen tätigen können. Der Bund oder durch ihn beauftragte
Dritte sollen keine Empfangsgebühren erheben können.


Komplette Privatisierung

Aus sozialistischer Sicht ist es die Aufgabe eines demokratischen
Staats, Informationen über Radio und Fernsehen kostenlos der
Bevölkerung zur Verfügung zu stellen. Das heisst, die Kosten sollen
sozialverträglich über Steuereinnahmen finanziert werden und nicht
über eine unsoziale Kopfsteuer wie die Billag-Gebühren. Doch die "No
Billag"-Initiative will nicht nur die Abschaffung der Gebühren,
sondern viel mehr. "Ihr Ziel ist die Konzentration und komplette
Privatisierung aller Medien", schreibt die Partei der Arbeit der
Schweiz (PdAS) in ihrer Stellungnahme und trifft so den Nagel auf den
Kopf. Denn Fakt ist: Die Programme können sich nicht durch
AbonnentInnen selbst finanzieren, ohne öffentliche Gelder werden viele
Programme verschwinden oder noch viel stärker von der Werbung abhängig
sein. Die grossen audiovisuellen Unternehmen, die bereits heute den
Markt dominieren und dank den gigantischen Werbeeinnahmen einen
grossen Einfluss auf die Medienlandschaft haben, werden noch mächtiger
werden auf Kosten der Medienvielfalt. Unter diesen Bedingungen haben
regionale TV-Sender und Radios keine Chance gegen ausländische
Medienunternehmen.


Umfassende neoliberale Ziele

Mit "No Billag" sollen nicht nur Medien- und WerbeunternehmerInnen wie
Blocher, Berlusconi, Murdoch, Goldbach und Co. im schweizerischen
Medienmarkt gestärkt werden. Die Initiative soll in allen Bereichen
von Wirtschaft und Gesellschaft Initialzündung sein für noch mehr
Kommerzialisierung und konservatives Rollback. Sie will aufräumen mit
dem demokratischen Prinzip Schutz von Minderheiten und Schwächeren.

An Stammtischen wird bewusstseinslos gepoltert gegen das Programm der
SRG und vor allem gegen die angeblich zu hohen Gebühren, die
"Zwansgebühren". Man will - kompatibel mit dem Individualismus und
Egoismus des neoliberalen Initiativkomitees - frei sein und selber
wählen. Dass nach einem "No Billag"-Ja Minderheiten und Randregionen
benachteiligt werden und Fernsehen teurer wird, interessiert nicht.
Für private Sportsender zahlt man bis zu 450 Franken im Jahr, das
reiche Grundangebot der Billag kostet ab 2019 365 Franken, falls sie
das laufende Jahr überlebt. Die neoliberale Rechte beeinflusst den
vorherrschenden öffentlichen und privaten politischen Diskurs bereits
stark. Sie drängt darauf, grundsätzlich und aktuell mit der Initiative
ihn weiter zu versimpeln, zu verrohen und noch besser für ihre Macht
und Profite zu instrumentalisieren. Deshalb empfiehlt die PdAS die
Ablehnung der "No Billag"-Initiative.

 * 
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MELDUNG/889: Lügenpresse-Hysterie ebbt ab, Medienvertrauen steigt (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 31.01.2018

Lügenpresse-Hysterie ebbt ab, Medienvertrauen steigt

Institut für Publizistik der Johannes Gutenberg-Universität Mainz legt
neue Befunde der Langzeitstudie Medienvertrauen vor



Die "Lügenpresse"-Hysterie ebbt ab - das legen neue Befunde der
Langzeitstudie Medienvertrauen nahe, die am Institut für Publizistik der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) durchgeführt wird. Demnach
stimmen nur noch 13 Prozent der Bürger in Deutschland der Aussage zu, dass
die Bevölkerung von den Medien systematisch belogen wird. Ein Jahr zuvor
waren es noch fast 20 Prozent. Zudem zeigen die neuen repräsentativen
Daten der Forschergruppe, für die im November und Dezember 2017 1.200
Bundesbürgerinnen und Bundesbürger ab 18 Jahren befragt wurden, dass 42
Prozent der Deutschen den etablierten Medien in wichtigen Fragen
vertrauen. Nur 17 Prozent äußern grundsätzliches Misstrauen, weitere 41
Prozent nehmen eine Zwischenposition ein. Insgesamt zeigt sich damit im
Vergleich zu den Vorjahren ein leicht positiver Trend. Der Eindruck, dass
die Mehrheit den Medien nicht mehr vertraue, stimmte bereits in den
vergangenen Jahren nicht. Die Vertrauensbasis ist in Deutschland relativ
stabil. Die Angaben basieren auf einer repräsentativen Telefon-Umfrage
(CATI), die das Meinungsforschungsinstitut IFAK im Auftrag der
Forschergruppen am Institut für Publizistik der JGU durchgeführt hat.

Vertrauen in einzelne Medien stabil - Internet stürzt ab


Nach wie vor genießen der öffentlich-rechtliche Rundfunk und die
Tagespresse das Vertrauen von etwa zwei Dritteln der Bevölkerung. Nur
jeweils fünf Prozent sind ihnen gegenüber grundsätzlich misstrauisch.
Einen regelrechten Vertrauenssturz hat dagegen das Internet erlebt: Nur
noch zehn Prozent der Bürger halten Internet-Angebote im Allgemeinen für
vertrauenswürdig - das ist ein Rückgang um 14 Prozentpunkte. Der Mehrheit
ist offenbar bewusst, dass im Internet, das als Hybridmedium ganz
unterschiedliche Angebote vereint, besondere Vorsicht und Aufmerksamkeit
geboten ist, ob eine Quelle seriös ist. Nur etwa zwei bis drei Prozent
halten Nachrichten in den Sozialen Netzwerken für vertrauenswürdig.

Debatte um Fake News und Hasskommentare zeigt Wirkung


Ein Grund für den Rückgang des Vertrauens in das Internet und in einzelne
Online-Nachrichtenangebote liegt offenbar in der anhaltenden Debatte über
Fake News und Hasskommentare. Große Mehrheiten von zwei Dritteln bis drei
Vierteln der Deutschen sehen in Fake News und Hasskommentaren eine echte
Gefahr für die Gesellschaft. Sie erwarten von der Politik
gesetzgeberisches Handeln, um beide Phänomene einzudämmen.

Entfremdung trotz insgesamt relativ hohen Vertrauens


Trotz einer insgesamt stabilen Vertrauensbasis fühlt sich ein beachtlicher
Teil der Deutschen von den etablierten Medien nicht rundum gut vertreten.
36 Prozent kritisieren, dass sie die gesellschaftlichen Zustände in ihrem
Umfeld ganz anders wahrnehmen, als sie von den Medien dargestellt werden.
24 Prozent sagen, dass die Themen, die ihnen wichtig sind, von den Medien
nicht ernst genommen werden. Weiterführende Analysen zeigen, dass sich
besonders diejenigen Menschen von den Medien entfremdet fühlen, die mit
der Politik und Demokratie sowie ihrer eigenen wirtschaftlichen Situation
unzufrieden sind, die eine hohe Sympathie für die AfD haben, sowie
Menschen, die häufig Kommentare auf den Facebook-Seiten etablierter Medien
lesen und schreiben.

Teilweise lückenhaftes Medienwissen in Deutschland - mit Folgen für das
Medienvertrauen

38 Prozent der Deutschen glauben irrtümlich, dass Journalisten berichten
dürften, was sie wollen, weil es keine gesetzlichen Schranken gäbe.
Insgesamt zeigt die Mainzer Studie, dass zwar die Mehrheit der Bevölkerung
über ein in wichtigen Punkten zutreffendes Verständnis vom Journalismus
verfügt. Gleichwohl existieren hier große Potenziale für Medienbildung und
Aufklärungskampagnen. Infolge der Debatte über eine vermeintliche
"Lügenpresse" haben Wissenschaftler und Journalisten angemahnt, den
Menschen das journalistische Handwerk besser zu erklären, um das Vertrauen
in die Medien zu stärken. Die Daten der Mainzer Forscher zeigen, dass
dieser Vorschlag gut begründet ist: Vor allem Menschen, die über wenig
Medienwissen verfügen, stehen den etablierten Medien besonders kritisch
gegenüber. Wer zum Beispiel fälschlicherweise glaubt, Journalisten müssten
ihre Berichte vor der Publikation von Behörden prüfen lassen oder der
Staat würde darüber entscheiden, wer in Deutschland Journalist werden
dürfe (jeweils 11 Prozent der Befragten), schenkt den Medien auch kein
Vertrauen.

Zur Studie



Das langfristig angelegte Projekt basiert auf über einem Jahrzehnt
kommunikationswissenschaftlicher Vertrauensforschung am Institut für
Publizistik der Johannes Gutenberg-Universität Mainz. Im Mittelpunkt
stehen regelmäßige bevölkerungsrepräsentative Befragungen, die die
dynamischen Entwicklungen, Ursachen und Folgen von Medienvertrauen in
Deutschland erheben. Schwerpunkte der Studie sind unter anderem die
Verbreitung von gerechtfertigter und konspirativer Medienkritik (u.a.
"Lügenpresse"-Vorwürfe) und die empirischen Beziehungen zwischen
Medienvertrauen, Mediennutzung, politischen und gesellschaftlichen
Einstellungen und Persönlichkeitseigenschaften.



Weitere Informationen zur Studie "Medienvertrauen in Deutschland 2017":

http://www.uni-mainz.de/downloads_presse/02_publizistik_medienvertrauen_grafiken.pdf


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Petra Giegerich, 31.01.2018

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/1635: Deutschlandfunk Kultur - Die Lange Nacht der China-Deutschen, 3.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kaufleute, Missionare, Soldaten

Die Lange Nacht der China-Deutschen

Von Martina Bölck und Hilke Veth

Lange Nacht

Samstag, 3. Februar 2018, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Tausende von Deutschen reisen jährlich nach China. Wir kaufen Waren
made in China, gehen Chinesisch essen und sehen immer mehr Chinesen
auf den Straßen unserer Städte. Und doch bleibt die Volksrepublik für
die meisten von uns ein fernes Land, dessen neue weltpolitische Rolle
wir mit Skepsis zur Kenntnis nehmen. Die wenigsten wissen, dass sich
schon seit der Mitte des 19. Jahrhunderts Deutsche - allein oder mit
ihren Familien - nach China aufmachten: geachtete Kaufleute und
dubiose Militärberater, Kolonialherren und Kenner der chinesischen
Kultur, Gelehrte, Missionare, Krankenschwestern, Nazis und jüdische
Flüchtlinge. Von ihnen wollen wir in dieser 'Langen Nacht' erzählen -
und erzählen lassen.

Die 'Lange Nacht' wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1634: WDR 5 - 99. Kabarettfest aus Bonn, 3., 4., 6., 7.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

99. Kabarettfest aus Bonn 

Aufnahme vom 29. Januar 2018 aus dem Pantheon-Theater in Bonn

Unterhaltung am Wochenende 

3. Februar 2018, 15.05 - 16.55 Uhr | WDR 5 

4. Februar 2018, 00.05 - 01.55 Uhr | WDR 5 

U22 

6. Februar 2018, 22.05 - 23.00 Uhr | WDR 5 

7. Februar 2018, 22.05 - 23.00 Uhr | WDR 5



Einmal gemischte Tüte bitte: Kabarett trifft Poetry Slam trifft
Literatur trifft Stand-up Comedy. Das alles geht im Kabarettfest, das
im Pantheon in Bonn zum 99. Mal stattfindet, wie immer präsentiert von
Tobias Mann.

"Wie sagen wir's dem Volk?", fragt Matthias Deutschmann, der Fels in
der Brandung des politischen Kabaretts. Seit 1980 kämpft er mit Worten
für das Gute. Er meint: "Deutschland steht an einer gefährlichen
Kreuzung. Von links kommt nichts, aber von rechts!"

Nicht minder politisch aber stilistisch eher der Stand-up-Comedy
verwandt sind Onkel Fisch, die die hintergründige Frage stellen:
"Europa und wenn ja wie viele?". Und die muss man stellen, wenn man
die aktuellen paneuropäischen Entwicklungen beobachtet.

Frank Goosen ist mittlerweile Kult. Seine neue Leseshow widmet sich
den schwer verständlichen Absurditäten des Alltags, vom Wahlplakat
über verwirrende Werbung für Fleischereien und renitente Rentner in
der Bäckerei. Wer hat das angeordnet? Wohin soll das alles führen? Was
kann man dagegen tun? Vor allem aber: Was ist da eigentlich los?

Moritz Neumeier ist ein junger Stand-Upper, der mit seinem Duo "Team
und Struppi" bereits den Förderpreis zum Deutschen Kleinkunstpreis
2013 erhalten hat. Jetzt ist er solo unterwegs. Durch das Programm
führt Starkabarettist Tobias Mann.

Redaktion Anja Iven

 * 
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Programmtip vom 31. Januar 2018
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MUSIK/2470: Deutschlandfunk - Der Komponist Sergej Maingardt, 3.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

In die Zukunft horchen

Der Komponist Sergej Maingardt

Atelier neuer Musik

Samstag, 3. Februar 2018, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Der 1981 in Kasachstan geborene Komponist, Produzent und Performer
Sergej Maingardt bewegt sich im Spannungsfeld von Tonkunst und
Wissenschaft. In seiner künstlerischen Arbeit interessiert ihn vor
allem die Frage, wie neueste Technologien menschliches Erleben
beeinflussen. Maingardt studierte in Köln und Düsseldorf elektronische
Musik, Medientechnik und Kulturanalyse. Er arbeitet mit Choreografen,
Pop- und Videokünstlern zusammen. Hineingeboren in die Ära von
Digitalisierung und Globalisierung, versteht er Musik als wichtige
Zeitkunst, um die rasante globale Veränderung der Welt zu
reflektieren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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PREIS/307: Franziska Hartmann für "Bestes Kinderhörbuch" ausgezeichnet (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 1. Februar
2018

Deutscher Hörbuchpreis 2018

Franziska Hartmann ist die Preisträgerin in der Kategorie
"Bestes Kinderhörbuch"



Der Gewinner des Deutschen Hörbuchpreises in der Kategorie "Bestes
Kinderhörbuch" steht fest. Es ist das Hörbuch "Die furchtlose Nelli,
die tollkühne Trude und der geheimnisvolle Nachtflieger" von Verena
Reinhardt. Die Kinderjury hat entschieden, dass der Preis an die
Sprecherin und Schauspielerin Franziska Hartmann geht, die Interpretin
des Hörbuchs. Erschienen ist es bei der HÖRCOMPANY.

Franziska Hartmann ist Ensemble-Mitglied am Thalia Theater Hamburg und
hat in der WDR-TV-Produktion "Über Barbarossaplatz" mitgespielt. Es
ist ihre erste Auszeichnung als Hörbuchsprecherin. Die Kinderjury ist
der Meinung, dass sie es schafft, jeder Figur einen eigenen Charakter
zu geben und die Fantasie stärker anzuregen, als wenn man die
Geschichte selber lesen würde. Die zwölfjährige Jurorin Molly meint:
"Nelli und Trude lesen oder hören? Ganz klar - hören!" Stefanie Leo,
die seit 15 Jahren Kindern Literatur vermittelt, hat die Jury
geleitet: "Es hat unglaublich Spaß gemacht, sich derart intensiv mit
dem Medium Hörbuch auseinanderzusetzen. Ich bin begeistert, wie genau
die Kinder hingehört haben, auch feinste Details und Unterschiede
wahrnahmen und so schließlich zu einer guten und begründeten
Entscheidung gekommen sind."

In diesem Jahr hat das Ulla-Hahn-Haus in Monheim am Rhein die
Kinderjury zusammengestellt: Drei Mädchen und zwei Jungen im Alter von
10 bis 13 Jahren, die sich in ihrer Freizeit intensiv mit Literatur in
jeglicher Form auseinandersetzen. Das ehemalige Elternhaus der
Schriftstellerin Ulla Hahn ist heute ein Zentrum für Sprach- und
Leseförderung und Literaturvermittlung für alle Altersgruppen vom
Kleinkind- bis zum Erwachsenenalter. Regelmäßige Angebote im Haus wie
Leseclubs oder die "Bücherkinder" werden ergänzt durch Workshops u.a.
zum Poetry-Slam, Hörspiel oder zum digitalen Geschichtenerzählen.

Das Hörbuch "Die furchtlose Nelli, die tollkühne Trude und der
geheimnisvolle Nachtflieger" basiert auf dem gleichnamigen Buch, das
bei Beltz und Gelberg erschienen ist. Die Haselmaus Nelli,
Messerwerferin Trude und die illustre Truppe des Wanderzirkus Woimick
haben keine Ahnung, warum der Kompass verrücktspielt und ihr Zeppelin
ziellos im Nirgendwo treibt. Plötzlich werden alle Kunststücke der
Artisten Wirklichkeit: Die Jungfrau Hilde wird beinahe zersägt, Nelli
um ein Haar aufgespießt. Was steckt dahinter?

Das junge Düsseldorfer Unternehmen Boxine hat für diese Kategorie das
Preisgeld über 3.333,- Euro zur Verfügung gestellt. Seit 2016 stellt
Boxine die Tonie-Box her, eine mobile Abspielstation für
Kinderhörbücher.

Der 16. Deutsche Hörbuchpreis wird am 6. März 2018 im WDR Funkhaus in
Köln verliehen. Durch den Abend führt Götz Alsmann. Wie in den
Vorjahren ist die Preisverleihung zugleich Eröffnungsveranstaltung des
internationalen Kölner Literaturfestes lit COLOGNE.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 1. Februar 2018
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KURSUS/1678: Hanau - "Sicheres Online-Banking mit Linux" am 7. Februar 2018


Sicheres Online-Banking mit Linux



Linux-Experte Karl-Heinz Kern informiert am Mittwoch, 7. Februar, 18
Uhr, im Kulturforum Hanau über die Möglichkeiten, online-Bankgeschäfte
mit dem kostenlos erhältlichen Betriebssystem Linux abzuwickeln und so
die Sicherheit der Transaktionen zu erhöhen. Grundlegende
PC-Kenntnisse sind für das Verständnis des Vortrags hilfreich. Die
Veranstaltung findet im Raum Franz Weber statt. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Januar 2018

Stadt Hanau
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NEUROLOGIE/939: Was Magnetfelder im Gehirn verändern - und wie man das erforschen kann (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 30.01.2018

Was Magnetfelder im Gehirn verändern - und wie man das erforschen kann

Tübinger Neurowissenschaftler ermöglichen tiefe Einblicke in die
Funktionsweise der Transkraniellen Magnetstimulation (TMS)



Tübinger Neurowissenschaftler haben eine Methode entwickelt, mit der sich
die Gehirnaktivität während einer transkraniellen Magnetstimulation (TMS)
messen lässt. Obwohl die TMS seit 30 Jahren erforscht wird, ist bisher
wenig über ihre Wirkungsweise bekannt. Ein besseres Verständnis könnte
dazu beitragen, die TMS als nicht-invasive und schmerzfreie Diagnose- und
Behandlungsmethode weiter zu entwickeln. Die Studie wurde kürzlich im
Fachmagazin eLife veröffentlicht.

Es klingt wie Science Fiction: Die Gehirnaktivität eines Menschen lässt
sich ohne Berührung verändern, indem man eine Drahtspule über den Kopf
hält - und dadurch bewegen sich beispielsweise Arme oder Beine. Diese
Technik, die transkranielle Magnetstimulation, wird in der Forschung und
zur Behandlung vieler Hirnerkrankungen verwendet. Die TMS sendet ein
starkes gepulstes Magnetfeld aus, das winzige elektrische Ströme im
Hirngewebe darunter erzeugt. Diese können Neuronen (Nervenzellen im
Gehirn) aktivieren.

In der Medizin wird TMS bei Störungen motorischer Funktionen (z.B. bei
Multipler Sklerose oder nach einem Schlaganfall) diagnostisch eingesetzt.
Therapeutisch kommt sie beispielsweise bei Tinnitus, bei Depressionen, bei
Schmerz- und neuerdings auch Suchtpatienten zum Einsatz. In Europa ist die
TMS allerdings noch keine etablierte Behandlungsmethode.

Denn was mit den Neuronen genau passiert, wenn das Magnetfeld
eingeschaltet wird, verstehen Forscher bis heute nicht wirklich: Die
elektrische Aktivität einzelner Neurone im Gehirn misst man mit
Mikroelektroden. Diese werden jedoch durch die starken Magnetfelder der
TMS massiv gestört und die abgeleiteten Signale der Nervenzellen maskiert.

Forscher mehrerer Arbeitsgruppen (Cornelius Schwarz, Martin Giese, Ulf
Ziemann, Axel Oeltermann) aus drei Tübinger Instituten (Werner Reichardt
Centrum für Integrative Neurowissenschaften der Universität Tübingen,
Hertie-Institut für klinische Hirnforschung und Max-Planck-Institut für
Biologische Kybernetik) haben nun gemeinsam eine Abschirmung der
Mikroelektroden gegen die starken Magnetfelder der TMS entwickelt. So
können sie die Veränderungen in einzelnen Hirnzellen mit nur einer
Millisekunde Verzögerung nach dem Magnetimpuls messen.

Die Forscher bewiesen in ihrer Studie, dass ihre Abschirmungstechnik
verwendbare Daten liefert. Dazu stimulierten sie mit TMS die Region im
Motorkortex von Ratten, die die Vordergliedmaßen steuert. Während die
Tiere durch die Stimulation ihre Vorderpfoten bewegten, maßen die Forscher
die Aktivität der Neuronen. Zum ersten Mal konnten sie so direkt
beobachten, wie die für die Vordergliedmaßen verantwortlichen
Kortexneuronen auf TMS reagierten. Sie stellten fest, dass die neuronale
Aktivität auch nach Ende des TMS-Pulses anhielt. Außerdem änderte sich die
neuronale Aktivität abhängig von der Richtung des Stromflusses, den die
TMS im Hirngewebe erzeugte. Diese Ergebnisse passen verblüffend genau zu
Beobachtungen in der klinischen Forschung beim Menschen, bei denen
Neuronenaktivität statt im Gehirn im Rückenmark und in den Muskeln
aufgezeichnet wurde.

"Nur zwei Arbeitsgruppen weltweit haben Ähnliches vor uns geschafft", sagt
Dr. Alia Benali, die die Studie geplant und durchgeführt hat. Die Methoden
dieser Vorgängerstudien sind technisch äußerst anspruchsvoll; außerdem
sind sie spezifisch für Primatengehirne entwickelt: Einschränkungen, die
für viele Laboratorien ein Hindernis darstellen. "Uns ging es darum, eine
einfache Methode zur Untersuchung neuronaler Aktivität bei TMS zu
entwickeln. Sie soll für jedes Labor ohne spezielles Know-how zugänglich
sein", erklärt Doktorand Bingshuo Li.


Publikation:

Bingshuo Li, Juha P. Virtanen, Axel Oeltermann, Cornelius Schwarz, Martin
A. Giese, Ulf Ziemann, Alia Benali: Lifting the Veil on the Dynamics of
Neuronal Activities Evoked by Transcranial Magnetic Stimulation. 

eLife
2017;6:e30552; DOI: 10.775/eLife.30552


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, Antje Karbe, 30.01.2018
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ONKOLOGIE/1889: Bauchspeicheldrüsenkrebs - Verdopplung von Genen macht Tumore so aggressiv (idw)


Technische Universität München - 30.01.2018

Bauchspeicheldrüsenkrebs: Verdopplung von Genen macht Tumore so aggressiv



Bauchspeicheldrüsenkrebs zählt zu den Krebserkrankungen mit der weltweit
höchsten Sterblichkeit. Genetische Veränderungen, mit denen sich die
besondere Aggressivität und frühe Metastasierung dieser Krebsform erklären
ließe, konnten bisher allerdings nicht gefunden werden. Ein Forschungsteam
der Technischen Universität München (TUM) und des Deutschen
Krebskonsortiums (DKTK) zeigt jetzt, dass diese Eigenschaften durch
bestimmte Gen-Vervielfältigungen, die entlang unterschiedlicher
Evolutionswege des Krebses entstehen, erklärt werden können. Aus dieser
Entdeckung leiten sie grundlegende Prinzipien für die Biologie dieser
Krebsart ab.

Bisher scheiterten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler daran,
Eigenschaften des Bauchspeicheldrüsenkrebses, wie dessen Aggressivität,
mit Veränderungen im Erbgut des Tumors, so genannten Mutationen, in
Zusammenhang zu bringen. Zudem bildet Bauchspeicheldrüsenkrebs sehr viel
schneller Metastasen als andere Krebsarten. Auch hier sind die genetischen
Ursachen bisher unklar.

Ein Team um Prof. Roland Rad und Prof. Dieter Saur am TUM
Universitätsklinikum rechts der Isar und dem Deutschen Krebskonsortium ist
beiden Problemen einen entscheidenden Schritt nähergekommen. Mit Hilfe
verschiedener Mausmodelle zur Erforschung des Bauchspeicheldrüsenkrebses
gelang es ihnen, molekulare Wege der Tumorentstehung im Detail
aufzudecken. Sie können so nachvollziehen, wie unterschiedliche
Eigenschaften der Erkrankung entstehen. Die Studie wurde im Fachjournal
Nature veröffentlicht.

Tumorzellen besitzen mehrere fehlerhafte Kopien eines Krebsgens

Gesunde Zellen in Menschen haben von jedem Gen zwei Kopien. Für ihre
Experimente mutierten die Forscherinnen und Forscher eine der beiden
Kopien des Kras-Gens in Mäusen. Das Gen spielt bei der Zellvermehrung eine
wichtige Rolle und ist in 90% aller menschlichen Bauchspeicheldrüsentumore
aktiviert. Solche Gene werden auch als Krebsgene oder Onkogene bezeichnet.
Dabei machte das Team um Roland Rad eine überraschende Entdeckung: Das
mutierte Gen wurde häufig bereits in sehr frühen Vorstufen des Krebses
vervielfältigt. Hatte ein Tumor die mutierte Kras-Genkopie nicht
verdoppelt, entdeckten die Forscher Vervielfältigungen in anderen
Krebsgenen.

"Es scheint so als müsste die Zelle das Wachstumssignal durch die
zusätzlichen Gen-Kopien erhöhen. Dieses Modell der Dosisverstärkung
während der Tumorentwicklung wurde bisher nicht berücksichtigt." sagt
Sebastian Müller, Erstautor der Studie, und fügt hinzu: "Wir konnten
zusätzlich zeigen, dass bei erhöhter Zahl der mutierten Kras-Kopien die
Aggressivität und die Fähigkeit zur Metastasierung zunahmen."

Störung körpereigener Schutzmechanismen bestimmt die Evolution des
Krebses

Normalerweise haben gesunde Zellen eigene Schutzmechanismen, damit sich
Mutationen nicht anhäufen. Warum konnten die Zellen also diese
Dosisverstärkung überhaupt schaffen, ohne daran gehindert zu werden?

"Hier zeigt sich die Bedeutung von Mausmodellen. Sie ermöglichen uns, die
außerordentlich komplexen Prozesse der molekularen Krebsentwicklung
umfassend zu beobachten und experimentell zu überprüfen: von der gesunden
Zelle über Krebsvorläufer bis hin zum aggressiven Tumor und dessen
Ausbreitung in verschiedene Organe." erklärt Prof. Dieter Saur.

Nach der durch die Forscher verursachten Kras-Mutation entstanden zunächst
weitere Mutationen in so genannten Tumorsuppressorgenen. Damit die
Entwicklung einer Tumorzelle verhindert wird, besitzt eine gesunde Zelle
eine ganze Reihe solcher schützender Gene. Eine grundlegende Erkenntnis
der Forscher war: Je nachdem welches Tumorsuppressorgen betroffen war und
wie stark dessen Funktion beeinträchtigt wurde, wird entweder das mutierte
Kras-Gen oder ein anderes Krebsgen vervielfältigt.

Die Wichtigsten Entwicklungsschritte aufgeklärt

Erst durch das Ausschalten der zelleigenen Schutzmechanismen und die
darauffolgende "Dosisverstärkung" kann am Ende ein Tumor entstehen.
Welchen Weg die Zelle dabei einschlägt und welche Gene beteiligt sind,
bestimmte dann maßgeblich die Eigenschaften des Bauchspeicheldrüsentumors.

Durch das Modell der "Dosisverstärkung" lassen sich erstmals genetische
Muster festlegen, die dessen Aggressivität und Metastasierung erklären.
"Wir haben Hinweise darauf, dass unsere Entdeckung ein grundlegendes
Prinzip bei der Entstehung von Tumoren darstellt und auch bei anderen
Krebsarten von Bedeutung ist. Wir gehen nun der Frage nach, inwieweit
diese neuen Einblicke in die Tumorbiologie für die Entwicklung neuer
Therapiestrategien genutzt werden können.", erklärt Prof. Roland Rad die
nächsten Forschungsziele.


Folgende Institutionen waren ebenfalls an der Studie beteiligt: The
Wellcome Trust Sanger Institute, Ludwig-Maximilians Universität
(Anthropologie und Humangenetik), Helmholtz Zentrum München,
(Forschungsabteilung Strahlenzytogenetik), Universidad de Oviedo
(Institute of Oncology of Asturias, Departamento de Bioquímica y Biología
Molecular, Facultad de Medicina, Instituto Universitario de Oncología,
Nanomaterials and Nanotechnology Research Center), University of Cambridge
(Department of Veterinary Medicine), Instituto de Medicina Oncológica y
Molecular de Asturias, Klinikum der LMU München-Grosshadern (Medizinische
Klinik und Poliklinik II), Instituto de Biomedicina y Biotecnología de
Cantabria


Originalpublikation

S. Mueller, T. Engleitner, R. Maresch, M. Zukowska, S. Lange, T.
Kaltenbacher, B. Konukiewitz, R. Öllinger, M. Zwiebel, A. Strong, H.-Y.
Yen, R. Banerjee, S. Louzada, B. Fu, B. Seidler, J. Götzfried, K. Schuck,
Z. Hassan, A. Arbeiter, N. Schönhuber, S. Klein, C. Veltkamp, M.
Friedrich, L. Rad, M. Barenboim, C. Ziegenhain, J. Hess, O. M. Dovey, S.
Eser, S. Parekh, F. Constantino-Casas, J. de la Rosa, M. I. Sierra, M.
Fraga, J. Mayerle, G. Klöppel, J. Cadiñanos, P. Liu, G. Vassiliou, W.
Weichert, K. Steiger, W. Enard, R. M. Schmid, F. Yang, K. Unger, G.
Schneider, I. Varela, A. Bradley, D. Saur, R. Rad, 

Evolutionary routes and
KRAS dosage define pancreatic cancer phenotypes, 

Nature, 2018, DOI:
10.1038/nature25459

https://www.nature.com/articles/nature25459


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/34426/ 

Diese Pressemeldung im Web

https://www.tum.de/die-tum/aktuelles/

Alles Pressemeldungen der Technischen Universität München

https://www.med2.mri.tum.de/de/forschung/grundlagenforschung/ag-rad.php 

Forschungsgruppe von Roland Rad

https://www.med2.mri.tum.de/de/forschung/grundlagenforschung/ag-saur.php 

Forschungsgruppe von Dieter Saur

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, Dr. Ulrich Marsch, 30.01.2018 
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SPORTMEDIZIN/323: Forschung - Wie Blutdrucksenkung durch Sport vorhergesagt werden kann (idw)


Universität des Saarlandes - 29.01.2018

Medizinerin findet Weg, um Blutdrucksenkung durch Sport vorhersagen zu
können



Bluthochdruck ist weit verbreitet in der Bevölkerung. Wird das Blut zu
kraftvoll durch den Körper gepumpt, können zum Teil auch lebensbedrohliche
Herz-Kreislauf-Erkrankungen die Folge sein. Melissa Wegmann, Doktorandin
am Institut für Sport- und Präventivmedizin der Universität des Saarlandes
von Professor Tim Meyer, hat in einer Teilstudie ihrer Doktorarbeit nun
herausgefunden, dass ein akut niedrigerer Blutdruck nach einer
kurzzeitigen Belastung auf dem Laufband ein praktikabler Indikator dafür
ist, dass der Blutdruck auch dauerhaft sinken kann, wenn der Patient ein
Ausdauer-Lauftraining absolviert.

Somit könnten auch niedergelassene Ärzte auf einfachem Weg herausfinden,
ob eine solche Therapie bei einzelnen Patienten wirken könnte. Für ihre
Erkenntnisse wird die Medizinerin mit dem Friedrich-Trendelenburg-Preis
der Universität des Saarlandes ausgezeichnet.

Ein Stückchen Kuchen hier, ein kleiner Nachschlag Spaghetti am Abend da
und schon am nächsten Tag schmiegt die Hose bei vielen Genießern ein wenig
enger um die Hüfte. Es gibt aber auch glückliche Zeitgenossen, die ohne
Reue schlemmen können und Jahre später immer noch dieselbe Kleidergröße
haben. Ganz ähnlich ist es bei der Behandlung von Bluthochdruck: Ob ein
Medikament anschlägt oder nicht, ist von Patient zu Patient
unterschiedlich. Statt einer Behandlung mit Medikamenten kann aber auch
mäßiger Ausdauersport blutdrucksenkend wirken. Aber hier ist es wie beim
Kuchen oder bei den Tabletten: Ob ein Patient durch den Sport tatsächlich
dauerhaft seinen Blutdruck senken kann oder ob er trotz fleißigen
Lauftrainings keine Wirkung erzielt, konnten Ärzte bisher nicht
verlässlich voraussagen.

Melissa Wegmann, Doktorandin am Institut für Sport- und Präventivmedizin
von Professor Tim Meyer, hat in ihrer Doktorarbeit nun nach genau solch
einer Möglichkeit gesucht, die Wirksamkeit von Sport als
blutdrucksenkendes "Medikament Bewegung" von Patient zu Patient
individuell vorherzusagen. Aufbauend auf einer vorhergehenden Studie von
Privatdozentin Anne Hecksteden, die ebenfalls am Institut für Sport- und
Präventivmedizin arbeitet, hat die angehende Ärztin 127 Probanden (79
Frauen und 48 Männer, untrainiert, gesund, zwischen 30 und 60 Jahren) in
vier Trainingsgruppen unterteilt, die ein halbes Jahr lang dreimal
wöchentlich Sport machten: Eine Gruppe hat ein Ausdauer-Lauftraining
absolviert, die zweite Gruppe ein Intervalltraining aus schnellem Laufen
und Ruhepausen, die dritte Gruppe ein kombiniertes Kraft-Ausdauer-Training. Die
vierte Gruppe hat sich über das halbe Jahr, in dem die Daten erhoben wurden, als
Kontrollgruppe nicht sportlich betätigt. Außerdem hat Melissa Wegmann zu Beginn
der Trainingsphase und nach Abschluss der Trainingsphase ein halbes Jahr später
mit den Probanden einen Gesundheitscheck auf dem Laufband, ein sogenanntes
Belastungs-EKG, durchgeführt und hierbei den Blutdruck vor der Belastung und
exakt sieben Minuten nach der Belastung gemessen.

"Es gibt einen eindeutigen Zusammenhang: Diejenigen Probanden, die den
Blutdruck nach einer der akuten Belastung auf dem Laufband senken konnten,
konnten ihn mit hoher Wahrscheinlichkeit auch chronisch nach einem halben
Jahr Ausdauer-Lauftraining senken", erklärt Melissa Wegmann. Für die
Probanden der anderen Trainingsgruppe und der Kontrollgruppe gilt dieser
Zusammenhang nicht. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass diejenigen
Teilnehmer, die nach der Kurzzeit-Belastung auf dem Laufband einen
niedrigeren Blutdruck aufweisen konnten, mit hoher Wahrscheinlichkeit
ihren Blutdruck auch dauerhaft durch mäßiges Ausdauer-Lauftraining senken
können. "Der Laufband-Test ist damit ein Indikator dafür, ob ein Patient
mit Ausdauer-Lauftraining seinen Blutdruck dauerhaft senken kann",
schlussfolgert Melissa Wegmann.

Für praktizierende Ärzte könnte dieses Belastungs-EKG eine einfache
Methode sein, um für jeden Blutdruckpatienten individuell vorhersagen zu
können, ob bereits ein leichtes Ausdauer-Training Wirkung zeigen könnte,
bevor der Patient zu blutdrucksenkenden Medikamenten greifen muss. Ebenso
könnten die Krankenkassen auf diese Weise Kosten für die Medikamente
sparen.

Außerdem hätte diese Art der Therapie einen schmackhaften Nebeneffekt: Die
durch das Lauftraining abtrainierten Kalorien könnten die Patienten -
natürlich in Maßen - mit einem Stückchen Kuchen kompensieren, ob sie nun
anfällig dafür sind oder nicht.

Melissa Wegmann erhält für ihre Doktorarbeit am 1. Februar den
Friedrich-Trendelenburg-Preis der Universität des Saarlandes verliehen. Dieser
Preis wird seit 2003 alle zwei Jahre aus den Erträgen der
Friedrich-Trendelenburg-Stiftung vergeben. Er erinnert an die durch Professor
Dr. Friedrich Trendelenburg initiierte Gründung des Instituts für
Präventivmedizin an der Universität des Saarlandes. Er ist mit 2.500 Euro
dotiert. Den Festvortrag bei der Preisverleihung am 1. Februar um 17 Uhr hält
der Christoph Handschin, Professor für Pharmakologie am Biozentrum der
Universität Basel, über das Thema "Die Anpassungsfähigkeit des Skelettmuskels
auf Sport und Alter" (Geb. B 8 1, Raum 0.21).


Weitere Informationen:

Die Studie "Postexercise Hypotension as a Predictor for Long-Term
Training-Induced Blood Pressure Reduction: A Large-Scale Randomized
Controlled Trial" ist im November 2017 im "Clinical Journal of sport
medicine" erschienen: 

www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/29189337

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/29189337

http://www.sportmedizin-saarbruecken.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, Friederike Meyer zu Tittingdorf, 29.01.2018
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AUSLAND/2478: Studie - Hohe Raten an Diabetes und Bluthochdruck in Indien (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 29.01.2018

Hohe Raten an Diabetes und Bluthochdruck in Indien

Internationales Forscherteam legt erste landesweit repräsentative Studie vor



(pug) In allen Regionen und gesellschaftlichen Gruppen Indiens weisen die
Menschen mittleren und höheren Alters hohe Raten an Diabetes und
Bluthochdruck auf. Das hat ein internationales Forscherteam der
Universitäten Harvard und Göttingen sowie des Universitätsklinikums
Heidelberg herausgefunden. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
legten die erste landesweit repräsentative Studie zu diesem Thema vor.
Unerwartet waren insbesondere die hohen Raten an Bluthochdruck bei jungen
Erwachsenen. Die Ergebnisse wurden in JAMA Internal Medicine, einer
Zeitschrift der American Medical Association, veröffentlicht.

Die Wissenschaftler wollten herausfinden, wie sich das Vorkommen von
Diabetes und Bluthochdruck in Indien zwischen den einzelnen Bundesstaaten,
der Land- und Stadtbevölkerung und verschiedener soziodemografischer
Merkmale wie Bildung und Wohlstand der Haushalte unterscheidet. Die dafür
herangezogenen Gesundheitsdaten bestanden aus Plasmaglukose- und
Blutdruckmessungen von rund 1,3 Millionen Erwachsenen aus ganz Indien
zwischen 2012 und 2014.

Laut der Studie sind in Indien 6,1 Prozent der Frauen und 6,5 Prozent der
Männer an Diabetes erkrankt, während 20 Prozent der Frauen und 24,5
Prozent der Männer an Bluthochdruck leiden. Zwischen den einzelnen Staaten
unterscheiden sich die Raten stark, Wohlstand und Stadtlage wirken sich im
Hinblick auf beide Krankheiten offenbar positiv aus. Bei den Erwachsenen
unter 45 Jahren ist Bluthochdruck weiter verbreitet als erwartet: Die
Raten liegen höher als in Mittel- und Osteuropa, wo man bislang die
höchsten Raten bei jungen Erwachsenen vermutet hatte.

"Die Belastung durch Diabetes und Bluthochdruck in Indien ist deutlich
größer als landläufig angenommen", erläutert der Entwicklungsökonom Prof.
Dr. Sebastian Vollmer von der Universität Göttingen. "Diese so genannten
Wohlstandserkrankungen sind nicht nur bei uns, sondern zunehmend auch in
Indien ein Problem. Leider sind die Gesundheitssysteme nur beschränkt auf
diese neuen Belastungen vorbereitet."

"Das Verständnis, wie sich das Auftreten von Diabetes und Bluthochdruck in
einem so großen Land wie Indien unterscheidet, ist entscheidend für die
aktive Prävention, Früherkennung und Behandlung dieser Krankheiten",
erklärt der Erstautor der Studie, Dr. Pascal Geldsetzer von der Harvard
University. Prof. Dr. Dr. Till Bärnighausen, Direktor des Instituts für
Public Health am Universitätsklinikum Heidelberg, fügt hinzu: "Es sind
erhebliche Investitionen notwendig, um die gesundheitlichen und sozialen
Folgen dieser Epidemie abzuwenden."

In Indien lebt etwa ein Sechstel der gesamten Weltbevölkerung. Das Land
befindet sich mitten in einem epidemiologischen Übergang: Der Anteil nicht
übertragbarer Krankheiten ist in den vergangenen Jahrzehnten gestiegen und
wird sich durch Alterung der Bevölkerung und Urbanisierung weiter
vergrößern. Währenddessen weisen viele Gegenden Indiens nach wie vor
erhebliche Belastungen durch Infektionskrankheiten und schlechte
Mutter-Kind-Gesundheit auf.


Originalveröffentlichung: 

Pascal Geldsetzer et al. (2018) Diabetes and Hypertension in India: 

A Nationally representative Study of 1.3 Million
Adults. 

JAMA Internal Medicine. Doi: 10.1001/jamainternmed.2017.8094

Weitere Informationen finden Sie unter

https://scholar.harvard.edu/geldsetzer/home

http://www.uni-goettingen.de/de/450695.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, Thomas Richter, 29.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STUDIE/053: Wie die Digitalisierung die Gesundheitsbranche verändert (idw)


Universität Witten/Herdecke - 30.01.2018

Wie die Digitalisierung die Gesundheitsbranche verändert

Und warum sich die medizinischen Fakultäten darauf einstellen müssen



Fast in jedem Haushalt arbeiten und leben die Menschen heute mit
Smartphones oder Computern, sie kaufen online ein, streamen Filme, lesen
Nachrichten auf ihren Tablets oder nutzen soziale Netzwerke und
Messenger-Programme, um sich innerhalb von Sekunden mit Menschen rund um den
Globus zu vernetzen. Auch im Gesundheitssektor hat die Informationstechnologie
nachhaltige Veränderungen hervorgebracht. Zwar verläuft der Trend zur
Digitalisierung durch die hohen Qualitätsanforderungen und Regulierung
langsamer als in anderen Bereichen, dennoch ist auch in der Medizin der
Beginn eines tiefgreifenden Wandels zu spüren. So nutzen Ärzte bereits
heute täglich moderne elektronische Technologien und IT-Systeme. Sie
ermöglichen die Organisation von Krankenhäusern, die Verwaltung und
Dokumentation von Patientendaten, steigern diagnostischen Möglichkeiten,
bieten Alternativen zu invasiven operativen Eingriffen und geben Patienten
in einigen Ländern sogar die Chance, den Arztbesuch von zu Hause per
Videokonferenz zu erledigen.

Ein Blick auf den Stand der aktuellen Forschung und neueste klinische
Studien verrät, welche entscheidende Rolle die Informationstechnologie im
medizinischen Alltag spielen wird. So beschäftigt sich zum Beispiel ein
aktuelles Forschungsgebiet mit neuronalen Interfaces, sogenannte
Brain-Computer-Interfaces. Basis dafür ist die Kopplung von Nervenzellen im
Gehirn mit einer Recheneinheit oder einem Computer. Diese Schnittstellen
werden dann dazu genutzt, Recheneinheiten anzusprechen, wodurch sich
Computerprogramme oder Prothesen durch die normale Gehirnaktivität steuern
lassen. Eine klinische Studie aus den USA nutzt eine solche Technologie
zur Therapie von Patienten mit refraktärer fokaler Epilepsie.

Solche wahrscheinlich in naher Zukunft einsetzbaren Methoden erfordern ein
hohes Maß an technischem Verständnis, damit eine erfolgreiche Therapie
gewährleistet werden kann. Von Ärzten der Zukunft wird erwartet,
Funktionalität und Aufbau solcher Technologien verstehen und mit dem
technischen Personal besprechen zu können. Nur dann kann interdisziplinäre
Zusammenarbeit gewährleistet werden, die dem Patienten nutzt.

"Das Leistungsvermögen von moderner IT-Technologie wächst exponentiell,
unzählige Studien zeigen, dass die Medizin erst am Anfang ihrer
technischen Möglichkeiten steht", sagt Philip Boehme, der an der
Universität Witten/Herdecke einen Kurs zur digitalen Transformation des
Gesundheitswesens leitet. "Eine High-Tech-Versorgung ist aber immer nur so
gut wie der Arzt, der sie durchführt. Er muss daher mehr als ein
grundlegendes Verständnis dafür besitzen. Moderne Mediziner benötigen
dringend auch die Kompetenz, neue Methoden kritisch hinterfragen sowie
Vorteile und Risiken einschätzen zu können. Dafür braucht es ein Umdenken
an den Universitäten, die die Studierenden auf die veränderte Arbeitswelt
vorbereiten müssen. Das Medizinstudium an vielen Universitäten hat sich
den neuen Entwicklungen noch nicht angepasst", sagt Prof. Dr. Jan Ehlers,
Vizepräsident der Universität Witten/Herdecke (UW/H).

Integration in das Studium

Bereits seit dem Wintersemester 2016/2017 bietet die UW/H im Rahmen des
fächerübergreifenden Studium fundamentale (Stufu) den Kurs "Digital
Medicine - how data will change the way we treat" an. Er ist
multiprofessionell ausgelegt und steht Studierenden aus allen
Studiengängen offen. Ziel ist es, die Studierenden für das Thema zu
sensibilisieren und den reflektierten, interdisziplinären Umgang mit den
digitalen Medien zu fördern. Die Themen sind breit aufgestellt - von Big
Data über Datensicherheit bis hin zu Startup-Gründung. "Eine Besonderheit
des Kurses ist, dass nicht nur über Technologien diskutiert wird, sondern
diese auch so eingesetzt werden, dass an dem Kurs nicht nur in Präsenz,
sondern auch online teilgenommen werden kann", erläutert Privatdozent
Hubert Trübel, der in dem Kurs unterrichtet. Das Angebot ist mittlerweile
auf sehr großes Interesse gestoßen: Während der Kurs im ersten Semester
nur von 15 Studierenden belegt wurde, fanden sich im letzten Semester
bereits 63 Studierende und in diesem Semester sogar 183 Studierende ein.
Ehlers: "Unser Fazit nach gut einem Jahr Erfahrung: Viele Curricula stehen
der medizinischen Digitalisierung passiv gegenüber. In diesen Seminaren
konnten wir das Thema allerdings sowohl inhaltlich als auch
technisch-methodisch so erfolgreich angehen, dass dieser Kurs im nächsten
Semester nicht nur weitergeführt, sondern in einzelnen Studiengängen auch noch
stärker in das Curriculum integriert wird."

Nachdem die Teilnehmenden des Kurses im Dezember in Wuppertal bei Bayer
Healthcare waren und die Digitalisierung auch praktisch erleben konnten,
findet am 15. Februar eine Exkursion zu Johnson & Johnson in Hamburg
statt. Dort können die teilnehmenden Studierenden nicht nur die bisherige
Umsetzung erleben, sondern auch mit den Akteuren über die nächsten
innovativen Schritte diskutieren. Am selben Abend treffen sich dann im
Rahmen von "Stufu on Tour" Studierende und Alumni der UW/H bei Google in
Hamburg und nehmen die Digitalisierung noch umfassender ins Visier.

Um die Digitalisierung des Gesundheitswesens wissenschaftlich zu
untersuchen, wurde aus vielen Interviews mit Experten ein Fragebogen
entwickelt, um die Erwartungen von Medizinern und Nicht-Medizinern an die
Digitalisierung zu erheben: www.digitization-healthcaresystem.de. "Es ist
großartig, wenn sich möglichst viele Menschen ein paar Minuten Zeit nehmen
und den Fragebogen ausfüllen", appelliert Ehlers, der die Arbeit betreut.

Über uns:

Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung 1982 eine
Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein: Als
Modelluniversität mit rund 2.400 Studierenden in den Bereichen Gesundheit,
Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der klassischen Alma
Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand in Hand mit
Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution226
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke, Jan Vestweber, 30.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIABETES/1995: 6,7 Millionen Menschen mit Diabetes - nationales Diabetesregister gefordert (DDG)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 29.01.2018

6,7 Millionen Menschen mit Diabetes - DDG fordert ein nationales
Diabetesregister



In Deutschland leiden Millionen von Menschen an Diabetes mellitus - und
jedes Jahr kommen 500.000 Neuerkrankte hinzu. Etwa ein Fünftel aller
Todesfälle hierzulande ist einer neuen Studie zufolge direkt auf diese
chronische Erkrankung zurückzuführen. Vor dem Hintergrund dieser
dramatischen Entwicklungen müssen die Versorgung und die medizinischen
Strukturen dringend verbessert werden, erklären Experten der Deutschen
Diabetes Gesellschaft (DDG). Sie fordern deshalb einen Nationalen
Diabetesplan, der auch ein Diabetesregister mit Patientendaten beinhalten
sollte.

Auf der Jahrespressekonferenz der DDG erläutern sie unter anderem, warum
eine zentrale Erfassung von Patientendaten so wichtig ist und welche Rolle
die Digitalisierung dabei spielt. Die Pressekonferenz findet am Dienstag,
den 27. Februar 2018 in Berlin statt.

"In Deutschland gibt es bisher lediglich bei Krebserkrankungen die
gesetzliche Vorgabe, dass Krankheitsverläufe und deren Behandlung
flächendeckend erfasst und zentral in einer Langzeitauswertung
zusammengeführt werden müssen", sagt Professor Dr. med. Baptist Gallwitz,
Past Präsident und Pressesprecher der DDG. "Wir benötigen solch ein
zentrales Register mit Patientendaten jedoch auch dringend für
Diabetes-Erkrankungen." Nur so könnten regionale Unterschiede in der Versorgung
aufgezeigt werden. Außerdem schaffe eine breite Datenbasis die Grundlage
dafür, validierte und detailliertere Erkenntnisse über die Langzeitwirkung
von Therapien in der breiten Anwendung zu gewinnen. "Mithilfe eines
Patientenregisters können wir beispielsweise auswerten, wie hilfreich
Therapien mit bestimmten Medikamenten sind - und welche Wirkungen
nicht-medikamentöse Maßnahmen wie Patientenschulungen, die
Stoffwechselselbstkontrolle und begleitende Lebensstiländerungen haben",
so Gallwitz. Auf Basis solcher Erkenntnisse kann die Patientenversorgung
gezielt verbessert werden. Ein solches Vorgehen würde letztlich auch das
Gesundheitssystem entlasten.

Die DDG will den Aufbau eines nationalen Diabetesregisters tatkräftig
unterstützen. Die Kommission "Versorgungsforschung und Register" der
Fachgesellschaft hat es sich deshalb zum Ziel gesetzt, entsprechende
medizinische und wissenschaftliche Standards zu definieren. Die Experten
haben auch die fortschreitende Digitalisierung im Blick und sehen darin
eine Chance für eine verbesserte Versorgung. "Qualitativ hochwertige
Diabetes-Apps, Wearables und digitale Systeme zur kontinuierlichen
Glukosemessung können die herkömmliche Diagnostik und Therapie sinnvoll
ergänzen und wichtige Patientendaten liefern", meint Gallwitz. "Sie
entlasten Mediziner und geben ihnen mehr Zeit für den direkten Austausch
mit ihren Patienten." Wichtige Voraussetzungen im Umgang mit den digitalen
Anwendungen sind unter anderem, dass Vorgaben zum Schutz der persönlichen
Daten eingehalten werden, IT-Kenntnisse bei den Beteiligten ausreichend
vorhanden sind und die Systeme untereinander sinnvoll und leicht
kombinierbar sind.

Das nationale Diabetesregister soll - nach den Vorstellungen der DDG - ein
zentraler Baustein in einem "Nationalen Diabetesplan" zur Verbesserung der
medizinischen Versorgung sein. Weitere zentrale Ansatzpunkte darin sind
beispielsweise die Forderung nach einer adäquaten Medizinerausbildung und
-weiterbildung sowie nach einer flächendeckenden Patientenversorgung durch
niedergelassene Allgemein- und Fachärzte. Zudem sieht der Plan den Einsatz
moderner Medikamente und eine angemessene Behandlung und Pflege im
Krankenhaus vor. In diesem Zusammenhang fordern die Experten auch, den
Beruf des Diabetes-Beraters staatlich anzuerkennen. "Wenn die Politik
jetzt aktiv wird und die vorgeschlagenen Maßnahmen umsetzt, kann das
Sterberisiko von Diabetes-Patienten stark reduziert und ihre
Lebenserwartung und -qualität eindeutig verbessert werden", resümiert
Gallwitz.

Wie Erkenntnisse über die Lebensqualität von Menschen mit Diabetes
gewonnen werden können und welche Bedeutung die Grundlagenforschung für
die Verbesserung der Behandlung hat, darüber informieren Experten
ebenfalls auf der DDG-Jahrespressekonferenz am 27. Februar in Berlin. Das
vorläufige Programm zur Pressekonferenz folgt in Kürze.


Quellen:

1. Jacobs E, Hoyer A, Brinks R, Kuss O, Rathmann W: Burden of mortality
attributable to diagnosed diabetes: a nationwide analysis based on claims
data from 65 million people in Germany. Diabetes Care. 2017; 40: 1703-9

2. Jacobs E, Rathmann W: Epidemiologie des Diabetes in Deutschland. In:
Kröger J, Müller-Wieland D (Hrsg.): Deutscher Gesundheitsbericht Diabetes
2018 - Die Bestandsaufnahme. Mainz: Kirchheim Vlg. 2017; 9-22

3. Müller-Wieland D, Ickrath M. Rahmenpapier für einen Code of Conduct
Digital Health der Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG) zur digitalen
Transformation. August 2017.

https://www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de/fileadmin/Redakteur/Ueber_uns/Code_of_Conduct_der_DDG_Digital_Health_19092017.pdf

Terminhinweis

Termin: Dienstag, 27. Februar 2018, 11.00 bis 12.00 Uhr

Ort: Tagungszentrum im Haus der Bundespressekonferenz, Raum 4

Anschrift: Schiffbauerdamm 40/Ecke Reinhardtstraße 55, 10117 Berlin

Über die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG):

Die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) ist mit mehr als 9.000
Mitgliedern eine der großen medizinisch-wissenschaftlichen
Fachgesellschaften in Deutschland. Sie unterstützt Wissenschaft und
Forschung, engagiert sich in Fort- und Weiterbildung, zertifiziert
Behandlungseinrichtungen und entwickelt Leitlinien. Ziel ist eine
wirksamere Prävention und Behandlung der Volkskrankheit Diabetes, von der
mehr als sechs Millionen Menschen in Deutschland betroffen sind. Zu diesem
Zweck unternimmt sie auch umfangreiche gesundheitspolitische Aktivitäten.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.ddg.info

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung:

http://idw-online.de/de/institution1246
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Diabetes Gesellschaft, Kerstin Ullrich, 29.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIABETES/1994: Prostatakrebs - Schlechte Prognose bei Männern mit Diabetes (idw)


Deutsches Zentrum für Diabetesforschung - 30.01.2018

Prostatakrebs: Schlechte Prognose bei Männern mit Diabetes



Menschen mit Typ-2-Diabetes erkranken zwar seltener an Prostatakrebs als
Patienten ohne Diabetes. Allerdings ist die Sterblichkeit höher.
Forscherinnen und Forscher des Deutschen Zentrums für Diabetesforschung
(DZD) aus Tübingen und Experten des Helmholtz Zentrums München konnten
zusammen mit der Urologischen Universitätsklinik Tübingen zeigen, dass bei
den Betroffenen der Androgenrezeptor sowie mitogene Formen des
Insulinrezeptors verstärkt exprimiert werden. Dies könnte erklären, warum
Patienten mit Diabetes bei Prostatakrebs eine schlechtere Prognose haben.
Die aktuellen Ergebnisse wurden veröffentlicht in "Molecular Metabolism"
und "Endocrine Related Cancer".

Prostatakrebs und Typ-2-Diabetes gehören zu den häufigsten Erkrankungen
bei Männern. Obwohl Studien darauf hindeuten, dass Menschen mit Diabetes
häufiger an Krebs erkranken, leiden Männer mit Diabetes nicht vermehrt an
Prostatakrebs. Im Gegenteil: Meta-Analysen von Studien haben ergeben, dass
Diabetes-Patienten seltener an diesem Karzinom erkranken. Allerdings war
die Sterblichkeit höher. Dies bestätigen auch aktuelle Untersuchungen von
Forscherinnen und Forschern des Instituts für Diabetesforschung und
Metabolische Erkrankungen des Helmholtz Zentrum München an der
Eberhard-Karls-Universität Tübingen (IDM), einem Partner des DZD, in
Zusammenarbeit mit der Urologischen Universitätsklinik Tübingen. Das
Forscherteam hat kürzlich die Daten von Patienten analysiert, bei denen die
Prostata krebsbedingt entfernt wurde. Wie erwartet waren darunter weniger
Patienten mit Diabetes als in der Allgemeinbevölkerung. Allerdings hatten
Prostatakrebs-Patienten mit Diabetes deutlich häufiger bereits Metastasen
in den Lymphknoten. Zudem war der Anteil der Patienten, die nach den
Leitlinien des National Comprehensive Cancer Network (NCCN) zu der sehr
hohen Risikogruppe gehören, bei den Betroffenen mit Diabetes signifikant
höher.

Doch wie unterscheiden sich Prostatakarzinome bei Menschen mit und ohne
Diabetes? Was macht das Prostatakarzinom von Patienten mit der
Stoffwechselerkrankung so aggressiv? Diese Fragen haben die Forscher in
einer weiteren Studie untersucht. Dazu haben sie 70 Tumorproben von
Patienten ohne Diabetes und 59 Proben von Betroffenen mit Typ-2-Diabetes
analysiert.

Da bei der Entstehung von Prostatakrebs männliche Geschlechtshormone
(Androgene) eine wichtige Rolle spielen, haben die Wissenschaftler die
androgene Signalkette untersucht. "Wir haben eine Genexpressionsanalyse
von Schlüsselproteinen durchgeführt und festgestellt, dass bei Menschen
mit Diabetes der Androgen Rezeptor (AR) verstärkt gebildet wurde", sagt
Dr. Martin Heni, der am IDM die Studie leitete. Auch der durch AR
vermittelte Signalweg war verstärkt aktiviert.

Die Wissenschaftler haben noch einen weiteren Unterschied identifiziert:
"In den Prostatakarzinomen der Patienten mit Diabetes werden verstärkt
Insulinrezeptoren der Isoform A exprimiert", erläutert Dr. Stefan Lutz,
Erstautor der Studie. Diese können Wachstumsfaktoren (engl. Insulin-like
growth factors, IGF) binden. Das trägt zum verstärkten Zellwachstum und
zur verstärkten Zellteilung bei. Normalweise exprimieren Erwachsene
hauptsächlich die Isoform B, die kein IGF bindet.

Zudem ist bei Patienten mit Diabetes auch die Steroidbiosynthese im Tumor
verändert. Es werden weniger schützende Östrogen-Rezeptor-Liganden
gebildet. Das verstärkt den Androgen-Signalweg in den Tumoren weiter.

"Unsere Arbeit liefert neue Erkenntnisse darüber, warum der Prostatakrebs
bei Männern, die an Typ-2-Diabetes leiden, so aggressiv ist", fasst Dr.
Heni die Ergebnisse zusammen. "Prostatakarzinom bei Männern mit Typ-2
Diabetes hat eine schlechtere Prognose und muss daher eher und umfassender
abgeklärt und behandelt werden als ein Prostatakrebs beim Nicht-Diabetikern",
betont Prof. Dr. med. Arnulf Stenzl, Chefarzt der Urologischen
Universitätsklinik Tübingen.


Original-Publikationen:

Lutz, S Z et al. (2017): Androgen receptor overexpression in
prostatecancer in type 2 diabetes. Molecular Metabolism, DOI:

https://doi.org/10.1016/j.molmet.2017.11.013

Lutz, S Z et al. (2018): Higher prevalence of lymph node metastasis in
prostate cancer in patients with diabetes. Endocr Relat Cancer. doi:
10.1530/ERC-17-0465. [Epub ahead of print]

- Das Deutsche Zentrum für Diabetesforschung (DZD) e.V. ist eines der sechs
Deutschen Zentren der Gesundheitsforschung. Es bündelt Experten auf dem
Gebiet der Diabetesforschung und verzahnt Grundlagenforschung,
Epidemiologie und klinische Anwendung. Ziel des DZD ist es, über einen
neuartigen, integrativen Forschungsansatz einen wesentlichen Beitrag zur
erfolgreichen, maßgeschneiderten Prävention, Diagnose und Therapie des
Diabetes mellitus zu leisten. Mitglieder des Verbunds sind das Helmholtz
Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt,
das Deutsche Diabetes-Zentrum DDZ in Düsseldorf, das Deutsche Institut für
Ernährungsforschung DIfE in Potsdam-Rehbrücke, das Institut für
Diabetesforschung und Metabolische Erkrankungen des Helmholtz Zentrum
München an der Eberhard-Karls-Universität Tübingen und das
Paul-Langerhans-Institut Dresden des Helmholtz Zentrum München am
Universitätsklinikum Carl Gustav Carus der TU Dresden, assoziierte Partner
an den Universitäten in Heidelberg, Köln, Leipzig, Lübeck und München
sowie weitere Projektpartner. Weitere Informationen: 

www.dzd-ev.de

- Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht es das
Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der Hauptsitz
des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das Helmholtz Zentrum
München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist Mitglied der
Helmholtz-Gemeinschaft, der 18 naturwissenschaftlich-technische und
medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000 Beschäftigten
angehören.

www.helmholtz-muenchen.de

- Das 1805 gegründete Universitätsklinikum Tübingen gehört zu den führenden
Zentren der deutschen Hochschulmedizin. Als eines der 33
Universitätsklinika in Deutschland trägt es zum erfolgreichen Verbund von
Hochleistungsmedizin, Forschung und Lehre bei. Weit über 400.000
stationäre und ambulante Patienten aus aller Welt profitieren jährlich von
dieser Verbindung aus Wissenschaft und Praxis. Die Kliniken, Instituten
und Zentren vereinen alle Spezialisten unter einem Dach. Die Experten
arbeiten fachübergreifend zusammen und bieten jedem Patienten die optimale
Behandlung ausgerichtet an den neuesten Forschungsergebnissen. Das
Universitätsklinikum Tübingen forscht für bessere Diagnosen, Therapien und
Heilungschancen, viele neue Behandlungsmethoden werden hier klinisch
erprobt und angewandt. Neurowissenschaften, Onkologie und Immunologie,
Infektionsforschung und Vaskuläre Medizin mit Diabetes-Forschung sind
Forschungsschwerpunkte in Tübingen. Das Universitätsklinikum ist in vier
der sechs von der Bundesregierung initiierten Deutschen Zentren für
Gesundheitsforschung verlässlicher Partner.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1604

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Diabetesforschung, Birgit Niesing, 30.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1222: Neues Verfahren testet Wirkmechanismen von Medikamenten (idw)


Max-Planck-Institut für Biologie des Alterns - 30.01.2018

Neues Verfahren testet Wirkmechanismen von Medikamenten

Erkenntnisse aus der Grundlagenforschung könnten Entwicklung von
Medikamenten erleichtern



Die Forschungsgruppe von Martin Denzel, Gruppenleiter am Max-Planck-Institut für
Biologie des Alterns in Köln hat eine Methode entwickelt, die
eine genaue Identifikation der Wirkmechanismen von Medikamenten erlaubt.
Die Idee wird von der EU mit 150.000 Euro für ein Jahr gefördert und
ermöglicht die Gründung einer Firma, mit der diese Methode zur Marktreife
werden soll.

"Das ist die Gelegenheit, auf die man vielleicht sein ganzes Leben lang
wartet", sagt Martin Denzel über sein neuestes Projekt, welches er mit
seinem Postdoc Moritz Horn vorantreibt: die Gründung der ACUS
Laboratories. Die Geschäftsidee beruht auf der Entwicklung einer Methode,
die für Pharmafirmen oder Forschungsinstitute einen großen Vorteil birgt.
So wird bei der Entwicklung von neuen Medikamenten in der Krebsforschung
häufig das Hauptaugenmerk auf die Wirksamkeit einer Substanz gelegt. Dabei
wissen die Forscher oft gar nicht, welchen Mechanismus das Medikament in
der Zelle genau angreift. Diese Lücke kann nun von ACUS Laboratories
geschlossen werden, da sie mit ihrer neuen Methode exakt definieren
können, an welcher Stelle eines oder mehrerer Proteine in der Zelle das
Medikament bindet. Damit kann nicht nur die Funktionalität des Wirkstoffes
verstanden werden, sondern diese können auch optimiert werden, wenn sie
zum Beispiel unerwünschte Nebenwirkungen auslösen. "Wir können mit unserer
Methode buchstäblich die Nadel im Heuhaufen finden", sagt Denzel. Daher
auch der Name ACUS Laboratories. "Acus ist lateinisch für die Nadel",
ergänzt der Wissenschaftler.

Das Projekt hielt jetzt auch die EU für förderungswürdig und zeichnet es
mit einem so genannten "Proof of Concept"- Grant aus. Dieses
Forschungsgeld kann nur durch Wissenschaftler eingeworben werden, die
bereits von der EU gefördert werden. Es bietet den Wissenschaftlern dann
mit 150.000 Euro über ein Jahr den Freiraum, den sie benötigen um ihre
Firma zur Gründung zu bringen. "In diesem Jahr wird Moritz Horn die
Gründung der Firma vorantreiben", erklärt Denzel. Dafür müssen
Marktanalysen durchgeführt werden, ein Business Plan erarbeitet werden und
der neue Service weiter optimiert werden.

Ein wichtiger Schritt ist schon geschafft: Martin Denzel und Moritz Horn
haben Partner aus Wissenschaft und Industrie gefunden. So arbeiten sie mit
Josef Penninger und Ullrich Elling vom Institut für Molekulare
Biotechnologie der Österreichischen Akademie der Wissenschaften in Wien
zusammen, die einen großen Anteil an der Entwicklung der neuen Technik
haben. Außerdem wird die Max-Planck-Innovation GmbH gemeinsam mit seinem
Lead Discovery Center die Wissenschaftler bei der Firmengründung
unterstützen. Auch weitere große Pharmakonzerne haben bereits Interesse an
der neuen Entwicklung bekundet.

Das Projekt Denzels zeigt, dass aus Grundlagenforschung, bei der zunächst
der reine Erkenntnisgewinn im Vordergrund steht, Ergebnisse erzielt werden
können, die eine hohe wirtschaftliche Relevanz haben. "Wir denken, dass
unsere Methode das Potential hat, ein neues Standardverfahren in der
Medikamentenentwicklung zu werden", so Denzel.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1735

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Biologie des Alterns, Dr. Annegret Burkert, 30.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4816: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 31.01.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
5. Kalenderwoche 2018



Mit der Grammy-Verleihung am vergangenen Sonntag sind wir in die neue
Woche gestartet und berichten Euch im Newsletter über Martin Jensen,
der nicht nur die Platin-Auszeichnung erhalten, sondern auch seinen
Vertrag mit Universal Music verlängert hat. Zudem gibt es das neue
Video "Gift" von KAAS, der letzten Freitag seine EP "Zucker" auf den
Markt gebracht hat.

Das alles und noch viel mehr in den News.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

KAAS - Neues Video "Gift" und EP "Zucker" seit dem 26.
Januar

11/2 Jahre mussten seine Fans ausharren, nun ist es endlich soweit:
Seit letzten Freitag ist "Zucker", die EP von KAAS, einem Viertel der
Orsons, endlich erhältlich. "Das zentrale Thema auf der EP ist die
Versuchung". Im Gegensatz zu den meisten Menschen in meinem Umfeld
lebe ich ja kein geregeltes Leben mit festen Abläufen, sondern bin
immer unterwegs - und dieser Lifestyle bringt einiges an Versuchungen
mit sich", so KAAS selbst. Ob nun das doppelbödige "König in der
Disko", die herzergreifende True Story "Der Pastor" oder das
vordergründig positive "Gute Nachrichten", stets lässt KAAS seine
Hörer so nah an seine Seele, dass selbst Empathieunbegabte auf Anhieb
verstehen, was in diesem jungen Mann passiert.

Und um die Wartezeit bis zur nächsten Veröffentlichung zu
überbrücken, gibt es seit gestern das Video zu "Gift".

Weitere Informationen:

http://www.kaasmusik.de/

https://www.facebook.com/kaasmusic/

https://www.instagram.com/kaas_von_die_orsons/

https://www.universal-music.de/kaas


Martin Jensen erhält Platin-Auszeichnung für "Solo Dance"
und verlängert Vertrag mit Universal Music

Es war einer DER Songs des letzten Jahres und bescherte Martin Jensen
weltweit nicht nur über 450 Millionen Streams, sondern auch jede
Menge Edelmetall: Für die Single "Solo Dance" wurde der dänische
Shootingstar Martin Jensen bei uns jetzt mit Platin ausgezeichnet!
Der DJ und Produzent kann auf eine beeindruckende Erfolgsbilanz
blicken: "Solo Dance" erreichte auch in Großbritannien, Dänemark und
Finnland Platin, was nur noch in Norwegen mit 3-fach und in Schweden
mit 5-fach Platin getoppt wurde. Zudem gab es Gold in Kanada,
Frankreich und Italien. In den Global Spotify Charts steht der
Megahit seit über 5 Monaten in den Top 50!

Martin Jensen gehört mit seinen Veröffentlichungen und Produktionen
zu den spannendsten Shootingstars der letzten Jahre. Seit seinem
disco:wax Debüt mit der Single "Si" im Jahre 2015, die von Christiano
Ronaldos Freudenschrei bei den Ballon D'or Awards inspiriert war, hat
sich Martin Jensen zu einem Phänomen entwickelt. In etlichen Videos
bezieht er die Zuschauer in den kreativen Prozess mit ein und lässt
sie u.a. mitentscheiden, welchen neuen Track er veröffentlichen soll.
Auch auf seinen Social Media Kanälen beeindruckt Martin Jensen mit
über 1,9 Millionen Likes (Facebook) und über 250 Millionen Views
seiner Videos (YouTube/Vevo).

Die Platin-Auszeichnung für "Solo Dance" war aber nicht das einzige
Highlight für Martin Jensen, denn der 26-Jährige verlängert zudem
seinen Vertrag bei Virgin Records/Universal Music.

"On behalf of disco:wax and Martin, I would like to emphasize how
excited we are to have extended the deal with Universal Music Germany
and the rest of the WW universal teams. We have experienced nothing
but excellence from the teams working Martins project and I would
like to take the opportunity to thank all of the brilliant people
involved in his last releases and how much we look forward to the
next successful chapter in Martin Jensens career." Alexander
Mørch Pedersen, General Manager International and A&R,
disco:wax

https://www.universal-music.de/martin-jensen

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Klaus Schulze / diverse LPs / 02. Februar 2018

Wahnfried / Drums 'n' Balls (The Gancha Dub) (2LP) / 02. Februar 2018

Wahnfried / Trance Appeal (2LP) / 02. Februar 2018

Siw Inger / Komm und spiel mit mir / 09. Februar 2018

Kurt Krömer / Heute Stimmt Alles / 09. Februar 2018

Haze / Die Zwielicht LP / 16. Februar / 2018

Felix Jaehn / I / 16. Februar 2018

Various Artist / The Legacy Collection: Beauty and the Beast (OST) / 09.03.2018

Mario Novembre / Stay / 16. März 2018

Rea Garvey / NEON / 23. März 2018

Various Artist / A Wrinkle in Time (OST) / 23. März 2018

Various Artist / Rapunzel: Die Serie / 23. März 2018

Singles

Nick Santos / Rooftop (2-Track) / 02. Februar 2018

Ali As & Juju / Heroin / 02. Februar 2018 

Vega / Winter in Frankfurt / 06. Februar 2018

Alex Aris / Wrong Love / 09. Februar 2018'

Celestal feat. Rachel Pearl, Grynn / Old School Romance / 09.02.2018

Haftbefehl / Chabos wissen wer der Babo ist / 09. Februar 2018

Felix Jaehn feat. Marc E. Bassy, Gucci Mane / Cool / 09. Februar 2018

Asbjørn / Nothing 2 Lose / 23. Februar 2018

Gia Koka / ASAP / 23. Februar 2018

Mishlawi / All Night / 02. März 2018

B-Case feat. Iyaz, Jowell & Randy / One Puff / 30. März 2018

 * 

TV-Termine

Beatrice Egli

03.02.2018 / 20:15 Uhr / MDR + NDR / Schlager im Schnee - Die Klubbb3 Hüttenparty

06.02.2018 - 08.02.2018 / ARD / Sturm der Liebe

09.02.2018 / 20:15 Uhr / BR / Schlager im Schnee - Die Klubbb3 Hüttenparty

24.02.2018 / 15:10 Uhr / rbb / Die große Show der Träume (Wiederholung vom 08.08.2015)

Felix Jaehn

17.02.2018 / 23:30 Uhr / RTL / Bravo Hits 100 - Der Countdown

23.02.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow

Glasperlenspiel

17.02.2018 / 23:30 Uhr / RTL / Bravo Hits 100 - Der Countdown

Jonas Monar

09.02.2018 / 07:50 Uhr / ARD / Morgenmagazin

Julia Engelmann

24.02.2018 / 22:50 Uhr / MDR / Privatkonzert - Hausbesuch bei Kim Fisher und Wigald Boning

Kerstin Ott

03.02.2018 / 20:15 Uhr / MDR + NDR / Schlager im Schnee - Die Klubbb3 Hüttenparty

09.02.2018 / 20:15 Uhr / BR / Schlager im Schnee - Die Klubbb3 Hüttenparty

Niila

24.02.2018 / 22:50 Uhr / MDR / Privatkonzert - Hausbesuch bei Kim Fisher und Wigald Boning

Tocotronic

02.02.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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LABEL/4815: Universal Music International Presse-Newsletter - 31.01.18


Universal Music International Presse-Newsletter - 5. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch News von Frank Turner, der sein
brandneues Album "Be More Kind" ankündigt und auch gleich zu der
kommenden Tour einlädt. Tournews gibt es auch von U2, die nach ihrem
spektakulärem Grammy-Wochenende - u.a. traten sie mit Kendrick Lamar
auf - jetzt drei Zusatzkonzerte in Deutschland bekannt geben.

Außerdem in den News: Die X Ambassadors sind zurück! Trinidad Cardona
veröffentlicht seine neue Single "Dinero" und die Bee Gees
präsentieren ihren Konzertfilm "One For All Tour - Live in Australia"
auf DVD, Blu-ray und Digital.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Frank Turner kündigt neues Album "Be More Kind" für den 4. Mai an
++ Tour 

Frank Turner kündigt sein siebtes Studioalbum an: "Be More Kind"
erscheint am 04. Mai via Xtra Mile Recordings/Polydor Records. Nur
Monate nach der Veröffentlichung von "Songbook", einer
karriere-umspannenden Retrospektive, die auch einige überarbeitete
Versionen aus der letzten Dekade enthielt, repräsentiert "Be More
Kind" eine thematische und akustische Linie für den 36-Jährigen. "Be
More Kind" wurde von Austin Jenkins und Joshua Block produziert,
ehemals Teil der Texans White Denim, und Charlie Hugall, der bereits
mit Florence + The Machine und Halsey gearbeitet hat. Der erste Track
"1933" ist ab sofort erhältlich.

"Ich wollte aus meiner Komfortzone herausgehen und etwas anderes
machen", sagt Turner. Während "Positive Songs.." in neun, intensiven
Tagen entstand, wurde "Be More Kind" über einen Zeitraum vom sieben
Monaten aufgenommen. Das gab Turner die Möglichkeit, die Songs in
seinem Kopf nochmals zu ändern, neue Versionen zu versuchen und die
Dynamik innerhalb seiner Band aufzumischen. Jetzt muss er nur noch
herausarbeiten, wie sie das Ganze live spielen werden. Die "Be More
Kind World Tour" startet im April. Auf dem ersten Teil der Tour wird
er vor über 200.000 Menschen in Großbritannien, USA, Europa, Kanada,
Australien und Neuseeland spielen und bis Weihnachten unterwegs sein.

FRANK TURNER live

23.10.2018 Würzburg - Posthalle

24.10.2018 Stuttgart - Longhorn

10.11.2018 Lingen - EmslandArena

11.11.2018 Hannover - Capitol

13.11.2018 Bremen - Aladin

14.11.2018 Leipzig - Werk2

16.11.2018 Hamburg - Sporthalle

17.11.2018 Wiesbaden - Schlachthof

20.11.2018 München - Tonhalle

22.11.2018 Berlin - Columbiahalle

23.11.2018 Düsseldorf - Mitsubishi Electric HALLE

Weitere Infos unter:

http://frank-turner.com/

http://www.universal-music.de/frank-turner/home

https://www.facebook.com/frankturnermusic/

https://www.instagram.com/frankturner/


X Ambassadors präsentieren neue Single "Joyful"

Mit ihrer brandneuen Single "Joyful" melden sich die X Ambassadors
zurück! Via Facebook erklärte Frontmann Sam Harris den Fans die
Hintergründe zum Song: "JOYFUL war einer der ersten Songs, den wir
für das neue Album geschrieben haben. Wir waren gerade von unserer
zwei Jahre dauernden Tour nach Hause zurückgekehrt. Mein Körper war
fragil, mein Geist war ein Durcheinander und mein Herz war von
jemanden gebrochen worden, der mir viel bedeutet hat. Also habe ich
mich in die Arbeit gestürzt, auf der Suche nach etwas, dass mir mich
wieder runterbringen würde." "Joyful" ist die erste Single aus dem
kommenden neuen Album der X Ambassadors. Zudem ist die Band auch
wieder live unterwegs und wird das neue Werk vorstellen.

Mit ihrer Debütsingle "Renegades" aus ihrem ersten Studioalbum "VHS",
landeten X Ambassadors bereits einen Top 10-Hit. Die Single verkaufte
sich weltweit über eine Million Mal und erreichte Gold-Status in
Deutschland. In Kanada, USA und Italien wurde "Renegades" mit
Doppel-Platin ausgezeichnet.

X AMBASSADORS live

23.03.2018 Köln, Die Kantine

24.03.2018 Hamburg, Gruenspan

26.03.2018 Berlin, Columbia Theater

http://www.universal-music.de/x-ambassadors/home


U2 spielen drei Zusatzkonzerte in Deutschland ++
Grammy-Performance mit Kendrick Lamar

Ein spekatkuläres Wochenende liegt hinter U2, denn bei der
Grammy-Verleihung am Sonntag in New York City standen Bono & Co
gleich zweimal auf der Bühne. Einmal spielten sie auf dem Hudson
River vor der Freiheitsstatue ihre neue Single "Get Out Of Your Own
Way" und dann gemeinsam mit dem Grammy-Gewinner Kendrick Lamar, der
u.a. den Song "XXX." performte. Lamar und U2 haben den Song gemeinsam
für sein Hitalbum "DAMN." aufgenommen.

Aber es gibt noch mehr Live-News von U2! Im Sommer bringen U2 ihre
eXPERIENCE + iNNOCENCE World Tour nach Deutschland! Für den Auftakt
der gesamten Europa-Tour haben U2 die Hauptstadt Berlin gewählt, wo
sie am 31. August den Kick-Off feiern werden! Die Fans in Deutschland
dürfen sich auf insgesamt sechs Shows freuen, denn soeben wurden
wegen der hohen Ticketnachfrage drei Zusatzshows bekannt gegeben: In
Berlin, Köln und Hamburg werden U2 an jeweils zwei Abenden an den
ersten, den 2015er Teil der eXPERIENCE + iNNOCENCE TOUR anknüpfen.
Die Tickets für die Zusatzshows sind ab Freitag (02.02.) erhältlich.

U2 live

31. August 2018: Berlin, Mercedes-Benz Arena

01. September 2018: Berlin, Mercedes-Benz Arena

04. September 2018: Köln, LANXESS Arena

05. September 2018: Köln, LANXESS Arena

03. Oktober 2018: Hamburg, Barclaycard Arena

04. Oktober 2018: Hamburg, Barclaycard Arena

http://www.universal-music.de/u2/home


Trinidad Cardona veröffentlicht seine Single "Dinero"

Er ist das neue Signing im Hause Island Records/Universal Music und
hat mit seinem Song "Jennifer" bereits über 18 Millionen Views auf
YouTube erreicht. Nun gibt es ab Freitag mit "Dinero" die erste
Single des 18-jährigen Newcomers.

Was als Freestyle begann und zum viralen Hit wurde, bescherte
Trinidad Cardona nicht nur den Major-Plattenvertrag, sondern auch
neue Herausforderungen: "Den Vertrag zu unterschreiben, pushte mich
dazu, meine Persönlichkeit in einer Zeit weiterzuentwickeln, in der
ich dachte, dass ich so etwas gar nicht kann."

Mit "Dinero" gibt es nun endlich mehr von dem Newcomer, der in den
nächsten Wochen einiges auf der Agenda hat: Neben der
Veröffentlichung seiner Single wird Trinidad Cardona gemeinsam mit
Shootingstar Alex Aiono auf Nordamerika-Tour gehen. 2018 hält einige
Highlights für Trinidad Cardona bereit!


Bee Gees veröffentlichen Konzertfilm "One For All Tour -
Live in Australia" auf DVD, Blu-ray und Digital

Der Konzertfilm "One For All Tour - Live in Australia" der Bee Gees
entstand im November 1989 im National Tennis Centre in Melbourne,
Australien, anlässlich der Veröffentlichung ihres 18. Studioalbums
"One".

"One For All Tour - Live in Australia" ist ein beeindruckendes
Konzerterlebnis. Barry, Robin (V 2012) und Maurice Gibb (V 2003)
präsentieren ihre größten Hits vom 1966 erschienenen "Spicks And
Specks", mit dem die Gruppe damals ihren Durchbruch hatte, über ihre
großen Erfolge der 70er und 80er Jahre, mitreißende Performances von
Songs aus "Saturday Night Fever" wie z. B. "Stayin' Alive" und "Jive
Talking" sowie eine Auswahl von Songs ihres damals aktuellen Albums
"One".

Die Bee Gees sind zweifellos eine der besten Songwriting- und
Harmoniegruppen aller Zeiten und mit mehr als 200 Mio. verkauften
Alben weltweit spielen sie in der Superliga der Pop-Stars mit.

"One For All Tour- Live in Australia" wurde komplett restauriert und
in Surround Sound neu abgemischt und gemastert. So präsentiert sich
hier auf Blu-ray, DVD und Digital das große, musikalische Erbe einer
wirklich außergewöhnlichen Popgruppe.

https://www.universal-music.de/bee-gees

 * 


Veröffentlichungsplan

Alben

Brian Fallon / Sleepwalkers / 09.02.2018

Various Artists / OST Fifty Shades Of Grey - Befreite Lust / 09.02.18

Various Artists / Black Panther The Album / 09.02.2018

OneRepublic / OneRepublic: Live in South Africa (DVD,Blu-ray,Download) / 23.02.18

Tory Lanez / Memories Don't Die / 02.03.2018

Calum Scott / Only Human / 09.03.2018

Her / Her / 30.03.2018

Sting & Shaggy / 44/876 / 20.04.2018

Frank Turner / Be More Kind / 04.05.2018

Catalogue

Bee Gees / One For All Tour: Live In Australia 1989 (DVD, Blu-Ray) / 02.02.2018

Magazine / Real Life (LP) / 02.02.2018

Magazine / The Correct Use of Soap (LP) / 02.02.2018

Metallica / ...And Justice For All (2LP) / 02.02.2018

Roxy Music / Roxy Music (LP, 2CD, CD+DVD) / 02.02.2018

Yeah Yeah Yeahs / Fever To Tell (LP) / 02.02.2018

Robert Plant And The Sensational Space Shifters / Live At David Lynch's Festival Of Disruption (DVD) / 09.02.2018

I'm With Her / See You Around (CD) / 16.02.2018

Jamie T / Kings & Queens (LP) / 16.02.2018

Jamie T / Panic Prevention (LP) / 16.02.2018

Joe Henderson, Alice Coltrane / The Elements (Ltd. Edt. LP) / 16.02.2018

Van Morrison / In Concert (Live At The BBC Radio Theatre, London / 2016) (DVD, Blu-Ray) / 16.02.2018

Van William / Countries (LP) / 16.02.2018

The Doors / Live At The Isle Of Wight Festival 1970 (DVD, Blu-Ray, DVD+CD) / 23.02.2018

Various Artists / Concert For George (Royal Albert Hall, London 2002) (2CD, CD+Blu-Ray, CD+DVD, 4LP) / 23.02.2018

Isaac Hayes / Black Moses (2LP) / 02.03.2018

Isaac Hayes / Hot Buttered Soul (LP) / 02.03.2018

Isaac Hayes / Shaft (Music From The Soundtrack) (2LP) / 02.03.2018

The Offspring / Ixnay On the Hombre (20th Anniversary Coloured Vinyl) / 02.03.2018

2Pac / Strictly 4 My N.I.G.G.A.Z... (2LP) / 02.02.2018

The Pharcyde / Bizarre Ride II The Pharcyde (25th Anniversary Edition) (LP) / 02.03.2018

The Pharcyde / Bizarre Ride II The Pharcyde (Ltd. Coloured Edition) (2LP) / 02.03.2018

UB40 featuring Ali, Astro & Mickey / A Real Labour Of Love (CD, 2LP) / 02.03.2018

Various Artists / Stax Singles, Vol. 4: Rarities & The Best Of The Rest (6CD Box) / 02.03.2018

2Pac / Strictly 4 My N.I.G.G.A.Z... (2LP) / 02.03.2018

Iggy Pop, Joshua Homme / American Valhalla (DVD) / 09.03.2018

Nico / Chelsea Girl (LP) / 09.03.2018

The Velvet Underground / 1969 (LP) / 09.03.2018

Andrew Lloyd Webber / The Platinum Collection (2CD, 4CD) / 16.03.2018

Keane / Perfect Symmetry (LP) / 16.03.2018

Keane / Under The Iron Sea (LP) / 16.03.2018

Muddy Waters / I Can't Be Satisfied (2CD) / 16.03.2018

Rory Gallagher / diverse CDs & LPs / 16.03.2018

Scott Bradlee's Postmodern Jukebox / The Classics (Live) (DVD+CD) / 16.03.2018

 * 

TV-Termine

Calum Scott

08.03.2018 / 05:30 Uhr / ARD Moma / ARD

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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JAZZ/2111: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Swing on a String ... Gipsy-Swing und Jazz-Traditionals à la Django Reinhardt, 16.03.2018


Kulturcafé Komm du - März 2018

Swing on a String - Gipsy-Swing und Jazz-Traditionals à la Django Reinhardt

Konzert am Freitag, 16. März 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer mit einem Foto der vier Musiker des Jazzquartetts 'Swing on a String' bei einem Konzert im 'Komm du' - Foto im Flyer: © by Schattenblick]

[image: Plakat zum Konzert mit dem Jazzquartett 'Swing on a String' am 16. März 2018 im 'Komm du' in Hamburg-Harburg - Foto: © by Gernot Fricke]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 16.03.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Swing on a String - Caféhausmusik

Swingende Jazzimprovisationen auf Saiteninstrumenten

Mit Jazz-Traditionals und Zigeunermusik schaffen die vier Musiker
von Swing on a String eine ganz besondere Atmosphäre. Die
Formation sieht sich in der Tradition des von Django Reinhardt und
Stéphane Grappelli 1934 in Paris gegründeten Quintette du Hot Club
de France, dem ersten ausschließlich mit Saiteninstrumenten
besetzten Jazz-Ensemble, dessen ursprünglicher Besetzungsform sie
treu geblieben sind. In der Musik von Django Reinhardt liefen viele
Traditionen zusammen: u. a. swingender Beat, Bebop, Elemente der
Sinti-Musik und des Flamenco. Hinzu kam eine außergewöhnliche
Spieltechnik, die der Ausnahmekünstler für seine durch einen Unfall
verletzte Griffhand neu entwickelt hatte. Virtuose Klänge, die bis
heute lebendig geblieben sind. 




[image: Das Quartett 'Swing on a String' auf der Bühne des Kulturcafé Komm du - Foto: © by Schattenblick]

Das Quartett 'Swing on a String' spielt fröhlichen Jazz auf Saiteninstrumenten, 

Musik zum Zuhören, zum Mitswingen und Tanzen. 

Foto: © by Schattenblick




Zu Swing on a String gehören:

Gary Castle (Gitarre und Gesang)

Gernot Fricke (Geige und Gesang)

Jürgen Günther (Gitarre und Banjo)

Thomas Koch (Kontrabass)


Weitere Informationen:

Swing on a String - Homepage:

http://www.swing-on-a-string.de

Swing on a String - zum Reinhören:

http://www.swing-on-a-string.de/#akustisches


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8603: Aus aller Welt - 01.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Großbritannien möchte Handel mit China ausbauen

Zum Auftakt ihrer dreitägigen Staatsvisite in China traf die britische
Regierungschefin Theresa May mit Ministerpräsident Li Keqiang
zusammen. In dem Gespräch warb die Premierministerin für einen Ausbau
der Wirtschaftsbeziehungen. Wie aus Regierungskreisen in London
verlautete, unterzeichneten chinesische und britische Firmen Verträge
in einem Umfang von umgerechnet rund 10,3 Milliarden Euro, darunter
Abkommen in der Luftfahrt, im Energie- und Gesundheitssektor sowie
der Landwirtschaft. Vor ihrer Weiterreise nach Schanghai, der letzten
Station ihres Chinabesuchs, wird May am Donnerstag mit Präsident Xi
Jinping zusammenkommen.

1. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8603: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Anwältin in ihrer Kanzlei erschossen

In einer Anwaltskanzlei in der Innenstadt von Waren an der Müritz
(Mecklenburg-Vorpommern) wurde am Donnerstagmittag eine
Rechtsanwältin erschossen. Nachbarn hatten mehrere Schüsse aus den
Räumen der 67jährigen Juristin gehört und die Polizei alarmiert.
Zudem sahen Zeugen einen Mann fliehen. Nach ihm wird nun gefahndet.
Eine Polizeisprecherin teilte mit, daß es momentan keinen
Tatverdächtigen gibt. Ein Sprecher der Staatsanwaltschaft betonte,
daß die Ermittlungen noch am Anfang stehen.

1. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8599: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußland baut militärische Abwehr auf umstrittener Kurilen-Insel aus

Die russische Regierung hat die Verlegung von Kampfjets auf die
Kurilen-Insel Iturup angekündigt. Auf den Inseln Iturup und Kunaschir
sind seit Herbst 2016 bereits die neuesten russischen Raketenkomplexe
der Typen Bal und Bastion für die Kontrolle des Küstenmeeres
stationiert. Die Kurilen sind eine etwa 1.200 Kilometer lange
Inselkette zwischen der russischen Halbinsel Kamtschatka und der
japanischen Insel Hokkaido. Nach dem Zweiten Weltkrieg fiel der
gesamte Inselbogen der Sowjetunion zu, was völkerrechtlich
festgehalten wurde. Japan beansprucht jedoch weiterhin die südlichen
Inseln Iturup, Kunaschir und Schikotan sowie die Inseln der
Chabomai-Gruppe für sich. Der Streit um diese Archipele verhinderte
bis heute den Abschluß eines formalen Friedensvertrags zwischen
Rußland und Japan.

1. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8601: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dreyer mahnt Fortschritte bei Koalitionsverhandlungen an

CDU, CSU und SPD wollen die Koalitionsverhandlungen möglichst bis zum
Sonntag abschließen. Viele Streitpunkte sind noch offen. Wir brauchen
weitere Fortschritte, sagte SPD-Vizechefin Malu Dreyer im
RBB-Inforadio. Bei umstrittenen Themen wie das Ende der
Zwei-Klassen-Medizin und eine Einschränkung der sachgrundlosen
Befristung von Arbeitsverträgen liegen Union und SPD demnach noch
weit auseinander. Die mehr als 440.000 SPD-Mitglieder stimmen über
das Ergebnis der Koalitionsverhandlungen ab und haben damit das
letzte Wort.

1. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8600: Tragisches und Kurioses - 01.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ungewöhnlich viele tote Wale vor der Atlantikküste der USA

Vor der Ostküste der USA haben Forscher ungewöhnlich viele tote Wale
entdeckt. Innerhalb eines Jahres wurden an der Atlantikküste vom
Bundesstaat Maine im Norden bis nach South Carolina im Süden 28
verendete Minkwale gezählt. Die Todesrate der Population habe sich
damit mehr als verdoppelt, teilte die US-Meeresschutzbehörde (NOAA) 
mit. Durchschnittlich werden zwölf Kadaver im Jahr gefunden. Bei zwei 
noch laufenden Untersuchungen zu verendeten Walen verzeichneten die
Meresforscher im gleichen Gebiet seit Januar 2016 62 tote Buckelwale
und seit Januar 2017 18 Nordkapper. Ersten Erkenntnissen zufolge
sterben die Wale häufig durch Kollisionen mit Schiffen, an
Infektionskrankheiten oder weil sie sich in Fischernetze verheddern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7685: Aus Forschung und Technik - 01.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußland startet Satelliten vom neuen Kosmodrom Wostotschni

Eine Sojus-2.1a-Trägerrakete hat am Donnerstag erfolgreich elf
Satelliten in die geplanten Umlaufbahnen gebracht, darunter zwei
Erdbeobachtungsatelliten vom Typ Kanopus-V. Wie aus einer Mitteilung
der russischen Raumfahrt-Holding Roskosmos hervorgeht, erfolgte der
Start vom neuen Weltraumbahnhof Wostotschni in der Amur-Region gut
100 km östlich der Grenze zu China ohne Pannen. Am 28. November war
der Kontakt zu einer Reihe von Satelliten aus sieben Ländern nach dem
Start komplett abgebrochen.

1. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7698: Aus aller Welt - 01.02.2018 (SB)




VOM TAGE



EU mitverantwortlich für Folter und Mißbrauch in Libyen

Im nordafrikanischen Libyen warten Schätzungen zufolge
Hunderttausende Migranten und Flüchtlinge auf ihre Chance, nach
Italien übersetzen zu können. Die Regierung in Rom hat seit einem
Jahr mit der im Westen anerkannten libyschen Regierung eine
Vereinbarung gegen illegale Einwanderung laufen. Dazu unterstützt
Italien die Küstenwache und den Grenzschutz Libyens. In der Folge
leben Menschen in libyschen Gefangenenlagern unter unsäglichen
Bedingungen und sind Folter, Erpressung sowie Mißbrauch ausgesetzt.
Den Vorwurf der Mitverantwortung erheben die
Menschenrechtsorganisation Amnesty International und die
Hilfsorganisation Oxfam gegen die EU in zwei am Donnerstag
veröffentlichten Stellungnahmen.

1. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7659: Medizin und Gesundheitswesen - 01.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Hörstörungen durch Eisenmangel

Hörstörungen sind nicht selten. Etwa 15 Prozent der Erwachsenen leiden
an ihnen. Und mit zunehmenden Alter steigt das Risiko auf bis zu 80
Prozent bei den über 85jährigen. Allgemein gelten Bluthochdruck,
Blutzucker und Tabakkonsum als Gründe für das Ausbilden einer
Hörstörung. Eisenmangel wurde bislang nicht dazu gezählt. Offenbar
ein Fehler. Eine Analyse von mehr als 300.000 elektronischen
Krankenakten der Medizinischen Universität des US-Staates
Pennsylvania in Hershey offenbarte einen Zusammenhang. Kathleen
Schieffer und Mitarbeiter vermuten Durchblutungsstörungen der
Hörschnecke als Ursache der gestörten Schallempfindung.

1. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7686: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Familiennachzug bleibt bis Ende Juli ausgesetzt

Der Bundestag hat den Gesetzesentwurf der Großen Koalition zum
Familiennachzug für Flüchtlinge, die unter subsidiärem Schutz stehen,
verabschiedet. Seit März 2016 dürfen diese ihre Familienangehörigen
nicht nach Deutschland nachholen. Diese Regelung hätte im März
auslaufen sollen. Das neue Gesetz verlängert die Aussetzung des
Familiennachzugs bis Ende Juli. Danach werden jeden Monat 1000
Familienangehörige von Flüchtlingen nach Deutschland hineingelassen.
Hinzu kommen Härtefälle. Was darunter zu verstehen ist, soll mit
anderen Details in einem weiteren Gesetz geregelt werden.

1. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7612: Sprache, Kunst und Medium - 01.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Kultusminister legen sich auf Welterbe-Nominierungen fest

Bei der ersten Kultusministerkonferenz dieses Jahres haben sich die
Vertreter der Bundesländer auf zwei Bewerbungen für das
Unesco-Welterbe festgelegt, wie der Deutschlandfunk mitteilte. Zum
einen geht es um das Augsburger Wasserwirtschaftsmanagement, das ein
halbes Jahrtausend Gültigkeit hatte und zum anderen um die
Montanregion Erzgebirge.

Bei der Montanregion Erzgebirge geht es um den sächsisch-böhmischen
Bergbau, der in Deutschlands Nordosten und in der heutigen
Tschechischen Republik über Jahrhunderte von großer Bedeutung war. Auf
deutscher Seite sind es 17 historische Standorte, jenseits der Grenze
fünf Standorte, die dazu besucht werden können.

Das europaweit beispielhafte Augsburger Wasserwirtschaftsmanagement
erstreckte sich urkundlich von 1416 bis 1922. Zeugnis von dem System
legen zahlreiche museale Objekte, Architektur und technische Relikte
sowie künstlerische Darstellungen ab.

Ob die Nominierungen erfolgreich sind, wird sich frühestens bei der
Unesco-Jahreskonferenz 2019 entscheiden.

1. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7676: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundeswehr zieht laut Spiegel Soldaten aus Somalia ab

Die Bundeswehr zieht bis Ende März ihre Militärberater aus Somalia
zurück, wie Spiegel Online am Donnerstag unter Berufung auf Militärs
meldete. Demnach strebt die Bundesregierung keine Mandatsverlängerung
an. Das bisherige Mandat der Bundeswehr für das ostafrikanische Land
sah die Entsendung von maximal 20 Soldaten im Rahmen der europäischen
Ausbildungsmission Eutm Som vor. Im General Dhagabadan Training Camp
am Flughafen der somalischen Hauptstadt Mogadischu bilden die
Europäer seit acht Jahren somalische Soldaten für den Kampf gegen die
islamistische Al-Shabaab-Miliz aus, die den Süden des Landes
kontrolliert. Die Europäer beraten auch das somalische
Verteidigungsministerium und den Generalstab in strategischen Fragen.
Das europäische Ausbilderkontingent ist rund 155 Mann stark. Zur Zeit
sind fünf deutsche Soldaten in Mogadischu stationiert. Die
Bundeswehrangehörigen sollten sich von Anfang an nicht an den Kämpfen
im Land beteiligen. Die für sie erforderliche Logistik gilt
inzwischen als zu aufwendig für den erzielten Nutzen. Außerdem ist
das Risiko in dem Bürgerkriegsland für die deutschen Soldaten sehr
hoch. Der deutsche Auslandseinsatz in Somalia diente auch der
Informationsgewinnung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7690: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Initiative für mehr Personal in Berliner Krankenhäusern

Das "Berliner Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus" und die
Dienstleistungsgewerkschaft Verdi haben am Donnerstag ein
Volksbegehren mit dem Ziel gestartet, daß das Landeskrankenhausgesetz
konkrete Personalvorgaben für die Krankenhäuser der Hauptstadt macht.
Außerdem soll die Arbeit in den Krankenhäusern attraktiver werden.
Die Initiative wird 20.000 Unterstützerunterschriften innerhalb von
sechs Monaten sammeln müssen, um einen Volksentscheid auf den Weg
bringen zu können. Dafür wären rund 175.000 gültige Unterschriften
von Wahlberechtigten erforderlich. Den Angaben von Verdi und dem
Bündnis zufolge fehlen an den Kliniken in Berlin rund 3000
Pflegekräfte. Die angestrebten Verbesserungen würden Kosten von rund
385 Millionen Euro pro Jahr verursachen. Dafür sollten 160 Millionen
Euro im Landeshaushalt bereitgestellt werden.

1. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7662: Tragisches und Kurioses - 01.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Singapur ergreift drastische Mittel zur Begrenzung des Verkehrs

Ab 1. Februar friert der Stadtstaat Singapur den Fahrzeugbestand für
die nächsten Jahre ein. Die Bevölkerung soll animiert werden, mehr
Gebrauch von den vorbildlichen Nahverkehrssystemen zu machen.

Obwohl Erwerb und Unterhalt von privaten Automobilen und Motorrädern
extrem kostspielig sind, platzt der Straßenverkehr aus allen Nähten.

Ab sofort muß zur Zulassung eines Neuwagens entweder das bisherige
Fahrzeug exportiert oder verschrottet werden. Außerdem kann ein Wagen
nur mit einem staatlichen Zertifikat erworben werden, das über eine
der allmonatlichen Auktionen erhältlich ist, die dann eine Laufzeit
von zehn Jahren hat. Dabei gehen die Gebote für das Zertifikat leicht
bis zu umgerechnet 30.000 Euro. Zunächst soll die Zulassungsdeckelung
bis zum Jahr 2020 gelten.

Derzeit kommen auf die 5,6 Millionen Einwohner etwa 575.000 private
Pkw. Für Autobusse und Lkw sind die Bestimmungen ähnlich streng.

1. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7687: Arbeit, Soziales und Familie - 01.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Analphabetismus in Krisenländern

Nach Angaben des Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen ist die Rate
von Analphabeten unter den 15 bis 24 Jahre alten Menschen in Kriegs-,
Krisen- und Katastrophenländern dreimal so hoch wie im weltweiten
Durchschnitt. Vor allem Mädchen und junge Frauen sind von Bildung und
damit Zukunftschancen ausgeschlossen. Besonders betroffen sind die
afrikanischen Staaten Niger, Tschad und Südsudan mit
Analphabetenanteilen von 76, 69 und 68 Prozent. Dort hat es laut
Unicef lange Phasen der Instabilität und viel Armut gegeben. Weltweit
können 59 Millionen junge Menschen nicht lesen und schreiben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7670: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 01.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Hohe Nitratbelastung des deutschen Grundwassers

Das deutsche Grundwasser ist bei weitem nicht so gut, wie viele
glauben. Untersuchungen zufolge befindet sich im Grundwasser noch
immer zu viel Nitrat. Als Hauptursache gilt der übermäßige Einsatz
von stickstoffhaltigem Dünger in der Landwirtschaft. Zwar ist Nitrat
für den Menschen selbst nicht gesundheitsgefährdend. Doch Nitrat kann
zu Nitrit umgewandelt werden, das den Sauerstofftransport im Blut
blockiert. Außerdem besteht der Verdacht, daß Nitrit indirekt
krebserregend sein kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7675: Märkte und Finanzen - 01.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Ebay trennt sich von PayPal

Die Handelsplattform Ebay trennt sich nach 15 Jahren der
Zusammenarbeit vom Zahlungsdienstleister PayPal und kooperiert ab
Mitte 2020 mit dem niederländischen Konkurrenzunternehmen Adyen.
Dieses liefert die Technik, während Ebay die Zahlungen selbst
abwickelt. Aus der entsprechenden Pressemitteilung von Ebay geht
hervor, daß die Kunden der Plattform bis 2021 die Möglichkeit
behalten werden, über eine externe Seite mit PayPal zu bezahlen. Ebay
hatte PayPal 2002 für 1,5 Milliarden US-Dollar aufgekauft und 2015
wieder abgegeben. Adyen ermöglicht zur Zeit mehr Zahlungsverfahren
als PayPal. Kunden müssen bei Adyen auch kein Konto einrichten.
Außerdem erhebt Adyen deutlich geringere Transaktionsgebühren als
PayPal.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7693: Aus Forschung und Technik - 01.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Nachhilfe schon üblich

Die Schüler hierzulande sehen sich immer größeren Anforderungen
ausgesetzt. Mittlerweile muß schon jeder siebte Schüler im Alter
zwischen 6 und 16 Jahren Nachhilfeunterricht nehmen, damit er die
gewünschten Leistungen erbringen kann. Das ergab eine Elternbefragung
durch die Bertelsmann Stiftung. Dabei werden 61 Prozent der
Nachhilfeschüler im Fach Mathematik gefördert, gefolgt von
Fremdsprachen (46 Prozent) und Deutsch (31 Prozent).
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





STERN/370: Sternentstehungsregion Lupus 3 - Heller Glanz in der Dunkelheit (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network -
31.01.2018

Sternentstehungsregion Lupus 3: Heller Glanz in der Dunkelheit



Bildveröffentlichung der Europäischen Südsternwarte (Garching) - Eine
dunkle Wolke aus kosmischem Staub schlängelt sich durch diese spektakuläre
Weitwinkelaufnahme und wird dabei vom hellen Licht junger Sterne erhellt.
Bei dieser dichten Wolke handelt es sich um die Sternentstehungsregion
Lupus 3, in der hell leuchtende, heiße Sterne aus kollabierenden Gas- und
Staubmassen entstehen. Dieses Bild entstand aus Einzelaufnahmen, die mit
dem VLT Survey Telescope und dem MPG/ESO 2,2-Meter-Teleskop aufgenommen
wurden, und ist das bisher detaillierteste Bild dieser Region.




[image: Bild: © ESO/R. Colombari]

Das Sternentstehungsgebiet Lupus 3.

Bild: © ESO/R. Colombari



Die Sternentstehungsregion Lupus 3 liegt im Sternbild Scorpius (der
Skorpion), nur 600 Lichtjahre von der Erde entfernt. Sie ist Teil eines
größeren Komplexes, der sogenannten Lupuswolken, deren Name vom
benachbarten Sternbild Lupus (der Wolf) stammt. Die Wolken ähneln Rauch,
der vor dem Hintergrund von Millionen von Sternen wogt, aber in
Wirklichkeit handelt es sich um eine sogenannte Dunkelwolke.

Nebel sind große Schwaden aus Gas und Staub zwischen den Sternen, die sich
manchmal über Hunderte von Lichtjahren erstrecken. Während viele Nebel
spektakulär durch die intensive Strahlung heißer Sterne erhellt werden,
verhüllen Dunkelwolken das Licht der darin befindlichen Himmelskörper. Sie
werden auch als Absorptionsnebel bezeichnet, weil sie aus kalten, dichten
Staubpartikeln bestehen, die Licht absorbieren und streuen, das die Wolke
passieren möchte.

Bekannte Dunkelnebel sind der Kohlensack und der sogenannte Große Riss,
nahe dem Zentrum der Milchstraße. Beide sind groß genug, um mit bloßem
Auge gesehen zu werden, und erscheinen tiefschwarz gegen die Helligkeit
der Milchstraße.

Lupus 3 hat eine unregelmäßige Form, die wie eine unförmige Schlange am
Himmel erscheint. In diesem Bild ist es eine Region der Kontraste aus
dicken, dunklen Strängen, die dem grellen Licht der hellen, blauen Sterne
in der Mitte gegenübergestellt sind. Wie die meisten Dunkelnebel ist Lupus
3 eine aktive Sternentstehungsregion, die sich hauptsächlich aus
Protosternen und sehr jungen Sternen zusammensetzt. Störungen in der Nähe
können dazu führen, dass sich die dichteren Klumpen des Nebels unter ihrer
eigenen Schwerkraft zusammenziehen und dabei heißer werden und Druck
aufbauen. Schließlich entsteht unter den extremen Bedingungen im
Zentralbereich dieser kollabierenden Wolke ein Protostern.

Die beiden hellsten Sterne in der Mitte dieses Bildes haben genau diesen
Prozess durchlaufen. Zu Beginn ihres Lebens wurde die von ihnen
ausgesandte Strahlung weitgehend durch den dichten Schleier des Nebels
blockiert und war nur mit Teleskopen für Infrarot- und Radiowellen
sichtbar Als sie immer heißer und heller wurden, fegten ihre intensive
Strahlung und die starken stellaren Winde die umliegenden Gebiete frei von
Gas und Staub und ließen sie aus ihrer düsteren Kinderstube auftauchen und
hell aufleuchten.

Die beiden Sterne sind noch sehr jung - so jung, dass die Kernfusion in
ihren Kernen noch nicht gezündet hat. Stattdessen entsteht ihre Helligkeit
durch die Umwandlung von Gravitationsenergie in Wärme, da sich ihre
turbulenten Zentralbereiche zusammenziehen.

Das Verständnis von Nebeln ist entscheidend für das Verständnis der
Prozesse der Sternentstehung - tatsächlich gehen Astronomen davon aus,
dass sich die Sonne in einer Sternentstehungsregion gebildet hat, die
Lupus 3 vor über vier Milliarden Jahren sehr ähnlich gewesen ist. Als eine
der am nächsten gelegenen Sternkinderstuben ist Lupus 3 Gegenstand
zahlreicher Studien gewesen: Bereits 2013 hat das MPG/ESO
2,2-Meter-Teleskop am La-Silla-Observatorium der ESO in Chile ein kleineres
Bild seiner dunklen, rauchigen Säulen und hellen Sterne aufgenommen.


Zusatzinformationen



Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Getragen
wird die Organisation durch 16 Länder: Belgien, Brasilien, Dänemark,
Deutschland, Finnland, Frankreich, Großbritannien, Italien, die
Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz
und die Tschechische Republik. Die ESO ermöglicht astronomische
Spitzenforschung, indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope
entwirft, konstruiert und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine
maßgebliche Rolle. Die ESO verfügt über drei weltweit einzigartige
Beobachtungsstandorte in Chile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem
Paranal betreibt die ESO mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit
leistungsfähigste Observatorium für Beobachtungen im Bereich des
sichtbaren Lichts und zwei Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA,
das größte Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten,
während das VLT Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen
ausschließlich im sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist außerdem
einer der Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor, APEX und ALMA,
dem größten astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro Armazones
unweit des Paranal errichtet die ESO zur Zeit das European Extremely Large
Telescope (E-ELT) mit 39 Metern Durchmesser, das einmal das größte
optische Teleskop der Welt werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.




Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/germany/news/eso1804/ 

- Webversion der Meldung mit weiteren Aufnahmen und Videos

http://www.eso.org/public/images/archive/search/?adv=&subject_name=VLT%20Survey%20Telescope

 - Fotos vom VST

http://www.eso.org/public/images/archive/search/?adv=&subject_name=mpg


- Fotos vom MPG/ESO-2,2-Meter-Teleskop

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network

(Dr. Carolin Liefke), 31.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1080: Studie - Diese Bakterien verdauen giftige Metalle und bilden dabei Gold (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 31.01.2018

Neue Studie der Uni Halle: Diese Bakterien verdauen giftige Metalle und
bilden dabei Gold



Für die meisten Lebewesen sind größere Mengen von Schwermetallen, wie
Kupfer oder Gold, giftig. Nicht für das Bakterium C. metallidurans: Es hat
einen Weg gefunden, aus einem Schwermetall-Gemisch wertvolle
Spurenelemente zu beziehen, ohne sich dabei selbst zu vergiften. Ein
interessanter Nebeneffekt: Dabei bildet es winzige Goldnuggets. Welche
molekularen Prozesse dabei in den Bakterien ablaufen, hat nun ein
Forscherteam der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU), der
Technischen Universität München (TUM) und der australischen Universität
Adelaide herausgefunden. Ihre Ergebnisse stellt die Gruppe in der
renommierten Fachzeitschrift "Metallomics" der Royal Society of Chemistry
vor.




[image: Bild: © American Society for Microbiology]

Das Bakterium C. metallidurans bildet winzig kleine Gold-Nuggets.

Bild: © American Society for Microbiology



Das stäbchenförmige Bakterium C. metallidurans lebt vor allem in Böden,
die mit zahlreichen Schwermetallen angereichert sind. Im Lauf der Zeit
verwittern einige Mineralien im Boden und geben dabei giftige
Schwermetalle und Wasserstoff an ihre Umgebung ab. "Wenn man von den
giftigen Schwermetallen absieht, sind die Lebensbedingungen in diesen
Böden aber nicht schlecht: Es gibt genügend Wasserstoff zur
Energiespeicherung und nahezu keinerlei Konkurrenz. Will ein Organismus
hier überleben, muss er jedoch eine Möglichkeit finden, sich gegen diese
Gifte zu schützen", sagt Prof. Dr. Dietrich Nies, Professor für
Mikrobiologie an der MLU. Gemeinsam mit seinem australischen Kollegen
Prof. Dr. Frank Reith von der Universität Aderlaide konnte er bereits 2009
nachweisen, dass C. metallidurans auf biologischem Weg Gold ablagern kann.
Welche genauen Prozesse dabei jedoch ablaufen und warum sie das tun, war
bislang unbekannt. Dem sind die Forscher nun auf die Schliche gekommen.

Gold gelangt auf demselben Weg wie Kupfer in das Innere der Bakterien.
Kupfer ist für C. metallidurans einerseits ein lebenswichtiges
Spurenelement, andererseits ist es in größeren Konzentrationen giftig.
Kommen die Kupfer- und Goldteilchen in Berührung mit den Bakterien, laufen
vielfältige chemische Prozesse ab. Dabei wird Kupfer, das eigentlich in
einer schwerer aufnehmbaren Form vorliegt, in eine für das Bakterium
wesentlich leichter aufnehmbare Form umgewandelt und so gelangt es in das
Zellinnere. Das Gleiche passiert auch mit den Gold-Verbindungen.

Wenn sich im Inneren der Bakterie zu viel Kupfer befindet, wird es
normalerweise durch das Enzym CupA wieder nach außen abgepumpt. "Wenn im
Inneren der Bakterie aber zusätzlich Gold-Verbindungen vorhanden sind,
kann das Enzym seine Wirkung nicht entfalten - die giftigen Kupfer- und
Gold-Verbindungen bleiben im Zellinneren. In Kombination sind Kupfer und
Gold sogar noch giftiger als alleine", sagt Dietrich Nies. Um dieses
Problem zu lösen, aktivieren die Bakterien noch ein weiteres Enzym: CopA.
Es kann die Kupfer- und Gold-Verbindungen wieder in die ursprünglichen,
schwerer aufnehmbaren Formen umwandeln. "Dadurch gelangen weniger
Kupfer- und Goldverbindungen in das Innere der Zelle, das Bakterium wird
weniger vergiftet und das Kupfer-Abpump-Enzym kann ungehindert
überschüssiges Kupfer entsorgen. Eine weitere Folge: Die schwerer
aufnehmbaren Gold-Verbindungen verwandeln sich im Außengebiet der Zelle in
wenige nanometerkleine, harmlose Goldnuggets", fasst Nies zusammen.

In der Natur spielt C. metallidurans eine zentrale Rolle bei der Bildung
von sogenanntem sekundären Gold, das im Anschluss an die Verwitterung von
primären, geologisch entstandenen alten Golderzen entsteht. Es wandelt die
bei der Verwitterung entstandenen, giftigen Goldteilchen in harmlose
Goldpartikel um und bildet so Goldnuggets.

Die deutsch-australische Forschergruppe liefert mit ihrer Publikation
wichtige Erkenntnisse über die zweite Hälfte des bio-geochemischen
Gold-Zyklus. Bei diesem wird primäres Gold-Metall durch andere Bakterien in
mobile und giftige Gold-Verbindungen umgewandelt, die in der zweiten
Hälfte des Zyklus wieder in sekundäres, metallisches Gold rückgewandelt
werden. Wird der gesamte Zyklus verstanden, könnte Gold ohne - wie bisher
üblich - giftige Quecksilberbindungen auch aus Erzen mit einem nur
geringen Goldanteil gewonnen werden.


Zur Publikation in "Metallomics":

Bütof, L., N. Wiesemann, M. Herzberg, M. Altzschner, A. Holleitner, F.
Reith and D. H. Nies (2018). "Synergetic gold-copper detoxification at the
core of gold biomineralisation in Cupriavidus metallidurans." Metallomics:
in press, doi: 10.1039/c7mt00312a

Die Forscher haben kürzlich eine weitere Studie über die sich verstärkende
Giftwirkung von Gold und Kupfer in C. metallidurans veröffentlicht:

Wiesemann, N., L. Bütof, M. Herzberg, G. Hause, L. Berthold, B. Etschmann,
J. Brugger, G. Martinéz-Criado, D. Dobritzsch, S. Baginski, F. Reith and
D. H. Nies (2017). "Synergistic toxicity of copper and gold compounds in
Cupriavidus metallidurans " Appl Environ Microbiol 83: e01679-17. doi:
10.1128/AEM.01679-17

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Tom Leonhardt, 31.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1439: Billard mit Licht - lasergetriebene Beschleunigung von Protonen durch winzige Plastikkügelchen (idw)


Max-Planck-Institut für Quantenoptik - 31.01.2018

Billard mit Licht



Ein Team unter der Leitung von Physikern der LMU München revolutioniert
die lasergetriebene Beschleunigung von Protonen durch winzige
Plastikkügelchen. Die erzeugten Protonenstrahlen besitzen einzigartige
Eigenschaften, von der zukünftige Anwendungen profitieren können.

Ein Team unter der Leitung von Physikern der
Ludwig-Maximilians-Universität München (LMU) hat auf winzige Plastikkügelchen starke
Laserpulse auftreffen lassen. Durch diese Interaktion beschleunigten sie
einen Teil der Kügelchen auf nahezu Lichtgeschwindigkeit. Der produzierte
Protonenstrahl unterscheidet sich grundlegend von den bisher mit Folien
erzeugten Strahlen: Er weist eine um ein Vielfaches größere Dichte an
Teilchen auf.




[image: Grafik: © Marcel Menke]

Künstlerische Darstellung der Laser Plasma Interaktion.
Der Laser kommt von links, trifft auf das in der
elektro-dynamischen Falle schwebende Plastikkügelchen und
beschleunigt hierbei Elektronen und Protonen.

Grafik: © Marcel Menke



Eine neue Entwicklung in der Beschleunigertechnologie sind lasergetriebene
Plasmabeschleuniger. Dabei werden Elektronen oder Protonen mit Hilfe
starker Laser auf nahezu Lichtgeschwindigkeit gebracht. Die
lasergetriebene Beschleunigung von Protonen eröffnet neue Wege kompakte
Beschleuniger zu bauen. Als Quelle für die Protonen dient in der Regel
eine dünne Folie, die mit einem starken Laserpuls beschossen wird. Dabei
werden Ionen beschleunigt. Physiker der LMU München haben nun diese Folie
durch schwebende Plastikkügelchen ersetzt. Der Durchmesser dieser Kugeln
beträgt nur einen Millionstel Meter. Die Mikrokugeln sind so klein, dass
man sie weder aufhängen noch aufspießen kann. Die Forscher ließen die
Kugeln mit hoher Präzision schweben. Die dazu benötigte Apparatur wurde am
Lehrstuhl für Medizinphysik, an der LMU entwickelt.

An der Kollaboration beteiligt waren Forscher der
Ludwig-Maximilians-Universität, des Max-Planck-Instituts für Quantenoptik,
des Helmholtz-Zentrums Dresden-Rossendorf, des GSI Helmholtzzentrums für
Schwerionenforschung Darmstadt, der Technischen Universität Darmstadt, der
Technischen Universität Dresden, der Goethe-Universität Frankfurt am Main
sowie des Helmholtz-Instituts Jena.

Um Protonen aus den Plastikkügelchen zu beschleunigen, benötigt man starke
Lasersysteme. Der in diesem Experiment benutzte PHELIX-Laser in Darmstadt
erzeugte Lichtpulse mit einer Dauer von 500 Femtosekunden (Eine
Femtosekunde dauert ein Millionstel einer Milliardstel Sekunde). Jeder
Puls verfügte über eine Energie von 150 Joule (mit 150 Joule könnte man
einen Apfel 75 Meter hochwerfen).

Die Laserenergie wird in einem mikroskopisch kleinen Bereich konzentriert,
vergleichbar mit dem Querschnitt eines menschlichen Haares. Hierbei
entsteht eine unglaubliche Leistungsdichte. Man müsste den
Jahresenergieverbrauch der gesamten Menschheit innerhalb einer Sekunde
durch die Fläche von einem Quadratzentimeter transportieren um eine
ähnliche Intensität zu erhalten. In diesen winzigen energiedichten Bereich
positionierten die Forscher eine einzelne Mikrokugel. Durch die spezielle
Geometrie des Targets entstanden einzigartige Plasma Bedingungen, welche
mit Folientargets nahezu unerreichbar sind.

Bei der lasergetriebenen Protonenbeschleunigung ist die Verteilung der
Geschwindigkeiten normalerweise exponentiell, d.h. es gibt viele Teilchen
bei niedrigeren Geschwindigkeiten und wenige bei höheren. Das Experiment
wich hiervon entscheidend ab. Die meisten Teilchen waren annähernd gleich
schnell. Dies ist für laserbeschleunigte Protonen ungewöhnlich und von
entscheidender Bedeutung für künftige Anwendungen.

Parallel zum Experiment wurden Simulationen auf dem Supercomputer TITAN
durchgeführt. Sie zeigten, dass der erzeugte Protonenstrahl etwa 14
Prozent aller anfänglich in der Kugel vorhandenen Protonen enthielt. Dies
bedeutet, dass ein Großteil der Kugel kompakt und zielgerichtet
beschleunigt wurde. Die Simulation zeigte weiter, dass in dem Experiment
die Laserenergie nur zu einem geringen Teil in Protonenenergie umgesetzt
wurde und noch Raum für Optimierung zur Verfügung ist.

"Vereinfacht, kann man sich das Experiment wie beim Billardspiel
vorstellen, wobei die eine Kugel aus Licht besteht und die andere unsere
mikroskopisch kleine schwebende Kugel darstellt", erklärt Peter Hilz, der
Leiter des Experiments. Die neuen Protonenstrahlen werden Experimente
ermöglichen, die früher als undurchführbar galten. "In den nächsten Jahren
müssen wir diesen neuen Beschleunigungsprozess durch weitere Simulationen
und Experimente optimieren", ergänzt Hilz.

Mögliche Anwendungen stellen dar: Fusionsforschung, Materialkunde, sowie
die Krebstherapie in der Onkologie. Auch die physikalische
Grundlagenforschung kann von solchen neuartigen Protonenstrahlen
profitieren. So können sie helfen, Materiezustände, wie sie im Inneren der
Sonne oder in schweren Planeten vorkommen, im Labor zu erschaffen und zu
untersuchen. Thorsten Naeser


Originalveröffentlichung:

P. Hilz, T.M. Ostermayr, A. Huebl, V. Bagnoud, B. Borm, M. Bussmann, M.
Gallei, J. Gebhard, D. Haffa, J. Hartmann, T. Kluge, F.H. Lindner, P.
Neumayr, C.G. Schaefer, U. Schramm, P.G. Thirolf, T .F. Rösch, F. Wagner,
B. Zielbauer & J. Schreiber

Isolated proton bunch acceleration by a petawatt laser pulse

Nature Communications, 30. Januar 2018; doi: 10.1038/s41467-017-02663-1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1011
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1438: Optische Atomuhren mit perfekter Anregung (idw)


Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) - 31.01.2018

Optische Atomuhren mit perfekter Anregung

PTB-Wissenschaftler präsentieren ein störungsfreies Laserpuls-Schema für
Präzisionsmessungen an Atomen



Optische Atomuhren "ticken" mit der unvorstellbar hohen Frequenz von
Laserlicht - fast 10 hoch 15 Hertz. Mit geeigneten Messverfahren muss
dafür gesorgt werden, dass die Laserfrequenz selbsttätig genau auf die
ungestörte Übergangsfrequenz zwischen zwei atomaren Energiezuständen
stabilisiert wird. Um Störungen zu vermeiden, befinden sich die
Referenzatome im Vakuum in maßgeschneiderten Fallen, sodass sie bei der
Anregung durch das Laserlicht vor Einflüssen aus der Umgebung möglichst
gut geschützt sind. Die Übergangsfrequenz kann jedoch auch durch die
Wechselwirkung der Atome mit dem anregenden Licht gestört werden. In der
aktuellen Ausgabe der Fachzeitschrift Physical Review Letters beschreiben
Wissenschaftler der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB) ein neues
experimentelles Verfahren, mit dem Störungen durch die Anregung der Atome
vollständig eliminiert werden. Durch Vergleichsmessungen zwischen zwei
171Yb+-Einzelionenuhren wird die Wirksamkeit des Verfahrens demonstriert.




[image: Foto: © PTB]

Ein Blick in den Versuchsaufbau der optischen Einzelionenuhr der PTB 

Foto: © PTB



Von Norman Ramsey (Physik-Nobelpreis 1989) stammt die bahnbrechende Idee,
für spektroskopische Präzisionsmessungen Atome mit zwei Hochfrequenz- oder
Lichtpulsen anzuregen, die durch eine Dunkelzeit getrennt sind. Der erste
Puls startet dabei sozusagen eine Schwingung zwischen den atomaren
Zuständen. Mit dem zweiten Puls wird geprüft, ob die Frequenz des Lasers
und der "freien" atomaren Schwingung während der Dunkelzeit gleich waren
oder ob sich ein Phasenunterschied zwischen Atom und Laser ergeben hat.
Mit steigender Dunkelzeit verbessert sich die Schärfe des atomaren
Resonanzsignals, und Messfehler durch die kurze Wechselwirkung der Atome
mit dem Laserlicht werden reduziert. Aufgrund dieser Vorteile nutzen
beispielsweise auch Cäsium-Fontänenuhren, mit denen gegenwärtig die
SI-Einheit Sekunde realisiert wird, ein Ramsey-Anregungsschema im
Mikrowellenbereich.

Atomuhren mit Referenzübergang im optischen Spektralbereich übertreffen
inzwischen die Genauigkeit der besten Cäsiumuhren um etwa das
Hundertfache. Hier reicht bei einigen Systemen das konventionelle
Ramsey-Verfahren nicht mehr aus, um den verbleibenden Effekt der
Wechselwirkung zwischen Atomen und Laserpulsen oder anderer mit der
Anregung verbundener Störungen vernachlässigbar zu machen. Das jetzt an der
PTB entwickelte Anregungsverfahren löst dieses Problem durch zwei
Änderungen am Ramsey-Schema: Zum einen werden neben Messungen mit langer
Dunkelzeit auch Messungen mit identischen Pulsen und kurzer Dunkelzeit
durchgeführt. Zum anderen gibt es für den zweiten Puls eine einstellbare
Phasenkorrektur, die in langen und kurzen Messsequenzen gleich ist.

Tatsächlich reichen diese beiden Maßnahmen aus, Störungen durch die
Wechselwirkung zwischen Licht und Atomen vollständig zu vermeiden. Die
Ergebnisse von Messungen mit langer und kurzer Dunkelzeit werden durch
solche Störungen in gleicher Weise beeinflusst. Es wäre also möglich, das
Messergebnis der kurzen Sequenz als Korrektur für die Messungen mit langen
Sequenzen zu benutzen und die Laserfrequenz mit dem resultierenden Signal
zu stabilisieren. In diesem Fall verbleibt allerdings bei kurzen und
langen Sequenzen ein Phasenunterschied zwischen Atom und Laser, der bei
Frequenzschwankungen des Lasers zu einem unsymmetrischen Verhalten der
Frequenzregelung und damit zu einem Regelfehler führt. Nutzt man aber die
Phasenkorrektur und stellt sie so ein, dass der in der kurzen Messsequenz
bestimmte Phasenunterschied kompensiert wird, liefern die langen
Messsequenzen ein fehlerfreies Signal, mit dem die Laserfrequenz auf die
ungestörte atomare Übergangsfrequenz stabilisiert wird.

Die PTB-Forscher verifizierten die vorteilhaften Eigenschaften des neuen
Anregungsverfahrens durch den Vergleich zwischen zwei Einzelionenuhren,
die einen Übergang in 171Yb+ nutzen, dessen Frequenz sehr stark durch das
anregende Laserlicht verschoben wird. Eine der Uhren wurde mit dem neuen
Anregungsschema betrieben, und hier wurden absichtlich Variationen der
Lichtverschiebung und Änderungen der Pulsform eingeführt, die um mehrere
Größenordnungen größer waren als die unter normalen Bedingungen erwarteten
Störungen. Dennoch zeigte sich, dass die Ausgangsfrequenz der Uhr
innerhalb der relativen statistischen Vergleichsunsicherheit von ca. 1 ·
10 hoch -16 unverändert blieb. Da Ramsey-Verfahren in einer breiten
Palette von Präzisionsmessungen verwendet werden, werden neben der Yb-Uhr
sicher auch andere Anwendungen von der neuen Methode profitieren.
 (es/ptb)


Die wissenschaftliche Veröffentlichung:

Christian Sanner, Nils Huntemann, Richard Lange, Christian Tamm, Ekkehard
Peik: Autobalanced Ramsey Spectroscopy. Physical Review Letters 120, Phys.
Rev. Lett. 120, 053602 - Published 30 January 2018
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





ENERGIE/1536: Batterie oder Brennstoffzelle? Jülicher Forscher berechnen Kosten des Infrastrukturausbaus (idw)


Forschungszentrum Jülich - 30.01.2018

Batterie oder Brennstoffzelle? Jülicher Forscher berechnen Kosten des
Infrastrukturausbaus



Jülich, 30. Januar 2018 - Die Zukunft der Mobilität ist elektrisch. Doch
noch ist unklar, welche Technologie unter der Motorhaube das Rennen machen
wird: Batterien, die regelmäßig an eine Ladesäule gehängt werden müssen,
oder Brennstoffzellen, die Wasserstoff von der Tankstelle benötigen. Die
Kosten für die jeweilige Infrastruktur hängen stark davon ab, wie viele
Fahrzeuge versorgt werden müssen. Ein Vergleich, den Experten vom
Forschungszentrum Jülich angestellt haben, zeigt: Ab mehreren Millionen
Fahrzeugen ist der Aufbau einer Wasserstoffinfrastruktur günstiger. Beide
Technologien sind notwendig, um die Verkehrswende erfolgreich zu meistern.

"Deutschland hat sich ambitionierte, aber notwendige Ziele beim
Klimaschutz gesetzt", sagt Martin Robinius vom Jülicher Institut für
Energie- und Klimaforschung (IEK-3) und einer der Autoren der Studie.
"Doch gerade im Verkehrssektor liegen wir noch weit hinter den
angestrebten Reduktionen zurück." Der Übergang zu emissionsarmen
Fahrzeugflotten könne aber gelingen durch E-Fahrzeuge, die ihre Energie
aus erneuerbaren Quellen beziehen, argumentiert der Wirtschaftsingenieur.

Wenn die Windräder in Deutschlands Norden auf Hochtouren laufen, erzeugen
sie so viel Strom, dass das Netz ihn nicht aufnehmen kann. Mit diesem
Strom könnte man Fahrzeuge antreiben. Von zentraler Bedeutung dürfte es
dabei sein, in welcher Form die Energie gespeichert und transportiert
wird: Sollen zukünftig batteriebetriebene Elektroautos über unsere Straßen
rollen oder Brennstoffzellenfahrzeuge, die mit Wasserstoff betankt werden?

Beide Technologien stehen derzeit noch am Anfang ihrer Marktentwicklung.
Gerade deshalb sei es von zentraler Bedeutung, die Kosten der zukünftigen
Infrastruktur frühzeitig abzuschätzen, um nicht in eine technologische
Sackgasse zu geraten: "Setzen wir von Anfang an alles auf nur eine Karte,
dürfte es schwierig werden, das System umzustellen, wenn sich die
Rahmenbedingungen verändern", argumentiert Martin Robinius. Die Jülicher
Studie, die vom Gemeinschaftsunternehmen H2 MOBILITY beauftragt wurde,
soll hier für Orientierung sorgen.

Viele Experten favorisieren zurzeit die Batterie, denn das elektrische
Netz existiert bereits. Es müsste bloß eine gewisse Menge an weiteren
Ladesäulen aufgestellt werden. Außerdem überzeugt ein vollkommen
elektrischer Prozess durch einen hohen Wirkungsgrad. Das sieht beim
Wasserstoff anders aus: Ein Großteil der Infrastruktur muss noch aufgebaut
werden: Das sind zum einen Elektrolyseure, die den Strom aus Rekordzeiten
der Windenergie nutzen, um Wasser zu spalten. Der Wasserstoff, der dabei
entsteht, kann zunächst in unterirdischen Salzkavernen gelagert werden, um
dann beispielsweise über ein Pipelinesystem an die Tankstellen verteilt zu
werden.

Die Experten aus Jülich haben beide Szenarien analysiert und kommen zu dem
Ergebnis: Die Rentabilität hängt davon ab, wie viele Fahrzeuge mit
Batterie- oder Brennstoffzellenantrieb auf den Straßen unterwegs sind. Die
Investitionen in den Infrastrukturausbau sind für beide Technologien bei
geringen Fahrzeugbeständen bis zu einigen Hunderttausend nahezu gleich.
Der Wasserstoff würde in diesem Zeitraum noch von der Industrie aus
konventionellen Quellen bereitgestellt werden.

Es dürfte dann eine Übergangsphase folgen, während der die Erzeugung und
Speicherung von grünem Wasserstoff mit Hilfe von Überschussstrom ausgebaut
wird. Die Kosten für die dafür notwendigen Elektrolyseure treiben den
Preis für den Wasserstoff in die Höhe. Gleichzeitig ermöglichen diese es,
saisonale Überschüsse der erneuerbaren Energien in Form von Wasserstoff
über längere Zeiten zu speichern, was mit der Batterietechnik alleine so
nicht möglich ist.

"Elektroautos mit Batterie stellen in dieser Phase den kostenoptimalen
Pfad dar, langfristig sind sie aber nicht optimal", erklärt Martin
Robinius. "Ab mehreren Millionen Fahrzeugen beginnt sich das Verhältnis
umzukehren." Die Studie aus Jülich betrachtet eine Marktdurchdringung von
bis zu 20 Millionen Fahrzeugen, was knapp der Hälfte des heutigen Bestands
entspricht. Dann sind die Investitionen in eine Ladesäulen-Infrastruktur
mit rund 51 Mrd. Euro höher im Vergleich zur Wasserstoff-Infrastruktur (40
Mrd. Euro). Die Mobilitätskosten hingegen unterscheiden sich in diesem
Stadium kaum. Sie liegen in beiden Fällen zwischen 4,5 und 4,6 Eurocent
pro Kilometer.

Die Gesamtkosten seien in beiden Fällen deutlich geringer als
Investitionen in anderen Infrastruktur-Bereichen. Die Studienautoren
empfehlen daher, beide Pfade auszubauen. "Wir brauchen beide
Infrastrukturen, und wir können sie uns auch leisten: Batterien und
Wasserstoff schließen sich nicht gegenseitig aus. Und wir müssen so
schnell wie möglich damit beginnen, sie beide aufzubauen. Darin liegt
sicher auch eine große Chance für die Innovationsfreudigkeit in unserem
Land der Ingenieure", erklärt Institutsleiter Prof. Detlef Stolten.


Originalpublikation:

"Comparative Analysis of Infrastructures: Hydrogen Fueling and Electric
Charging of Vehicles" 

http://www.fz-juelich.de/iek/iek-3/DE/Forschung/_Process-and-System-Analysis/News/InfrastructureAnalysis/_node.html

Weitere Informationen:

Forschungszentrum Jülich, Institut für Energie- und Klimaforschung,
Elekrochemische Verfahrenstechnik (IEK-3) 

http://www.fz-juelich.de/iek/iek-3/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution50

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungszentrum Jülich, Dipl.-Biologin Annette Stettien, 30.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1720: Anton Hofreiter zu Umweltbundesamtzahlen zur Luftverschmutzung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. Februar 2018 

Anton Hofreiter zu Umweltbundesamtzahlen zur Luftverschmutzung



Zu den aktuellen Zahlen des Umweltbundesamtes zur Luftverschmutzung in deutschen Städten erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender: "Die Zahlen des Umweltbundesamtes zeigen erneut: die Bundesregierung lässt die Menschen in den Städten mit dreckiger Luft seit vielen Jahren allein. Die wenigen erzielten Verbesserungen konnten nur die betroffenen Städte mit städtebaulichen Maßnahmen erreichen. Mit dieser verantwortungslosen Verkehrs- und Umweltpolitik handelt sich die Bundesregierung absehbar eine Klage vor der EU ein und beschert den Kommunen pauschale Fahrverbote durch die Gerichte. Die Große Koalition muss die Städte endlich finanziell unterstützen und ihnen wirksame Instrumente an die Hand geben. Die Kommunen müssen die Möglichkeit haben, eine Blaue Plakette einzuführen und sie müssen die städtischen Fahrzeugflotten auf emissionsfreie Antriebe umstellen können."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Februar 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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UMWELT/1719: Nord Stream 2 tritt Energieunion mit Füßen


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 31. Januar 2018

Nord Stream 2 tritt Energieunion mit Füßen



Zur Genehmigung des Bergamts Stralsund zum Bau und Betrieb der Gaspipeline Nord Stream 2 erklären Annalena Baerbock, Bundesvorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen, und Reinhard Bütikofer, Vorsitzender der Europäischen Grünen Partei:

"Es ist absolut unverständlich, dass deutsche Behörden Genehmigungen für das Ende der Pipeline ausstellen, während genehmigungsrechtliche Fragen für den Anfang und die Mitte des Projekts noch nicht geklärt sind. Denn Nord Stream 2 hat nicht nur massive Auswirkungen auf das Klima, sondern auch weitreichende Folgen für Europa. Im Rahmen der Energieunion ist vereinbart, die europäische Energieversorgung zu diversifizieren und die Solidarität innerhalb der EU zu garantieren. Mit dem Bau von Nord Stream 2 wird die Energieunion mit Füßen getreten und die Spaltung zwischen Deutschland und den osteuropäischen Mitgliedstaaten vorangetrieben. Schuld an dieser Misere ist auch die Bundesregierung, die Nord Stream 2 stets als rein unternehmerisches Projekt bezeichnet hat, statt politische Verantwortung zu übernehmen. Dass das nicht der Fall ist, beweisen sowohl die über 60 Treffen von Lobbyisten im Bundeswirtschaftsministerium und im Auswärtigen Amt als auch der Versuch von Altkanzler Gerhard Schröder und Bundeswirtschaftsministerin Brigitte Zypries, einen Rechtsrahmen der EU für den Betrieb der Pipeline zu verhindern. Die Bundesregierung muss endlich ihrer Verantwortung gerecht werden und in Dialog auf europäischer Ebene treten, um zu klären, ob Nord Stream 2 überhaupt in den gemeinsamen europäischen Energiebinnenmarkt passt. Aus Grüner Sicht ist die Pipeline aus klima-, energie- und außenpolitischen Gründen damit nicht vereinbar."

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 31. Januar 2018 

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Sigrid Wolff, Pressesprecherin

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin
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FRAKTION/117: Mark Hauptmann zum neuen Vorsitzenden der Jungen Gruppe gewählt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 1. Februar 2018

Mark Hauptmann zum neuen Vorsitzenden der Jungen Gruppe
gewählt



Die Junge Gruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat auf der
konstituierenden Sitzung am heutigen Donnerstag ihren neuen Vorstand
bestimmt. Zum neuen Vorsitzenden der Jungen Gruppe wurde der
Thüringer Mark Hauptmann gewählt. Er tritt die Nachfolge von
Steffen Bilger an, der aus Altersgründen nicht wieder für dieses Amt
kandidierte. Zu seiner ersten Stellvertreterin wurde die
CSU-Abgeordnete Emmi Zeulner aus Kulmbach gewählt, als weitere
Stellvertreter wurden Philipp Amthor, Ronja Kemmer und
Marian Wendt, gewählt. Hierzu erklärt der neue Vorsitzende
Mark Hauptmann:

"Die Junge Gruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird sich für eine
generationengerechte und eine nachhaltige Politik einsetzen, die
nicht nur die heute Jungen, sondern auch die künftigen Generationen
im Blick hat.

Das Miteinander der Generationen muss daher langfristig durch
schonenden Umgang mit unseren ökologischen wie ökonomischen
Ressourcen, durch Investitionen in Bildung, Forschung und Innovation
wie auch in Familien gesichert werden. Dazu gehören ein moderner
Arbeitsmarkt und anpassungsfähige soziale Sicherungssysteme.

Schwerpunkte der Arbeit der Jungen Gruppe werden daher auch weiterhin
die Themen Generationengerechtigkeit und Nachhaltigkeit bleiben. Ein
besonderes Augenmerk werden wir dabei auf Themen wie die weitere
Haushaltskonsolidierung, den demografischen Wandel und die
Zukunftsfähigkeit der sozialen Sicherungssysteme sowie das Thema
Familie legen."


Hintergrund:

Der Jungen Gruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion gehören alle
Unions-Abgeordneten an, die zu Beginn einer Legislaturperiode (am Tag
der Wahl) jünger als 35 Jahre sind. Derzeit sind das 16 Abgeordnete,
davon drei Frauen.

Überschreiten die Abgeordneten im Laufe einer Legislatur diese
altersmäßige Beschränkung, so führt dies nicht zum Ausschluss aus der
Jungen Gruppe. Vielmehr bleiben sie bis zum Beginn der nächsten
Legislaturperiode Mitglied der Jungen Gruppe. Der Beitritt ist
freiwillig, allerdings waren bisher alle jungen Abgeordnete auch
Mitglieder.

Der 33-jährige Politikwissenschaftler Mark Hauptmann war 2012 bis
2014 Vorsitzender der Internationalen Kommission der Jungen Union und
seit 2016 CDU-Kreisvorsitzender in Suhl. Er ist seit 2013
Bundestagsabgeordneter und ist in der 19. Wahlperiode Mitglied im
Ausschuss für Wirtschaft und Energie sowie stellvertretendes Mitglied
im Auswärtigen Ausschuss.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1649: Gedenken an den 75. Jahrestag der Schlacht um Stalingrad


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. Februar 2018

Gedenken an den 75. Jahrestag der Schlacht um Stalingrad



"Die Haltung der Bundesregierung, die das Datum so gut es geht ignoriert, ist beschämend, deshalb wollen wir unter anderem ein Zeichen für das Gedenken an die Opfer dieses verbrecherischen Krieges setzen", erklärt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, während einer Delegationsreise der Fraktion DIE LINKE nach Wolgograd, anlässlich der Feierlichkeiten zum Gedenken an den 75. Jahrestag des Sieges der Roten Armee über die Wehrmacht in der Schlacht um Stalingrad am 2. Februar. Die Außenpolitikerin weiter:

"Der rassenideologische Angriffs- und Vernichtungskrieg Nazi-Deutschlands gegen die Bevölkerung der Sowjetunion mit mehr als 26 Millionen Toten ist eines der großen Menschheitsverbrechen. Symbolisch steht dafür die Schlacht um Stalingrad. Völlig inakzeptabel ist es, dass die geschäftsführende Bundesregierung auf Anfrage unserer Fraktion den verbrecherischen Charakter dieses Krieges leugnet und lediglich von ,militärischen Handlungen' spricht, deren Einordnung ,nur einzelfallbezogen als verbrecherisch vorzunehmen' sei. Umso mehr sieht sich DIE LINKE in der Verantwortung, dieser Geschichtsklitterung entgegenzutreten, und den Opfern und Überlebenden in Wolgograd ihre Ehre zu erweisen und für gute, nachbarschaftliche deutsch-russische Beziehungen einzutreten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 1. Februar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





GESUNDHEIT/995: Mehr Pflegekräfte für bessere Pflegequalität


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. Februar 2018

Mehr Pflegekräfte für bessere Pflegequalität



"Für eine bessere Pflege brauchen wir deutlich mehr Pflegekräfte in den Einrichtungen und keine scheinheiligen Maßnahmen, wie sie die neue Große Koalition plant", sagt Pia Zimmermann, Sprecherin für Pflegepolitik der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den aktuellen 5. Pflege-Qualitätsbericht des Medizinischen Dienstes des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen (MDS). Zimmermann weiter:

"Die Verhandler von Union und SPD feiern 8000 zusätzliche Stellen in der Pflege als Erfolg. Dabei wissen sie genau, dass allein in der Altenpflege mindestens 30.000 Stellen fehlen. Der Qualitätsbericht zeigt, dass die Qualität der Versorgung in den Bereichen abnimmt, in denen professionelle Pflegekräfte fehlen. Um beispielsweise eine Wundversorgung nach aktuellem Wissensstand durchzuführen, braucht man eine gute Ausbildung, adäquate Arbeitsbedingungen und genügend Zeit dafür. All diese Faktoren sind durch den Fachkräftemangel und die schlechten Arbeitsbedingungen in der stationären Pflege oft nicht mehr gegeben. Der Qualitätsbericht belegt im Vergleich zu den Vorjahren eine deutliche Verschlechterung der professionellen Wundversorgung im Bereich der stationären Pflege. Diese Probleme lösen wir nicht mit 8000 neuen Pflegekräften. Hier müssen praxistaugliche Sofortmaßnahmen ergriffen werden.

DIE LINKE fordert mehr Transparenz in der Abrechnung von Pflegeleistungen und vor allem in den Pflegesatzverhandlungen, die immer noch hinter verschlossenen Türen geführt werden. Die erstmalige Veröffentlichung der Ergebnisse der Abrechnungsüberprüfung in der ambulanten Pflege ist ein richtiger Schritt des MDS."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 1. Februar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/6899: Heute im Bundestag Nr. 047 - 01.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 047

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. Februar 2018, Redaktionsschluss: 14.08 Uhr

1. Umgang mit Afrikanischer Schweinepest

2. Aufnahme des Wolfs in das Jagdrecht

3. Ausgleich für Schäden durch den Wolf

4. Grüne wollen Wolf umfassend schützen

5. Strategie für den digitalen Wandel

6. Sicherheitsbereitschaft von Kohlekraftwerk



1. Umgang mit Afrikanischer Schweinepest

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Konkrete Maßnahmen im Umgang mit der Afrikanischen
Schweinepest (ASP) stehen im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/555). Die Abgeordneten verlangen eine
Einschätzung der Bundesregierung über die Ursachen für die aktuelle
Ausbreitung der Schweinepest. Des Weiteren sollen die Maßnahmen
benannt werden, die das Risiko der Einschleppung an den
Grenzübergängen, an Flughäfen und Fähren minimieren. Die Afrikanische
Schweinepest ist eine hochansteckende, virale Erkrankung von Wild- und
Hausschweinen. Der seuchenhafte Verlauf der Erkrankung kann zu großen
Verlusten in betroffenen Tierbeständen führen.

 * 

2. Aufnahme des Wolfs in das Jagdrecht

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Für die FDP stellt das neue Zusammenleben von Mensch
und Wolf in der heutigen Kulturlandschaft eine Herausforderung dar.
Die Rückkehr des Wolfes sei aus Sicht des Artenschutzes zu begrüßen,
jedoch sollen die Sorgen in der Bevölkerung und bei Nutztierhaltern
ernst genommen werden. Die FDP verlangt in einem entsprechenden Antrag
(19/584) von der Bundesregierung unter anderem, den Wolf als jagdbare
Tierart in das Bundesjagdgesetz aufzunehmen. Darüber hinaus sollen
einheitliche Standards für ein bundesweites Wolfsmanagement und
Wolfsmonitoring geschaffen und zusätzliche finanzielle Mittel für die
Schadensprävention und für Wolfsgeschädigte bereitgestellt werden. Aus
Sicht der Liberalen hätten sich die Jäger als ausgebildete Fachkräfte
im jeweiligen Jagdbezirk bewährt und seien in Notsituationen sehr
schnell mobilisierbar. Eine Aufnahme des Wolfes ins Jagdrecht erkenne
die besondere Bedeutung der Jäger an. Sie trügen die Verantwortung für
ein ausgewogenes Gleichgewicht zwischen Mensch und Natur in ihrer Jagd
und würden nicht zu Helfern in Ausnahmefällen degradiert.

 * 

3. Ausgleich für Schäden durch den Wolf

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke plädiert für Sofortmaßnahmen
zum Schutz weidetierhaltender Betriebe vor Wölfen. In einem dafür
vorgelegten Antrag (18/581) fordern die Abgeordneten unter anderem die
Einführung eines Rechtsanspruchs auf Unterstützung für
Herdenschutzmaßnahmen und den Ausgleich von Schäden durch
Wolfsübergriffe. Dieser Anspruch soll bundeseinheitlich und
praktikabel geregelt und finanziert werden. Das Haftungsrecht bei
Wolfsübergriffen will die Fraktion ebenfalls klar geregelt sehen und
anwendungsorientierte Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur
Bestandsentwicklung von Wildtieren insgesamt und des Wolfs im
Besonderen auf den Weg bringen, um "wolfssichere Herdenschutzlösungen
für unterschiedliche Gebietskulissen" zu erarbeiten.

 * 

4. Grüne wollen Wolf umfassend schützen

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen betrachtet die
Rückkehr des Wolfes als einen großen Erfolg für den Artenschutz in
Deutschland. Die Abgeordneten fordern daher die Bundesregierung in
einem Antrag (19/589) unter anderem dazu auf, sich auf allen Ebenen
für einen umfassenden Schutz des Wolfs einzusetzen. Dabei sei das
Ziel, eine stabile und ausreichend große Wolfspopulation zu erreichen
und die Bedingungen für die natürliche Wiederansiedlung des Wolfes zu
verbessern.

 * 

5. Strategie für den digitalen Wandel

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert eine
Bündelung der Digitalisierungsmaßnahmen auf Bundesebene. Es müsse eine
klare Federführung für digitale Themen innerhalb der Bundesregierung
geben, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/588). Sie
bringen dabei einen Bundesdigitalrat ins Spiel, der sich um die
thematische und inhaltlich Abstimmung zwischen Ministerien kümmern
könnte. Bisher habe die Bundesregierung Innovationen eher behindert,
anstatt sie zu fördern; die digitale Agenda habe nicht als
Gesamtstrategie getaugt. "Hierdurch wurden vielfältige Chancen der
Digitalisierung in praktisch allen Lebensbereichen vergeben", heißt es
in dem Antrag weiter.

Um die Bevölkerung einzubeziehen, sollten Konferenzen und
Diskussionsforen geplante Digitalisierungsmaßnahmen flankieren. So
könnten Sorgen aufgegriffen, aber auch Zielvorgaben erarbeitet werden.
Ein Schlüsselthema ist für die Fraktion der Ausbau des schnellen
Internets vor allem auf dem Land. Nur so könnten Klein- und
Mittelunternehmen im Wettbewerb bestehen, argumentieren die
Abgeordneten.

 * 

6. Sicherheitsbereitschaft von Kohlekraftwerk

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung geht davon aus, dass das
Kohlekraftwerk Buschhaus bei Bedarf zur vollen Leistung hochgefahren
werden und somit den Netzbetrieb unterstützen kann. Dies schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/492) auf eine Kleine Anfrage
(19/297) der Fraktion Die Linke. Letztere hatte in Frage gestellt, ob
das Kraftwerk seiner vereinbarten Sicherheitsbereitschaft tatsächlich
nachkommen kann. Nach Informationen der Abgeordneten mangelt es an
wesentlichen logistischen Herausforderungen.

Solche Erkenntnisse lägen ihr nicht vor, entgegnet die
Bundesregierung. Insbesondere gehe sie davon aus, dass der Betreiber
sicherstellt, dass die erforderliche Kohlelogistik vorhanden ist. Die
Betreiber hätten sich mit Unterzeichnung einer Vereinbarung
verpflichtet, bestimmte Zeiten und Fristen zum Hochfahren der Leistung
einzuhalten.

Im Zuge der Sicherheitsbereitschaft müssten die entsprechenden
Kraftwerksblöcke der Anfrage zufolge in der Lage sein, auf Anforderung
des Netzbetreibers innerhalb von zehn Tagen bis zur
Betriebsbereitschaft hochzufahren und innerhalb von elf Tagen ihre
volle Leistung zu erreichen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/6898: Heute im Bundestag Nr. 046 - 01.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 046

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. Februar 2018, Redaktionsschluss: 10.19 Uhr

1. AfD fordert Demokratieklausel

2. Erkenntnisse zur Reichsbürger-Bewegung

3. Auswertung technischer Asservate

4. Zertifizierung von Digitalfunkgeräten

5. Jahreswirtschaftsbericht 2018 vorgestellt



1. AfD fordert Demokratieklausel

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion will die Vergabe von staatlichen
Fördermitteln an Vereine, Initiativen und Projekte zur Bekämpfung von
Extremismus wieder an eine sogenannte "Demokratieklausel" binden. In
einem entsprechenden Antrag (19/592) fordert sie die Bundesregierung
auf, die erstmals im Jahr 2011 von Bundesfamilienministerin Kristina
Schröder (CDU) eingeführte und von Bundesfamilienministerin Manuela
Schwesig (SPD) 2014 abgeschaffte Klausel wieder einzuführen.

Nach dem Willen der AfD soll die Klausel wie folgt lauten: "Hiermit
bestätigen wir, dass wir uns zu der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland bekennen und eine den
Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit gewährleisten. Wir werden
keine Personen oder Organisationen mit der inhaltlichen Mitwirkung an
der Durchführung des Projekts beauftragen, die vom Verfassungsschutz
beobachtet werden oder sich gegen die freiheitliche demokratische
Grundordnung betätigen. Wir erkennen an, dass Fördermaßnahmen
eingestellt werden, wenn bekannt wird, dass diese Personen oder
Organisationen vom Verfassungsschutz unter Beobachtung gestellt werden
und dass bei erheblichen Verstößen gegen die Rechtsordnung, die von
diesen Personen oder Organisationen oder aus deren Umfeld begangen
werden, geleistete Fördermaßnahmen zurückgefordert werden."

 * 

2. Erkenntnisse zur Reichsbürger-Bewegung

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Erkenntnisse zur sogenannten 
Reichsbürger-Bewegung berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/539) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/268).
Danach zählen zu "Reichsbürgern und Selbstverwaltern" Gruppierungen
und Einzelpersonen, "die aus unterschiedlichen Motiven die Existenz
der Bundesrepublik Deutschland leugnen und deren Rechtssystem
ablehnen". Dabei berufen sie sich laut Bundesregierung etwa auf das
historische Deutsche Reich, auf verschwörungstheoretische
Argumentationsmuster oder auf ein selbst definiertes Naturrecht. Sie
bestreiten den Angaben zufolge die Legitimation der demokratisch
gewählten Repräsentanten oder "definieren sich selbst als außerhalb
der Rechtsordnung stehend, woraus die Besorgnis resultiert, dass sie
Verstöße gegen die Rechtsordnung begehen".

Das Personenpotenzial der "Reichsbürger und Selbstverwalter" ist den
Angaben zufolge mit Stand vom 30. September vergangenen Jahres mit
zirka 15 000 Personen zu beziffern. Davon seien etwa 900 Personen
Rechtsextremisten. Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, werden
derzeit drei Personen, zu denen Erkenntnisse als Reichsbürger
vorliegen, als "Gefährder" eingestuft.

 * 

3. Auswertung technischer Asservate

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um eine "Auswertung von technischen Asservaten im
Auftrag des Bundes" geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/538). Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach, in wie
vielen Fällen in den Jahren 2016 und 2017 "technische Endgeräte,
Datenträger und in sonstiger Weise gespeicherte Daten, die von
Beschuldigten sichergestellt und beschlagnahmt wurden, von
Bundespolizei, Bundeskriminalamt und Zoll auf welcher Rechtsgrundlage
zur Auswertung an welche Dritten gegeben" wurden. Auch möchten sie
unter anderem wissen, inwieweit die Betroffenen in diesen Fällen
hierüber informiert werden.

 * 

4. Zertifizierung von Digitalfunkgeräten

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Zertifizierung von Digitalfunkgeräten" lautet der
Titel einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/536). Wie die
Abgeordneten darin ausführen, stellt die Umstellung des Funkverkehrs
von Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben von Analogfunk
auf Digitalfunk "einen wesentlichen Teil des Modernisierungsvorhabens
dieser Einrichtungen dar". In Sachsen und Thüringen seien Feuerwehren,
Polizei- und Rettungskräfte mit neuen Funkgeräten des Herstellers
Sepura ausgerüstet worden.

Durch den Verkauf des britischen Unternehmens an das chinesische
Unternehmen Hytera "wurde der Ankauf nun bis auf weiteres gestoppt, da
die Geräte des Herstellers ihre Zertifizierung für den
Sicherheitsgebrauch verloren hätten", heißt es in der Vorlage weiter.
Wissen will die Fraktion unter anderem, welche Sicherheitsrisiken
durch den Verkauf des Unternehmens an das chinesische Unternehmen
Hytera aus Sicht der Bundesregierung bestehen.

 * 

5. Jahreswirtschaftsbericht 2018 vorgestellt

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Die geschäftsführende Bundeswirtschaftsministerin
Brigitte Zypries (SPD) hat am Mittwoch im Wirtschaftsausschuss den
Jahreswirtschaftsbericht 2018 der Bundesregierung vorgestellt
(19/580). Unter dem Titel "Wirtschaftlich gestärkt in die Zukunft"
berichtet die Bundesregierung darin von einem kräftigen
wirtschaftlichen Aufschwung - das Bruttoinlandsprodukt stieg demnach
2017 real um 2,2 Prozent. Im Vorjahr lag die Kennziffer bei 1,9
Prozent. Für das laufende Jahr erwarten die Experten mit 2,4 Prozent
ein noch höheres Wachstum, gestützt durch eine solide Konsum-Nachfrage
im Inland.

Die geschäftsführende Bundesregierung hinterlasse eine gute Basis für
die neue Regierung, um neue Akzente zu setzen, bilanzierte Zypries.
Flankiert werde das Wachstum durch steigende Beschäftigungs- und
sinkende Arbeitslosenzahlen. So soll die Zahl der Erwerbstätigen in
diesem Jahr um eine knappe halbe Million auf 44,8 Millionen steigen,
die Zahl der Arbeitslosen dabei um knapp 150.000 im Jahresdurchschnitt
sinken. Die Ministerin wehrte sich gegen Kritik, die Bundesregierung
tue zu wenig gegen Ungleichheiten am Arbeitsmarkt. Maßnahmen wie die
Flexi-Rente, das Elterngeld Plus und eine weitere Angleichung der
Löhne in Ost und West hätten die Teilhabemöglichkeiten verbessert,
sagte sie.

Angesichts der hohen Auslastung vieler Betrieb werde es künftig noch
mehr darauf ankommen, Unternehmen konkret zu unterstützen,
beispielsweise bei der Organisation von Veranstaltungen vor Ort.
Gemeinsam mit Verbänden und weiteren Interessensverbindungen gehe es
darum, gerade die Bedürfnisse von Mittelständlern punktgenau zu
treffen. Eine der Schlüsselherausforderungen für kleine und mittlere
Unternehmen ist dem Bericht zufolge die Digitalisierung - auch mit
Blick auf eine langfristige, belastbare Struktur des Arbeitsmarkts.
Darunter fällt auch der als notwendig erachtete flächendeckende Ausbau
schnellen Internets.

Ein Kompetenzwirrwarr beim Thema Digitalisierung sieht die Ministerin
anders als Teile der Opposition nicht. Sie plädierte im Ausschuss klar
dafür, das Thema Digitalisierung weiterhin in Fachbereiche
einzugliedern, anstatt dafür ein eigenes Ministerium zu schaffen.
Schließlich durchdringe die Digitalisierung quasi jeden Bereich.

 * 
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BUNDESTAG/6897: Heute im Bundestag Nr. 045 - 01.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 045

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. Februar 2018, Redaktionsschluss: 09.38 Uhr

1. AfD kritisiert EWF-Kommissionsvorschlag

2. FDP will modifizierten Währungsfonds

3. FDP sieht Subsidiaritätsprinzip verletzt

4. Die Linke stellt sich gegen EWF

5. Linke will solidarische EU-Asylpolitik

6. Linke will Arbeitszeit von 40 Stunden



1. AfD kritisiert EWF-Kommissionsvorschlag

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die EU-Kommission verletzt mit ihrem Vorschlag
(KOM(2017) 827 final) zur Einrichtung eines Europäischen Währungsfonds
(EWF) nach Ansicht der AfD-Fraktion die Grundsätze der Subsidiarität
und Verhältnismäßigkeit. In einem Antrag (19/593) argumentiert die
Fraktion, dass der Kommissionsvorschlag auf keiner validen
Rechtsgrundlage basiere. Der Vorschlag überschreite die Grenzen des
Grundsatzes der begrenzten Einzelermächtigung der EU. Der von der
Kommission angeführte Artikel 352 AEUV sei kein "Freibrief für ein
generelles, beliebiges Ausdehnen der Zuständigkeitskompetenzen der EU
über die vertraglich definierten Grenzen hinaus", heißt es in dem
Antrag, der am Donnerstag erstmals im Plenum beraten wird.

Die Fraktion kritisiert in dem Antrag zudem, dass mit dem
Kommissionsvorschlag zum EWF auch die haushaltspolitische Einbindung
des Parlaments entfallen würde. Diese sei im Rahmen des Europäischen
Stabilitätsmechanismus (ESM) durch eine "zwingende
haushaltsverfassungsrechtliche Rückbindung des deutschen Vertreters im
ESM an den Bundestag" noch gegeben, wenn auch eingeschränkt, schreibt
die Fraktion.

Der Antrag ist als "Stellungnahme gemäß Artikel 6 des Protokolls
Nummer 2 zum Vertrag von Lissabon" formuliert.

 * 

2. FDP will modifizierten Währungsfonds

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion lehnt den Vorschlag der
EU-Kommission (Kom(2017) 827 final) zur Gründung eines Europäischen
Währungsfonds (EWF) ab. Stattdessen fordern die Liberalen in einem
Antrag (19/583) einen EWF mit stark modifizierten Aufgaben und
Kompetenzen. So sollen eine "Transferunion" verhindert und die
EU-Fiskalregeln gestärkt werden. Der Antrag wird am Donnerstag
erstmals im Plenum beraten.

Grundprinzip des EWF muss laut Antrag die fiskalpolitische
Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten sein. Die politische
Verantwortung für den EWF und seine Finanzierung solle bei den
nationalen Regierungen und Parlamenten liegen, der Einfluss der
EU-Kommission eng begrenzt bleiben, schreibt die FDP. Die Fraktion
fordert daher einen "uneingeschränkten Parlamentsvorbehalt" bei
möglichen Finanzhilfen. Vetorechte für Deutschland sowie andere
Mitgliedstaaten dürften zudem nicht eingeschränkt werden. Auch eine
Beteiligung des Internationalen Währungsfonds (IWF) an möglichen
EWF-Finanzhilfeprogrammen solle weiterhin angestrebt werden, da der
IWF politisch unabhängig sei und "wertvolle Impulse geben kann". Eine
"Letztsicherung" des Einheitlichen Abwicklungsfonds (SRF) für Banken
durch den EWF lehnen die Liberalen ab.

Konkret fordert die FDP, den EWF als Weiterentwicklung des
Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) im Rahmen eines
völkerrechtlichen Vertrages zu etablieren. Der Vorschlag der
EU-Kommission basiere hingegen auf einer rechtlich nicht soliden
Grundlage. Diese Kritik ist auch Gegenstand eines weiteren Antrags der
Fraktion (19/582).

 * 

3. FDP sieht Subsidiaritätsprinzip verletzt

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die EU-Kommission verletzt mit ihrem Vorschlag
(KOM(2017) 827 final) zur Einrichtung eines Europäischen Währungsfonds
(EWF) nach Ansicht der FDP die Grundsätze der Subsidiarität und
Verhältnismäßigkeit. In einem Antrag (19/582) argumentieren die
Liberalen, dass die Weiterentwicklung des Europäischen
Stabilitätsmechanismus (ESM) zu einem EWF nicht wie von der Kommission
vorgesehen auf die Flexibilitätsklausel des Artikel 352 AEUV gestützt
werden könne. Der Vorschlag überschreite die Grenzen des Grundsatzes
der begrenzten Einzelermächtigung der EU. Einschlägig sei vielmehr
Artikel 136 Absatz 3 AEUV, der die intergouvernementale Ebene
ermächtige. Die Fraktion beruft sich dabei auch auf ein Gutachten der
Wissenschaftlichen Dienste des Bundestages.

Die FDP argumentiert, dass statt einer Weiterentwicklung des ESM auf
Grundlage des Unionsrecht eine Änderung der EU-Verträge notwendig
wäre. Eine solche müsste der Bundestag ratifizieren, schreibt die
Fraktion. Der Antrag wird am Donnerstag erstmals im Plenum beraten.
Der Antrag ist als "Stellungnahme gemäß Artikel 6 des Protokolls
Nummer 2 zum Vertrag von Lissabon" formuliert.

 * 

4. Die Linke stellt sich gegen EWF

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Die Linke lehnt die Gründung eines
Europäischen Währungsfonds (EWF) ab. In einem Antrag (19/579) fordert
die Fraktion von der Bundesregierung, den Vorschlag der EU-Kommission
(COM(2017) 827 final) abzulehnen. Die Kommission hatte vorgeschlagen,
den Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) zum EWF
weiterzuentwickeln. Der Antrag wird am Donnerstag im Plenum beraten.

Zur Begründung führt die Links-Fraktion unter anderem an, dass
EWF-Finanzhilfen an Strukturreformen geknüpft werden sollen, "die in
den betroffenen Ländern zu drastischen Einschnitten bei Löhnen, Renten
und öffentlichen Leistungen führen". Dies sei auch im Zuge der
bisherigen Krisenpolitik der Troika schon praktiziert worden,
bemängelt die Fraktion.

Zudem würde der EWF in seiner Funktion als "Letztsicherung" des
einheitlichen Abwicklungsfonds für Banken (SRF) eine weitere
Konzentration im europäischen Bankensektor fördern. Durch die
"potentielle Staatshaftung" genössen systemrelevante Großbanken eine
"implizite Subvention des Investmentbankings", kritisieren die Linken.

Die Fraktion fordert dagegen eine Zerschlagung systemrelevanter
Institute im Zuge einer EU-weiten Bankenstrukturreform. Benötigt wird
nach Ansicht der Links-Fraktion zudem ein Schuldenschnitt für
überschuldete Staaten und eine "EU-weit koordinierte einmalige
Vermögensabgabe für Millionäre". Die Bundesregierung soll durch
entsprechende Gesetzentwürfe außerdem die Binnennachfrage in der
Bundesrepublik ankurbeln, um die "chronischen
Leistungsbilanzüberschüsse Deutschlands wirksam zu reduzieren". Die
Linke führt unter anderem öffentliche Investitionsprogramme und eine
"Korrektur nachfragehemmender Arbeitsmarkt- und Sozialreformen" als
Vorschläge an.

 * 

5. Linke will solidarische EU-Asylpolitik

Inneres/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke dringt auf eine "offene,
menschenrechtsbasierte und solidarische Asylpolitik der Europäischen
Union". In einem Antrag (19/577), der am Donnerstag erstmals auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht, verweist die Fraktion
darauf, dass aktuell auf der EU-Ebene die Weichen für die Zukunft des
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems gestellt würden.

Vor dem "Hintergrund der 2015 deutlich angestiegenen - inzwischen aber
wieder drastisch zurückgegangenen - Asylzahlen" habe die EU-Kommission
2016 Vorschläge zur Änderung der asylrechtlichen Bestimmungen der EU
gemacht. "Diese könnten zu einer umfassenden Entrechtung von
Schutzsuchenden innerhalb und zu einer systematischen Auslagerung des
Flüchtlingsschutzes außerhalb der Europäischen Union führen", heißt es
in der Vorlage weiter. Die Bundesregierung müsse in den aktuellen
Verhandlungen "als Verfechterin eines offenen und
menschenrechtsbasierten Asylsystems agieren und geplanten
Verschärfungen entschieden entgegentreten".

Dem Antrag zufolge soll die Bundesregierung "allen Initiativen mit dem
Ziel der Auslagerung des Flüchtlingsschutzes aus der EU" widersprechen
und der "Strategie einer immer weiteren Vorverlagerung der Grenzabwehr
außerhalb der EU" entgegenwirken. Auch sollen nach dem Willen der
Fraktion innerhalb der EU einheitliche Schutzstandards und faire
Asylverfahren auf hohem Niveau gelten müssen. Ferner plädiert Die
Linke in der Vorlage für "effektive Bleiberechtsregelungen und
humanitäre Lösungen für abgelehnte Geflüchtete, die bereits länger in
der EU leben, sowie für illegalisierte Menschen". Zudem fordert sie
unter anderem, dass sich Asylsuchende ihr Aufnahmeland in der EU
"entsprechend familiärer, sozialer oder sprachlicher Bindungen
aussuchen können".

 * 

6. Linke will Arbeitszeit von 40 Stunden

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktion Die Linke will eine Reduzierung der
wöchentlich zulässigen Höchstarbeitszeit von 48 auf 40 Stunden
erreichen. Die Bundesregierung soll einen entsprechenden Gesetzentwurf
vorlegen, heißt es in einem Antrag (19/578) der Fraktion, der am
Donnerstag auf der Tagesordnung des Deutschen Bundestages steht und in
dem die Regierung aufgefordert wird, einen entsprechenden
Gesetzentwurf vorzulegen. Die im Durchschnitt täglich erlaubte
Höchstarbeitszeit von acht Stunden soll beibehalten werden. Zu den
weiteren Forderungen der Fraktion gehört ein "Recht auf
Nichterreichbarkeit" für Arbeitnehmer sowie ein Rückkehrrecht für
Teilzeitbeschäftigte in die Vollzeit. Arbeitsverträge sollen eine
Mindeststundenzahl von 22 Stunden pro Woche enthalten, von der nur auf
Wunsch der Beschäftigten abgewichen werden kann.

Zur Begründung ihrer Forderung schreibt die Linksfraktion, für viele
Beschäftigte kenne der Arbeitstag kein Ende, während andere
unfreiwillig in Teilzeitarbeitsverhältnissen und Minijobs beschäftigt
oder erwerbslos seien. Das bereitgestellte, aber begrenzte Angebot an
Arbeit müsse gerecht auf alle Menschen verteilt werden. Ein erster
Schritt hin zu einer Umverteilung der Arbeit sei die Reduzierung der
zulässigen wöchentlichen Höchstarbeitszeit. Wer lange arbeite, habe
weniger Zeit für Familie, für Hobbies, für Freunde, für Erholung oder
für ein Ehrenamt. "Der Gesetzgeber ist in der Verantwortung, die
gesetzlichen Rahmenbedingungen für eine bessere Arbeitszeitgestaltung
und -verteilung im Sinne der Beschäftigten und der Allgemeinheit zu
schaffen", fordert die Fraktion.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1601: Regierungspressekonferenz vom 31. Januar 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 31. Januar 2018

Regierungspressekonferenz vom 31. Januar 2017

Themen: Kabinettssitzung (Jahreswirtschaftsbericht 2018), Termin der
Bundeskanzlerin (Antrittsbesuch des Bundesratspräsidenten), Kosten der
Sanierung des Segelschulschiffs "Gorch Fock" der Deutschen Marine, Bericht
des Bundesrechnungshofs zur Neuaufstellung des Bundesverkehrsministeriums
nach der Bundestagswahl 2013, "Kreml-Bericht" der US-Regierung,
Ministertreffen zur Luftqualität in Brüssel, Sanktionen der EU gegen
Russland, Ausfuhr von Brennelementen zu Forschungszwecken, Nord Stream 2,
Bundeskredit für Air Berlin, türkische Militäroffensive in Nordsyrien,
Abgastests an Tieren und Menschen, Zusammenarbeit der Bundeswehr mit der
Regionalregierung in Afghanistan


Sprecher: SRSin Demmer, Neumann (BMVg), Buser (BMVI), Breul (AA),
Haufe (BMUB), Alemany (BMWi)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Im Kabinett hat die Bundeswirtschaftsministerin heute den
Jahreswirtschaftsbericht vorgestellt. Das hat sie auch bereits hier in der
Bundespressekonferenz getan, deswegen möchte ich mich auf die
Kernbotschaften beschränken.

Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einem konjunkturellen Aufschwung.
Das Bruttoinlandsprodukt ist im Jahr 2017 preisbereinigt um 2,2 Prozent
gestiegen. Für das laufende Jahr erwartet die Bundesregierung eine weitere
Expansion um 2,4 Prozent. Begünstigend wirkt das freundlichere
weltwirtschaftliche Umfeld. Das hat zur Belebung des Außenhandels und der
Investitionen beigetragen.

Die gute gesamtwirtschaftliche Lage zeigt sich insbesondere am
Arbeitsmarkt. Die Arbeitslosenquote hat im Jahr 2017 mit 5,7 Prozent den
niedrigsten Stand seit über 25 Jahren erreicht. Die Beschäftigten haben in
den vergangenen Jahren spürbare Reallohnsteigerungen erfahren. Die
Nettolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer haben seit 2010 preisbereinigt um
durchschnittlich 1,1 Prozent pro Jahr zugenommen.

Auch die öffentlichen Finanzen haben sich stetig verbessert. Gleichzeitig
konnten bei soliden Staatsfinanzen die öffentlichen Investitionen deutlich
gesteigert werden. Der Bund investiert mehr in Infrastruktur, Bildung und
Forschung. Darüber hinaus wurden die Rahmenbedingungen für private
Investitionen verbessert. Beides zusammen hat dazu beigetragen, dass das
Produktionspotenzial gestärkt worden ist.

Dann habe ich noch einen Termin für den kommenden Freitag nachzureichen.
Wir hatten ja letzten Freitag kurzfristig den Antrittsbesuch des Berliner
Bürgermeisters Müller verschoben, der am 1. November 2017 die
Präsidentschaft des Bundesrates übernommen hat. Vor diesem Hintergrund wird
er nun am kommenden Freitag, dem 2. Februar, um 11 Uhr seinen
Antrittsbesuch machen. Anschließend, um 11.30 Uhr, wird die Bundeskanzlerin
die diesjährige 2-Euro-Gedenkmünze Berlin an den Bundesratspräsidenten
übergeben.

Frage: Herr Neumann, ich habe eine Frage zum Segelschulschiff "Gorch Fock"
der Deutschen Marine. Mittlerweile belaufen sich die Kalkulationen für die
Sanierungskosten auf 100 Millionen Euro; es fing bei 10 Millionen Euro an.
Wie gedenkt die Bundesregierung die Ineffizienz auszugleichen?

Neumann: Wie viele von Ihnen wissen, ist die Ausbildung auf der "Gorch
Fock" ein besonderer Bestandteil der Ausbildung der Marine, der zur
Identitätsstiftung und Sozialisierung beiträgt. Das Segelschulschiff "Gorch
Fock" liegt seit Januar 2016 in der Bredo-Werft in Bremerhaven und wird
durch die Elsflether Werft repariert. Seit Kurzem ist uns bekannt, dass die
Werft für die weitere zeitgerechte Instandsetzung einen finanziellen
Mehrbedarf angemeldet hat. Das führt dazu, dass wir jetzt diese Forderungen
prüfen und anschließend bewerten, um dann eine Entscheidung zu treffen. Vom
Zeitrahmen her sprechen wir über einige Wochen.

Frage: An das Verkehrsministerium: Es liegt jetzt ein Bericht des
Bundesrechnungshofes vor, der sich mit der Neuaufstellung des Ministeriums
nach der Bundestagswahl 2013 beschäftigt. Dieser Bericht, der in den
letzten Jahren immer einmal kursiert hat, ist jetzt also öffentlich. Darin
wird unter anderem kritisiert, die Planung und Ausstattung der Abteilung
"Digitale Gesellschaft" seien nicht ordentlich gewesen, da seien
erforderliche Haushaltsmittel nicht sauber ermittelt worden; da seien
Fakten geschaffen worden, ohne den tatsächlichen Bedarf zu ermitteln.

Erste Frage: Haben Sie diese Mängel inzwischen behoben?

Zweite Frage: Halten Sie die Vorwürfe überhaupt für berechtigt
beziehungsweise welche Vorwürfe halten Sie für berechtigt und welche nicht?

Buser: Vielen Dank für Ihre Frage. Zu diesem Thema, muss ich sagen, kann
ich hier und jetzt keine Stellung nehmen; das müsste ich Ihnen
gegebenenfalls nachreichen.

Zusatzfrage: Entschuldigung, aber das ist ein alter Vorgang. Dieser Bericht
ist zwar jetzt erst öffentlich zugänglich, aber der ist ja während der
Legislaturperiode durch den Ausschuss gegangen. Die Vorwürfe, die in diesem
Rechnungshofbericht stehen, sind ja nicht neu. Können Sie mir da überhaupt
nicht sagen, inwiefern das Ministerium möglicherweise in den letzten Jahren
darauf reagiert hat?

Buser: Ich kann Ihnen nur grundsätzlich zum Thema Breitbandausbau etwas
mitteilen: Das Bundesförderprogramm für den Breitbandausbau ist am 18.
November 2015 gestartet worden. Die Kritik des Bundesrechnungshofs, die Sie
jetzt ansprechen, war Gegenstand von Beratungen im parlamentarischen Raum,
insbesondere im Haushaltsausschuss am 15. Oktober 2015. In diesen
Beratungen konnte das BMVI zu den Kritikpunkten befragt werden. Alle Fragen
wurden uneingeschränkt beantwortet und es wurden die erforderlichen
Konsequenzen gezogen; das wurde Ihnen auch schon mitgeteilt. Die vom BMVI
veranlassten Maßnahmen werden derzeit vom Bundesrechnungshof geprüft. Da es
sich insoweit um ein laufendes kontradiktorisches Verfahren handelt, kann
nach geltenden Vorschriften keine inhaltliche Aussage getroffen werden.
Deswegen bitte ich um Verständnis, dass ich nicht weiter ins Detail gehen
kann.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt aus Anlass des sogenannten
Kreml-Berichts der US-Regierung, der gestern vorgestellt wurde. Es gibt
Stimmen, die jetzt das Verhältnis zwischen den USA und Russland mit der
Kubakrise oder sogar mit der Berlinblockade vergleichen. Sieht auch der
Außenminister eine gefährliche Zuspitzung der Beziehungen zwischen
Washington und Moskau? Falls ja: Möchte des Auswärtige Amt irgendwelche
Initiativen ergreifen oder plant es irgendwelche Initiativen, um das
Verhältnis zu entspannen?

Breul: Ich weiß nicht, ob "gefährliche Zuspitzung" es genau trifft. Ich
würde vielleicht kurz ausholen, wenn ich darf; denn ich glaube, da geraten
in der Berichterstattung manchmal zwei Dinge ein bisschen durcheinander.

Zum einen hat die US-Administration am 26. Januar im Rahmen des sogenannten
"Maintenance Package" neue Listungen bekanntgegeben. Das ist ein
turnusmäßiges Wartungspaket, mit dem Umgehungen der Sanktionen verhindert
werden sollen. Die Sanktionen waren damals wegen der Verletzung der
ukrainischen Souveränität und territorialen Integrität durch Russland
eingesetzt worden.

Darüber hinaus gibt es sozusagen einen zweiten Vorgang, der separat zu
sehen ist: Die US-Regierung hat am 28. Januar dem Kongress einen Bericht
vorgelegt, dessen öffentlicher Teil zumindest eine Liste mit 210 russischen
Politikern und Unternehmern enthält - den sogenannten Oligarchenbericht.
Hierzu war die Regierung gemäß des im Sommer erlassenen
Sanktionsrechtsakts, dem "Countering America's Adversaries Through
Sanctions Act", verpflichtet worden. Aus der Nennung auf dieser Liste
erwachsen aber keine unmittelbaren Folgen für die Betroffenen. Dadurch ist
das für uns jetzt erst einmal auch keine Änderung der Sachlage.
Grundsätzlich haben wir aber schon öfter - auch hier in der
Bundespressekonferenz - deutlich gemacht, dass wir Bedenken gegen dieses
zugrundeliegende Gesetz haben. Diese bleiben bestehen, und wir werben bei
den US-Vertretern und beim US-Kongress weiter dafür, dass die
Sanktionsgebung gegen Russland in enger Abstimmung mit uns stattfindet.
Wichtig ist für uns, dass sich mögliche Sanktionen nicht gegen europäische
Unternehmen richten und die Zielrichtung dabei klar bleibt.

Zusatzfrage: Meine Frage richtete sich auf die Bewertung des Standes der
Beziehungen zwischen den USA und Russland. Heißt das, Sie sehen das als
"business as usual", es ist also ganz normal wie vor einem halben Jahr oder
einem Jahr, oder sehen Sie da eine gewisse Veränderung? Manche sagen, es
gebe auch eine positive Entwicklung, zum Beispiel was den Ukraine-Konflikt
angeht; da gibt es wohl eine Annäherung in Sachen Blauhelm-Mission.

Breul: Ich hatte das, glaube ich - vielleicht verschachtelt oder versteckt -
, gesagt: Wir sehen jetzt erst einmal keine Änderung der Sachlage durch
diese zusätzliche Liste. Grundsätzlich gilt aber - ich glaube, darüber
haben wir uns hier schon mehrfach unterhalten -, dass wir uns natürlich ein
besseres Verhältnis zwischen den USA und Russland wünschen würden. Aber
dazu habe ich, glaube ich, schon alles gesagt.

Frage: Auf der Liste sind ja 210, ich sage einmal, Oligarchen. Sind das
auch für die Bundesregierung Oligarchen? Können Sie die Liste in toto
nachvollziehen?

Breul: Zum einen gibt es ja den öffentlichen Teil und zum anderen den
nichtöffentlichen Teil. Was den sogenannten Oligarchenbericht betrifft, so
habe ich da eine Begrifflichkeit aufgegriffen, die in der
Medienberichterstattung zu finden ist; die möchte ich mir hier nicht zu
eigen machen. Das habe ich sozusagen nur gesagt, damit Sie wissen, worum es
geht.

Zusatz: Dann nenne ich sie eben russische Milliardäre, Politiker, Beamte.

Breul: Die sind auf der Liste, genau.

Zusatzfrage: Ja, aber sind da aus Sicht der Bundesregierung welche zu
Unrecht auf der Liste oder fehlen da welche?

Breul: Das kann ich nicht beurteilen. Ich habe es ja vorhin erläutert - -

Zusatz: Das Auswärtige Amt soll das beurteilen.

Breul: Nein, das Auswärtige Amt muss nicht beurteilen, ob die 
US-Administration ein amerikanisches Gesetz umgesetzt hat oder nicht. - Dazu
diente diese Liste. Da gab es eine gesetzliche Verpflichtung, und der ist
die US-Regierung jetzt nachgekommen. Das kann ich aber nicht bewerten.

Frage: Auch an das Auswärtige Amt: Der ukrainische Außenminister Pawel
Klimkin hat am Dienstag erklärt, es könne am 16. Februar in München am
Rande der Münchner Sicherheitskonferenz zu einem Treffen im Rahmen des
Normandie-Formates kommen, und das wohl auf Vorschlag von Außenminister
Gabriel. Trifft das zu? Falls ja: Welche deutschen Erwartungen gibt es an
ein solches Treffen?

Breul: Bis zur Münchner Sicherheitskonferenz dauert es ja noch ein
bisschen; in der Regel verkünden wir die konkret anstehenden Termine etwas
kurzfristiger. Ich glaube, auf seiner Reise nach Kiew hat der Außenminister
mit Herrn Klimkin in der Pressekonferenz die Möglichkeit erwähnt, dass man
das im Rahmen von München anstreben möchte. An diesem Ziel halten wir nach
wie vor fest, aber ich möchte das jetzt noch nicht abschließend bestätigen.

Zusatzfrage: Gibt es inzwischen eine abschließende Prüfung beziehungsweise
ein Ergebnis der Prüfung des ukrainischen Donbass-Gesetzes? Das hatte Herr
Seibert hier ja im Zusammenhang mit der Frage, wie das Donbass-Gesetz unter
dem Gesichtspunkt von Minsk 2 zu bewerten ist - was ja im Bericht deutlich
kritisiert wird - zugesagt beziehungsweise angekündigt.

Breul: Dazu habe ich keinen aktuellen Stand.

Frage (zum Ministertreffen zur Luftqualität in Brüssel): Gestern wurde die
Bundesregierung vom EU-Umweltkommissar geladen. Es geht um die Richtlinien,
die von der Bundesrepublik Deutschland übertreten worden sein sollen. Gibt
es nach dem Treffen gestern schon erste Neuigkeiten darüber, wie die
Verweise oder Beanstandungen an die Bundesregierung genau formuliert worden
sind?

Haufe: Was wollen Sie jetzt wissen?

Zusatz: Ich will wissen, was der EU-Kommissar Ihnen beziehungsweise den
Vertretern der Bundesregierung in Brüssel gestern gesagt hat.

Haufe: Das hat er selbst ja in der Pressekonferenz deutlich gemacht. Er hat
darum gebeten, dass die Staaten, die betroffen sind, das Problem sehr ernst
nehmen, und gesagt, dass er darauf setzt, dass es zügig Fortschritte gibt.
Das hat die Bundesumweltministerin auch entsprechend unterstrichen. Mehr
kann ich Ihnen zu dem, was Herr Vella gesagt hat, jetzt nicht sagen. Das,
was er gesagt hat, hat Herr Vella selbst in einer Pressekonferenz geäußert.

Zusatzfrage: Gibt es denn vonseiten der Bundesregierung erste Strategien,
wie man diese Diskrepanzen beheben kann?

Haufe: "Erste Strategien" ist gut! Wir diskutieren darüber ja schon sehr,
sehr lange. Wir haben nicht "erste Strategien", die vorliegen, sondern wir
haben mehrere Programme, Förderrichtlinien und Maßnahmen aufgesetzt. Das
beginnt mit dem Nationalen Dieselforum. Das betrifft das Sofortprogramm
Saubere Luft, das Ende des vergangenen Jahres in Kraft getreten und jetzt
quasi komplett ausgerollt ist. Die Lotsen für die Kommunen haben in den
vergangenen Wochen die Städte und Gemeinden, die betroffen sind,
ausführlich informiert. Sie haben Regionalveranstaltungen gemacht. Uns
liegt eine Reihe von Anträgen dazu vor, was die Städte zur Verbesserung der
Verkehrsinfrastruktur tun wollen. Wir sind mit der Automobilbranche in
Gesprächen, um weitere Maßnahmen zu vereinbaren. Das wird auch das
Nationale Dieselforum zeigen, wenn es demnächst wieder stattfindet. Auch
dort sind weitere Maßnahmen angekündigt.

Wir sind nicht am Anfang von Aktivitäten, wir sind auch nicht am Ende von
Aktivitäten, sondern wir sind mittendrin, und es gibt noch eine Reihe von
Entscheidungsprozessen, die noch nicht beendet sind.

Vorsitzende Welty: Das ist im Übrigen auch im Protokoll der
Regierungspressekonferenz von Montag nachzulesen.

Frage: Ich möchte dazu gern noch ein wenig präzisierend nachfragen. Mehrere
Staaten, auch Deutschland, haben jetzt eine allerletzte Frist bis Ende
nächster Woche erhalten, um neue Maßnahmen einzuleiten. Gleichzeitig hat
Frau Ministern Hendricks erklärt, sie sehe kaum Chancen, einer Klage vor
dem EuGH zu entgehen. Ist dennoch seit gestern etwas geschehen, von dem Sie
sagen könnten: "Das verbessert unsere Chancen"? Sie haben eben ja noch
einmal einen breiten Katalog dargelegt.

An wem liegt es denn eigentlich, dass Deutschlands Performance so schlecht
ist, dass man mit einer Klage rechnen muss? Ihr Haus ist federführend,
setzt sich aber offenbar nicht durch.

Haufe: Die Ministerin hat einen ganz entscheidenden Umstand vorgetragen,
eine Tatsache, die neu und bezüglich des Vertragsverletzungsverfahrens
entscheidend ist, und zwar die neuen Zahlen und Daten über die Luftqualität
für das Jahr 2017. Diese werden morgen vom Umweltbundesamt veröffentlicht
werden. Darin kann man einen Trend sehen, nämlich dass die
Stickoxidbelastung 2017 seit Längerem zurückgeht. Wir hatten bislang, 2016,
insgesamt 90 Städte, die bei Stickoxiden Grenzwertüberschreitungen
aufwiesen. Jetzt zeichnet sich ab, dass es - in Anführungszeichen - nur
noch 70 Städte sind. Das sind natürlich immer noch viel zu viele; das hat
die Ministerin auch deutlich gemacht. Aber im Trend ist die
Stickoxidbelastung um fünf Prozent zurückgegangen.

Das lässt sich auch mit den Maßnahmen, die bereits getroffen wurden,
verbinden, wobei man natürlich sagen muss, dass diese erst in den letzten
Monaten des vergangenen Jahres wirklich Realität geworden sind. Das heißt,
es ist durchaus noch mehr zu erwarten. Auch das hat die Ministerin
unterstrichen. Das heißt, wir werden uns im Laufe dieses Jahres auch die
weiteren Daten anschauen. Bisher sind die Daten zur Luftqualität ja
vorläufige Daten. Das zu Ihrer Frage, was sie an Entscheidendem vorgebracht
hat, um das Vertragsverletzungsverfahren nicht vor einen Gerichtshof
bringen zu lassen.

Sie hat aber natürlich ebenso - auch das ist in diesem Zusammenhang sehr
relevant - klargemacht, dass wir in den letzten Monaten eine Menge an
Maßnahmen auf den Weg gebracht haben, vor allen Dingen das Sofortprogramm
Saubere Luft und auch die Maßnahmen, zu denen sich die Automobilbranche
verpflichtet hat. Diese hat sie ausführlich dargestellt. Das hat der
Kommissar auch sehr klar wahrgenommen.

Zusatzfrage: Die Zahlen waren ja auch gestern schon auf dem Markt. Das hat
wohl an der Unzufriedenheit von Kommissar Vella und an der Fristsetzung
nichts geändert. Wer also - diese Frage haben Sie noch nicht beantwortet -
ist denn der Bremser innerhalb der Bundesregierung bei der Durchsetzung der
von Ihrem Hause schon früher für notwendig gehaltenen Maßnahmen?

Haufe: Gestern ging es nicht darum, Bremser zu benennen, sondern
klarzumachen - - -

Zuruf: Nein, aber heute.

Haufe: Aber auch heute geht es darum, klarzumachen, dass in der
Bundesregierung - ich denke, so sieht es die Ministerin - mittlerweile an
allen Stellen klar ist, dass dieses Problem schnell anzugehen ist.

Frage: Ich möchte die Frage wiederholen. Wer sind die Bremser, Herr Haufe?
Können Sie das konkretisieren?

Und ein zweites Thema - - -

Haufe: Wir sitzen hier nicht auf dieser Bank, um uns gegenseitig
irgendwelches Bremsen vorzuwerfen.

Zusatzfrage: Gut. - In Bayern wird gebremst. Da gibt es ein
Verwaltungsgerichtsurteil, wonach der Freistaat ein Zwangsgeld dafür zahlen
muss, dass er kein Dieselfahrverbot in München plant. Das
Verwaltungsgericht wirft der Regierung vor, dass der von der Regierung von
Oberbayern im Auftrag der Staatsregierung erstellte Entwurf eines
Luftreinhalteplans die einschlägigen Verwaltungsgerichtsurteile missachte.

Wie bewertet das BMUB das? Dass das BMVI das nicht schlimm findet, ist mir
klar. Aber das BMUB vielleicht.

Haufe: Ich bewerte jetzt keine juristischen Auseinandersetzungen. Wir alle
wissen, dass es mehrere juristische Auseinandersetzungen zum Thema der
Luftqualität gibt und dass dadurch auch ein gewisser Handlungsdruck
entsteht. Die Ministerin hat auch immer wieder darauf hingewiesen, dass die
eine oder andere Aktivität durchaus früher hätte angeschoben werden können
und wir dann vielleicht nicht in der Situation wären, in der wir heute
sind. Aber ich möchte mich, wie gesagt, nicht zu diesem Urteil oder
Verfahren äußern. Ich kenne es auch gar nicht. Deswegen ist das auch nicht
möglich.

Zusatzfrage: Fordert das BMUB den Freistaat auf, einen Luftreinhalteplan,
der angemessen ist und auf den Regeln und Gerichtsurteilen basiert,
umzusetzen?

Haufe: Die Luftreinhaltepläne liegen komplett in der Zuständigkeit der
Länder und der Kommunen. Ich denke, das haben die betroffenen Kommunen und
Städte auch bei dem Kommunalgipfel immer wieder deutlich gemacht. Sie
wissen sehr wohl, in welcher Lage sie sind und welches Repertoire an
Maßnahmen sie haben. Erstens machen wir solche Aufforderungen nicht, und
zweitens ist es auch gar nicht nötig, denke ich. Die Kommunen wissen sehr
genau - das sagt auch der Deutsche Städte- und Gemeindebund -, was zu tun
ist.

Frage: Die ostdeutschen Ministerpräsidenten haben am Montag ein Ende der
Sanktionen gegen Russland gefordert. Wie steht die Bundesregierung dazu?
Wird die Bundeskanzlerin Frau Merkel morgen, wenn sie, wenn ich mich
richtig erinnere, mit den ostdeutschen Ministerpräsidenten redet, mit ihnen
auch darüber sprechen?

SRSin Demmer: Wie Sie wissen, haben wir uns hier zu den Sanktionen schon
vielfach geäußert. Dazu gibt es keinen neuen Stand. Aber ich kann es gern
noch einmal sagen: Die Sanktionen sind kein Selbstzweck, sondern eine
Reaktion einerseits auf die weiterhin bestehende völkerrechtswidrige
Annexion der zur Ukraine gehörenden Halbinsel Krim und andererseits auf die
russische Destabilisierung der Ostukraine durch von Moskau unterstützte
separatistische Kräfte. Deshalb bleiben auch die von der Europäischen Union
verhängten Sanktionsmaßnahmen gegen Russland so lange bestehen, wie die
Gründe für die Verhängung fortbestehen.

Zusatzfrage: Erklären Sie das so auch den ostdeutschen Ministerpräsidenten,
die das ja auch selbst wissen?

SRSin Demmer: Ich kann jetzt den Gesprächen morgen nicht vorgreifen.
Insofern kann ich Ihnen nicht sagen, was morgen konkret besprochen wird.

Frage: Eine kurze Frage an das Bundesumweltministerium: Das BAFA hat die
Ausfuhr von Brennstäben aus dem Atomkraftwerk Brunsbüttel nach Schweden zum
dauerhaften Verbleib genehmigt. Nur ganz kurz: Auf welcher rechtlichen
Grundlage ist das erfolgt?

Haufe: Sie sprechen eine Ausfuhr von Brennstäben an, die zu
Forschungszwecken nach Schweden verfrachtet werden. Ich kann Ihnen den
Paragraf und Absatz des Gesetzes, das hierfür die Grundlage bildet, jetzt
nicht sofort sagen. Das müsste ich nachschauen.

Aber ich kann Ihnen auf jeden Fall sagen, dass es hierbei darum geht, dass
Brennelemente, die beschädigt sind, zu Forschungszwecken nach Schweden
verfrachtet werden, nicht zu irgendwelchen anderen Zwecken, auch nicht zu
irgendeiner Endlagerung - das wäre gar nicht möglich. Das hat - falls Sie
das irgendwie unterstellen - mit dem Thema Endlagerung nichts zu tun.

Zusatz: Sie verbleiben ja zur Endlagerung dort. Sie werden nicht
zurückgebracht. Insofern müssen sie dort endgelagert werden.

Haufe: Das ist eine Interpretation von Ihnen. Es ist aber durchaus nicht
unüblich, dass man Brennstäbe, die man zu Forschungszwecken an einen
bestimmten Ort bringt, auch an diesem belässt, um einen zusätzlichen,
durchaus aufwendigen und problematischen Transport zu vermeiden.

Zusatzfrage: Ich versuche schon eine ganze Weile, die Rechtsgrundlage zu
finden. Können Sie in Aussicht stellen, dass Sie das herausfinden?

Haufe: Das finden wir mit Sicherheit heraus, natürlich.

Frage: Ich möchte zum Thema Nord Stream 2 kommen. Am Wochenende gab es
Äußerungen des polnischen und des amerikanischen Außenministers in
Warschau, in denen sie davon sprechen, dass Deutschland Teil einer
Kremlintrige in Sachen Nord Stream 2 sei.

Wie bewerten Sie diese Aussagen? Beide Außenminister haben sich gegen Nord
Stream 2 ausgesprochen.

Breul: Ich sehe eigentlich keinen Grund dafür, das zu bewerten. Ich denke
auch nicht, dass die Äußerungen gänzlich überraschend kommen.

Zusatz: Dass Deutschland Teil einer Kremlintrige sei, ist schon ein harter
Vorwurf, gerade von den amerikanischen Partnern. Darum hat es mich
überrascht, dass Sie jetzt mit Schulterzucken reagieren.

Breul: Ich denke nicht, dass Herr Tillerson diese Worte gewählt hat.

Zusatz: Doch, "Kremlin scheme" hat er gesagt.

Breul: Dann ist mir diese Äußerung bisher nicht bekannt.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium. Das Thema 
Air-Berlin-Kredit hat uns hier in der Vergangenheit häufig beschäftigt. Sie und
Ihre Kolleginnen haben immer zum Ausdruck gebracht, dass Sie sehr gute
Chancen sehen und Hoffnungen haben, dass der Kredit zurückgezahlt werden
könne. Nun sind Presseberichte und Rechercheergebnisse bekannt geworden,
denen zufolge schon bei der Vergabe des Kredits in Ihrem Hause bis hin zur
Ministerin bekannt gewesen sei, dass dieser Kredit eigentlich nicht gedeckt
sei, also nicht materiell gedeckt sei, sondern nur immateriell, durch Slots
und so. Wie bewerten Sie das? Treffen diese Ergebnisse zu? Wenn Sie
zutreffen, warum wurden wir dann hier unvollständig ins Bild gesetzt?

Alemany: Danke für Ihre Frage. - Die Kritik am Bundeskredit für Air Berlin
ist ja nicht neu. Es gibt auch keine neue Recherche beziehungsweise
Information darüber, wie wir das sehen. Dennoch war und bleibt richtig,
dass die Bundesregierung mit dem Kredit im August ein sofortiges Grounding
verhindert hat, die Rückholung mehrerer Zehntausend Passagiere und Urlauber
gesichert hat, die Basis für einen geordneten Verkaufsprozess ermöglicht
hat - ich nenne hier zum Beispiel LGW und andere Verkaufsteile, die ja in
Ruhe und geordnet verkauft werden konnten - und damit auch zu
langfristigen, besseren Zukunftsperspektiven der Air-Berlin-Beschäftigten
beigetragen hat.

Beim Abschluss des Kreditvertrags wurden alle rechtlich möglichen und
wirtschaftlich sinnvollen Kreditsicherheiten berücksichtigt, um die
Rückzahlung des Massekredits sicherzustellen. Der Kredit ist von uns - den
Ressorts Kanzleramt, Finanzministerium, Wirtschaftsministerium und
Verkehrsministerium - gemeinsam auf den Weg gebracht worden. Alle Ressorts
haben dies in ihrer Zuständigkeit geprüft. Gleichzeitig ist der Mandatar
des Bundes, also PwC, eingebunden gewesen; das haben Sie gerade zitiert.
Alle gemeinsam sind zu der Auffassung gelangt, dass sowohl der Kredit als
auch die Sicherungsmaßnahmen angemessen sind.

Der Kredit entspricht im Übrigen den Rettungs- und
Umstrukturierungsbeihilfeleitlinien der EU. Er wurde von uns bei der 
EU-Kommission notifiziert und auch genehmigt. So viel zu den Vorwürfen, da
wäre nicht vernünftig gerechnet worden.

Vielleicht darf ich auch noch einmal erwähnen, dass PwC im Bereich von
Gewährleistungen immer der Mandatar des Bundes ist und die Expertise des
Mandatars regelmäßig bei Bürgschafts- und Garantiefällen einbezogen wird.

Zusatzfrage: Bedeutet das, die Darstellung, die aber zumindest mir neu war,
die ich gelesen habe und der zufolge sowohl PwC als auch Lufthansa deutlich
gemacht haben, dass es für diesen Kredit eigentlich keine materielle
Deckung gibt - vor der Kreditzusage wurde das gesagt -, war falsch? War das
gar nicht so? Das verstehe ich jetzt nicht, wenn Sie sagen, das sei doch
gedeckt gewesen.

Alemany: Wie Sie die Berichterstattung bewerten, müssen Sie natürlich
selbst entscheiden. Ich kann Ihnen nur sagen, auf was dabei Bezug genommen
wird. Da ist ja im Rahmen eines IFG-Antrags ein Artikel geschrieben worden.
Dabei ging es um verschiedene E-Mails, teilweise E-Mails, die dem Mandatar
erst wenige Stunden vorlagen, nachdem er die Information erhalten hatte,
dass Air Berlin in die Insolvenz gehen würde. Das sind erste Reaktionen auf
E-Mails gewesen. Da lagen noch keine Informationen oder nur sehr
rudimentäre Informationen vor.

Alles, was der Mandatar in dieser E-Mail, auf die Sie sich jetzt beziehen,
zum Ausdruck bringen wollte, ist, dass er natürlich mehr Informationen
braucht, um eine Kreditwürdigkeit bewerten zu können. Die erhielt er dann
im Nachgang; das wird ja alles vernünftig geprüft, wie ich gerade
dargestellt habe. Als er die Informationen, die er brauchte, bekommen
hatte, kam er zu dem Urteil, dass der Kreditvertrag so, wie wir ihn als
Bundesregierung abgeschlossen haben, tragen wird.

Zusatzfrage: Ihre Position ist also, dass Sie diesen E-Mails zum Trotz, die
wir da zitiert haben, sagen: Zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Kredit
lagen zusätzliche Informationen vor, die diesen für Sie als tragfähig
dargestellt haben. - Richtig?

Alemany: Nein. Was ich sage, ist: Die E-Mail, die Sie zitieren, stammt aus
einer Frühphase der ersten Information unseres Mandatars. Alles, was die 
E-Mail beinhaltete, war, dass der Mandatar für eine Gesamtbewertung und
Analyse mehr Informationen braucht. Die resultierte aus einer Zeit wenige
Stunden nach Bekanntgabe der Insolvenz, also des Faktums der Insolvenz von
Air Berlin, also noch vor jeglichen Berechnungen. Diese jetzt zum Anlass
dafür zu nehmen, zu behaupten, der Mandatar sei insgesamt zu dem Ergebnis
gekommen, es gäbe - ich sage es einmal unfachlich - eine wackelige
Kreditbasis, ist einfach ein falscher Rückschluss.

Frage: Ich hätte, Frau Alemany, gerne gewusst, was der Bund im Moment
unternimmt, um möglichst viel von der Kreditsumme wieder zurückzubekommen.
Was können Sie also eigentlich noch tun - warten, wie viel Niki Lauda
bezahlt und was da noch kommt? Wo bestehen also noch Möglichkeiten,
möglichst viel von diesen 150 Millionen Euro zurückzubekommen?

Alemany: Das liegt ja nicht in den Händen der Bundesregierung, sondern in
den Händen des Insolvenzverwalters und des Insolvenzprozesses und der
Berechnung der Verwertungsmöglichkeiten.

Zusatz: Es gibt ja ein politisches Interesse beziehungsweise ich hoffe,
dass es eines gibt. Das geht ja über die reinen Verfahrensfragen hinaus. Es
gab ja in der frühen Phase auch Kontakte zwischen den Unternehmen usw. Ich
entnehme Ihrer Äußerung also, dass es im Moment kein Bemühen der
Bundesregierung gibt, aktiv - über Herrn Machnig, über wen auch immer -
Geld einzutreiben, wie ich es einmal nenne.

Alemany: Entnehmen Sie meinen Worten, dass es nicht in unserer Hand oder
Zuständigkeit oder Macht liegt, die Verwertungsmasse oder die
Berechnungsgrundlagen, die im Insolvenzprozess jetzt andere, nämlich die
Insolvenzverwalter, bewerten, in irgendeiner Weise beeinflussen zu können.
Natürlich würden wir es begrüßen, wenn wir den Kredit zurückbekommen
könnten. Im Interesse der Steuerzahler spricht das ja für sich selbst.

Frage: Um noch einmal auf ihre vorherige Antwort zurückzukommen: Verstehe
ich es denn richtig, dass uns Frau Zypries auf der Pressekonferenz am Tag
der Insolvenz gesagt hat, dieser Kredit sei voll abgesichert, unter anderem
eben durch Landerechte, und dass sie dies gesagt hat, bevor eine Prüfung
durch PwC oder andere stattgefunden hat? Falls das so ist, hat sie uns dann
nicht schlichtweg die Unwahrheit gesagt?

Alemany: Das verstehen Sie falsch. Das ist kein Kredit von Frau Zypries. Es
ist, wie ich dargestellt habe, ein Kredit der Bundesregierung unter
Beteiligung verschiedener Ressorts. Der Kredit entspricht allen Vorgaben
der Restrukturierungsbeihilfen der EU, wie ich schon erwähnt hatte. Er
wurde von der EU notifiziert und genehmigt, wie das bei solchen
rückzahlbaren Massekrediten üblich ist. Er unterliegt der Prüfung durch
unsere Ressorts und des Mandatars der Bundesregierung.

Ich kann vielleicht noch aufführen, dass auch unser Mandatar es als
plausibel eingeschätzt hat, dass die Pfandrechte beziehungsweise
Vermögenswerte mindestens den Wert des Massekredites haben. Der Massekredit
belief sich ja auf 150 Millionen Euro. Natürlich - - -

Zuruf: Richtig, aber gesagt hat sie es dann, bevor das unter anderem durch
PwC bestätigt wurde, was ja dann erst im Nachgang - - -

Alemany: Nein, ich denke, das sind jetzt zwei Sachverhalte, die Sie
zusammenmixen. Das war keine Pressekonferenz von Frau Zypries, sondern es
gab eine Pressemitteilung, in der das Bundeswirtschaftsministerium die
Öffentlichkeit darüber informiert hat, dass es eine Insolvenz von Air
Berlin gibt und dass wir gedenken, mithilfe eines Überbrückungskredits die
Verkaufsverhandlungen in einen geordneten Insolvenzprozess überzuleiten
oder sie zu unterstützen. Das ist eine Pressemitteilung gewesen.

Das, wonach Ihr Kollege gerade gefragt hat, stammt von einem viel früheren
Zeitpunkt, wie ich eben sagte, nämlich schon wenige Stunden nach der ersten
Meldung von Air Berlin, dass sie in die Insolvenz gehen. Das war auch keine
E-Mail an die Öffentlichkeit, sondern unser Mandatar hat im Rahmen der
Bundesregierung in einer E-Mail geschrieben "Okay, wenn wir das jetzt
prüfen sollen, dann brauchen wir Informationen", nicht mehr und nicht
weniger. Als die das danach geprüft hatten und zu ihrer Analyse kamen - das
dauert ja bei so großen Konzernen, wie Sie sich vorstellen können, einige
Tage -, kamen die zu der Bewertung: Der Kredit hat ein umfangreiches
Sicherheitspaket. Das, was wir beleihen und mit Pfandrechten belegen
konnten, haben wir beliehen und mit Pfandrechten belegt, und PwC hat es als
plausibel erachtet, dass der Kredit auch zurückzahlbar ist.

Frage: Ich wollte zum Tun der türkischen Armee kommen, Herr Breul, Frau
Demmer und vielleicht Herr Neumann. Es gibt von syrischer Seite und von
kurdischer Seite - genauer gesagt der syrischen demokratischen Kräfte sowie
des Informationszentrums des Afrin-Widerstands - Meldungen darüber, dass
die türkische Armee mindestens zweimal Napalm eingesetzt habe, unter
anderem gegen Kämpfer, aber auch gegen Zivilisten. Wie bewertet die
Bundesregierung das?

Haben Sie mittlerweile die Völkerrechtsprüfung abgeschlossen?

Neumann: Ich darf vielleicht beginnen: Zu dieser Thematik des Einsatzes von
Napalm liegen dem BMVg keine Informationen vor.

Breul: Mir auch nicht.

Zur völkerrechtlichen Bewertung habe ich auch keinen neuen Stand dabei.

Zusatzfrage: Wann können wir damit rechnen?

Breul: Ich glaube, dazu hat Frau Adebahr alles gesagt.

Zusatz : Nein, gar nichts!

Breul: Sie hat ausgeführt, warum eine völkerrechtliche Bewertung schwierig
ist und dass diese erst möglich ist, wenn wir Kenntnis über die genaue
Sachlage haben. Wie Sie sich vorstellen können, ist das bei andauernden
Kampfhandlungen sehr schwer.

Zusatzfrage: Welche Informationen fehlen noch, um eine Prüfung einzuleiten?

Breul: Ich möchte die Debatte, ehrlich gesagt, nicht noch einmal
wiederholen.

Zusatzfrage: Frau Demmer, vielleicht ein Kommentar?

SRSin Demmer: Nein, ich kann dem nichts hinzufügen.

Frage: Ich habe eine Frage zum sogenannten Dieselaffen-Thema. Der
Generalbevollmächtigte von VW hat gestern die Verantwortung übernommen und
diesen Job nicht mehr. Nun ist Herr Steg als langjähriger stellvertretender
Regierungssprecher ja in diesem Hause kein Unbekannter. Vor dem Hintergrund
dessen, dass manchmal gewisse Verbindungen fortbestehen: Ab wann hat
eigentlich die Bundesregierung von diesen Tests gewusst? Herr Steg hat ja
gesagt, sie seien ihm schon vor der Veröffentlichung bekannt gewesen. Hat
es dabei durch Querverbindungen irgendwelche Kenntnisse gegeben?

Buser: Vielen Dank für Ihre Frage. - Zu diesem Thema hat sich
Bundesminister Schmidt bereits am Montag geäußert.

Heute findet bei uns im Haus eine Sondersitzung der Untersuchungskommission
statt, um genau diese Thematiken aufzugreifen. Unter Leitung von
Staatssekretär Odenwald nehmen Vertreter der Automobilhersteller an dieser
Sitzung teil, die nach bisheriger Kenntnis an der Studie beteiligt waren.
Ziel des Ganzen ist es, dass die Automobilhersteller detailliert Stellung
nehmen und offenlegen, ob es weitere Fälle von Abgastests gibt. Das heißt,
dem ganzen Thema haben wir uns damit gewidmet.

Zusatzfrage: Können wir davon ausgehen, dass wir, wenn sich herausstellt,
dass in Ihrem Hause, auf welcher Ebene auch immer, doch vor der
Veröffentlichung in den Medien über diese Tests Kenntnis bestanden hat, das
dann auch von Ihnen erfahren werden?

Buser: Wie gesagt, über die Ergebnisse dieser Gespräche kann ich Ihnen
nicht mehr mitteilen. Es bleibt jetzt erst einmal abzuwarten, was in diesen
Gesprächen besprochen und was dabei herauskommen wird.

Ansonsten kann ich nur noch einmal Bundesminister Schmidt zitieren, der
bereits am Montag sagte:

"Ich gehe davon aus, dass sich alle Beteiligten in der Automobilindustrie
der Problemstellung und des Vertrauensverlustes bewusst sind und dass sie
entsprechende Schritte einleiten, die erstens dafür sorgen, dass solche
Tests sofort ein Ende haben, dass wir eine Information darüber erhalten, ob
es noch weitere solcher Maßnahmen, Projekte oder angebliche
Forschungsarbeiten gegeben hat ..."

Das ist das Wesentliche. Dem Ganzen werden wir jetzt nachgehen.

Vorsitzende Welty: Dazu finden sich auch weitere Informationen im Protokoll
vom Montag.

Zusatzfrage: Ja, ich habe es sehr wohl gelesen. Aber da gerade heute diese
Untersuchung stattfindet, ist das eben doch ein neuer Stand. Die Frage,
wann das Haus davon wusste, ist aber davon unabhängig.

Ich frage doch nur, ob wir davon ausgehen können, dass, wenn sich
herausstellt, wer in Ihrem Haus möglicherweise davon vorzeitig oder vorab
erfahren hat, wir das dann auch von Ihnen erfahren.

Buser: Wie gesagt, ich denke, wir werden im Nachgang zu den Gesprächen
darüber Weiteres mitteilen.

Frage: Frau Buser, können Sie mir sagen, wer diesem Untersuchungsausschuss
angehört oder haben Sie die Liste irgendwo veröffentlicht? Dann sagen Sie
es mir bitte.

Welche Vertreter der Automobilindustrie nehmen teil? Sind das hochrangige
Vertreter oder nicht?

Buser: Es sind, wie ich bereits schon gesagt habe, die Vertreter der
Automobilhersteller. Es sind diejenigen Vertreter der Unternehmen, die
bereits in den Medien genannt wurden.

Zusatzfrage: Dann habe ich mich wahrscheinlich missverständlich
ausgedrückt. Sind das hochrangige Vertreter, die Firmenbosse, oder sind das
Vertreter aus der unteren Managementebene?

Buser: Die genaue Teilnehmerliste liegt mir momentan nicht vor.

Zusatz : Dann wäre es toll, wenn sie die nachreichen könnten. Das wäre
super.

Buser: Ich werde mich darum bemühen.

Zusatz : Danke!

Frage : Zum Thema Afghanistan, Herr Breul, Herr Neumann. Schon im Dezember
hat der afghanische Präsident den regionalen Gouverneur Atta Noor
abgesetzt, der mit der Bundeswehr rund um Masar-e-Scharif zusammenarbeitet.
Dieser wehrt sich gegen diese Absetzung. Ich will wissen, ob die Bundeswehr
immer noch mit diesem Gouverneur - manche nennen ihn auch Warlord -
zusammenarbeitet oder ob man sich aufgrund der Absetzung des afghanischen
Präsidenten nun von ihm distanziert und nicht mehr mit ihm
zusammenarbeitet. Ich weiß, dass der deutsche Botschafter Herrn Noor
ausgiebig kennt.

Neumann: Die Zusammenarbeit im Norden Afghanistans bezieht sich nicht auf
eine Person allein. Die Zusammenarbeit mit der Regionalregierung ist
weiterhin intakt. Ich kann Ihnen im Moment keinen aktuellen Sachstand
sagen, was die Person Noor angeht.

Breul: Das kann ich leider auch nicht. Das müsste ich nachreichen.

Zusatzfrage : Können Sie das beide nachreichen? - Danke!

Vorsitzende Welty: Wir kommen zurück zum Wirtschaftsministerium.

Alemany: Ich wollte mich, weil Sie mich so ungläubig angesehen haben, noch
einmal klarer ausdrücken, was Ihre letzte Frage zum Thema Air Berlin
angeht.

Zu dem Zeitpunkt, als der Überbrückungskredit durch das BMWi verkündet
wurde, waren natürlich alle Prüfungen abgeschlossen. Das nur gesagt, falls
das die Verwirrung war. - Danke!

Mittwoch, 31. Januar 2018
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HAMBURG/4265: Festlegung auf neuen Feiertag - Olaf Scholz würgt wichtige Debatte ab" (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 1. Februar 2018

Festlegung auf neuen Feiertag: "Olaf Scholz würgt wichtige Debatte ab"



Die Regierungschefs der norddeutschen Bundesländer haben sich laut Medienberichten auf den Reformationstag am 31. Oktober als neuen gesetzlichen Feiertag festgelegt. "Schön, dass es einen weiteren Feiertag geben wird. Nicht schön ist aber, wie er zustande kommt", erklären dazu die Vorsitzenden der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Cansu Özdemir und Sabine Boeddinghaus. "Die Volksvertreter_innen haben sich auf ein Verfahren über die Fraktionsgrenzen hinweg verständigt, um einen passenden Feiertag zu finden. Wenn der Bürgermeister jetzt einfach das Votum für Hamburg festlegt, verkommt der demokratische Prozess in der Hansestadt mal wieder zur reinen Formsache. Die bisher ebenfalls in der Bürgerschaft diskutierten Alternativen, nämlich der 8. März als Internationaler Frauentag und der 8. Mai als Tag der Befreiung vom Faschismus, wären mindestens genauso würdig gewesen wie ein weiterer religiöser Feiertag. Die wichtige Debatte darüber hat Olaf Scholz nun abgewürgt."
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RHEINLAND-PFALZ/4701: Landesregierung setzt landwirtschaftliche Ausbildung auf's Spiel (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
01.02.2018

Landwirtschaftsausschuss / Hofgut Neumühle 

Christine Schneider / Simone Huth-Haage: Landesregierung setzt
landwirtschaftliche Ausbildung im Hofgut Neumühle auf's Spiel



Im Ausschuss für Landwirtschaft und Weinbau hat die Landesregierung
jetzt mitgeteilt, dass die Gebäude für Schweinezucht im Hofgut
Neumühle voraussichtlich abgerissen werden sollen. In der Neumühle
findet die überbetriebliche Ausbildung der landwirtschaftlichen
Tierhaltung statt. Dazu erklären die stellvertretende Vorsitzende der
CDU-Landtagsfraktion, Christine Schneider und die örtliche
CDU-Landtagsabgeordnete, Simone Huth-Haage:

Christine Schneider: "Die Ausbildungsstätte Hofgut Neumühle müsste im
Bereich Sauenhaltung dringend saniert werden. Denn sie entspricht
nicht mehr der aktuellen hygienerechtlichen und fachlichen Praxis.
Statt in die Zukunft des Standorts zu investieren, plant die
Landesregierung nun aber den Kahlschlag. Sie hat mitgeteilt, dass die
Schweinemast auf dem Hofgut Neumühle geschlossen und die Gebäude
voraussichtlich abgerissen werden sollen.

Es ist ein fatales Signal in den Berufstand, wenn für die
Landesregierung die Schweinezucht in Rheinland-Pfalz keine Zukunft
hat. Sie setzt damit den kompletten Standort aufs Spiel und treibt die
Auszubildenden in andere Bundesländer, wo es noch die Möglichkeit zu
einer umfassenden Ausbildung gibt. Dabei benötigt die heimische
Landwirtschaft dringend gut ausgebildeten Nachwuchs."

Simone Huth-Haage: "Es ist heuchlerisch, wenn die Landesregierung
öffentlichkeitswirksam von regionaler Erzeugung schwärmt, gleichzeitig
aber die Voraussetzungen für die Ausbildung im eigenen Land abschafft.
Wir erwarten, dass sie ihre Planungen noch einmal überdenkt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Februar 2018

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/4700: Politisches Wirken von Malu Dreyer wird ausgezeichnet (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
01.02.2018

Schweitzer: Politisches Wirken von Malu Dreyer wird 
ausgezeichnet



Heute Abend erhält Malu Dreyer die Auszeichnung "Politikerin des
Jahres". Dazu erklärte der Vorsitzende der SPD-Fraktion im Landtag
Rheinland-Pfalz, Alexander Schweitzer:

"Im Namen der gesamten SPD-Fraktion gratuliere ich Malu Dreyer zur
Auszeichnung "Politikerin des Jahres". Damit würdigt die Jury ihr
geradliniges Wirken für unser Land und die hohe Bedeutung der
Ampel-Koalition für Deutschland. Mit der persönlichen Auszeichnung mit
dem Politik-Award wird zudem deutlich, dass es Malu Dreyer gelingt,
sowohl unser Bundesland zukunftsfähig zu gestalten als auch die
Bundespolitik nachhaltig zu gestalten. Davon profitieren die Menschen
in Rheinland-Pfalz."

Zum Hintergrund: Der Politik-Award ist eine Auszeichnung des
Fachmagazins "politik & kommunikation". Ministerpräsidentin Malu
Dreyer wird heute Abend in Berlin als "Politikerin des Jahres 2017"
ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Februar 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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ARBEIT/1184: AfA Bundesausschuss solidarisch mit IG Metall im aktuellen Tarifkonflikt


SPD-Pressemitteilung vom 31. Januar 2018

AfA: Metall-Arbeitgeber auf Geisterfahrt bei Industrie 4.0.

AfA Bundesausschuss solidarisch mit IG Metall im aktuellen Tarifkonflikt



Bei den SPD-ArbeitnehmerInnen stößt die ideologische Blockade des Arbeitgeber-Lagers auf völliges Unverständnis. Die Frage des Lohnausgleichs wäre bei gutem Willen lösbar. Erstaunlich findet man es bei der AfA auch, dass die Arbeitgeber plötzlich juristische Probleme damit hätten, Beschäftigtengruppen ungleich zu behandeln. Bei Leiharbeit und Werkverträgen praktizieren sie das jeden Tag als Inbegriff von Flexibilität. "Wir halten das für vorgeschoben," so AfA- Bundesvorsitzender Klaus Barthel.

Am Wochenende hatte sich der AfA -Bundesausschuss ausführlich mit dem Tarifkonflikt in der Metallindustrie befasst. "Es geht um ein gesellschaftspolitisches Thema, nämlich die Frage der Gestaltung von Industrie 4.0. - wer bestimmt über die gewonnene Flexibilität. Die Arbeitgeber wollen alleine entscheiden und auch die Gewinne alleine einstecken", so Barthel.

In den kommenden Wochen wird die AfA die IG Metall bei den jetzt unvermeidlich gewordenen Streikmaßnahmen unterstützen. Wir wollen Rechtsansprüche auf flexible Arbeit schaffen und zumindest in den begründeten Fällen dafür sorgen, dass die Unternehmen die Einkommenseinbußen abfedern. Im aktuellen Boom ist das nicht nur finanzierbar, sondern zum Erhalt und Ausbau der Arbeitskräftebasis dringend geboten.

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung 13/18 vom 31. Januar 2018

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507

E-Mail: pressestelle@spd.de

Internet: www.spd.de
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SOZIALES/2674: Istanbul-Konvention tritt in Kraft


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 31. Januar 2018

Istanbul-Konvention tritt in Kraft



Gabriela Heinrich, zuständige Berichterstatterin:

Am 1. Februar 2018 tritt in Deutschland das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt (Istanbul-Konvention) in Kraft. Deutschland verpflichtet sich damit zu einem umfassenden Schutz von Frauen vor Gewalt. Die SPD-Bundestagsfraktion hat lange für die Ratifikation gekämpft.

"Bereits in der vergangenen Legislaturperiode wurden auf Initiative der SPD-Bundestagsfraktion viele Verpflichtungen aus der Konvention umgesetzt. Dazu gehört die Reform des Sexualstrafrechts mit dem im Gesetz verankerten Prinzip ,Nein heißt Nein?. Es geht jedoch um mehr: Die Istanbul-Konvention verlangt den Schutz von Frauen, sowie alle Formen von Gewalt zu verfolgen und zu beseitigen, unabhängig davon, ob es sich um psychische, körperliche oder sexuelle Gewalt handelt.

In Deutschland weit verbreitet ist die häusliche Gewalt. Aber auch Zwangsheiraten und Genitalverstümmelung sind ein Thema: So leben in Deutschland über 50.000 Frauen, die Opfer von Genitalverstümmelung geworden sind. Nicht zuletzt geht es um Formen der psychischen Gewalt. Sexistische und frauenfeindliche Hassrede, die Frauen einschüchtern und zum Schweigen bringen soll, ist Alltag im Internet.

Die Konvention ist ein wesentlicher Beitrag, um die Menschenrechte von Frauen zu sichern. Die SPD-Bundestagsfraktion wird sich für eine kraftvolle Umsetzung der Istanbul-Konvention in Deutschland einsetzen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2018 

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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HOCHSCHULE/2180: "Wir begrüßen die Grundtonalität" - zum Eckpunktepapier der Landesregierung (idw)


Hochschule NRW - Landesrektorenkonferenz der Fachhochschulen e. V.
- 31.01.2018

"Wir begrüßen die Grundtonalität"

NRW-Fachhochschulen zum Eckpunktepapier der Landesregierung zur
Hochschulgesetz-Novelle



Am Dienstag hat das Landeskabinett die Eckpunkte für die bevorstehende
Novelle des Hochschulgesetzes NRW beschlossen und anschließend öffentlich
vorgestellt. Die Landesrektorenkonferenz der Fachhochschulen NRW begrüßt,
dass damit die Diskussion über die Ausgestaltung der Gesetzesnovelle
bereits frühzeitig eröffnet ist, bevor ein konkreter Referentenentwurf
vorliegt. Dies schafft für die Hochschulen ein hohes Maß an Beteiligungs-
und Mitwirkungsmöglichkeiten im Gesetzgebungsprozess.

"Die Grundtonalität des Eckpunktepapiers begrüßen wir aus Hochschulsicht
ausdrücklich", erklärt der Vorsitzende der Landesrektorenkonferenz, Prof.
Dr. Marcus Baumann, Rektor der FH Aachen. "Die Landesregierung
beabsichtigt, den Hochschulen wieder ein größeres Maß an Autonomie
einzuräumen und schafft ministerielle Steuerungsmöglichkeiten wie das
Instrument der Rahmenvorgaben ab", so Baumann.

Die Fachhochschulen zeigen sich ebenfalls damit zufrieden, dass das
Eckpunktepapier vorsieht, einen Diskussionsprozess zwischen Ministerium,
Universitäten und Fachhochschulen zur Weiterentwicklung der kooperativen
Promotion anzustoßen. "Das Eckpunktepapier spricht klar davon, dass hierzu
weitergehende gesetzliche Regelungen erarbeitet werden sollen, die die
Zusammenarbeit von Fachhochschulen und Universitäten bei der Promotion
verbessern. Damit greift die Landesregierung ein wichtiges Anliegen auf,
das wir als Fachhochschulen formuliert haben", erläutert Baumann. Dazu
gehöre auch eine Grundfinanzierung für Forschung.

Die NRW-Fachhochschulen wollen sich nun eingehend mit den Vorschlägen der
Landesregierung auseinandersetzen und im Gesetzgebungsverfahren auf
weitere Verbesserungen in ihrem Sinne dringen. "Die Eckpunkte sehen an
vielen Stellen Kann-Bestimmungen und Optionsmodelle vor. Aus unserer Sicht
kann die Gesetzesnovelle aber in einigen Punkten noch eindeutiger und
klarer für die Hochschulfreiheit ausfallen. Das werden wir im Prozess mit
Ministerium und Politik aufzeigen, um für einen weiteren Abbau unnötiger
Bürokratie in den Hochschulen zu sorgen", so Baumann abschließend.




Weitere Informationen unter:

http://www.fh-nrw.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1455

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule NRW - Landesrektorenkonferenz der Fachhochschulen e. V.,

Robert von Olberg, 31.01.2018
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SCHULE/736: "Drei Kulturen politischer Bildung an deutschen Schulen" (idw)


Universität Bielefeld - 31.01.2018

"Drei Kulturen politischer Bildung an deutschen Schulen"

Sozialwissenschaftler der Universität Bielefeld erstellen Ranking



Gymnasiasten in Hessen und Schleswig-Holstein haben acht Mal mehr Zeit für
politische Bildung in der Schule als Schülerinnen und Schüler an Gymnasien
in Bayern. Das ist ein Ergebnis im erstmals erstellten "Ranking Politische
Bildung 2017" von Professor Dr. Reinhold Hedtke und Mahir Gökbudak von der
Universität Bielefeld. Der Stellenwert politischer Bildung in der
Sekundarstufe I im Bundesländervergleich ist laut der Studie so
unterschiedlich, dass die Forscher von drei unterschiedlichen Kulturen
politischer Bildung in Deutschland sprechen. Sie veröffentlichen das
Ranking am heutigen Mittwoch (31.01.2018).

Die Bielefelder Sozialwissenschaftler haben die Bedeutung des Leitfachs
für die politische Bildung in allen 16 Bundesländern an Gymnasien und
nicht-gymnasialen Schulformen in der Sekundarstufe I anhand von
Stundentafeln verglichen. In diesen wird festgehalten, wie viele
Unterrichtsstunden laut Schul- und Bildungspolitik des jeweiligen
Bundeslandes auf welches Fach in der Schule entfallen. "So konnten wir den
prozentualen Anteil politischer Bildung an den Gesamtwochenstunden in den
Klassenstufen ermitteln und erstmalig ein Gesamtbild für alle Bundesländer
skizzieren", sagt Professor Dr. Reinhold Hedtke.

Zunächst verglichen die Wissenschaftler die Stundentafeln zu politischer
Bildung separat für Gymnasien und nicht-gymnasiale Schulformen. "Gerade an
Gymnasien sehen wir extreme Unterschiede", sagt Hedtke. Hessen und
Schleswig-Holstein bilden die Spitzengruppe im Ranking, sehen also im
Vergleich viel Lernzeit für politische Bildung vor. Den Gegensatz bilden
Bayern und Thüringen mit sehr wenigen Stundenanteilen für das Leitfach. An
Gymnasien in Bayern werden beispielsweise nicht einmal ein Viertel der
Stunden für politische Bildung gegeben, die durchschnittlich in allen
anderen Bundesländern erteilt werden. Diese großen Unterschiede deuten die
Bielefelder Wissenschaftler als "drei verschiedene Kulturen politischer
Bildung". Hedtke dazu: "Während die Bedeutung von politischer Bildung in
einigen Bundesländern anerkannt wird, wird sie in anderen offensichtlich
vernachlässigt. Dazwischen liegen Länder mit einer Kultur der
Mittelmäßigkeit."

Die Unterschiede bei nicht-gymnasialen Schulformen sind laut der
Bielefelder Studie geringer. Im Ländervergleich geben Nordrhein-Westfalen
und Schleswig-Holstein dem Leitfach der politischen Bildung einen größeren
Anteil an der Stundentafel als andere Bundesländer. Hedtke hebt jedoch
hervor, dass das ausschließlich die Stundenanzahl betrifft, aber nichts
über die inhaltliche Qualität und tatsächliche Umsetzung in den jeweiligen
Bundesländern aussagt. Hier gibt es deutliche Unterschiede. Dies zeigt
eine weitere kürzlich veröffentlichte Länderstudie von Hedtke und Gökbudak
für NRW. Im Lehrplan für das Leitfach der politischen Bildung sind im
engeren Sinne politische Inhalte vergleichsweise schwach verankert.
Beispielsweise hat Politik im gymnasialen Fach "Politik/Wirtschaft" einen
Anteil von weniger als einem Drittel der obligatorischen Themen. Die
tatsächliche Situation der politischen Bildung in einem Bundesland kann
also deutlich schlechter sein, als es sein vergleichsweise guter Rangplatz
nach Stundentafelanteilen vermuten lässt.

Für das Gesamtranking verglichen die Forscher alle Schulformen in allen
Bundesländern. Hier bilden Hessen, Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein die Spitzengruppe. Nach einer Gruppe der
"ambitionierten" Länder Brandenburg, Niedersachsen und Bremen folgt das
Mittelfeld mit Baden-Württemberg und dem Saarland. Unterdurchschnittlich
schneiden Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Sachsen und
Sachsen-Anhalt ab. In Bayern, Thüringen und Berlin steht politische Bildung
in der Sekundarstufe I am seltensten auf dem Stundenplan.

Auch die Bedeutung politischer Bildung in den einzelnen Klassenstufen
untersuchten die Bielefelder Forscher. Sie ermittelten einen Mangel gerade
in den Jahrgangsstufen 5 und 6 an Gymnasien: "Dort ist ein Schulfach für
die politische Bildung nur in jedem vierten Bundesland vorgesehen, in den
Jahrgangsstufen 7 und 8 zumindest in zwei Drittel der Länder", sagt Mahir
Gökbudak. "Erst im letzten Jahr der Sekundarstufe I taucht das Fach im
Stundenplan aller Schülerinnen und Schüler an Gymnasien in allen
Bundesländern auf", so Gökbudak.

"Das Ranking leistet einen wichtigen Beitrag zur Transparenz der Politik
der Landesregierungen im Feld der politischen Bildung", sagt Professor Dr.
Reinhold Hedtke zur Studie und ergänzt: "Auch wenn die Form eines Rankings
die komplexe Realität auf einen Indikator reduziert, so zeigt es doch die
großen Unterschiede im bildungspolitischen Willen, der in den
Stundentafeln in Form von Schulfächern und deren Wochenstunden zum
Ausdruck kommt." Geplant sind weitere Rankings für 2018 und 2019.


Originalveröffentlichung:

Gökbudak M., Hedtke R.,: Ranking Politische Bildung 2017. Social Science
Education Working Papers. 

Link: https://pub.uni-bielefeld.de/publication/2917005

Weitere Informationen unter:

https://ekvv.uni-bielefeld.de/blog/pressemitteilungen/entry/studie_17_minuten_pro_schulwoche

- Pressemitteilung "Studie: 17 Minuten pro Schulwoche für politische
Themen" (11.12.2017)

https://youtu.be/Ai1Y-Kjg-M4

Youtube-Video: Prof. Dr. Reinhold Hedtke zu den überraschendsten
Ergebnissen des Rankings Politische Bildung 2017

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution56

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bielefeld, Sandra Sieraad, 31.01.2018

WWW: http://idw-online.de
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SCHULE/735: Lehrermangel in Grundschulen verschärft sich (idw)


Bertelsmann Stiftung - 31.01.2018

Lehrermangel in Grundschulen verschärft sich



Grundschulen stehen unter Druck. Nationale und internationale Vergleiche
haben jüngst gezeigt: Das Leistungsniveau stagniert und Kinder aus
benachteiligten Familien verlieren den Anschluss. Gleichzeitig steigen die
Schülerzahlen, werden die Klassen heterogener und viele erfahrene
Lehrkräfte gehen in den Ruhestand. Eine Studie der Bertelsmann Stiftung
zeigt, dass bereits bis 2025 ca. 35.000 Lehrkräfte in Grundschulen fehlen.
Nur mit kurzfristigen, qualitätsbewussten Maßnahmen kann ein Lehrermangel
abgewendet werden.



Gütersloh, 31. Januar 2018. An den Grundschulen wird sich in den kommenden
Jahren die bereits heute spürbare Personalnot weiter zuspitzen. An den
Universitäten werden gerade genug Lehrkräfte ausgebildet, um jene zu
ersetzen, die alters- oder gesundheitsbedingt aus dem Schuldienst
ausscheiden. Der aktuell starke Anstieg der Schülerzahlen erfordert aber
zusätzliches Personal, vor allem im Zeitraum von 2021 bis 2025. Auch beim
Ausbau der Ganztagsschulen und der Weiterentwicklung der individuellen
Förderung werden zusätzliche Lehrkräfte gebraucht. Aufgrund der langen
Dauer der Lehrerausbildung reicht eine Aufstockung der
Ausbildungskapazitäten nicht. Zusätzlich müssen kurzfristigere und
flexible Lösungen gegen den Lehrermangel umgesetzt werden. Zu diesem
Ergebnis kommt eine aktuelle Studie der Bildungsforscher Klaus Klemm und
Dirk Zorn für die Bertelsmann Stiftung.

Insgesamt müssen bis einschließlich 2025 knapp 105.000 Grundschullehrer
neu eingestellt werden. Davon entfallen etwa 60.000 auf den Ersatz
ausscheidender Lehrkräfte. 26.000 Lehrer werden außerdem benötigt, um die
Unterrichtsversorgung bei steigenden Schülerzahlen zu gewährleisten. Für
den Ausbau von Ganztagsschulen werden weitere 19.000 Lehrer benötigt.
Allerdings stehen im gleichen Zeitraum nur 70.000 regulär ausgebildete
Absolventen für das Lehramt an Grundschulen zur Verfügung. Damit fehlen
den Grundschulen mindestens 35.000 regulär ausgebildete Lehrkräfte: Erst
ab 2026 zeichnet sich Entspannung ab. "Gute Schule ist guter Unterricht
und der wird durch gute Lehrer gemacht. Angesichts des bundesweiten
Lehrermangels sollten sich die Länder die Lehrer nicht länger gegenseitig
abwerben. Die Verantwortlichen sollten gemeinsame Lösungen suchen, um den
Bedarf zu decken - und zwar ohne die Qualität einreißen zu lassen", so
Jörg Dräger, Vorstand der Bertelsmann Stiftung. Mit Blick auf den aktuell
politisch diskutierten Rechtsanspruch auf einen Ganztagsplatz an
Grundschulen, mahnt Dräger: "Der Rechtsanspruch ist pädagogisch sinnvoll
und von den Eltern gewollt. Er darf nicht an fehlenden Lehrerinnen und
Lehrern scheitern".

Anreize für Mehrarbeit und verlängerten Einsatz von Pensionären
schaffen 

Während der Anstieg der Schülerzahlen an den weiterführenden Schulen erst
gegen Mitte des nächsten Jahrzehnts ankommen wird, spüren die Grundschulen
schon heute den Schülerboom. Mit Blick auf den kurzfristigen Bedarf
sollten die Länder deshalb vor allem Anreize dafür setzen, dass erfahrene
Lehrkräfte mehr unterrichten - insbesondere Teilzeitkräfte und angehende
Pensionäre.

Fast vierzig Prozent aller Grundschullehrkräfte - überwiegend sind es
Frauen - arbeiten in Teilzeit. Voraussetzung für eine Deputatsaufstockung
von Teilzeitkräften sind u. a. verlässliche Betreuungsmöglichkeiten der
Kinder von Lehrkräften. Zudem sollten sie von nicht unterrichtsbezogenen
Aufgaben durch andere pädagogische Mitarbeiter in den Schulen entlastet
werden. Potenzial gibt es auch bei Lehrkräften an der Schwelle zum
Ruhestand. Durch bessere Möglichkeiten des Hinzuverdienstes könnten
befristet zusätzlich erfahrene Lehrkräfte für den Unterricht gewonnen
werden.

Allerdings basieren die möglichen Maßnahmen mit Blick auf Teilzeitkräfte
und Pensionäre auf Freiwilligkeit, so dass ihr Effekt nicht genau zu
prognostizieren ist. Um dem sich verschärfenden Lehrermangel zu begegnen,
braucht es deshalb zusätzlich Maßnahmen: Seiteneinsteiger müssen für den
Einsatz an Grundschulen gewonnen werden.

Flexible Wege in den Schuldienst ohne Qualitätseinbußen


Schon heute unterrichten in der Primarstufe, dort wo der Lehrermangel groß
ist, Fachkräfte ohne Studium des Grundschullehramts. Angesichts der
besonderen pädagogischen Herausforderungen bedarf es der sorgfältigen
Auswahl, Qualifizierung und Begleitung von Seiteneinsteigern. "Flexible
Zugangswege zum Lehrerberuf und pädagogische Qualität dürfen nicht im
Widerspruch stehen. Wir brauchen einheitliche Standards für die
Qualifizierung von Seiteneinsteigern. Dazu gehört auch genügend Zeit für
berufsbegleitendes Lernen und für das Mentoring durch erfahrene Kollegen",
sagt Dräger.

Die Studienautoren machen deutlich, dass der Lehrermangel regional
unterschiedlich ausfällt und die weitere Entwicklung von Unsicherheiten
geprägt bleiben wird. Deshalb, so Dräger, müsse der lokale Bedarf in
regelmäßigen Abständen aktualisiert und prognostiziert werden.

Zusatzinformationen



Für die Studie "Lehrkräfte dringend gesucht - Bedarf und Angebot für die
Primarstufe" haben Klaus Klemm und Dirk Zorn den Bedarf an neu
einzustellenden Grundschullehrkräften bis zum Jahr 2030 abgeschätzt und
mit der zu erwartenden Zahl regulärer Absolventen der lehrerbildenden
Hochschulen abgeglichen. Grundlagen ihrer Berechnung für die Primarstufe
bilden dabei neben der von den beiden Autoren im Juli 2017 vorgelegten
Vorausschätzung zur Entwicklung der Schülerzahlen auch die im Oktober 2017
veröffentlichte Kalkulation zum qualitätsvollen weiteren Ausbau der
Ganztagsschule. Außerdem berücksichtigen sie den Ersatzbedarf durch aus
dem Schuldienst ausscheidende Lehrkräfte. Die in der Studie enthaltenen
Empfehlungen zu kurzfristig wirksamen Maßnahmen gegen den prognostizierten
Lehrermangel wurden vorab in zahlreichen Gesprächen mit Verbändevertretern
und Experten ergänzt und plausibilisiert.




Weitere Informationen unter:

http://www.bertelsmann-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, Christian von Eichborn, 31.01.2018
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VERBAND/2278: Handel startet Tierhaltungskennzeichnung - Politik muss nachziehen (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Statement vom 1. Februar 2018

Handel startet Tierhaltungskennzeichnung - Politik muss nachziehen



Berlin, 01.02.2018. Mit dem "Haltungskompass" des Lebensmitteldiscounters
Lidl soll der Kunde künftig erkennen können, aus welcher Tierhaltung das
Frischfleisch kommt. Der Geschäftsführer des Bio-Dachverbandes Bund
Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), Peter Röhrig, kommentiert:

"Wie groß das Vakuum ist, das die Politik gelassen hat, wird
offensichtlich, wenn der Handel nun eine eigene Tierhaltungskennzeichnung
startet. Die neue Bundesregierung muss endlich eine verpflichtende
Haltungskennzeichnung für Fleisch- und Fleischprodukte analog der
Eierkennzeichnung einführen. Denn am Markt wirkt am besten, was der Kunde
kennt, versteht und überall wiederfindet.

Nur wenn der Kunde bei allen Produkten erkennen kann, wie die Tiere
gehalten wurden, kann er bewusst einkaufen. Dass Transparenz wirkt, zeigt
das Erfolgsmodell Eierkennzeichnung. Das Ei mit der "3" aus Käfighaltung
ist seitdem aus den Regalen verschwunden.

Die neue große Koalition muss sich gut überlegen, ob sie weitere vier Jahre
der Realität hinterherläuft oder mutig eine echte Haltungskennzeichnung
einführt.

Es ist sinnvoll, Bio als Premiumstufe in der Haltungskennzeichnung
auszuweisen. Denn Bio-Tierhaltung ist der höchste gesetzliche Standard.

Wichtiger noch als die Kennzeichnung ist übrigens, dass es strengere
gesetzliche Mindestanforderungen gibt, wie Tiere gehalten werden müssen."


Hintergrund



Laut jüngster Aussagen von Agrarstaatssekretär Bleser plant die
Bundesregierung, die Kennzeichnung der Haltungsverfahren von Nutztieren
nicht verbindlich zu regeln: "Die Bundesregierung beabsichtigt derzeit
nicht, eine verpflichtende Haltungskennzeichnung für Fleischprodukte
einzuführen". Stattdessen will die Bundesregierung ein freiwilliges,
mehrstufiges, staatliches Tierwohllabel einführen.

Der Discounter Lidl Deutschland labelt ab April 2018 alle
Frischfleischprodukte seiner Eigenmarken von Schwein, Rind, Pute, Hähnchen
mit dem "Haltungskompass". Dieses Vier-Stufen-Modell soll den Kunden
einfach aufzeigen, nach welchen Kriterien das Tier gehalten wurde: von
"Stallhaltung" über "Stallhaltung Plus" zu "Auslauf" und "Bio".



Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und Händler
von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen der
Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Februar 2018

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Joyce Moewius, Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Telefon: 030-28482-307, Fax: 030-28482-309

E-Mail: moewius@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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ASYL/1246: Bundestag verabschiedet inhumanes Gesetz (Pro Asyl)


Pro Asyl - 1. Februar 2018

Bundestag verabschiedet inhumanes Gesetz 



Am heutigen Donnerstag hat der Deutsche Bundestag den Familiennachzug
für subsidiär Geschützte abgeschafft. Bis August soll eine Regelung
erarbeitet werden, nach der pro Monat 1.000 Menschen zu subsidiär
Schutzberechtigten nachziehen dürfen. Die von der SPD nachverhandelte
Härtefallregelung ist bislang ein ungedeckter Scheck.

Trauriges Ergebnis im Bundestag: Trotz der Bedenken, die Vertreter von
Kirchen, UNHCR, Wissenschaftler*innen und Menschenrechtsorganisationen in
der Sachverständigenanhörung [1] geäußert hatten, hat die Mehrheit der
Abgeordneten der Abschaffung des Rechtsanspruchs auf Familiennachzug für
Flüchtlinge mit subsidiärem Schutzstatus zugestimmt.

Einstieg in den Ausstieg aus einem Grundrecht



Damit wird die vormalige zweijährige Aussetzung des Familiennachzugs zu
einem gesetzlichen Dauerzustand, der nach dem Willen der GroKo-Verhandler
ab August 2018 mit einem »Gnadenrecht« ergänzt wird, das 1.000 Menschen
pro Monat den Nachzug erlaubt. Ein rechtlicher Anspruch darauf besteht mit
dieser Regelung allerdings nicht mehr. Folteropfern und Kriegsflüchtlingen
wird damit das Recht verwehrt, mit ihrer Familie zusammenzuleben.

Auch die von der SPD-Spitze formulierte »1000+«-Regelung und die
Beibehaltung der bereits bestehenden Härtefallregelung nach §22 ist
keine Lösung.

Härtefallregelung unzureichend



§22 Aufenthaltsgesetz ist nicht neu. Diese Regelung sollte auch schon
in den letzten zwei Jahren als Ausgleich zur Aussetzung dienen. Sie zielt
aber auf singuläre Einzelschicksale und ist ungeeignet, Familienangehörigen
von Folteropfern und Kriegsflüchtlingen die Einreise zu ermöglichen.

Folglich hat sie bislang auch nur weniger als 100 Familienangehörigen den
Nachzug zu ihren engen Verwandten in Deutschland ermöglicht. Das + in
»1000+« bewegt sich demnach im einstelligen Bereich [2].

Leid der Familien wird auf unbestimmte Zeit verlängert

Die Entscheidung ist eine bittere Niederlage im Kampf um die universelle
Gültigkeit von Grund- und Menschenrechten und Deutschland und bedeutet vor
allem für die Betroffenen, dass sie über viele Jahre von ihrer Familie
getrennt bleiben.

"Ich habe mein Leben riskiert, um meine Familie vor dem Krieg zu retten.
Ich habe vor zwei Jahren den gefährlichen Weg nach Deutschland geschafft
und warte immer noch darauf, dass meine Familie gerettet wird [...] Wissen
Sie, wie es ist, von seinen Kindern zu hören, dass hinter unserem Haus eine
Bombe explodiert ist oder dass mein Freund und seine Eltern gestorben sind?
Mir tut das Herz weh, wenn ich mit meiner Familie rede und keine Mittel
habe, um ihnen zu helfen."

Diese Worte hat der syrische Kurde Hussein Mohamad anlässlich der Übergabe
unserer Petition zum Familiennachzug mit 30.000 Unterschriften an den
Petitionsausschuss im Bundestag gerichtet. Sie sind Grund genug, auch nach
der Verabschiedung des Gesetzes im Bundestag weiter für die Rechte der
betroffenen Familien zu kämpfen.

Der Kampf geht weiter!

Sämtliche grundrechtlichen, völkerrechtlichen und menschenrechtlichen
Argumente wurden bewusst überhört. Die Auseinandersetzung um das Recht, als
Familien zusammenzuleben, geht weiter. PRO ASYL wird Klagen von Betroffenen
unterstützen. Es bleibt die Hoffnung, dass unabhängige Gerichte den
Betroffenen ihr Recht auf Familie zusprechen.

(mk / akr / beb)


Anmerkungen

[1] https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2018/kw05-pa-hauptausschuss/538698

[2] http://www.ulla-jelpke.de/wp-content/uploads/2017/12/SF-Nr.11-263-H%C3%A4rtef%C3%A4lle-22-Familiennachzug-u-VisaMdB-Jelpke.pdf


URL des Artikels auf der Pro Asyl-Homepage:

https://www.proasyl.de/news/bundestag-verabschiedet-inhumanes-gesetz/

 * 

Quelle:

Pro Asyl, 1. Februar 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 (0) 69 - 24 23 14 - 0, Fax: +49 (0) 69 - 24 23 14 72

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de

mit freundlicher Genehmigung von Pro Asyl
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MELDUNG/132: Deutsches Institut für Entwicklungspolitik behauptet Platz unter weltweit besten Think Tanks (idw)


Deutsches Institut für Entwicklungspolitik (DIE) - 31.01.2018

Deutsches Institut für Entwicklungspolitik behauptet Platz unter
weltweit besten Think Tanks



Zum wiederholten Mal wurde das Deutsche Institut für Entwicklungspolitik
(DIE) mit Sitz in Bonn von internationalen Experten in die Sparte der
weltweit bedeutendsten Forschungs- und Beratungseinrichtungen auf dem
Gebiet globaler Entwicklung und internationaler Kooperation gewählt. Dies
geht aus dem gestern veröffentlichtem Global Go To Think Tank Index Report
2017 der University of Pennsylvania hervor.

Das Deutsche Institut für Entwicklungspolitik (DIE) wurde zum wiederholten
Mal zu den weltweit bedeutendsten Forschungs- und Beratungseinrichtungen
auf dem Gebiet globaler Entwicklung und internationaler Kooperation
gewählt. Dies geht aus dem gestern veröffentlichten Global Go To Think
Tank Index Report 2017 der University of Pennsylvania hervor.

Mit Platz sechs in der Kategorie Top International Development Think Tanks
rangiert das DIE damit auf Augenhöhe mit internationalen Größen wie dem
Asian Development Bank Institute (ADBI), dem britischen Chatham House oder
der amerikanischen Brookings Institution. In dieser Kategorie werden
Einrichtungen bewertet, die sich um entwicklungspolitische Forschung, den
Ausbau von Wissensnetzwerken im Globalen Süden und um die Steigerung von
Lebensqualität in den Partnerländern verdient gemacht haben.

Anlässlich der Veröffentlichung des alljährlichen Rankings, zog
DIE-Direktor Dirk Messner eine positive Bilanz der Arbeit des DIE für 2017:
"Als interdisziplinär ausgerichtetes Institut arbeitet das DIE seit vielen
Jahren weltweit daran, exzellente Forschung in politikrelevante Konzepte
zu übersetzen und gemeinsame Verantwortung mit internationalen Partnern
für die Gestaltung globaler Kooperationsprozesse zu übernehmen. 2017 hat
das DIE durch die Co-Leitung des T20-Prozesses im Rahmen der deutschen
G20-Präsidentschaft sowie durch die Initiative zur Gründung der T20 Africa
Standing Group) einmal mehr unterstrichen, dass es ein wichtiger
Netzwerkpartner für Forschung und Beratung zu Fragen globaler nachhaltiger
Entwicklung in wichtigen Global-Governance-Arenen wie der G20 ist", so
Messner weiter.

Im diesjährigen Ranking konnte sich das DIE auch in weiteren Kategorien
behaupten. In Europa gehört das Institut in der politikfeldübergreifenden
Kategorie aller Think Tanks, die insbesondere von Außen-, Sicherheits- und
wirtschaftspolitischen Forschungsinstituten geprägt wird, zu den Top 30;
weltweit in der gleichen Kategorie zu den Top 40. "Darauf sind wir
besonders stolz", argumentiert Dirk Messner. "Diese Platzierungen zeigen,
dass unsere Forschung zu Entwicklung, Nachhaltigkeit und Kooperation auch
in die anderen Bereiche internationaler Politik ausstrahlt." Auch in den
Kategorien Best Government Affiliated Think Tanks und Think Tanks with the
Best External Relations konnte das DIE seine guten Platzierungen der
Vorjahre behaupten. Hier belegt das Institut die Ränge fünf
beziehungsweise 27. Darüber hinaus schnitt des DIE mit Platz 41 in der
Kategorie Outstanding Policy-Oriented Research Program und Platz 27 bei
Best Quality Assurance and Integrity Policies and Procedures
überdurchschnittlich ab.

Der alljährliche Global Go To Think Tank Index Report des Think Tanks and
Civil Societies Program (TTCSP) der University of Pennsylvania erforscht,
welche Rolle Politikforschungsinstitute in Regierungen und
Zivilgesellschaften weltweit spielen. Insgesamt nahmen in diesem Jahr
weltweit über 3.750 politische Entscheidungsträger, Journalisten,
Wissenschaftler sowie öffentliche und private Geldgeber als Expertinnen
und Experten an der Befragung teil.



Weitere Informationen unter:

http://www.die-gdi.de

https://www.gotothinktank.com/global-goto-think-tank-index/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1774

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Institut für Entwicklungspolitik (DIE), Tanja Vogel, 31.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/255: Neuer Repräsentant des UNHCR in Deutschland (UNHCR)


UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees

Pressemitteilung vom 1. Januar 2018

Neuer Repräsentant des UNHCR in Deutschland

Dominik Bartsch zum höchsten Vertreter des UN-Flüchtlingskommissariats in
Deutschland ernannt



Das Flüchtlingskommissariat der Vereinten Nationen hat einen neuen
Vertreter in Deutschland. Dominik Bartsch hat die Geschäfte im Berliner
Büro des UNHCR aufgenommen. Als Repräsentant ist Bartsch der oberste
Vertreter des Hohen Flüchtlingskommissars Filippo Grandi in Deutschland und
Ansprechpartner für Regierung, Parlament und Zivilgesellschaft. Er folgt
Katharina Lumpp, die im Oktober zur Repräsentantin des Hochkommissars in
der Türkei ernannt worden war.

"Deutschland hat eine enorm wichtige Rolle beim internationalen
Flüchtlingsschutz eingenommen", sagte Bartsch. "Die Art und Weise wie
Deutschland mit seiner nationalen Herausforderung umgeht, setzt auch
international entscheidende Signale." Auch wenn das Thema Flüchtlinge im
Wahlkampf kontrovers diskutiert worden sei, bliebe er dennoch optimistisch,
sagte Bartsch: "Ich bin zuversichtlich, dass Deutschland auch weiterhin
mutig und engagiert mit dem Flüchtlingsthema umgehen wird." Der
Grundkonsens müsse jedoch sein, dass Menschen die vor Krieg und Verfolgung
fliehen, besonderen Schutz benötigen.

UNHCR ist das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen mit 11.000 festen
Mitarbeitern, von denen die große Mehrzahl vor Ort tätig, etwa in
Flüchtlingscamps und Hilfszentren. UNHCR versorgt die Menschen mit
lebensnotwendigen Dingen und registriert sie, sucht aber auch nachhaltige
Lösungen für die Flüchtlinge, etwa durch eine freiwillige Rückkehr,
Integration oder durch die Vermittlung in Drittländer. Aufgabe des UNHCR in
Deutschland ist es, den Flüchtlingsschutz im Sinne der Genfer Konvention
voranzutreiben, und die Bemühungen der Bundesregierung zu unterstützen, die
Verantwortung für Flüchtlinge international gerechter aufzuteilen. Der
UNHCR wurde zweimal mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet.

Dominik Bartsch studierte in Konstanz und an der University of East Anglia
in Großbritannien International Relations und Development Studies. Der
51-Jährige arbeitet seit 1990 bei den Vereinten Nationen, unter anderem in
New York, Genf, Sambia, Kenia, Afghanistan, Indien und im Irak. Zuletzt war
er Berater des stellvertretenden Hochkommissars im UNHCR-Hauptquartier in
Genf. Die Berufung zum Repräsentanten in Berlin ist der erste UN-Posten des
Deutschen in Deutschland.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Februar 2018

UNHCR-Vertretung für Deutschland

Büro Berlin, Zimmerstraße 79/80. 10117 Berlin

Telefon +49 (0)30 - 202 202 0, Telefax +49 (0)30 - 202 202 20

E-Mail: gfrbe@unhcr.org

Internet: www.unhcr.de
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ORGANISATION/602: 48 Millionen Kinder in Kriegs- und Krisengebieten brauchen Hilfe (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

New York/Genf/Köln, 30. Januar 2018

48 Millionen Kinder in Kriegs- und Krisengebieten brauchen Hilfe

Weltweiter UNICEF-Nothilfeaufruf



UNICEF ruft zur Hilfe für rund 48 Millionen Kinder in Kriegs- und
Krisengebieten auf. In seinem jährlichen Nothilfeappell bittet das
Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen um rund 3,6 Milliarden US-Dollar, um
Kindern die unter Krieg, Naturkatastrophen oder anderen Notsituationen
leiden, in 51 Ländern zu helfen.

Die meisten Mittel werden für die Kinder in Syrien und seinen
Nachbarländern benötigt (1,3 Milliarden US-Dollar), gefolgt von der Hilfe
im Jemen, in der Demokratischen Republik Kongo, im Südsudan und für die
Rohingya-Flüchtlinge in Bangladesch.

Auf der ganzen Welt verschärfen gewaltsame Konflikte die Notlagen für
Kinder - so unter anderem in der Demokratischen Republik Kongo, Irak,
Südsudan, Syrien und Jemen. Die Folge sind neue Gewaltwellen, Vertreibungen
und Zerreißproben im Leben der Kinder.

"Kinder können nicht darauf warten, dass Kriege beigelegt werden. Die
Krisen bedrohen das unmittelbare Überleben und die Zukunft von Kindern und
jungen Menschen in katastrophalem Ausmaß", sagt Manuel Fontaine, Leiter der
weltweiten Nothilfeprogramme von UNICEF.

"Kinder leiden am meisten, wenn durch Konflikte oder Naturkatastrophen die
soziale und medizinische Grundversorgung zusammenbricht oder plötzlich kein
Zugang zu Trinkwasser mehr besteht. Wenn die internationale Gemeinschaft
nicht schnell handelt und lebensrettende Hilfe für diese Kinder
bereitstellt, ist ihre Zukunft düster", so Manuel Fontaine.
Eine Familie in Bangladesch pumpt an einem Brunnen frisches Trinkwasser.

"In vielen Konflikten sterben mehr Kinder an den Folgen von Krankheiten,
die durch verschmutztes Wasser übertragen werden, als durch direkte
Gewalt", so Manuel Fontaine.

Aufwachsen gleicht einem Albtraum



Konfliktparteien zeigen vielfach eine eklatante Gleichgültigkeit gegenüber
dem Leben von Kindern. Kinder werden nicht nur direkt angegriffen. Ihnen
wird auch der Zugang zu Krankenhäusern oder Schulen verweigert und die
zivile Infrastruktur wird zerstört. Schätzungsweise 84 Prozent des
weltweiten Nothilfebedarfs von UNICEF in 2018 (rund drei Milliarden 
US-Dollar) ist für die Hilfe für Kinder in bewaffneten Konflikten bestimmt.

Heute - so UNICEF - wächst jedes vierte Kind auf der Welt in einem Land
auf, das unter bewaffneten Konflikten oder Naturkatastrophen leidet. Für
viele der betroffenen Kinder gleicht das Leben einem Albtraum.

Die massive Ausbreitung von Krankheiten durch verschmutztes Wasser ist eine
der größten Bedrohungen für Kinder in Krisengebieten. Weil Wasserwerke,
Versorgungsleitungen oder andere kritische Infrastruktur zerstört werden
oder der Zugang zu Trinkwasser verweigert wird, bleibt vielen Kindern
nichts Anderes übrig, als verschmutztes Wasser zu trinken.

Häufig werden Familien auch in Gebiete vertrieben, in denen es keine
ausreichende Versorgung mit Trinkwasser und sanitären Einrichtungen gibt.
Für Mädchen und Frauen sind dies zusätzliche Belastungen, da es
traditionell zu ihren Aufgaben gehört, für ihre Familien Trinkwasser zu
holen - auch in gefährlichen Situationen.

Sauberes Wasser ist lebenswichtig



"In den Krisengebieten haben schätzungsweise 117 Millionen Menschen kein
sauberes Trinkwasser. In vielen Konflikten sterben mehr Kinder an den
Folgen von Krankheiten, die durch verschmutztes Wasser übertragen werden,
als durch direkte Gewalt", so Manuel Fontaine.

"Ohne sauberes Wasser und sanitäre Einrichtungen werden Kinder oft krank.
Vielfach erhalten sie keine medizinische Hilfe, weil Krankenhäuser und
Gesundheitsstationen überlastet oder nicht funktionsfähig sind. Für
Millionen Kinder, die an lebensgefährlicher Mangelernährung leiden, ist das
Risiko für Durchfallerkrankungen wie Cholera besonders hoch - ein tödlicher
Teufelskreis aus Unterernährung und Krankheiten."

UNICEF organisiert gemeinsam mit seinen Partnern in mehr als der Hälfte
aller Krisen- und Katastrophenfälle weltweit die Versorgung mit
Trinkwasser, sanitären Anlagen sowie Maßnahmen für bessere Hygiene. Dazu
werden Latrinen gebaut, Hygieneartikel bereitgestellt, bringen Tankwagen
Trinkwasser in Flüchtlingslager, werden Krankenhäuser und 
Cholera-Behandlungszentren unterstützt sowie Wasserwerke und Leitungen repariert.

Diese Maßnahmen retten Leben - und gleichzeitig eröffnen sie langfristig
Wege für weitere Hilfe wie zum Beispiel Impfungen, die Behandlung
mangelernährter Kinder sowie Notschulen.

UNICEF-Hilfe in Krisengebieten



In 2018 sollen in Krisengebieten gemeinsam mit Partnern:


	35,7 Millionen Menschen Zugang zu sauberem Wasser erhalten

	8,9 Millionen Kinder an formellen und informelle Bildungsangeboten teilnehmen

	10 Millionen Kinder gegen Masern geimpft werden

	3,9 Millionen Kinder psychosoziale Hilfe bekommen

	4,2 Millionen Kinder mit schwerer akuter Mangelernährung behandelt werden.



In den ersten zehn Monaten des Jahres 2017 erhielten mit Unterstützung von
UNICEF:


	29,9 Millionen Menschen Zugang zu sauberem Wasser

	13,6 Millionen Kinder Impfschutz gegen Masern

	5,5 Millionen Kinder Zugang zu Bildungsangeboten

	2,5 Millionen Kinder mit akuter schwerer Mangelernährung medizinische Hilfe

	2,8 Millionen Kinder die Chance an psychosozialen Hilfsangeboten teilzunehmen.



 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 30. Januar 2018

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de
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ENERGIE/2322: Bericht der Übertragungsnetzbetreiber - Versorgungssicherheit bleibt auf sehr hohem Niveau (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 31. Januar 2018

Bericht der Übertragungsnetzbetreiber bestätigt: Die Versorgungssicherheit in Deutschland bleibt auf sehr hohem Niveau



Die Versorgungssicherheit in Deutschland bleibt auf sehr hohem Niveau
gewährleistet. Das ist das Ergebnis des Berichts zur
Versorgungssicherheit in der Region Belgien, Deutschland, Frankreich,
Luxemburg, Niederlande, Österreich und der Schweiz, den die
Übertragungsnetzbetreiber des Pentalateralen Energieforums heute
veröffentlicht haben.

Dem Bericht zufolge liegt die Wahrscheinlichkeit, dass in Deutschland
die Stromnachfrage im Betrachtungszeitraum 2018/19 und 2023/24
jederzeit gedeckt wird, weiterhin bei nahezu 100 %. Die
Übertragungsnetzbetreiber haben dafür 680 verschiedene Szenarien
gerechnet und dabei in einem Stresstest auch seltene Extremwetterjahre
betrachtet.

Der Staatsekretär im Bundesministerium für Wirtschaft und Energie,
Rainer Baake, hierzu: "Der Bericht unterstreicht erneut, dass wir
Versorgungssicherheit grenzüberschreitend betrachten müssen. Strom im
gemeinsamen Binnenmarkt zu handeln, schafft Synergien. Wir brauchen so
insgesamt weniger Kraftwerke. Das spart bares Geld. Europa hat so
einen echten Mehrwert für unsere Wirtschaft und privaten Verbraucher".

Der Bericht bestätigt die Ergebnisse des europäischen
Versorgungssicherheitsberichts, den der europäische Verband der
Übertragungsnetzbetreiber (ENTSO-E) Ende 2017 veröffentlicht hat.

Die Übertragungsnetzbetreiber haben dabei die grenzüberschreitenden
Effekte in einem verbundenen regionalen Strommarkt berücksichtigt. Die
Methodik entspricht damit derjenigen, die nach dem
Energiewirtschaftsgesetz auch für den nationalen
Versorgungssicherheitsbericht vorgesehen ist.

Das Pentalaterale Energieforum wurde 2005 gegründet und soll die
regionale Zusammenarbeit zwischen Belgien, Deutschland, Frankreich,
Luxemburg, Niederlande, Österreich und der Schweiz verbessern. Unter
dem Vorsitz der zuständigen Ministerien dieser Länder arbeiten die
Regulierungsbehörden, Netzbetreiber, Strombörsen und Vertreter der
regionalen Marktparteien zusammen, um die regionale Kopplung ihrer
Märkte zu verbessern und gemeinsam Synergien zu erschließen.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 31. Januar 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de 
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GEWERKSCHAFT/1597: Tarifrunde Lufthansa (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
31. Januar 2018

Tarifrunde Lufthansa



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und Lufthansa
haben bei den Verhandlungen über einen neuen Vergütungstarifvertrag für die
Beschäftigten der Bodendienste sowie bei Lufthansa-Systems, der
Lufthansa-Service Group (LSG), der Lufthansa Technik und der
Lufthansa Cargo in Deutschland heute (31.01.) vereinbart, sich zu
internen Beratungen zurückzuziehen. Über die Inhalte und den Stand
der Verhandlungen wurde Stillschweigen vereinbart.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31.01.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MARKT/1576: Handwerk versus Konzernmacht (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 4/2017

Konzerne außer Kontrolle?

Über Macht und Ohnmacht des Staates


Handwerk versus Konzernmacht

Versorgungssicherheit, Resilienz und Unabhängigkeit der Regionen ohne
Handwerk?

von Anke Kähler



Die Brisanz der Gegenüberstellung von Handwerk und Konzernmacht
entsteht aus dem Zusammenhang mit einer ganz zentralen
gesellschaftlichen Frage: Auf welche Weise kann die Bevölkerung
bestmöglich - also ökonomisch, ökologisch und sozial nachhaltig -
versorgt werden? Ein Aspekt, der unmittelbar mit dem derzeitigen
wirtschaftspolitischen Leitbild im Zusammenhang steht, ist dabei von
tiefgreifender Bedeutung: Wenn etwa Brot nicht gebacken wird, um
Hunger und menschliche Grundbedürfnisse zu stillen, sondern einzig um
die Rendite zu maximieren, verschwindet der Kitt, der unsere
Gesellschaft und die Völker der Welt zusammenhält. Die
Gegenüberstellung 'Handwerk versus Konzerne' ruft das Bild von 'David
gegen Goliath' auf. Wobei die Konsequenz dieser biblischen Geschichte
meist vergessen wird: Am Ende ist Goliath tot. 



Welche Gewerbe zum Handwerk zählen, wird in Deutschland durch die
Handwerksordnung definiert. Handwerk in seiner ursprünglichen Form
steht ganz konkret für: Arbeit und Ausbildung vor Ort,
Ganzheitlichkeit der Prozesse, Verankerung in der Region, Transparenz,
Vielfalt, Kreativität, Individualität, die Pflege und
Weiterentwicklung von Wissen, Erfahrung, Verantwortung für die
Wertschöpfungskette und kommende Generationen, ressourcenschonendes
Wirtschaften, Entwicklung von Innovationen, sinnstiftendes Arbeiten
und Identität, die Gestaltung von Lebensräumen, Kultur, soziale
Inklusion und nicht zuletzt dafür, dass das handwerkliche Erzeugnis
mit einem hohen Maß an Wissen und Können vollständig selbst
hergestellt wird. Doch neben Handwerksbetrieben, deren
Produktionsweise sich eindeutig als handwerksgemäß beschreiben lässt,
sind in allen Gewerben zahlreiche Unternehmen zu finden, die einer
Grauzone zuzuordnen sind, sowie solche, die gemäß ihrer
Produktionstechnik und Organisationsstruktur nahezu vollständig
industriell produzieren.


Handwerk ohne Hände?

Technische Entwicklungen verändern seit jeher Produktionsweisen,
Produkte, Dienstleistungen und damit Märkte. Doch die treibende Kraft
beim Wandel der Märkte und damit gesellschaftlicher Strukturen ist
nicht von der Frage bestimmt, wie eine wachsende Weltbevölkerung
nachhaltig versorgt werden kann. Treibend ist - auf Basis unserer
kapitalistischen Wirtschaftsweise und der fundamentalistischen Jagd
nach Rendite - die Anbieter- und Nachfragemacht in globalisierten
Märkten. Der Wettbewerb auf Grundlage fortdauernder Expansion und
Produktivitätssteigerung ersetzt dabei Arbeit durch Kapital und
externalisiert Kosten zu Lasten der Allgemeinheit. Es wird suggeriert,
dass der Bedarf an Konsumgütern und Dienstleistungen immer
kostengünstiger gedeckt werden könne. Dieser Irrglaube hat auch das
Handwerk verändert. Der Anteil der Handwerksbetriebe ist in den
vergangenen Jahrzehnten drastisch geschrumpft und die
"Industrialisierung" des Handwerks hat dessen AkteurInnen enteignet.
Konzentrationsprozesse in allen Wirtschaftsbereichen haben zu
strukturellen Lücken in regionalen Wertschöpfungsketten, wie etwa dem
Fehlen von Mühlen, Schlachthöfen oder Sägewerken, geführt.


Konzerne nehmen das Handwerk in die Zange

Das "handwerksgemäße" Handwerk steckt trotz seiner vielfältigen,
positiven Wirkungen und seiner Bedeutung für den Einzelnen und für die
Gesellschaft in der Klemme. Der alle Lebensbereiche durchdringende,
ökonomische Glaubenssatz vom fortwährenden Wirtschaftswachstum und die
damit zunehmende Macht der Konzerne haben auch vor den offiziellen
Berufsverbänden, denen die einzelnen Handwerksbetriebe zwangsweise
angehören oder denen sie freiwillig beitreten, nicht Halt gemacht. Die
Technisierung und Standardisierung durch den Einsatz industriell
vorgefertigter Produkte hat nicht nur zum Verlust von Wissen und
Erfahrung im Handwerk, zur Verlagerung von Wertschöpfung in die
Industrie, sondern auch zu Abhängigkeiten und damit zum Verlust von
Souveränität der Betriebe sowie ihrer Berufsvertretungen geführt.
Vielfach haben sich diese Verbände auf direkte oder indirekte
finanzielle Unterstützung durch die industriellen "PartnerInnen" des
Handwerks, etwa aus der Zulieferindustrie, eingestellt. Dem Handwerk
insgesamt fehlt eine strukturell sowie im Geiste unabhängige
Interessensvertretung, die sich gegen den Ausverkauf und die
Verdrängung des Handwerks stemmt und die konsequent die Grundlagen
seiner gesellschaftlichen Bedeutung schützt und fördert.


Übermäßige Belastung kleiner und mittlerer Handwerksbetriebe
 durch Bürokratie

Insbesondere die kleinen und mittleren Betriebe werden bei der
Ausübung ihres Handwerks über Gebühr durch bürokratische
Reglementierungen belastet. Der Gesetzgeber geht in der Regel von den
Risiken arbeitsteilig-industrieller Produktion aus und überträgt
Maßnahmen zur Risikovorsorge aus diesem Bereich auf die handwerklichen
Betriebe. So werden HandwerkerInnen und kleine Unternehmen seit vielen
Jahren mit immer weiter steigenden Bürokratieauflagen konfrontiert,
die in der Realität kaum oder nur mit hohem zeitlichen und
finanziellen Aufwand umsetzbar sind und zum Teil ihr Ziel verfehlen.
Die Risiken der Großbetriebe entsprechen in keiner Weise denen eines
handwerklichen Betriebs mit beispielsweise einer/ einem MeisterIn, 3
GesellInnen und 2 Auszubildenden. So stehen Lebensmittelskandale,
Rückrufaktionen oder Betrug mit massiven Folgen wie 'Dieselgate' in
der Regel mit arbeitsteilig organisierten Großunternehmen in
Verbindung. Handwerkliche Betriebe sind nicht frei von solchen
Risiken. Doch sind diese in Betrieben mit einer überschaubaren
Betriebsstruktur, die von qualifizierten, sich persönlich
verantwortenden UnternehmerInnen geleitet werden und überdies
Transparenz über Rohstoffe und Herstellungsverfahren herstellen,
äußerst gering.


Wettbewerbsverzerrungen durch Deregulierung der Märkte

Die von Großkonzernen verlangte Deregulierung und Liberalisierung der
Märkte verdrängt das Handwerk und die bäuerliche Landwirtschaft und
zerstört regionale Versorgungsstrukturen - hier ebenso wie, mit
dramatischen Folgen, in den Ländern des Südens. Großunternehmen
profitieren von Exportförderungen, Förderungen von Forschungs- und
Entwicklungsprojekten, Förderungen neuer Verarbeitungskapazitäten und
steuerlichen Entlastungen (beispielsweise bei der Umlage des
Erneuerbaren-Energien-Gesetzes) und stets von ihrem politischen
Einfluss als Folge ihrer Größe und Marktmacht. So forderte etwa die
größte Lobbyorganisation der Lebensmittelindustrie, FoodDrink-Europe,
in einem Memorandum an die deutsche EU-Ratspräsidentschaft im Jahr
2006, dass die Wertschöpfung der Lebensmittelindustrie in den
gesättigten Märkten der EU durch mehr Forschung, Innovation und die
Verwirklichung des Konzepts der besseren Rechtssetzung gesteigert
werden muss, sowie für Wachstum außerhalb der EU durch multi- und
bilaterale Handelsabkommen zu sorgen ist.


Handwerk braucht eine unabhängige Vertretung und Gehör
seitens der Politik 

Um auf die Misere der HandwerkerInnen aufmerksam zu machen und
Strategien gegen die Übermacht der Konzerne zu entwickeln, hat sich
2017 auf Initiative des Vereins Die Freien Bäcker e.V. ein Bündnis von
HandwerkerInnen gebildet. 2018 startet es die Kampagne "Zukunft
braucht Handwerk". Darin fordert das Bündnis eine politische
Neuausrichtung, die der Bedeutung des Handwerks für eine demokratische
Gesellschaft sowie für eine dezentralisierte, soziale und ökologische
Wirtschaftsweise gerecht wird. Zentral dafür ist die Herstellung der
Kostenwahrheit. Wirtschaftlicher Erfolg, der auf der Externalisierung
sozialer und ökologischer Kosten basiert, ist gegenüber nachfolgenden
Generationen sowie den Ländern des Globalen Südens nicht vertretbar.
Weitere Forderungen sind:


	die Beteiligung des unabhängigen Handwerks an gesetzgebenden Verfahren sowie die Bildung von Fachgruppen, die bestehende Gesetze und Verordnungen überprüfen und praxisnahe Regelungen entsprechend eines abgestuften Risiko- und Gefährdungspotentials entwickeln

	die Erarbeitung einer Freistellungsklausel zur Entlastung von Kleinstbetrieben und die Erstellung einer Positivliste praxisnaher Selbstverpflichtungen

	transparente, realisierbare Zugänge zu Forschungs- und Entwicklungsförderungen und die Entbürokratisierung der Antragsverfahren

	die Förderung der Rekonstruktion regionaler Wertschöpfungsketten und damit regionaler Versorgungsstrukturen (z. B. fehlen auf regionaler Ebene Mühlen, Molkereien und Schlachtunternehmen)

	eine effektive Förderung von Startups und Neugründungen von Handwerksbetrieben, statt diese durch zahlreiche Auflagen, einzubringende Gutachten und finanzielle Hürden zu blockieren

	ein Verbot des werblichen Missbrauchs von Begriffen und Bildern durch industrielle HerstellerInnen sowie den Handel, die suggerieren, echtes Handwerk zu repräsentieren und dabei gezielt die Erbringung von positiven gesellschaftlichen Leistungen vortäuschen.



Das Ringen des Handwerks ums Überleben ist keinesfalls aussichtslos.
Um auf das eingangs zitierte biblische Bild zurückzukommen: Am Ende
hat David den übermächtig erscheinenden Goliath besiegt. Ein erster
Schritt in diese Richtung ist der Schulterschluss der Betriebe und der
mit Nachdruck verfolgte politische Wille des Handwerks, die Ursachen
und die NutznießerInnen seiner Verdrängung zu benennen und gegen sie
anzugehen. Das ist das Gebot der Stunde, denn unsere Zukunft braucht
Handwerk!



Die Autorin ist Bäckermeisterin und Vorstandsvorsitzende von Die
Freien Bäcker e. V.



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NGOs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.

 * 

Quelle:

Rundbrief 4/2017, Seite 20-21

Herausgeber:

Forum Umwelt & Entwicklung

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030/678 1775 910

E-Mail: info@forumue.de
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MELDUNG/781: Jahreswirtschaftsbericht 2018 der Bundesregierung verabschiedet (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 31. Januar 2018

"Wirtschaftlich gestärkt in die Zukunft": Jahreswirtschaftsbericht 2018 der Bundesregierung verabschiedet



Das Bundeskabinett hat heute den von Bundeswirtschaftsministerin
Brigitte Zypries vorgelegten Jahreswirtschaftsbericht 2018 mit dem
Titel "Wirtschaftlich gestärkt in die Zukunft" beschlossen.

Zypries: "Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einer sehr guten
Verfassung. Die Bundesregierung erwartet für das laufende Jahr eine
Zunahme des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts um 2,4 Prozent und
damit eine Fortsetzung des Aufschwungs. Besonders erfreulich ist der
kräftige Anstieg der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung um
mehr als 700.000 Personen im vergangenen Jahr. Und: Der Aufschwung
kommt auch bei den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern an. So sind die
realen Nettolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer seit 2013
durchschnittlich um mehr als 1,6 Prozent pro Jahr gestiegen.
Deutschland ist eng mit seinen Nachbarn verflochten, daher gedeiht
unsere Wirtschaft vor allem dann, wenn Europa erfolgreich ist, sich
weiterentwickelt und - wo erforderlich - erneuert."

Die Zahl der Erwerbstätigen lag 2017 nach vorläufigen Angaben des
Statistischen Bundesamtes bei rund 44,3 Millionen und damit auf einem
neuen Höchststand. In diesem Jahr werden voraussichtlich noch einmal
490.000 Personen zusätzlich einen Arbeitsplatz finden. Die
Arbeitslosenquote lag im vergangenen Jahr mit 5,7 Prozent auf dem
niedrigsten Stand seit der Wiedervereinigung.

Mit ihrer Wirtschaftspolitik hat die Bundesregierung auch zum Ende der
vergangenen Legislaturperiode Weichen gestellt, damit die deutsche
Volkswirtschaft weiterhin ihre Potenziale nutzen kann. Sie hat
aktuelle und langfristige Herausforderungen wie den demografischen
Wandel, die Digitalisierung, die Globalisierung und den Klimawandel
aktiv aufgegriffen und eine zukunftsorientierte Wirtschaftspolitik
verfolgt. Dabei hat sich die Bundesregierung von der Zielsetzung eines
inklusiven Wachstums leiten lassen, das alle gesellschaftlichen
Wachstumskräfte zur Entfaltung bringt.

Die vergangenen Jahre haben gezeigt, dass die Konsolidierung der
öffentlichen Haushalte und zusätzliche Investitionen Hand in Hand
gehen können. Seit Beginn der vorangegangenen Legislaturperiode hat
der Bund keine neuen Schulden aufgenommen. Auch im laufenden Jahr kann
der Staatshaushalt voraussichtlich wieder einen Überschuss erzielen.
Gleichzeitig wurden die Ausgaben für Investitionen im Bundeshaushalt
zwischen 2013 und 2017 um rund 45 Prozent auf 36,1 Milliarden Euro
erhöht. Zudem hat der Bund Länder und Kommunen, die gut zwei Drittel
der staatlichen Investitionen tragen, maßgeblich finanziell entlastet
und ihnen damit mehr Spielraum für Investitionen gegeben. Im Rahmen
der Neuregelung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen vorgesehen ist eine
jährliche Entlastung der Länder durch den Bund ab 2020 um anfänglich
rund 9,7 Milliarden Euro. Darüber hinaus hat der Bund den
Kommunalinvestitionsförderungsfonds um 3,5 Milliarden Euro auf
insgesamt 7 Milliarden Euro aufgestockt.

Die Bundesregierung hat auch die Rahmenbedingungen für private
Investitionen weiter verbessert, insbesondere einen besserer Zugang zu
Wagniskapital für innovative Gründungen geschaffen. Hierzu wurden etwa
das INVEST-Programm aufgestockt und der High-Tech Gründerfonds III
aufgelegt. Daneben wurde unnötige Bürokratie abgebaut: Durch die
"One-in-one-out"-Regel und das Zweite Bürokratieentlastungsgesetz konnte
die Bundesregierung den Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft erheblich
senken. Zudem hat die Bundesregierung auch im Wettbewerbs- und
Vergaberecht bessere Rahmenbedingungen für die Wirtschaft geschaffen:
So wurde das Kartellrecht mit der 9. GWB-Novelle an die Anforderungen
der Digitalisierung angepasst. Mit der Vergaberechtsreform und der
Unterschwellenvergabeordnung wurde ferner der Rechtsrahmen für die
öffentliche Auftragsvergabe verbessert.

Offene Märkte schieben Wachstum an und schaffen mehr und bessere
Beschäftigung, auch in Deutschland. Die Bundesregierung ist deshalb
protektionistischem Druck erfolgreich entgegengetreten. Sie hat sich -
nicht zuletzt im Rahmen der deutschen G20-Präsidentschaft - für die
Offenheit der Märkte national, in Europa und in Drittländern sowie für
ein regelbasiertes internationales Handelssystem eingesetzt. Die
Bundesregierung arbeitet darüber hinaus gemeinsam mit ihren
europäischen Partnern, allen voran Frankreich, daran, Europa für die
anstehenden Aufgaben vorzubereiten. Sie beteiligt sich insbesondere
intensiv an der Diskussion zur Zukunft der EU sowie zur
Weiterentwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 31. Januar 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
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E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de 



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





VERKEHR/1518: Elektromobilität in Fahrzeugflotten - zukunftsorientierte Unternehmensmobilität (idw)


Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie - 31.01.2018

Elektromobilität in Fahrzeugflotten - zukunftsorientierte
Unternehmensmobilität



Die gewerbliche Elektromobilität ist ein wichtiger Baustein einer
zukunftsfähigen Entwicklung des Verkehrssektors. Ein umfassendes
betriebliches Mobilitätsmanagement kann die Auslastung der
Elektrofahrzeuge verbessern - mit positiven Effekten für
Wirtschaftlichkeit und Emissionsbilanz. Große Potenziale für
Elektromobilität gibt es in allen Branchen und unabhängig von der
geografischen Lage der Unternehmen. Doch bedarf es klarer politischer
Rahmenbedingungen, um diese optimal auszuschöpfen.

So fasst es das Expertenteam für nachhaltige Mobilität am Öko-Institut in
seinem Abschlussbericht zum Forschungsprojekt "ePowered Fleets Hamburg"
zusammen. In einem mehrjährigen Praxiseinsatz hat es in der Metropolregion
Hamburg über 230 Unternehmen aus einem breiten Branchenspektrum mit
unterschiedlich großen Fuhrparks wissenschaftlich begleitet.

"Elektromobilität trifft im gewerblichen Bereich auf besonders gute
Bedingungen sowie auf eine große Bereitschaft der Unternehmen zum Wandel",
beschreibt Lukas Minnich, Mobilitätsexperte am Öko-Institut, die
Ausgangslage. "Doch nur durch ein entschlossenes Zusammenspiel der
verschiedenen Akteure wird die dringend nötige Transformation erreicht."

Nischenprodukt mit Potenzial: der elektrische Dienstwagen


Dies zeigt sich besonders bei Dienstwagen, den personenbezogenen
Firmenfahrzeugen, die auch privat genutzt werden können. Im Projekt
"ePowered Fleets Hamburg" wurde deutlich, dass elektrische Dienstwagen mit
rund 20.000 Kilometern bereits heute eine ähnliche Fahrleistung wie
vergleichbare konventionelle Fahrzeuge aufweisen und - trotz
eingeschränkter Reichweite - Dienstwagen mit Verbrennungsmotor
vollumfänglich ersetzen.

Der Grund: Da es meist ihr Hauptverkehrsmittel ist, setzen sich
Fahrerinnen und Fahrer von elektrischen Dienstwagen intensiv mit dem
Fahrzeug auseinander. Anfängliche Vorbehalte werden durch die Routine
schnell abgebaut, mögliche Hemmnisse durchgehend geringer eingeschätzt als
von Personen ohne Erfahrung mit Elektromobilität. Doch gibt es auch hier
Defizite, wie Minnich weiß: "Der Anteil von Elektrofahrzeugen ist in
dieser Kategorie noch gering. Nur Enthusiasten wählen ein elektrisches
Dienstfahrzeug, da es kaum unternehmensinterne oder politische Anreize
gibt, einen konventionellen Wagen zu ersetzen."

Umfassendes Mobilitätsmanagement: Handlungsempfehlungen des Öko-Instituts 

Das Öko-Institut empfiehlt, dass alle Akteure der Elektromobilität den
Blick stärker auf den Dienstwagenmarkt lenken und attraktive
Rahmenbedingungen für den Einsatz von Elektrofahrzeugen schaffen. Dazu
gehört, Privilegien für konventionelle Dienstwagen schrittweise abzubauen,
indem diese etwa abhängig vom CO2-Ausstoß oder vom Umfang der privaten
Nutzung besteuert werden. Zudem können ambitionierte Ziele für
Luftschadstoff- und Treibhausgasemissionen von Fahrzeugen die
Marktentwicklung lenken und beschleunigen.

Gleichzeitig ermuntert das Expertenteam des Öko-Instituts die Unternehmen,
ihre Mobilität umfassend zu betrachten und dabei neben einer intelligenten
Fuhrparkorganisation ergänzende Mobilitätsangebote zu berücksichtigen -
etwa durch die Förderung von E-Bikes, Jobtickets oder Carsharing als
Alternative zum Dienstwagen. Denn der Umstieg auf effizientere, elektrisch
betriebene Fahrzeuge ist nur ein Element einer zukunftsorientierten
Unternehmensmobilität.

Das Öko-Institut hat bei "ePowered Fleets Hamburg" mit hySOLUTIONS
(Projektleitung) und dem Leasingunternehmen Alphabet Fuhrparkmanagement
zusammen gearbeitet. Das Projekt wurde vom Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit im Rahmen des Programms "Erneuerbar
Mobil" gefördert.


Das Öko-Institut ist eines der europaweit führenden, unabhängigen
Forschungs- und Beratungsinstitute für eine nachhaltige Zukunft. Seit der
Gründung im Jahr 1977 erarbeitet das Institut Grundlagen und Strategien,
wie die Vision einer nachhaltigen Entwicklung global, national und lokal
umgesetzt werden kann. Das Institut ist an den Standorten Freiburg,
Darmstadt und Berlin vertreten.


Endbericht "ePowered Fleets Hamburg - Elektromobilität in Flotten"
des Öko-Instituts"

https://www.oeko.de/publikationen/p-details/epowered-fleets-hamburg-elektromobilitaet-in-flotten/

Working Paper "Gewerbliche Elektromobilität für alle - Zwischenergebnisse
und Handlungsempfehlungen aus dem Projekt "ePowered Fleets Hamburg"
des Öko-Instituts

https://elektromobilitaethamburg.de/wp-content/uploads/2016/06/WP-Gewerbliche-Elektromobilitaet-fuer-alle.pdf

Online-Tool "Elektromobilitätsrechner für gewerbliche Fahrzeugflotten" des
Öko-Instituts

http://emob-flottenrechner.oeko.de/#/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution429

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie, Romy Klupsch, 31.01.2018
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MELDUNG/552: Zwei Wochen Knast für einen Tortenwurf auf Beatrix von Storch (abc fl)


anarchist black cross Flensburg - Pressemitteilung vom 1. Februar 2018

Zwei Wochen Knast für einen Tortenwurf auf Beatrix von Storch



Die Antifaschistin Julia Pie wird am 5. Februar 2018 in der JVA Lübeck eine
zweiwöchige Haftstrafe antreten. Ab 11:30 Uhr wird vor der JVA (Marliring
41, 23566 Lübeck) eine Kundgebung stattfinden. Die Aktivistin wurde vom
Amtsgericht Kiel zu einer Geldstrafe verurteilt, weil sie im November 2016
eine Torte auf die AfD-Politikerin Beatrix von Storch geworfen hatte. Da
sie sich dafür entschieden hat die Geldstrafe nicht zu bezahlen muss sie
nun eine Ersatzfreiheitsstrafe absitzen.

Laut Amtsgericht Kiel stellte der Tortenwurf auf Beatrix von Storch, welche
Flüchtlinge als "barbarische, muslimische, gruppenvergewaltigende
Männerhorden" bezeichnet, eine Beleidigung dar. Für diese Tat sollte Julia
P. 150 Euro zahlen, aufgeteilt auf 15 Tagessätze a 10 Euro. Julia erklärt
ihre Entscheidung die Strafe abzusitzen wie folgt: "Ich möchte durch das
Absitzen der Strafe darauf aufmerksam machen, dass Strafe und Knast nicht
dabei helfen gesellschaftliche Probleme zu lösen. Ich werde weiterhin mit
Torten werfen, wenn sich PolitikerInnen wie Beatrix von Storch so
menschenverachtend äußern."

Bei der Kundgebung werden solidarische UnterstützerInnen aus ganz
Schleswig-Holstein erwartet. Es wird einen Tortenwurf-Stand geben, bei
welchem mit Rasierschaum-Torten auf Portraits von AfD-PolitikerInnen
geworfen werden kann. Denn Torten zeigen klar: Eure Forderungen sind so
lächerlich, dass wir es noch nicht mal in Erwägung ziehen mit euch zu
reden.

Beatrix von Storch fällt immer wieder durch ihre menschenverachtenden
Äußerungen auf. So forderte die Adlige unter anderem auch, dass an Grenzen
auch auf Menschen geschossen werden soll. Derartige "Tabubrüche" dienen
dazu den gesellschaftlichen Diskurs nach rechts zu verschieben. Das Muster
bei solchen inszenierten Skandalen ist im Kern immer gleich: Nach dem
öffentlichen Aufschrei folgen Ausreden und Relativierungen. Doch trotz
dieser Relativierungen bleibt Beatrix von Storchs Politik im Kern
rassistisch, anti-feministisch und erz-konservativ.

Da verwundert es nicht, dass die Torte, die sie in Kiel im November 2016
bei einem Vortrag abbekam, nicht ihre erste war. Bereits im Februar des
Jahres 2016 eröffnete ein Clown des PENG!-Kollektivs den "Tortalen Krieg".
In Norwegen landete 2016 eine Person für einen Tortenwurf auf eine
rassistische Politikerin gar 45 Tage lang im Gefängnis.

Bei der Veranstaltung in Kiel gab es daher erhöhte Sicherheitsvorkehrungen
in Form eines massiven Polizeiaufgebots und Taschenkontrollen. Bei den
Taschenkontrollen wurde ausdrücklich auf die Angst vor Torten hingewiesen.
Als Julia P. daraufhin entgegnete, dass sie eine Torte dabei habe, hielten
die TürsteherInnen dies für einen Scherz und ließen sie trotzdem herein.

Während ihres Knastaufenthaltes ist Julia per Post über folgende Adresse
erreichbar:

Infoladen Subtilus

z.H. Tortenwerferin

Norderstraße 41

24939 Flensburg

Julia wird über Erlebnisse im Gefängnis berichten auf dem Blog:

http://subtilus.blogsport.de/anarchist-black-cross/tortenwerferin-im-knast/

 * 

Quelle:

anarchist black cross Flensburg

E-Mail: abc-flensburg@systemli.org

Internet: http://subtilus.blogsport.de/anarchist-black-cross/
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2082: Familiennachzug für subsidiär Geschützte - Präses Rekowski besorgt über geplante Änderung (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 01.02.2018

Familiennachzug für subsidiär Geschützte

Präses Rekowski besorgt über geplante Änderung



Nach Bekanntwerden des Änderungsantrags zur vorläufigen Regelung des
Familiennachzugs für subsidiär Geschützte, der zwischen CDU, CSU und SPD
als Partner einer möglichen Großen Koalition ausgehandelt wurde, äußert der
Vorsitzende der Kammer für Migration und Integration der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD), Präses Manfred Rekowski (Evangelische Kirche
im Rheinland), große Besorgnis.

Die EKD tritt weiterhin für das Recht auf Familiennachzug für subsidiär
Geschützte ein: "Seit zwei Jahren ist dieses Recht ausgesetzt. Doch die
Betroffenen warten auf ihre engsten Familienangehörigen. Sie hatten die
Hoffnung, nach jahrelangem Warten endlich ihre Angehörigen wiedersehen zu
können. Diese Hoffnung droht nun bitter enttäuscht zu werden." Rekowski
appelliert daher an alle Bundestagsabgeordneten, die über den weiteren
Umgang mit dem Familiennachzug abstimmen werden, sich die verzweifelte
Situation dieser Menschen vor Augen zu führen und bei ihrer Entscheidung zu
berücksichtigen.

Präses Rekowski hob hervor: "Sollte sich der jetzt vorgesehene Kompromiss,
der vorsieht, als humanitäre Maßnahme pro Monat 1000 Menschen nachzuholen,
durchsetzen, dann würde ein Rechtsanspruch durch einen Gnadenakt ersetzt.
Natürlich befürworten wir humanitäres Engagement in der Politik, aber das
darf nicht zum Ersatz für einen Rechtsanspruch werden. Gesetze auszusetzen
oder laufend anzupassen, gefährdet das Gebot der Rechtssicherheit und des
Vertrauensschutzes - und damit das generelle Zutrauen in den Rechtsstaat."

Die derzeitige Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär Geschützten
betrifft insbesondere syrische Staatsangehörige, die vor dem Bürgerkrieg im
Land geflohen sind. Sie können Angehörige ihrer Kernfamilie, d. h.
Ehepartner, minderjährige Kinder und Eltern, nicht nach Deutschland holen.
Prognosen zufolge würden zwischen 100.000 und 120.000 Menschen über einen
Zeitraum von mehreren Jahren geordnet nachziehen. Frühere Schätzungen
hatten erheblich höhere Zahlen genannt; das Auswärtige Amt ging zuletzt von
bis zu 200.000 Menschen aus.

Rekowski warnt davor, dass eine weitere Beschränkung des Familiennachzugs
auch die Integration der bereits anerkannten subsidiär Geschützten
erheblich erschweren würde. "Wer nicht in seine Heimat zurückkehren kann,
beispielsweise weil dort ein Bürgerkrieg herrscht, muss die Möglichkeit
erhalten, sich in unsere Gesellschaft integrieren zu können. Auch eine
Heimat auf Zeit muss Heimat sein." Dazu sei die Familienzusammenführung
unerlässlich. "Wer von seiner Familie getrennt ist und Angst hat um das
eigene Kind, die Frau oder den Mann, der findet keine innere Ruhe. Der ist
nicht mit Kopf und Herz dabei, um unsere Sprache zu lernen, eine
Ausbildung, eine Arbeit, eine Aufgabe anzunehmen und auch Menschen von hier
kennenzulernen", so Rekowski.

Die EKD unterstützt Familienzusammenführung unter anderem durch Förderung
eines Fonds der Diakonie Deutschland.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 008/2018 vom 01.02.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/307: Mexiko - Angriff während Marichuys Wahlkampfreise (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Angriff während Marichuys Wahlkampfreise



(Oaxaca-Stadt, 22. Januar 2018, educa) - Als die unabhängige
Präsidentschaftkandidatin María de Jesús Patricio, die alle nur
Marichuy nennen, bei ihrem Wahlkampf durch den mexikanischen
Bundesstaat Michoacán reiste, kam es am Sonntag, dem 21. Januar,
zwischen den Ortschaften Buenavista und Tepalcatepec erneut zu einem
Angriff auf JournalistInnen, die die Kandidatin des Nationalen Rats
der Indigenen CNI (Congreso Nacional Indígena) auf ihrer Rundreise
begleiteten. Dies teilte das begleitende Team in den sozialen Medien
mit.

Die schwer bewaffneten Täter näherten sich in zwei Geländewagen,
stoppten eines der Fahrzeuge, in denen die Journalist*innen fuhren,
bedrohten die Insassen und nahmen ihnen Handys und Fotoausrüstung ab.
Das Team um Marichuy forderte Schutz für die Teilnehmer*innen der
Wahlkampfreise und für die sie begleitenden Journalist*innen sowie die
Aufklärung des Überfalls.

Vom 29. Januar bis zum 5. Februar unternimmt die unabhängige
Präsidentschaftskandidatin eine Wahlkampfreise durch den Bundesstaat
Oaxaca. Ihr erster Halt wird in der mixtekischen Ortschaft Huajuapan
de León sein. "Dort wird Marichuy von einem Demonstrationszug
empfangen, der morgens um 11 Uhr startet und zum Marktplatz führt, auf
dem dann eine politisch-kulturelle Veranstaltung stattfinden wird", so
Omar Esparza Zárate, Anführer der zapatistischen Bauernbewegung MAIZ.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/ueberfall-auf-journalistinnen-bei-wahlkampfreise-der-praesidentschaftskandidatin-marichuy/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06463: Dem Zeitgeschmack unterworfen (SB)


Man möchte meinen, daß jede Epoche sich von neuem ihr Schachspiel
erfand in der Art, wie Eroberer Landstriche gewaltsam unter ihren
Willen brachten. Wirft man einen langen Blick auf die vergangenen
Jahrhunderte zurück, erkennt man, wie sich dies Brettspiel den
wandelnden Bedingungen der Zeit angepaßt hatte. Je nach der
vorherrschenden Gepflogenheit, gewissermaßen Zeit, Raum, Masse und
Bewegung prioritätenmäßig gegeneinander abzustecken, änderten sich die
Regeln für die Gangart der Figuren. In Rußland beispielsweise gab es
in den zurückliegenden Jahrhunderten neben der europaweit gespielten,
noch eine zweite, landesübliche Art zu spielen, mit einer Dame
nämlich, die schlicht die absolute Königin genannt wurde und in sich
als zusätzliches Kraftelement die Bewegungsart des Springers
einschloß. Gewitzte Geister werden sicherlich schon darauf gekommen
sein, welcher russischen Regentin hier Tribut geleistet wurde. Im
heutigen Rätsel der Sphinx, wie könnte es anders sein, soll die Dame,
wenngleich ohne Springereskapade, den Sieg erringen. Im Glauben
darauf, die Partie mit einem Kraftakt beenden zu können, ließ sich
Meister Uhlmann auf den verderblichen Gedanken 1.Tg5xg7? Tf7xg7
2.Lb2xf6 ein. Nun, Wanderer, offenbar hatte er den Trickreichtum der
schwarzen Dame maßlos unterschätzt!






[image: SCHACH-SPHINX/06463: Dem Zeitgeschmack unterworfen (SB)]



Uhlmann - Dely

Budapest 1972


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wer kann schon sagen, ob Edgar Allan Poe dies Rätsel wie eine Nuß
geknackt hätte oder nur auf etwas Hohles gestoßen wäre. Jedenfalls
ließ sich Meister Stein von 1...Te7xe4 nicht an der Nase führen,
sondern schlug mit 2.Sd6xf7+! Tf8xf7 3.Tf6xf7 Te4-e5 - 3...Dd8xd5??
4.Dg3-b8+ - 4.c3-c4 Dd8-e8 5.Tf7-f1 De8xa4 6.Dg3-c3 Da4-e8 7.Ld5-f7
De8-f8 8.Tf1-f5 Df8-d6 9.h2-h3! die Klappe zu über derlei
Literatenhumbug. Schwarz gab auf, da er gegen die Drohung 10.Lf7xg6
keine Parade hatte.



Erstveröffentlichung am 6. Februar 2005

1. Februar 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/450: Beeinflussen Emoticons die Wahrnehmung von kritischen E-Mails? (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 30.01.2018

Beeinflussen Emoticons die Wahrnehmung von kritischen E-Mails?

Studie der Frankfurt UAS untersucht computergestützte Textnachrichten im
beruflichen Kontext



E-Mails ersetzen mittlerweile einen großen Teil der direkten Kommunikation
unter Arbeitskolleginnen und -kollegen. Non-verbale Ausdrücke über Gestik
und Mimik sind hier jedoch nicht möglich. Um dieses Problem zu überwinden,
werden Emoticons genutzt: Zeichenfolgen, die menschliche Emotionen wie
Freude, Kummer oder Ironie symbolisieren sollen - :-), :-( oder ;-). Doch
welche verschiedenen Formen von Emoticons wirken sich auf das Verständnis
der unterschiedlichen Ebenen von computergestützten Nachrichten aus? Die
Studie "The Effects of Different Emoticons on the Perception of Emails in
the Workplace" untersucht, wie unterschiedliche Emoticons in E-Mails im
beruflichen Kontext wahrgenommen werden. Es zeigt sich, dass positive
Emoticons in E-Mails mit kritischem Inhalt negative Assoziationen auf der
persönlichen Ebene abschwächen können, ohne den Inhalt und die letztliche
Intention der Nachricht zu verändern. Die Studie wurde von Prof. Dr.
Claus-Peter H. Ernst, Professor für Wirtschaftsinformatik und BWL der
Frankfurt University of Applied Sciences (Frankfurt UAS), und Martin
Huschens, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für
Wirtschaftsinformatik und BWL der Johannes Gutenberg-Universität Mainz,
durchgeführt.

231 Teilnehmende versetzten sich bei der Studie in die Situation einer
Praktikantin oder eines Praktikanten, die/der eine kritisierende E-Mail
ihres/seines Vorgesetzten erhält. Drei Viertel der Teilnehmenden erhielt
eine Nachricht mit jeweils einem Emoticon - :-), :-( oder ;-) -, die
anderen erhielten den Text ohne ein solches Symbol. Anhand dieses
Verfahrens wurden die persönliche Wahrnehmung und das inhaltliche
Verständnis der Teilnehmenden ermittelt. "Glückliche und ironische
Emoticons schwächen die negativen Assoziationen einer Nachricht auf den
persönlichen Ebenen ab. So verändern sie zum einen die Wahrnehmung auf der
Ebene der Selbstoffenbarung, also die Interpretation der Empfängerin oder
des Empfängers bezüglich dessen, was die Absenderin oder der Absender in
der E-Mail über sich selbst preisgibt, wie beispielsweise ihre oder seine
gegenwärtigen Emotionen. Zum anderen findet auch eine
Wahrnehmungsveränderung auf der Beziehungsebene statt, das heißt, auch die
wahrgenommene Einstellung des Gegenübers zu einem selbst wird verändert.
Gleichzeitig haben positive oder ironische Emoticons jedoch keine
Auswirkung auf den eigentlichen Nachrichteninhalt und den Appell der
Nachricht. Sie verhindern also nicht das Ziel der Kritik in beruflichen
E-Mails, nämlich die Verbesserung der Arbeitsleistung", erklärt Ernst.

"Zusammenfassend zeigen unsere Ergebnisse, dass positive oder ironische
Emoticons in einer kritischen E-Mail im beruflichen Kontext dafür sorgen,
dass die Empfängerinnen und Empfänger die geäußerte Kritik weniger
persönlich nehmen. Gleichzeitig geht der Appell hinsichtlich der
geforderten Verbesserung der Arbeitsleistung nicht verloren. Entgegen der
weitläufigen Meinung, dass Emoticons in geschäftlichen E-Mails eher
unprofessionell wirken, scheint im besonderen Kontext von kritischen
E-Mails tatsächlich das Gegenteil der Fall zu sein: Positive und ironische
Emoticons sorgen für eine professionellere Kommunikation, da geäußerte
Kritik weniger persönlich aufgefasst wird", so Ernst.

Negative Emoticons seien laut der Studie dagegen kein effektiver Weg, um
das Verständnis einer kritisierenden Nachricht an die Empfängerin oder den
Empfänger zu beeinflussen. "Traurige Emoticons spielen in kritischen
E-Mails im beruflichen Kontext auf keiner Kommunikationsebene eine Rolle.
Dies lässt sich dadurch erklären, dass E-Mails mit enthaltener Kritik für
sich genommen bereits schlimm genug für die E-Mail-Empfangenden sind. Die
eigentliche Aussage wird durch das traurige Emoticon nicht weiter
verstärkt", erklärt Ernst.

Die Untersuchung basiert auf dem Vier-Ohren-Modell von Friedemann Schulz
von Thun (Sachebene, Beziehungsebene, Selbstoffenbarung, Appell) und
ergänzt weitere wissenschaftliche Publikationen zu diesem Thema. Während
vorherige Arbeiten wie zum Beispiel die Studie "Functions of the Nonverbal
in CMC: Emoticons and Illocutionary Force" (2010) von Eli Dresner und
Susan C. Herring bereits zeigen, dass Emoticons die generelle
Interpretation einer Nachricht formen können, ist die aktuelle Studie von
Ernst und Huschens die erste Studie, welche den Einfluss von Emoticons auf
die einzelnen Kommunikationsebenen untersucht.

Bei den 231 Studienteilnehmenden wurde das wissenschaftliche Verfahren der
Vignettenstudie angewandt. Die Teilnehmenden erhalten dabei in der Regel
die Aufgabe, sich in eine bestimmte Personengruppe und/oder in
realitätsnahe Szenarien hinein zu versetzen, bei welchen einzelne
Attribute variiert werden können.

Am 06. Januar 2018 wurde die Studie auf der Hawaii International
Conference on System Sciences (HICSS), einer der international
einflussreichsten wissenschaftlichen Konferenzen im Bereich der
Wirtschaftsinformatik, präsentiert.



Prof. Dr. Claus-Peter H. Ernst ist Professor für Wirtschaftsinformatik und
BWL an der Frankfurt University of Applied Sciences und vertritt dort
insbesondere den Bereich E-Business. Zu seinen Forschungsschwerpunkten
gehören u. a. Technologie- und Mediennutzung sowie die digitale
Transformation. Er ist Autor von über 30 wissenschaftlichen Schriften und
regelmäßig als Referent auf internationalen Fachkonferenzen, in
Hochschulen und in der Praxis tätig.



Ernst, Claus-Peter H./Huschens, Martin (2018): The Effects of Different
Emoticons on the Perception of Emails in the Workplace, HICSS 2018
Proceedings.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, Nicola Veith, 30.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/629: Bremen - "Die un-sichtbare Stadt. Perspektiven - Räume - Randfiguren", 7.2.2018


Tagungen der Universität Bremen am 7. Februar 2018



Die Tagung "Die un-sichtbare Stadt. Perspektiven - Räume -
Randfiguren" am Mittwoch, 7. Februar 2018 bringt unterschiedliche
theoretische Perspektiven wie die Stadtsoziologie, postkoloniale
Literatur- und Medientheorie, Migrationssoziologie, komparatistische
Urbanitätsforschung oder "possible-worlds"-Theorie zusammen.

Thematisiert werden gewandelte Wahrnehmungsmuster und literarische
Perspektiven auf urbane Lebensräume. Um die vielfältigen Facetten der
"un-sichtbaren" Städte zu beleuchten, setzt die Tagung das Ziel, eine
Übersicht über fiktive Städte in der Literaturgeschichte, etwa im
Kontext des Phänomens Großstadt, zu geben. Dabei sollen auch ihre
unterschiedlichen Funktionen als Utopie, Dystopie, aber auch der als
Sehnsuchtsort oder Ort des Eskapismus unter gewandelten Vorzeichen zu
analysieren. Behandelt werden die vier Themenfelder "ZwischenRäume -
Terrains vagues", "Erzählsubjekte/Randfiguren", "Ungewöhnliche Orte:
Orte für Frauen, Orte für Männer" und "Atmosphäre: Wetterlagen".

Weitere Informationen: https://blogs.uni-bremen.de/entzaubertestaedte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Nr. 029 / 30. Januar 2018 JS

Universität Bremen - Pressestelle

Tel. 0421- 218 - 60150

Fax 0421-218 - 9860152

E-Mail: presse@uni-bremen.de

Internet: www.uni-bremen.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1129: Bielefeld - "Qi Gong Faszientraining", 6 Termine ab 15.2.2018


VHS-Kurs: Qi Gong Faszientraining



Bielefeld (bi). Neu im Gesundheitsprogramm der Volkshochschule ist
eine Verbindung aus Qi Gong und Faszientraining. Thomas Wright
vermittelt in seinem Kurs ab Donnerstag, 15. Februar, dazu
entsprechende Übungen, die Schulter- oder Rückenschmerzen vermeiden
oder lindern können. Der Kurs geht über sechs Termine, jeweils
donnerstags von 10 bis 11.30 Uhr in der Ravensberger Spinnerei.
Information und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon
(0521) 51 30 08.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Januar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1128: Bielefeld - "Yoga ohne Hürden", 8 Termine ab 14. Februar 2018


Yoga ohne Hürden



Bielefeld (bi). Einen Yogakurs an, der sich besonders an
bewegungseingeschränkte Menschen richtet, bietet die Volkshochschule
ab Mittwoch, 14. Februar, in der Ravensberger Spinnerei an. Dass Yoga
aber trotz Alter, Bewegungsmangel, Übergewicht oder Handicap erlernbar
und praktizierbar ist, zeigt Yogalehrerin Anamaria Diaz in ihrem Kurs
über acht Termine jeweils mittwochs von 10 bis 11.30 Uhr. Information
und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 30 08.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Januar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





MELDUNG/225: Dirigent Yoel Gamzou verlängert Vertrag bis zum Jahre 2022 (Theater Bremen)


Theater Bremen - Pressemitteilung: 29.01.2018

Yoel Gamzou verlängert Vertrag

Bis zum Jahre 2022 - Neue Bezeichnung: Generalmusikdirektor des
Theater Bremen



Vertragsverlängerung von Yoel Gamzou: der israelisch-amerikanische
Dirigent, der seit Beginn dieser Spielzeit als Musikdirektor am
Theater Bremen tätig ist, verlängert seinen Vertrag frühzeitig bis
2022. Zugleich fungiert er ab sofort unter der Bezeichnung
Generalmusikdirektor des Theater Bremen.

"Ich freue mich außerordentlich", sagt Yoel Gamzou: "Es ist eine
riesige Freude und ein seltenes Privileg, in so einer besonderen
Konstellation arbeiten zu dürfen - mit einem Spitzenorchester wie den
Bremer Philharmonikern und einem sensationellen Sängerensemble. Das
ist wirklich ungewöhnlich. Ich freue mich auf viele gemeinsame
Erlebnisse mit dem Bremer Publikum in den kommenden Jahren!"

Theaterintendant Michael Börgerding kommentiert die
Vertragsverlängerung wie folgt: "Immer wieder gibt es Situationen, in
denen man reagieren muss auf besondere Umstände und noch wichtiger:
auf Künstlerpersönlichkeiten. Dann heißt es, bewährte Konstellationen
neu zu denken und Neues gemeinsam zu wollen." Dies habe man jetzt
hinsichtlich Yoel Gamzou erfolgreich umgesetzt.

Carmen Emigholz, Kulturstaatsrätin und Aufsichtsratsvorsitzende des
Theater Bremen, sagt: "Es freut mich sehr, dass es gelungen ist, einen
jungen Ausnahmekünstler wie Yoel Gamzou für insgesamt fünf Spielzeiten
in Bremen zu verpflichten. Folgerichtig ist es, ihm nach seinem
furiosen Einstieg die Funktion des Generalmusikdirektors des Theater
Bremen zu übertragen. Die künstlerisch-strategische Entscheidung, für
das Theater Bremen und die Bremer Philharmoniker die neugeschaffene
Doppelspitze mit Persönlichkeiten wie Yoel Gamzou und Marko Letonja zu
besetzen, hat sich als richtig und inspirierend erwiesen. Mit ihren
individuellen Handschriften werden sie die künstlerischen Profile des
Orchesters und der Musiktheatersparte weiter schärfen und dem Publikum
somit ein vielseitiges Angebot unterbreiten."

Der 1988 in Tel Aviv geborene Gamzou hat sich in Bremen mit einer von
Publikum und Presse gefeierten "Lady Macbeth von Mzensk" und einer
mitreißenden Bernstein-Gala wunderbar eingeführt. Im März folgt "Die
Fledermaus", im Juni das David Bowie-Musical "Lazarus".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 29.01.2018

Hrsg.: Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Frank Schümann

Leiter Presse und Kommunikation

Telefon: 0421 3653-210

E-Mail: fschuemann@theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/317: Kiel - Das nö-theater präsentiert "Inside AfD" am 3.2.


Das nö-theater präsentiert "Inside AfD" 



Herbst 2017. Irgendwo in Deutschland. Die führenden Köpfe der afd
träumen von der parlamentarischen Machtübernahme und dem schleichenden
Sieg im Kampf um die Deutungshoheit von Begrifflichkeiten. Doch dann
kommt alles ganz anders. Ihr Visionär und Hauptredner ist plötzlich
verschwunden und an seiner Stelle betritt ein afrikanisches Chamäleon
die politische Bühne. Die zunächst als Krise wahrgenommene Situation
entpuppt sich für die afd als große Chance sich tief in der
Gesellschaft zu verankern. Ein moderner Barbarossa-Mythos entsteht.
Doch die Rechnung wurde ohne das Chamäleon gemacht...

Nach monatelanger Recherche erforscht das nö theater in "Inside afd"
die Strategien und Mechanismen einer Zeitgeistpartei. Gleichzeitig
werden Fragen nach einem wirkungsvollen Umgang und der unfreiwilligen
Instrumentalisierung durch die Aafd gestellt.

Das nö theater wendet sich in "Inside afd" vom klassischen
Dokumentartheater ab und sucht Antworten in einer lyrischen
Entzauberung. Entstanden ist eine symbolische und sprachliche
Achterbahnfahrt durch die BRD im postfaktischen Zeitalter.

Eine gemeinsame Veranstaltung mit der Hansa48

Eintritt: 10/7/4 Euro

03.02.2018, 20 Uhr

Hansa48, Hansastraße 48, 24118 Kiel

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2018

Rosa Luxemburg Stiftung

Regionalbüro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5 / 24103 Kiel

Ulrich Schippels

Tel.: 0431 260 70 43

E-Mail: schippels@rosalux.de

Internet: www.sh.rosalux.de
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INSZENIERUNG/073: Hamburg - Ein Abend über Jean Seberg, St. Pauli Theater 5.2.2018


Ein Abend über Jean Seberg.

am Mo 5.2. 19:30 Uhr im St. Pauli Theater

Sehnsuchtsmädchen - auf den Spuren von Jean Seberg

Ein musikalisch-szenisches Porträt von Dania Hohmann und Anneke Schwabe



Sie war ein Idol des Kinos der 50er und 60er Jahre wie Marylin Monroe
oder Romy Schneider. Ihre Karriere begann sie als Siebzehnjährige, als
sie der Hollywood-Regisseur Otto Preminger für die Rolle der Jeanne
d'Arc in seiner Filmadaption des Stückes von George Bernhard Shaw
auswählte. Mit "Bonjour Tristesse" und Godards "Außer Atem" wurde sie
das Gesicht der Nouvelle Vague und gleichzeitig eine Stilikone. Seberg
verkörperte einen völlig neuen selbstbewußten Frauentyp.

Als sie sich für die amerikanische Bürgerrechtsbewegung zu
interessieren begann, sich gegen den Vietnam-Krieg engagierte und mit
der Black Panther-Bewegung sympathisierte, die sie eine Zeit lang mehr
als nur finanziell unterstützte, wurde sie, die aus einer gut
behüteten bürgerlichen Familie des mittleres Westens stammte, in den
USA zur Staatsfeindin und geriet in das Visier des FBI, das eine
regelrechte Schmutzkampagne gegen sie inszenierte, um ihre Karriere zu
zerstören.

Die Umstände ihres Todes sind bis heute ungeklärt. Anfang September
1979 wurde sie, nur mit einer Decke bekleidet, mit fast 8% Alkohol im
Blut, tot in einem Auto in Paris gefunden. Sie, die jede Nacktszene
in einem Film verweigert hatte. Und noch immer halten sich Gerüchte,
daß das FBI bei ihrem Tod die Hand im Spiel hatte.

Trotz ihres ausschweifenden und gefährdeten Lebens steht sie bis heute
für ein anderes offeneres Amerika, als das der konservativen, weißen
Mittelschicht, die das Bild des Landes bis in die 70er Jahre prägte
und das gerade seine häßliche Wiederauferstehung feiert.

Dania Hohmann und Anneke Schwabe machen sich auf die Spurensuche und
entwerfen aus Interviews, Briefen, FBI-Akten und Songs des Zeit, von
Juliette Greco, und vor allem Nina Simone, die mit ihrer privaten
Geschichte und ihren Texten wie eine Seelenverwandte Sebergs
erscheint, ein musikalisch-szenisches Portrait dieser ungewöhnlichen
Frau.

Regie: Dania Hohmann

Bühne: Georg und Paul

Kostüme: Susann Günther

Dramaturgie: Ulrich Waller

Musikarrangements: Manuel Weber

am Mo 5.2. 19:30 Uhr im St.Pauli Theater

"Anneke Schwabe, wunderbar zerbrechlich und zart wie furchtbar
aufgebracht, baut zusammen mit ihrer Regisseurin Dania Hohmann aus den
Fakten ein Personengerüst auf, aus den Liedern eine Seele. Ein
bewegendes Porträt." (Recklinghäuser Zeitung)

 * 

Quelle:

Ida Ehre Kulturverein e.V.

Postfach 201555 - D-20205 Hamburg

Internet: www.ida-ehre-kulturverein.de
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SCHAUSPIEL/1135: Lübeck - "Die Brüder Karamasow" am 1. März 2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

"Die Brüder Karamasow" nach dem Roman von Fjodor Dostojewskij



Auseinandersetzung mit Schuld, Ethik und Religion, fulminantes
Familienepos und packender Kriminalroman-Fjodor Dostojewskijs
letzter großer Roman zeigt nochmal seine
Vielschichtigkeit, seine großartige Meisterschaft im Erzählen und
seine Lust an feinverästelten psychologischen Verwicklungen: Die
drei Brüder Dimitrij, Iwan und Aljoscha könnten unterschiedlicher
nicht sein. Aljoscha, der Mönch, ist geprägt von einem tiefen
Glauben und Liebe zu seinen Mitmenschen, von Mitleid und
Barmherzigkeit. Iwan, der Intellektuelle, stellt sich die
existentiellen Sinnfragen, ist ein großer Zweifler und sucht
die Welt mit seinem kalten Verstand zu ergründen. Dimitrij, der
Lebemann, Trinker und Raufbold, ist impulsiv, unbedacht,
ausschweifend und von einem kolossalen Hass gegen seinen habgierigen
und genusssüchtigen Vater Fjodor Karamasow getrieben. Er fühlt sich
von diesem um sein mütterliches Erbe betrogen und konkurriert mit
ihm um die gleiche Frau. Ihr Objekt der Begierde ist die schöne
Gruschenka, die zunächst mit Vater wie Sohn gleichermaßen spielt.
Brennend vor Eifersucht wünscht sich Dimitrij den Tod Fjodors
herbei und verkündet dies auch lauthals. Kurz danach wird sein Vater
 tatsächlich tot aufgefunden und der Verdacht fällt sofort auf
Dimitrij - doch ist er wirklich der Mörder? Fjodor Dostojewskij
richtet in seinem Roman den Blick in die Abgründe der Seele:
Liebe, Hass, Eifersucht, Mitleid, Gier, Neid und Bosheit- in seinem
gewaltigen Werk versteht er es nicht nur, formvollendet die
verschiedenen Erzählstränge zu einem Ganzen zu verweben, er
ist auch ein hervorragender Schilderer von tragischen Konflikten.

Schuld und Gerechtigkeit, Selbstaufopferung und kaltblütiger 
Egoismus-Schauspieldirektor Pit Holzwarth, der zuletzt mit der Hommage an
die Comedian Harmonists und seiner Inszenierung von »Der Kaufmann
von Venedig« seine enorme Vielschichtigkeit unter Beweis stellten
konnte, wird sich nun mit der inneren Zerrissenheit von Dostojewskijs
Helden - und zum Jubiläum »500 Jahre Reformation« mit Fragen nach
Religion, Ethik und der Suche nach einem Sinn im Leben - auseinandersetzen.

Inszenierung P. Holzwarth Ausstattung W. Brenner Musik W. Daum Video
K. Spuida-Jabbouti

Mit S. Höhne, A. Mann, S. Pfennigstorf; R. Brandt, J. Byl, M.
Hermann, A. Hutzel, H. Sembritzki, J. D. Talinski

Termin: 01/03, 19.30 Uhr

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 27. Dezember 2017

Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Pressestelle Julia Voije

Tel. 0451 / 70 88 -153, Fax 0451 / 70 88 -210

E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

Internet: www.theaterluebeck.de
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SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/350: Kiel - "Herzsprung" vom 1. bis 24. März 2018


Herzsprung 

Komödie von Ildikó von Kürthy im Kieler Theater DIE KOMÖDIANTEN



Vielleicht hätte sie die Nachricht auf Philipps Mailbox nicht abhören
sollen. Nun aber kann Amelie "Puppe" Sturm nicht mehr anders: Sie
stürzt sich aus ihrem goldenen Liebesnest. Bittere Eifersucht und süße
Rachegedanken treiben sie zu planlosen Ablenkungsmanövern und
schnellem Sex. Doch sie erlebt heiße Überraschungen und irrwitzig
komische Enttäuschungen. Und ahnt nicht, in was für ein glamouröses
Finale sie stolpern wird.

Nach dem überragenden Erfolg als Cora Hübsch in "Mondscheintarif"
spielt Sina Schulz in "Herzsprung" mit Charme und Ironie ein neues
Solo nach einem Roman von Ildikó von Kürthy.

Bühnenfassung und Regie: Christoph Munk

Die Autorin: Ildikó von Kürthy ist freie Journalistin und lebt in
Hamburg. Ihre Bestseller wurden mehr als fünf Millionen Mal gekauft
und in 21 Sprachen übersetzt.

Termine im März:

DO + FR + SA am 1., 2., 3. / 8., 9., 10. / 15., 16., 17. / 22., 23.,
24. um 20 Uhr

Kartenpreise: 22 Euro, ermäßigt 12 Euro

Kartenreservierung: Telefonisch: 0431 / 55 34 01

Online: www.komoedianten.com

Kartenvorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Januar 2018

Herausgeber: Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: +49 (431) 55 34 01, Telefax: +49 (431) 971 99 42

Abendkasse: +49 (431) 55 34 01

Internet: www.komoediantentheater.de

E-Mail: info@komoediantentheater.de
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TIERVERSUCH/746: Weltkongress "Multi-Organchips statt Tierversuche" (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 4/2017

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Weltkongress

"Multi-Organchips statt Tierversuche"

von Dr. Christiane Hohensee und Carolin Spicher



Im August fand der 10. internationale Kongress über Alternativen zu
Tierversuchen und Tiereinsatz in der biomedizinischen Forschung in
Seattle (USA) statt. Dr. Christiane Hohensee und Carolin Spicher
informierten sich dort für den Bundesverband über die neuesten
Entwicklungen auf dem Gebiet der tierversuchsfreien Forschung.


Der Weltkongress findet alle drei Jahre statt und ist zusammen
mit dem EUSAAT-Kongress(1) in Linz das bedeutendste wissenschaftliche
Treffen zur Entwicklung tierversuchsfreier Verfahren. Der diesjährige
Kongress stand unter dem Motto "die 3R in Aktion", um auf die
bedeutendsten Innovationen im Bereich des Ersatzes, der Reduktion und
der Verfeinerung von Tierversuchen aufmerksam zu machen. Neben den
Fortschritten bei den in-vitro-Methoden zur Inhalations- und
Reproduktions-Toxizität waren besonders die Validierungsstudien mit
Multi-Organchips von Interesse.


Hautreizung und Allergiepotenzial

In-vitro-Modelle zur Untersuchung von hautreizenden Substanzen und
allergischen Reaktionen sind inzwischen nicht nur in Europa Teil
behördlich zugelassener abgestufter Testsysteme. Unter den vielen
vorgestellten Neuentwicklungen in diesem Bereich stach ein neuer
Zellmigrationstest von EpiSkin mit humanen Augenhornhautzellen
besonders heraus. Er beinhaltet Immunzellen, deren Wanderung auf
Entzündungsprozesse schließen lässt. Auch die Industrie arbeitet an
neuen Verfahren. BASF stellte beispielsweise eine verbesserte Methode
zur Vorhersage der Stärke allergischer Stoffe vor.


Vielversprechend: Organ-on-a-Chip Technologie

Ein sehr vielversprechender Forschungsbereich ist die Multi
Organ-on-a-Chip-Technologie. Sie kann dazu beitragen, in Zukunft
unzählige Tierversuche in der Giftigkeits- und Medikamentenprüfung
abzuschaffen. Sie kann außerdem für die Entwicklung von menschlichen
Krankheitsmodellen genutzt werden. Damit könnten Krankheitsmechanismen
an einem organismusähnlichen menschlichen System irgendwann einmal
gänzlich ohne Tierleid erforscht werden. Hierzu wurden Ergebnisse aus
einer Vielzahl an Studienkooperationen zwischen Universitäten und der
kosmetischen Industrie präsentiert. Ergebnisse aus einer Studie mit
einem 2-Organ-Chip, bestehend beispielsweise aus Haut und Leber,
zeigten die Leistungsfähigkeit der neuen Technologie vergleichbar mit
Tests an Tieren. Beeindruckend waren zudem systemische Untersuchungen
mit einem 4-Organ-Chip (Herzmuskel, Skelettmuskel, Nerven und Leber).


Viel zu tun: Inhalationstoxizität

Für den Bereich der Lungenmodelle stellte das Schweizer Unternehmen
Epithelix ein neues System vor, das den gesamten menschlichen
Atmungsapparat von der Nase bis in die tiefen Lungenschichten in-vitro
abbildet. Ein deutsch-luxemburgisches Forscherteam präsentierte zudem
ein sehr interessantes humanes Lungenzellmodell mit integrierten
Immunzellen. Dieses könnte bald dazu beitragen, akute
Inhalationsstudien am Tier zu ersetzen. Mit dem Modell lassen sich
lungenreizende von allergisch wirkenden Stoffen unterscheiden. Doch
diese Innovationen dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, dass noch viel
passieren muss, bevor der Tierversuch im Bereich der
Inhalationstoxizität beendet wird. Denn hier sind sowohl lokale als
auch systemische Untersuchungen erforderlich. Um systematischer
anzusetzen, soll nun u.a. eine Datenbank mit bereits vorhandenen
akuten systemischen Toxizitätsdaten aufgebaut werden.


Risiken für zukünftige Generationen

Um die Auswirkungen von Umweltchemikalien auf die Nachkommen zu
untersuchen, nutzen Wissenschaftler der amerikanischen Umweltbehörde
EPA bereits verschiedene in-vitro-Assays und
Computervorhersageprogramme. Hier wurden Fortschritte mit Modellen
erzielt, die in der Lage sind, die Gefäßentwicklung, frühe
Nierenentwicklung und beispielsweise die Gaumenbildung zu simulieren.
Das Ziel dieser Forschung ist die Entwicklung eines virtuellen
Embryos.


Globale Standardisierung

Kritisch ist derzeit noch die Vergleichbarkeit der Ergebnisse von
neuen Methoden aus weltweit verteilten Labors und
Forschungseinrichtungen untereinander. Zur Lösung dieser
Schwierigkeiten wurde auf dem Kongress auch das Netzwerk von
Validierungs-Laboratorien EU-NETVAL vorgestellt, das den Auftrag hat,
neue Methoden unabhängig und standardisiert zu überprüfen und zu
bewerten. Das EU-NETVAL umfasst momentan 37 zertifizierte Labore und
unterstützt ECVAM (European Centre for the Validation of Alternative
Methods) bei seinen Validierungsstudien zu tierversuchsfreien
Verfahren.


Versuchsanträge konsequenter ablehnen

Ein heiß diskutiertes Thema auf dem Kongress war die Notwendigkeit
einer strengen Kosten-Nutzen-Analyse bei der Planung und Genehmigung
von Tierversuchsvorhaben, die derzeit zwar weitgehend vorgesehen ist
(EU Richtlinie 2010/63), aber praktisch nicht umgesetzt wird.
Allgemeiner Konsens ist nach wie vor, dass die ethische Abwägung in
der Planung von Forschungsvorhaben einen viel höheren Stellenwert
einnehmen sollte und Versuchsanträge weitaus kritischer bewertet
werden müssen. Deutlich wurde dabei, dass es schwierig ist, den
möglichen Nutzen von Tierversuchen - vor allem in der
Grundlagenforschung - den klar zu erwartenden Schäden gegenüber zu
stellen. Viele Stimmen forderten deshalb, häufiger im Sinne der Tiere
zu entscheiden und Versuchsanträge konsequenter abzulehnen. In diesem
Sinne wurde auch gefordert, schwer belastende Versuche ohne Ausnahmen
zu verbieten.


Qualität der Forschung verbessern

Als Messlatte der Qualität heutiger Forschung erfreuen sich sogenannte
Systematic Reviews immer größerer Beliebtheit. In solchen Analysen
werden vergangene Studien zu bestimmten Themen systematisch bewertet
und verglichen. Einige solcher Analysen wurden auf dem Kongress
vorgestellt und die Ergebnisse zu Tierversuchen waren eigentlich immer
die gleichen: Schlechtes Studiendesign und mangelnde Angaben der
Methodik, vor allem zu Schmerz- und Betäubungsmitteln. Dies sind die
Hauptfaktoren, die die Aussagekraft der Ergebnisse in Frage stellen.
Zudem sind Forscher schlichtweg schlecht informiert, was Alternativen
angeht oder wissen nicht, wie sie sich darüber informieren können.


Fazit: Wille für Systemwechsel spürbar

Insgesamt war der Weltkongress eine wissenschaftlich hoch interessante
Veranstaltung, auf der viele Kontakte geknüpft werden konnten und der
globale Wille, gemeinsam ein Ende von Tierversuchen einzuleiten,
spürbar war. Die technischen Innovationen für einen Ersatz der
üblichen Methodik werden immer mehr und besser. Um einen Systemwandel
voran zu treiben, muss jedoch die Ethik in der Wissenschaft weiter an
Bedeutung gewinnen. Dadurch gewinnen die Tiere und der Mensch, denn
dies steigert auch die Qualität der Forschung.



(1) EUSAAT (European Society for Alternatives to Animal Testing)

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 4/2017, S. 18-19

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de

 

tierrechte erscheint viermal jährlich.

Der Verkaufspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.
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ATOM/1277: BUND Naturschutz warnt vor Gefahren der atomaren Zwischenlagerung in Bayern (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 30. Januar 2018

BUND Naturschutz warnt vor Gefahren der atomaren Zwischenlagerung
in Bayern 

Studie des BUND zeigt auf: Lagerung von Atommüll in Bayern ist nicht
sicher gegen Flugzeugabsturz oder Terrorangriffe



Castoren mit hochradioaktivem Atommüll lagern in den atomaren
Zwischenlagern in Bayern an den Standorten Isar bei Landshut,
Gundremmingen zwischen Günzburg und Dillingen an der Donau, und
Grafenrheinfeld bei Schweinfurt. Eine nachhaltige und gesellschaftlich
akzeptierte Lösung für eine sogenannte Endlagerung ist nicht in Sicht,
und wenn, dann erst wohl weit in der zweiten Hälfte dieses
Jahrhunderts - trotz vielfältiger Bemühungen von Politik und
Zivilgesellschaft. Mit dem beschlossenen Atomausstieg von 2011 wird
leider erst in 2021 der Atomreaktor C in Gundremmingen und erst in
2022 der Atomreaktor Isar 2 aus dem elektrischen Leistungsbetrieb
genommen, obwohl eine sofortige Abschaltung möglich und auch
erforderlich wäre. Aber - die immensen Gefahren der atomaren
Zwischenlagerung in Bayern bleiben noch lange bestehen. Eine Studie
des BUND e.V. zeigt auf, dass die derzeitigen atomaren Zwischenlager
nicht sicher sind gegen Flugzeugabsturz oder terroristische Anschläge.
Das Problem: Die Bayerische Staatsregierung scheint unwillig, deren
Sicherheit real und technisch zu verbessern. Hier setzt die Kritik des
BUND Naturschutz in Bayern, e.V. an: Sicherheit entsteht eben nicht
durch formale Genehmigungen sondern vor allem auch durch technische
Maßnahmen - und hier fehlt es am Willen der Bayerischen
Staatregierung.

"Die Bayerische Staatsregierung hatte an uns herangetragen, dass mit
der Wiederaufbereitung des Atommülls ein Konzept vorläge um diesen zu
reduzieren. Wir müssen nun feststellen, der Atommüll kommt - in
anderer Form - zurück. Ministerpräsident Horst Seehofer führt
Geheimgespräche mit der Bundesumweltministerin Barbara Hendricks und
sagt zu, Atommüll aus der Wiederaufbereitungsanlage Sellafield nach
Landshut zurückzunehmen. Ja - Bayern muss sich seiner Verantwortung
für den in Bayern produzierten Atommüll stellen. Aber Castoren mit
hochradioaktiven Glaskokillen haben bis heute keine Genehmigung für
das atomare Zwischenlager in Ohu. Wir fordern ein neues öffentliches
Genehmigungsverfahren, das die im Raum stehenden Fragen transparent
klärt", so Kathy Mühlebach-Sturm, Vorsitzende der Kreisgruppe Landshut
des BUND Naturschutz in Bayern e.V. und Mitglied im Landesvorstand.

"In den atomaren Zwischenlagern in Bayern lagern gigantische Mengen an
radioaktivem Material, am Standort Isar z.B. die zig-fache Menge
dessen, was bei der atomaren Katastrophe von Tschernobyl in 1986
freigesetzt wurde. Die traurige Realität ist, dass wir zwar in einem
zweiten Anlauf in 2011 den Atomausstieg politisch errungen haben und
als letztes Atomkraftwerk Ende 2022 der Reaktor Isar 2 aus dem
elektrischen Leistungsbetrieb genommen wird, aber dass bis dahin eine
weitere gigantische Menge radioaktiver Materialien produziert wird.
Dieser hochradioaktive Atommüll wird weit über die genehmigte Zeit
hinaus vor Ort bleiben und wir haben gute Gründe an der Sicherheit der
atomaren Zwischenlager über so einen langen Zeitraum zu zweifeln!"
kritisiert Edo Günther, Sprecher des Bundesarbeitskreises Atomenergie
und Strahlenschutz im BUND e.V. und Vorsitzender der Kreisgruppe
Schweinfurt des BUND Naturschutz in Bayern e.V.

"Die atomaren Zwischenlager wurden nach dem ersten
Atomausstiegsbeschluss ab 2000 gebaut. Trotz Klagen des BUND konnte
dies nicht verhindert werden! Die tödliche atomare Gefahr wird
Jahrzehnte länger vor unserer Haustür verbleiben als damals bei der
Genehmigung vorgesehen. Eine aktuelle Studie des BUND e.V. zeigt nun
auf, dass es bereits heute erschreckende Sicherungslücken gibt. Der
Standort Isar bei Landshut beispielweise liegt in der Einflugschneise
zum Großflughafen München. Die derzeitige Form der Lagerung, deren
Genehmigung in 2046 ausläuft, schützt uns weder ausreichend vor einem
Flugzeugabsturz noch vor Terrorangriffen. Auf der Basis unserer Studie
fordern wir daher die Bayerische Staatsregierung auf, ein neues
Konzept für Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherung vor Ort zu
entwickeln", so Günther weiter.

Wie die Bundesregierung und der Freistaat Bayern mit dem Atommüll
umgehen, erzeugt wenig Vertrauen in die Zusage eines neuen,
transparenten und partizipativen Suchvorgangs für ein
Atommüll-Endlager. Glaubhaft wäre, wenn sich die betroffenen
Bürgerinnen und
Bürger vor Ort bei laufenden Verfahren und Problemen auf Transparenz
und Mitbestimmungsrechte verlassen könnten! Die oberirdischen Lager
haben Sicherheitsdefizite und werden deutlich länger in Betrieb sein
als ursprünglich genehmigt. Eine Strategie für die erforderlichen,
periodischen Sicherheitsprüfungen ist nicht vorhanden. Das bringt neue
Risiken mit sich. Diese Risiken werden von der Bayerischen
Landesregierung vollständig ignoriert. Eine öffentliche Debatte über
diese wachsenden Risiken findet in Bayern nicht statt. Stattdessen
wird sie verhindert und die Probleme werden verheimlicht. Bereits im
kommenden Jahr wird die Zwischenlagerung vollständig in die staatliche
Verantwortung übertragen.

"Laut Richtlinie 2011/70/Euratom des Rates "über einen
Gemeinschaftsrahmen für die verantwortungsvolle und sichere Entsorgung
abgebrannter Brennelemente und radioaktiver Abfälle" sind die
Mitglieder der Europäischen Union verpflichtet, nationale Programme
für die Entsorgung ihrer abgebrannten Brennelemente und radioaktiven
Abfälle zu erstellen. Diese Programme müssen alle Stufen der
Entsorgung umfassen. Ziel ist die sichere und verantwortungsvolle
Entsorgung zum Schutz von Arbeitskräften und Bevölkerung vor
ionisierender Strahlung. Künftigen Generationen sollen keine
unangemessenen Lasten aufgebürdet werden. Um eine ausreichende
Sicherheit zu gewährleisten, muss das deutsche Zwischenlagerkonzept
neu bewertet werden. In der BUND-Studie werden die existierenden
Probleme der Zwischenlagerung von abgebrannten Brennelementen und
hochradioaktiven Abfällen aus der Wiederaufarbeitung diskutiert, vor
allem auch die notwendige Verlängerung der Zwischenlagerung und die
aus der Verlängerung resultierenden Gefahren. Beunruhigend ist zudem
der unzureichende Schutz gegen potenzielle Terroranschläge", erläutert
Oda Becker, Diplom Physikerin, Autorin der Sicherheitsstudie des BUND
e.V.

Der BUND Naturschutz in Bayern, e.V. fordert, dass die Menschen an den
Zwischenlager-Standorten in Landshut, in Günzburg und Dillingen und in
Schweinfurt an einem breiten öffentlichen Prozess, wie es mit den
Zwischenlagern weitergehen soll und welche Nachrüstungen zur
Sicherheit von Mensch und Natur zwingend erforderlich sind, beteiligt
werden.



Link zur Studie des BUND e.V.

https://www.bund-naturschutz.de/energie/atompolitik.html
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FORSCHUNG/1426: Rostocker Forscherin mahnt, Bienen sind auf der ganzen Welt bedroht (Uni Rostock)


Universität Rostock - 31. Januar 2018

Rostocker Forscherin mahnt: Bienen sind auf der ganzen Welt
bedroht



"Bienen sind weltweit die wichtigsten Bestäuber. Die Ernteerträge
vieler Nahrungspflanzen hängen von ihnen ab", sagt die Botanikerin und
Pflanzenökologin Dr. Katharina Stein. Die 35-jährige Forscherin, die
in Leipzig Biologie studierte und in Halle promovierte, arbeitet am
Lehrstuhl für Allgemeine und Spezielle Botanik der Universität
Rostock, den Professor Stefan Porembski leitet. Der ist international
unter anderem für seine überragende Artenkenntnis bekannt.
Katharina Stein, die sich für die Funktionalität von Ökosystemen
interessiert, hat in ihrem Spezialgebiet der Bestäubungsökologie vier
Jahre lang in West-Afrika zur Bestäubungsleistung von Bienen für die
Ernteerträge von Baumwolle und Sesam geforscht.

"Das Land gehört zu
den ärmsten der Welt bei gleichzeitig raschem Bevölkerungswachstum",
sagt die Wissenschaftlerin. Deshalb würden natürliche Lebensräume für
die Expansion landwirtschaftlicher Flächen geopfert. Im Übrigen zeige
sich der Klimawandel in Westafrika am deutlichsten. "Unsere Studien
haben ergeben, dass eine bestimmte Wildbienen-Art zusammen mit
Honigbienen die effektivsten Bestäuber von Baumwolle und Sesam sind".
Mit Bienenbestäubung könne die Ernte um bis zu 60 Prozent gesteigert
werden, verweist Katharina Stein auf ihre Versuche in Westafrika. "Ein
Verlust der Bienen würde dort Ernteverluste von 37 Prozent bei
Baumwolle und 59 Prozent bei Sesam zur Folge haben."

Weiterhin ergab
die Studie, die Dr. Stein und Kollegen in der international
renommierten Fachzeitschrift "Scientific Reports" im Dezember letzten
Jahres publiziert haben, dass ein Verlust der Bienen ebenfalls die
Qualität der Ernte, sowie des Saatgutes vermindert. Zusammen mit
Professor Eduard Linsenmair von der Universität Würzburg und Kollegen
von der Elfenbeinküste wurde eine umfangreiche und einmalige
Referenz-Sammlung westafrikanischer Bienen angelegt, die seitdem der
Lehre und Forschung dient.

"Die globale Bestäuber-Krise betrifft alle Länder dieser Welt", betont
Katharina Stein. Sie warnt eindringlich vor dem Aussterben der
fleißigen Insekten. Diese liefern nicht nur Honig, sondern bestäuben
rund 90 Prozent aller Blütenpflanzen. "Weltweit gibt es etwa 20.000
Bienenarten, in Deutschland rund 600 - also nicht nur die Honigbiene,
sondern Wildbienen, an die kaum jemand denkt. Es gibt Studien, die
besagen, dass Wildbienen effektivere Bestäuber sind, als die
Honigbiene", erläutert die Forscherin.

Doch die Bienen sind in Gefahr. Sie finden bei aufgeräumter Landschaft
kaum Nahrung. Stattdessen könnten viele Umweltgifte und neue
Krankheiten zu ihrem Aussterben führen. "Ob in der Wüste, in den
Tropen oder im Norden, die Bienen sind auf der ganzen Welt bedroht",
mahnt Katharina Stein. Das könnte für die Menschheit dramatische
Folgen haben. 351 Milliarden US-Dollar beträgt der ermittelte
ökonomische Wert der Bestäubungsleistung der Nahrungspflanzen. Fiele
die Bestäubung durch die Bienen aus, drohten in Deutschland Verluste
von 25 bis 60 US-Dollar pro Hektar landwirtschaftlicher Fläche.

Text: Wolfgang Thiel
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LUFT/590: Deutsche Umwelthilfe widerspricht Hendricks - mehr als 300 Gemeinden mit NO2 belastet (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 1. Februar 2018

Deutsche Umwelthilfe widerspricht Hendricks: Statt 70 sind mehr als
300 Gemeinden mit dem Dieselabgasgift NO2 belastet

In nur 146 von 11.092 Städten und Gemeinden unterhalten die Behörden
offizielle Messstationen für Stickstoffdioxid - Heutige UBA-Analyse
der NO2-Belastung belegt: Diesel-Fahrverbote sind unvermeidbar - Heute
startet die auf einen Monat angelegte Messaktion "Decke auf, wo Atmen
krank macht" mit ca. 580 Stationen - DUH fordert Koalitionäre dazu
auf, eine technische Nachrüstung für alle 9 Millionen Diesel-Pkw der
Abgasstufe Euro 5+6 auf Kosten der Dieselkonzerne zu vereinbaren



Berlin, 1.2.2018: Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) startet heute am 1.
Februar 2018 mit insgesamt 580 Messstationen die bundesweit größte
Messaktion für das Dieselabgasgift Stickstoffdioxid (NO2). Die Umwelt-
und Verbraucherschutzorganisation möchte mit der Messaktion, zu der
sie über 1.700 Vorschläge für bisher nicht beachtete Hot Spots der
Luftverschmutzung erhalten hat, darauf aufmerksam machen, dass die für
die Luftreinhaltung zuständigen Behörden in 99 Prozent der
bundesdeutschen 11.092 Städte und Gemeinden schlichtweg nicht messen.

Von den 535 offiziellen Messstellen des Umweltbundesamtes sind nur 247
verkehrsnah - und diese verteilen sich auf lediglich 146 Städte. In
nur etwas mehr als einem Prozent der 11.092 Städte und Gemeinden gibt
es somit verkehrsnahe Messstationen zur korrekten Ermittlung der
NO2-Belastung.

"Bundesumweltministerin Hendricks liegt falsch, wenn sie davon
spricht, dass nur 70 Städte in Deutschland ein Problem mit dem
Dieselabgasgift NO2 haben. Wir messen seit heute für einen Monat an
580 Orten nach, vor allem dort, wo der Staat trotz hoher Luftbelastung
aktiv wegschaut. Wir gehen davon aus, dass mehr als 300 Städte und
Gemeinden eine zu hohe Belastung mit NO2 aufweisen", sagt Jürgen
Resch, Bundesgeschäftsführer der DUH. Richtwert ist der EU
Jahresmittelgrenzwert für NO2 von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter.

Jedes Jahr sind alleine in Deutschland über 12.860 vorzeitige
Todesfälle auf die Belastung der Luft mit dem Dieselabgasgift NO2
zurückzuführen. Das sind viermal mehr, als durch Verkehrsunfälle ums
Leben kommen.

"Die heute vom Umweltbundesamt veröffentlichten vorläufigen Messdaten
zur Stickstoffdioxidbelastung in 2017 zeigen nur einen geringen
Rückgang der NO2-Belastung. Jede zweite verkehrsnahe Messstelle zeigt
eine Überschreitung des aktuell geltenden Jahresmittelgrenzwerts. Im
vergangenen Jahr half zudem der Wettergott: Es gab nur wenige Tage mit
austauscharmen Inversionswetterlagen. Unter diesen begünstigenden
Rahmenbedingungen ist eine durchschnittliche Verbesserung der
Belastungswerte von nur zwei Mikrogramm enttäuschend", so Resch
weiter. "Die UBA-Analyse der NO2-Belastung in 2017 belegt:
Diesel-Fahrverbote sind in den hoch belasteten Städten unvermeidbar",
so das Fazit des Bundesgeschäftsführers.

Mit Spannung erwartet die DUH die Ergebnisse der
Koalitionsverhandlungen für "Saubere Luft in unseren Städten". Drei
Wochen vor dem Grundsatzentscheid des Bundesverwaltungsgerichts in
Leipzig und eine Woche nach Aufdeckung der widerwärtigen Tier- und
Menschenversuche von BMW, Daimler und Volkswagen, fordert die DUH eine
klare Aussage im Koalitionsvertrag, dass die 9 Millionen Diesel-Pkw
der Abgasstufe Euro 5+6 allesamt eine neue Abgasreinigung auf Kosten
der für den Abgasbetrug verantwortlichen Autokonzerne erhalten.



Mehr Information zur Messaktion "Decke auf, wo Atmen krank macht!"


http://www.duh.de/abgasalarm/

 * 
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LUFT/589: Rückgang der Stickstoffdioxidbelastung reicht noch nicht aus (UBA)


Umweltbundesamt - Presse-Information vom 3. Februar 2018

Luftqualität 2017: Rückgang der Stickstoffdioxidbelastung reicht
noch nicht aus

Grenzwertüberschreitungen in rund 70 Kommunen - Diesel-Nachrüstung mit
Katalysatoren nötig



Die Belastung der Luft mit Stickstoffdioxid (NO2) ist 2017 im
Vergleich zum Vorjahr zurückgegangen. Die Zahl der Kommunen mit
Grenzwertüberschreitungen nahm nach erster Schätzung von 90 auf 70 ab.
Das zeigt die Auswertung der vorläufigen Messdaten der Länder und des
Umweltbundesamtes (UBA). Dennoch: An rund 46 Prozent der verkehrsnahen
Messstationen wurde der Grenzwert von 40 µg/m³ im Jahresmittel
überschritten, an zwei Drittel dieser Stationen mit Werten von mehr
als 45 µg/m3 sogar deutlich.

"Die Entwicklung geht in die richtige Richtung. Wir sind aber noch
längst nicht am Ziel. Immer noch liegen viele Städte deutlich über dem
seit 2010 einzuhaltenden Grenzwert, viele Einwohner sind also weiter
zu viel gesundheitsschädlichem Stickstoffdioxid ausgesetzt. Schuld
sind vor allem die Diesel-Autos mit hohen Realemissionen, die oftmals
erst in den vergangen Jahren zugelassen wurden und in den Städten
unterwegs sind", sagte Maria Krautzberger, Präsidentin des UBA. "Wie
vom Umweltbundesamt im Sommer 2017 geschätzt, werden die Maßnahmen des
Diesel-Gipfels mit Software-Updates und Umtauschprämien nicht
ausreichen, um die Luft in den Städten so zu verbessern, dass die
Grenzwerte überall eingehalten werden. Wir brauchen dringend die
Hardware-Nachrüstung der Autos und leichten Nutzfahrzeuge. Nur so
können wir die Gesundheitsbelastungen durch Stickstoffoxide schnell
und vor allem dauerhaft senken."

Den Rückgang der mittleren Stickstoffdioxidbelastung an verkehrsnahen
Messstationen im Jahr 2017 um zirka zwei Mikrogramm pro Kubikmeter im
Jahresmittel wertet das UBA als Indiz dafür, dass die durch die
Dieseldebatte angestoßenen Maßnahmen in den Städten anfangen zu
wirken. So wurden beispielsweise örtlich Tempolimits eingeführt sowie
durch Straßenverengung der Verkehr reduziert, es wurden öffentliche
Verkehre gefördert und Busse nachgerüstet. Bundesweit wurden Autos mit
hohen Realemissionen durch Software-Updates hinsichtlich ihrer 
NOx-Emission leicht verbessert. Außerdem erneuerte und veränderte sich 
die Fahrzeugflotte hin zu weniger Dieseln: Das Kraftfahrbundesamt (KBA)
zeigt in seinen Neuzulassungszahlen 2017 eine Verschiebung hin zu
benzinbetriebenen PKW. Ihr Anteil steigt um über elf Prozent gegenüber
2016, Diesel verlieren über 15 Prozent.

Wie sich die einzelnen Maßnahmen jeweils auf die Luftqualität
auswirken, lässt sich mit den vorliegenden Daten derzeit nicht exakt
bestimmen. Die NO2-Messdaten und deren Rückgang bestätigen allerdings,
dass Software-Updates und der Rückkauf alter Diesel-PKW
(Umtauschprämie) nur ein begrenztes Minderungspotential aufweisen.
Nach Berechnungen des UBA könnte die NO2-Luftbelastung durch die
beiden Maßnahmen maximal zwischen zwei und fünf Mikrogramm pro
Kubikmeter Luft sinken. Wichtig: Beide Maßnahmen wirken erst seit Ende
2017.

In der vorläufigen Jahresauswertung "Luftqualität 2017" betrachtet das
UBA neben Stickstoffdioxid auch Feinstaub und Ozon.

Feinstaub (PM10): Die Feinstaubbelastung war 2017 im Vergleich zum
Zeitraum 2005 bis 2016 geringer. Außer zu Beginn des Jahres blieben
besonders feinstaubbegünstigende Wetterlagen aus. 2017 gehörte mit den
beiden Vorjahren zu den am geringsten mit Feinstaub belasteten Jahren.
Nur an der verkehrsnahen Messstation am Stuttgarter Neckartor wurde
mit 45 Tagen erneut der Grenzwert überschritten (PM10-Tagesmittelwerte
über 50 µg/m³ an mehr als 35 Tagen im Jahr). Allerdings sollen laut
Weltgesundheitsorganisation (WHO) die Werte an höchstens drei Tagen
pro Jahr über 50 µg/m³ liegen. Dieses Ziel überschreiten 87% aller
Messstationen in Deutschland. Zum Schutz der menschlichen Gesundheit
sollte nach Auffassung des UBA der von der WHO empfohlene Wert
eingehalten werden. Es bedarf also weiterer Anstrengungen von Bund,
Ländern und Kommunen, um das Gesundheitsrisiko durch Feinstaub weiter
zu verringern. Zukünftig ist es verstärkt notwendig, besonderes
Augenmerk auf die nicht-verbrennungsbedingten Partikelemissionen aus
dem Abrieb von Bremsscheiben, Kupplungen und Reifen zu legen.

Ozon: Die Ozonkonzentrationen waren 2017 im Vergleich zu den letzten
20 Jahren niedrig. Anders als der Hitzesommer 2015 war der Sommer 2017
eher wechselhaft und es traten keine lang anhaltenden
Schönwetterperioden auf, die die Ozonbildung hätten begünstigen
können. Dennoch kam es an 17 Prozent aller Messstationen zu Zielwert-
Überschreitungen (der maximale Ozon-8-Stunden-Wert eines Tages darf an
höchstens 25 Tagen pro Kalenderjahr - gemittelt über 3 Jahre - den
Wert von 120 µg/m3 überschreiten).



Tagesaktuelle Daten zur Luftqualität

https://www.umweltbundesamt.de/daten/luftbelastung/aktuelle-luftdaten

Themenseite Stickstoffoxide

https://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe/stickstoffoxide

Themenseite Feinstaub

https://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe/feinstaub

Themenseite Ozon

https://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe/ozon

Themenseite Luft

https://www.umweltbundesamt.de/themen/luft

Fragen und Antworten zum Diesel

https://www.umweltbundesamt.de/themen/9-fragen-antworten-diesel

Publikationen

Luftqualität 2017

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/luftqualitaet-2017

Dokumente

Städte mit NO2-Grenzwertüberschreitungen 2017

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/2546/dokumente/lq_2017_no2-ueberschreitungen_staedte.pdf

NO2: Vorläufige Werte der Messstationen 2017 (XLS)

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/2546/dokumente/no2_2017_und_2016.xlsx

Feinstaub: Vorläufige Werte der Messstationen 2017 (XLS)

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/2546/dokumente/pm10_2017.xlsx

PM 5-2018 (PDF)

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/2546/dokumente/pm_5-2018_luftqualitaet_2017.pdf
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AKTION/042: "Wir haben es satt" - Auch in Niederbayern! (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 30. Januar 2018

"Wir haben es satt" - Auch in Niederbayern!



Nach der großen bundesweiten "Wir haben es satt"-Demo am 20. Januar
in Berlin haben eine Woche später rund 2000 Bürger in Passau gegen
Massentierhaltung, Agrarfabriken und Glyphosat demonstriert. Unter dem
Motto "Wir haben es satt - auch in Niederbayern" traten sie für eine
Agrarwende hin zu einer bäuerlichen Landwirtschaft und fairen Preisen
ein.

Mit dabei waren neben vielen Aktiven des BUND Naturschutz auch Imker,
Biobauern und Kommunalpolitiker, unter anderen Passaus zweiter
Bürgermeister und Bezirksrat Urban Mangold. Die Demo fand zeitgleich
mit einem Besuch des designierten bayerischen Ministerpräsidenten
Markus Söder in Passau statt. Der Demonstrationszug führte vom
Klostergarten zum Passauer Berufsschulzentrum, wo sich der Minister
beim Jahresempfang der CSU aufhielt und ihm die Demonstranten eine
Resolution überreichten.

Karl Haberzettl, Kreisvorsitzender des BN Passau und Mitglied des
BN-Landesvorstands, sprach das das massive Insektensterben an und
forderte, den Einsatz von Pestiziden deutlich einzuschränken und
Glyphosat zu verbieten. In diesem Zusammenhang forderte Haberzettl
auch den Rücktritt von Bundeslandwirtschaftsminister Christian
Schmidt, der auf EU-Ebene in einem skandalösen Alleingang für eine
verlängerte Zulassung von Glyphosat gestimmt hatte.

Die Initiatoren der Demo sind mit der Demo vollauf zufrieden. Umwelt,
Natur, Mensch und Tier haben keine Zeit. Dem jahrzehntelangen "Weiter
so" hat die Demo auch in Niederbayern eine endgültige Absage erteilt.

Die Zwistigkeiten im Vorfeld der Demo zwischen Veranstaltern und
Bauernverband taten der Demo keinen Abbruch - im Gegenteil, sie
bereicherten sie. Jetzt ist ein Boden geschaffen, auf dem eine
fruchtbare Diskussion mit sinnvollen und zukunftsorientierten
Veränderungen folgen kann. Eine Rückkehr zur "bäuerlichen
Landwirtschaft" ohne Rückschritt, weg von chemiebelasteter
Agrarpolitik und tierunwürdiger Massentierhaltung, gegen
Insektensterben durch ein Verbot von Umweltgiften, weg von Gentechnik
und gentechnischem Einsatz von Sojaimporten aus Südamerika hin zu
Ressourcen schonendem Umgang aller Güter für den Erhalt unserer Umwelt
und Natur und damit unserer Heimat.
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RECHT/080: Schicksal der Mastanlage Groß Haßlow weiter in der Schwebe (NABU BB)


NABU Landesverband Brandenburg - Pressedienst Naturschutz aktuell,
26. Januar 2018

Schicksal der Mastanlage Groß Haßlow weiter in der Schwebe

Oberverwaltungsgericht hat noch Klärungsbedarf



Das Schicksal der beantragten riesigen Mastanlage in Groß Haßlow bei
Wittstock ist weiter in der Schwebe. 328 000 Hähnchen in 8 Ställen
sollen hier gehalten werden. Das Oberverwaltungsgericht (OVG)
Berlin-Brandenburg hat am 25.1.2018 über die Klage des NABU
Brandenburg
verhandelt. Nach mehrstündiger Verhandlung hat das OVG entschieden,
dass weiterer Aufklärungsbedarf besteht.

Gegenstand der gestrigen Verhandlung waren zunächst rechtliche Fragen,
in denen es vor allem darum ging, was seitens eines Umweltverbandes
gerichtlich geltend gemacht werden kann. Das beklagte Amt, das
Landesamt für Umwelt Brandenburg (LfU), sowie der Hühnermäster hatten
die Auffassung vertreten, dass die Klage des NABU unzulässig sei, weil
dieser gar nicht befugt sei, die Fristverlängerungsentscheidung der
Behörde gerichtlich überprüfen zu lassen.

Mit der Feststellung des Gerichts, das weiterer Aufklärungsbedarf
besteht, dürfte dessen Einschätzung verbunden sein, dass die Klage des
NABU als zulässig angesehen wird. Dies hatte auch schon das
Verwaltungsgericht Potsdam in erster Instanz festgestellt, und auch in
allen vorherigen Eilverfahren war die Klage als zulässig angesehen
worden.

Die Richter des OVG hatten auch bereits angedeutet, worin sie weiteren
Aufklärungsbedarf sehen. Es geht um die Auswirkungen des genehmigten
Anlagenbetriebs auf gesetzlich geschützte Biotope im Umfeld des
Anlagenstandortes.

Nach Einschätzung des Rechtsanwalts des NABU, Peter Kremer, ist das
Verfahren auf einem guten Weg. Es werde sich sehr plausibel zeigen
lassen, dass es zu Beeinträchtigungen gesetzlich geschützter Biotope
durch Stickstoffeinträge aus der Anlage kommen würde.

Der Vorsitzende des NABU Brandenburg, Friedhelm Schmitz-Jersch, ist
mit der gestrigen Verhandlung zufrieden. "Die Richter haben sich sehr
intensiv mit dem Fall auseinandergesetzt. Das Gericht wird nach
unserer Einschätzung grundlegend die Frage prüfen, ob eine solche
Anlage wegen ihrer Auswirkungen auf die Umwelt dort zulässig ist."

Die Sprecherin der Bürgerinitiative Wittstock Contra Industriehuhn,
Andrea Stelmecke, stellt fest, dass die Bürgerinitiative, die den NABU
in dem Klageverfahren unterstützt, den erforderlichen weiteren langen
Atem haben wird. "Wir werden den Kampf gegen die Anlage bis zum
Schluss durchhalten".

 * 
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STANDPUNKT/978: Fessenheim, Leibstadt, Beznau... (BUND RVSO)


BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

An die Medien, 24. Januar 2018

Fessenheim, Leibstadt, Beznau: Aus Kataströphchenschutz wird (viel
zu langsam) Katastrophenschutz



Das Regierungspräsidium Freiburg hat laut heutigen Medienberichten die
Gemeinden im Radius von 20 Kilometern um die drei grenznahen AKW in
Zonen und Sektoren eingeteilt, die im Ernstfall innerhalb einer
bestimmten Frist zu evakuieren wären. Wie das genau ablaufen soll,
will das Referat für Katastrophenschutz allerdings erst im Laufe des
Jahres 2018 erarbeiten. Für Gemeinden am Rande der 20 Kilometer Zone
sind "Ausbuchtungen" vorgesehen. Die Kommunen auf dem Grenzgebiet
werden der höheren Sicherheitsstufe zugeschlagen. Das gilt auch für
die betroffenen Freiburger Stadtteile.

Seit über drei Jahrzehnten drängen der BUND und die trinationale
Umweltbewegung am Ober- und Hochrhein, dass aus dem bisherigen,
betreiberfreundlichen Kataströphchenschutz endlich Katastrophenschutz
wird. Während das Unglück bei der Loveparade 2010 in Duisburg recht
schnell in behördliche Planungen bei Großveranstaltungen einfloss und
deren Planung und Sicherheitsvorkehrungen enorm veränderte, hatte die
Reaktorkatastrophe in Tschernobyl am 26. April 1986 fast keinen
Einfluss auf den Katastrophenschutz in Deutschland. Der Philosoph
Günter Anders hat dieses Versagen und den jahrzehntelangen Umgang mit
der so genannten "friedlichen Nutzung der Kernenergie" sehr treffend
mit dem Begriff der "Apokalypseblindheit" beschrieben.

BUND und Umweltbewegung drängen auf einen realistischen
Katastrophenschutz für eine Million Menschen (davon ca. 500 000 auf
der badischen Rheinseite) im 30-Kilometer-Radius um das AKW
Fessenheim, aber auch für die grenznahen AKW Beznau, Leibstadt und die
anderen AKW in Baden-Württemberg.

Die jetzt angekündigte Fortschreibung ist ein schwer zu
organisierender, (zu) kleiner Schritt in die richtige Richtung. Die
Atomkatastrophen von Tschernobyl und Fukushima haben die mögliche
Dimensionen von Atomunfällen gezeigt, Dimensionen, welche die 20
Kilometer-Radien bei weitem übersteigen. In Fukushima hat in den
ersten Tagen des Unfalls eine günstige Windrichtung dafür gesorgt,
dass ein Großteil der entweichenden Radioaktivität auf's Meer geblasen
wurde. Hätte der Wind die Wolke nach Tokio getrieben und hätte es dort
geregnet, dann wäre die unmögliche Evakuierung der über 10 Millionen
EinwohnerInnen notwendig geworden.

Eine Studie des Ökoinstituts Darmstadt im Auftrag der
Badisch-Elsässischen Bürgerinitiativen besagt, dass sich bei einem
schweren Unfall in Fessenheim und lebhaftem Südwestwind mit Regen eine
bis zu 370 km lange Schadensfahne von Fessenheim bis in den Raum
Würzburg-Nürnberg erstrecken könnte. In deren Bereich müssten alle
Siedlungen auf 50 Jahre geräumt werden, sollten die Richtlinien von
Tschernobyl zur Anwendung kommen. Betroffen wären u.a. die Städte
Freiburg, Emmendingen, Freudenstadt, Tübingen, Stuttgart, Heilbronn
und Schwäbisch Hall. Reale Katastrophen halten sich aber weder an
offizielle, noch an kritisch-alternative Notfallschutzszenarien.

So ist die aktuelle Fortschreibung des Katastrophenschutzes mit ihrem
20-Kilometer-Evakuierungsradius tatsächlich ein Fortschritt, der
Behörden an den Rand ihrer organisatorischen Möglichkeiten bringt, der
andererseits die reale Dimension eines Unfalles immer noch ausblendet.

Die Analyse der bisherigen Atomunfälle zeigt, dass schnelles
Abschalten die einzige Lösung ist. Solange die alten AKW noch laufen,
braucht es endlich richtigen Katastrophenschutz.

Axel Mayer, BUND-Geschäftsführer



Mehr Infos zum Thema Katastrophenschutz: 

http://www.bund-rvso.de/katastrophenschutz-fessenheim-akw.html

 * 
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STELLUNGNAHME/449: NABU und WWF kritisieren Genehmigung für Gaspipeline Nord Stream 2 (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V.: Gemeinsame Pressemeldung mit
dem WWF - Berlin, 31 Januar 2018

NABU und WWF kritisieren Genehmigung des Bergamtes für Gaspipeline
Nord Stream 2

Verbände: "Pipeline gefährdet Klimaziele und Lebensräume in
Schutzgebieten"



Am 31. Januar 2018 hat das Bergamt Stralsund per
Planfeststellungschluss den Bau der umstrittenen Gaspipeline Nord
Stream 2 in den Küstengewässern Mecklenburg-Vorpommerns genehmigt. Die
Umweltverbände NABU und WWF kritisieren die heutige Genehmigung des
Bergamtes. Noch steht zwar die dritte Genehmigung des Bundesamtes für
Seeschifffahrt und Hydrographie in Hamburg aus, doch erste Bauarbeiten
könnten jetzt starten.

Nach Ansicht von NABU und WWF gefährdet der Bau der Gaspipeline
verbindlich vereinbarte Klimaziele und steht im Widerspruch zu
geltendem Energie- und Umweltrecht. Außerdem drohe die Zerstörung von
Lebensräumen in Schutzgebieten in der Ostsee. Die Umweltverbände
wiederholen daher ihre Forderung aus einem Offenen Brief an die
Spitzen der SPD und der Unionsparteien, das Projekt einer gemeinsamen
europäischen Befassung und Entscheidung zuzuführen.

"Die Genehmigung für Nord Stream 2 kommt nicht überraschend. Das
gesamte Verfahren war intransparent. Daten zur Beurteilung der
Umweltauswirkungen wurden zurückgehalten und die Erörterung mit den
Verbänden glich einer Farce. Unbequeme Fragen wurden verhindert und
Diskussionen abgebrochen, wenn es darum ging, ob eine weitere
Gaspipeline in der Ostsee überhaupt notwendig ist. Eine echte
öffentliche Beteiligung und unabhängige Verfahrensführung sieht anders
aus", sagt NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.

"Es ist offensichtlich, dass das Projekt politisch gegen alle
Widerstände durchgedrückt werden soll. Der Antrag für den Bau der
Gasleitung ist als Entscheidungsgrundlage für die Genehmigung fachlich
untauglich. Bundesregierung und Genehmigungsbehörden haben mit
Rücksicht auf das Investment und die Zeitpläne des Unternehmens Nord
Stream auf eine rechtsstaatlich korrekte Prüfung der Unterlagen
verzichtet", so Christoph Heinrich, Vorstand Naturschutz des WWF.

Die geplante Pipeline Nord Stream 2 durchläuft im deutschen
Zuständigkeitsbereich fünf Meeresschutzgebiete, eingerichtet für
seltene Seevögel und Schweinswale sowie streng geschützte
Seegraswiesen und Mergelriffe. Sie gefährdet die Ziele der
europäischen Fauna-Flora-Habitat Richtlinie sowie der 
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie, die beide einen guten oder 
günstigen Zustand der
Meere einfordern. Davon ist die Ostsee weit entfernt - auch, weil die
Nährstoffbelastung zu groß ist und sich dadurch regelmäßig
sauerstoffarme Todeszonen bilden. Nord Stream 2 wird diese Situation
verschärfen, wenn der Meeresboden auf rund 50 Kilometern Länge teils
80 Meter breit ausgebaggert wird. In der Pommerschen Bucht und im
Greifswalder Bodden werden dabei mindestens 254 Tonnen Phosphor
freigesetzt, weiterer Dünger für die ohnehin überlastete Ostsee, wie
NABU und WWF kritisieren. Auch klimapolitisch ist Nord Stream 2 eine
Sackgasse. Unter dem Vorwand, "Brückentechnologie" zu sein, werden
weitere 50 Jahre Nutzung fossiler Energieträger zementiert. Erdgas ist
dabei durch die Methanfreisetzung bei Transport und Förderung in der
Klimabilanz nicht besser als Kohle oder Öl. Methan ist bis zu 85 Mal
klimaschädlicher als CO2. Auch die Auswirkungen im Falle einer Havarie
wären katastrophal für den Klimaschutz. Die Gefahr einer Havarie
erkennt auch die Bundeswehr, deren Übungsgebiet von der Pipeline
geschnitten wird. Sie forderte deshalb spezielle Tests der Pipeline.
Doch auch diese Argumente wurden im Verfahren und den Risikostudien
nicht untersucht und ignoriert.

NABU und WWF sehen keinen Bedarf für eine weitere Gaspipeline. Die
Transportkapazität von Nord Stream 2 wird nicht benötigt, um die
Erdgasversorgung Deutschlands sicherzustellen, da der Verbrauch seit
vielen Jahren kontinuierlich sinkt. Zugleich sind die Gasimport- und
Speicherkapazitäten Deutschlands schon heute drei Mal so groß wie der
Verbrauch und auch die bestehende Nord Stream-Pipeline ist nicht
ausgelastet.




Mehr Informationen auf: www.stopptnordstream2.de

 * 
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MARKT/4104: Flensburg - Fundsachenversteigerung am 6. Februar 2018


Zum Ersten, zum Zweiten, zum Dritten

Fundsachenversteigerung im Rathaus



Flensburg. Die nächste Fundsachenversteigerung findet am Dienstag, 06.
Februar um 14 Uhr in Raum K 18 (Kellergeschoss) des Rathauses statt.
Versteigert werden wieder Gegenstände, die länger als sechs Monate im
Fundbüro aufbewahrt wurden, da die Eigentümer sich nicht gemeldet
haben. Unter anderem befinden sich elf Fahrräder, zwei Hörgeräte, 18
Handys, zehn Geldbörsen, diverse Schmucksachen und eine Angelrute
unter den zu versteigernden Fundsachen.

Die komplette Versteigerungsliste kann im Internet unter
http://db.flensburg.de/formular/Versteigerungsliste.pdf eingesehen
werden.

Weitere Informationen bekommen Sie unter der Tel.-Nr. 85-1826

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 1. Februar 2018

Stadt Flensburg
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